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Klassifizierung des Vorhabens nach Anlage 1 des UVPG: 
Nummer: 


Bezeichnung: 


Eintrag (X, A, S): 


 
UVP-Pflicht 


1.1.1 
 
 


 


Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme 
oder erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungseinrichtung (wie 
Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbine, Verbrennungsmotoranlage, sonstige 
Feuerungsanlage), einschließlich des jeweils zugehörigen Dampfkessels, mit einer 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 200 MW 


Eine UVP ist zwingend erforderlich. Die erforderlichen Unterlagen nach § 4e der 9. BImSchV und 
§ 16 des UVPG sind im Formular 14.2 beigefügt. 


Eine UVP ist nicht zwingend erforderlich, wird aber hiermit beantragt. 


UVP-Pflicht im Einzelfall 


Die Vorprüfung wurde durch die Genehmigungsbehörde bereits durchgeführt. Sie hat ergeben, 
dass keine UVP erforderlich ist. 


Die Vorprüfung wurde durch die Genehmigungsbehörde bereits durchgeführt. Sie hat ergeben, 
dass eine UVP erforderlich ist. Die erforderlichen Unterlagen nach § 4e der 9. BImSchV und § 16 
des UVPG sind im Formular 14.2 beigefügt. 


Die Vorprüfung wurde noch nicht durchgeführt; diese wird hiermit beantragt. Die notwendigen 
Unterlagen zur Durchführung der Vorprüfung enthält der vorliegende Antrag. 


 
Das Vorhaben ist in der Anlage 1 des UVPG nicht genannt. Eine UVP ist nicht erforderlich. 


14.1 Klärung des UVP-Erfordernisses 


✔ 


✔ 
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1. Adressdaten 
Genehmigungsbehörde: BUE - Behörde für Umwelt und Energie 


Neunfelder Str. 19 
21109 Hamburg 


Antragsteller: 
Planungsbüro für die UVP-Unterlagen: 


 
2. Kurzbeschreibung des Vorhabens 


 
 
 
 
 
 


3. Schutzkriterien (Belastbarkeit der Schutzgüter) 


 
 
 
 


mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 200 MW 


mpf, 
atz von 


 
onstige 
ssels, 


Sind folgende Gebiete oder Objekte im Einwirkungsbereich der Anlage vorhanden? 
 


 Gebietsart Kleinster Abstand in m 


✔ Europ. Vogelschutzgebiete nach § 7 (1) Nr. 7 BNatSchG 3100 m 


✔ Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG 3100 m 
 


 Nationalparke, Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG  
 


 Biosphärenreservate nach § 25 BNatSchG  


✔ Biotope nach § 30 BNatSchG am Standort 


✔ Landschaftsschutzgebiete nach § 26 BNatSchG 1820 m 
 


 Geschützte Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG  


✔ Natura 2000 Gebiete § 32 BNatSchG 3100 m 
 


 Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG  
 


 Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heilquellenschutzgebiete (§ 53 WHG), 
Risikogebiete (§ 73 WHG) und Überschwemmungsgebiete (§ 76 WHG) 


 


 


 Gebiete, in denen die in Gemeinschaftsvorschriften festgelegten 
Umweltqualitätsnormen nach EG-Luftqualitätsrichtlinie bereits überschritten sind 


- Grenzwerte nach EG-Luftqualitätsrichtlinie 
- Messwerte für das Beurteilungsgebiet oder vergleichbare Gebiete 


 


 


 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte (§ 2 (2) Nr. 2 und 5 des ROG)  
 


 Denkmale oder Gebiete, die als archäologisch bedeutende Landschaft eingestuft sind  
 


 Sonstige Schutzkriterien  


 
*1) Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas durch den Einsatz von 
Brennstoffen in einer Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, 
Verbrennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage), ein schließlich zugehöriger Dampfkessel, mit einer 
Feuerungswärmeleistung von 50 Megawatt oder mehr 


14.3 Angaben zur Ermittlung und Beurteilung der UVP-Pflicht für Anlagen nach dem BImSchG 


 ✔ Neuerrichtung  Änderung oder Erweiterung (nach BImSchG) 
Nr. des Anhangs der 4. BImSchV 1.1 Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Erzeugung von Strom, Da 


Anlagenbezeichnung: *1) Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas durch den Eins 
Brennstoffen in einer Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk, 


Nr. der Anlage 1 des UVPG 1.11 Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbine, Verbrennungsmotoranlage, s 
Geplante Maßnahme Feuerungsanlage), einschließlich des jeweils zugehörigen Dampfke 
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Zutreffendes 
ankreuzen 


UVP-pflichtige Vorhaben gemäß §§ 6, 9 bis 13 UVPG i.V.m Anlage 1 UVPG, Ziffern 1.1 
bis 10.7 


1. ✔ Neuvorhaben mit einem "X" in Anlage 1 des UVPG (unbedingte UVP-Pflicht für das Vorhaben § 6 
 


UVPG) 
2. Neuvorhaben mit einem "A" oder "S" in Anlage 1 des UVPG für welches die Einzelfallprüfung 


Vorprüfung entfällt,weil der Träger des Vorhabens freiwillig die Durchführung einer UVP beantragt 
(freiwillige UVP § 7 (3) UVPG) 


3. Änderungsvorhaben, bei dem für das bestehende Vorhaben eine UVP durchgeführt worden ist, 
und allein die Änderung die Größen- und Leistungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 
UVPG erreicht oder überschreitet (UVP-Pflicht für das Änderungsvorhaben § 9 (1) Satz 1 Nr. 1 
UVPG) 


4. Änderungsvorhaben, bei dem für das Vorhaben keine UVP durchhgeführt worden ist, und das be- 
stehende Vorhaben und die Änderung zusammen die Größen- und Leistungswerte für die unbe- 
dingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG erstmals erreichen oder überschreiten (UVP-Pflicht für das 
Änderungsvorhaben § 9 (2) Nr. 1 UVPG) oder eine UVP-Pflicht besteht und dafür keine Grö- 
ßen- oder Leistungswerte vorgeschrieben sind (§ 9 (3) Nr. 1) 


5. Kumulierende Vorhaben, die zusammen die Größen- und Leistungswerte für die unbedingte UVP- 
Pflicht gemäß § 6 UVPG erreichen oder überschreiten, (UVP-Pflicht für die kumulierenden Vorha- 
ben § 10 (1) UVPG) 


6. 
6.1. 


 
 
 
 
 


6.2. 
 
 
 
 
 
 


6.3. 
 
 
 
 
 
 


6.4. 


Hinzutretendes kumulierendes Vorhaben 
 


- das allein die Größen- und Leistungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG 
erreicht oder überschreitet und dem für das frühere Vorhaben 


eine Zulassungsentscheidung getroffen und 
bereits eine UVP durchgeführt worden ist 


(UVP-Pflicht für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 11 (2) Nr. 1 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Größen- und Leistungswerte für die unbe- 
dingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere 
Vorhaben 


eine Zulassungsentscheidung getroffen und 
keine UVP durchgeführt worden ist 


(UVP-Pflicht für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 11 (3) Nr. 1 UVPG) 


- das allein die Größen- und Leistungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG 
erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere Vorhaben zum Zeitpunkt der Antrag- 
stellung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben 


noch keine Zulassungsentscheidung getroffen und 
bereits eine UVP durchgeführt worden ist 


(UVP-Pflicht für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 12 (1) Nr. 1 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Größen- und Leistungswerte für die unbe- 
dingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühe- 
re Vorhaben zum Zeitpunkt der Antragstellung für das hinzutretende kumulierende Vorha- 
ben 


noch keine Zulassungsentscheidung getroffen, 
keine UVP durchgeführt worden ist und 
die Antragsunterlagen bereits vollständig eingereicht sind 


(UVP-Pflicht für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 12 (2) Nr. 1 UVPG) 


14.3a UVP-Pflicht oder Einzelfallprüfung 







Antragsteller: 
Aktenzeichen: 
Erstelldatum: Version: 


Wärme Hamburg GmbH 


16.06.2020 / 1.0 5 
 


 


6.5. - das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Größen- und Leistungswerte für die unbe- 
dingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere 
Vorhaben zum Zeitpunkt der Antragstellung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben 


noch keine Zulassungsentscheidung getroffen, 
keine UVP durchgeführt worden ist und 
die Antragsunterlagen noch nicht vollständig sind 


(UVP-Pflicht für die kumulierenden Vorhaben § 12 (3) Nr. 1 UVPG) 
 


Falls keiner der o.g. Punkte zutrifft, ist eine Einzelfallprüfung durchzuführen (s. Teil B), wenn sich deren Notwendig- 
keit aus der nachfolgenden Übersicht ergibt: 


 
 


 


 


 
 
 
 


 
 
 


 
 
 
 
 
 


 


 
 


 
 
 


 
 
 


 
 


 
 
 


 
 


 
 
 


Zutreffendes 
ankreuzen 


UVP-vorprüfungspflichtige Vorhaben (Vorprüfung des Einzelfalls) gemäß §§ 7, 9 bis 
14 UVPG i.V.m. Anlage 1 UVPG, Ziffern 1.1 bis 10.7 


7. Neuvorhaben mit einem "A " oder "S " in Anlage 1 des UVPG 
(allgemeine oder standortbezogene Vorprüfung für das Vorhaben § 7 (1) und (2) UVPG) 


8.  
 
8.1. 
 
 
 
8.2. 


Änderungsvorhaben, bei dem für das bestehende Vorhaben eine UVP durchgeführt worden ist 
und bei dem 
- allein die Änderung die Größen- und Leistungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß 


§ 6 UVPG nicht erreicht oder überschreitet (allgemeine Vorprüfung für das Änderungs- 
vorhaben § 9 (1) Satz 1 Nr. 2 UVPG) 


- keine Größen- und Leistungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG vor- 
geschrieben sind (allgemeine Vorprüfung für das Änderungsvorhaben § 9 (1) Satz 2 
UVPG) 


9. Änderungsvorhaben, bei dem für das bestehende Vorhaben keine UVP durchgeführt worden ist 
und bei dem 
- das bestehende Vorhaben und die Änderung zusammen einen in Anlage 1 UVPG genann- 


ten Prüfwert für eine Vorprüfung erstmals oder erneut erreichen oder überschreiten 
(standortbezogene/allgemeine Vorprüfung für das Änderungsvorhaben § 9 (2) Nr. 2 
UVPG) 


- für das bestehende Vorhaben und die Änderung zusammen nach Anlage 1 UVPG 
eine UVP-Pflicht besteht und dafür keine Größen- und Leistungswerte vorgeschrieben 
sind oder 
eine Vorprüfung, aber keine Prüfwerte vorgeschrieben sind 


(standortbezogene/allgemeine Vorprüfung für das Änderungsvorhaben § 9 (3) Nr. 1 
und 2 UVPG) 


9.1. 


 
 


9.2. 


10. Kumulierende Vorhaben, die zusammen 
- die Prüfwerte für eine allgemeine Vorprüfung erstmals oder erneut erreichen oder über- 


schreiten (allgemeine Vorprüfung für die kumulierenden Vorhaben § 10 (2) UVPG) 


- die Prüfwerte für eine standortbezogene Vorprüfung erstmals oder erneut erreichen oder 
überschreiten (standortbezogene Vorprüfung für die kumulierenden Vorhaben § 10 (3) 
UVPG) 


10.1. 


 
10.2. 


11. Hinzutretendes kumulierendes Vorhaben 
- das allein die Größen- und Leistungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG 


nicht erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere Vorhaben 
eine Zulassungsentscheidung getroffen und 
bereits eine UVP durchgeführt worden ist 


(allgem. Vorprüfung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 11 (2) Nr. 2 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Prüfwerte für die allgemeine Vorprüfung erst- 
mals oder erneut erreicht oder überschreitet (allgemeine Vorprüfung für das hinzutretende 
kumulierende Vorhaben § 11 (3) Nr. 2 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Prüfwerte für die standortbezogene Vorprü- 
fung erstmals oder erneut erreicht oder überschreitet (standortbezogene Vorprüfung für das 
hinzutretende kumulierende, § 11 (3) Nr. 3 UVPG) 


11.1. 


 
 


11.2. 


 
11.3. 
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11.4. 
 
 
 
 
 
 


11.5. 
 
 
 
 
 
 


11.6. 
 
 
 
 
 
 
 


11.7. 
 
 
 
 
 
 
 
 


11.8. 
 
 
 
 
 
 
 


11.9. 
 
 
 
 
 
 
 


11.10. 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen zwar die maßgeblichen Größen- und Leis- 
tungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG erreicht oder überschreitet, das 
jedoch allein die Prüfwerte für die standortbezogene und die allgemeine Vorprüfung nicht er- 
reicht oder überschreitet 
(allgemeine Vorprüfung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 11 (4) 
UVPG) 


- das allein die Größen- und Leistungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß §6 UVPG 
nicht erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere Vorhaben zum Zeitpunkt der 
Antragstellung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben 


noch keine Zulassungsentscheidung getroffen worden ist und 
für das eine UVP durchgeführt worden ist 


(allgem. Vorprüfung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 12 (1) Nr. 2 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Prüfwerte für die allgemeine Vorprüfung erst- 
mals oder erneut erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere Vorhaben zum 
Zeitpunkt der Antragstellung für das hinzutretende Vorhaben 


noch keine Zulassungsentscheidung getroffen worden ist, 
allein keine UVP-Pflicht besteht und 
die Antragsunterlagen bereits vollständig eingereicht sind 


(allgem. Vorprüfung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 12 (2) Nr. 2 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Prüftwerte für die standortbezogene Vorprü- 
fung erstmals oder erneut erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere Vorhaben 
zum Zeitpunkt der Antragstellung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben 


noch keine Zulassungsentscheidung getroffen worden ist, 
allein keine UVP-Pflicht besteht und 
die Antragsunterlagen bereits vollständig eingereicht sind 


(standortbezogene Vorprüfung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 12 (2) 
Nr. 3 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Prüfwerte für die allgemeine Vorprüfung erst- 
mals oder erneut erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere Vorhaben zum 
Zeitpunkt der Antragstellung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben 


noch keine Zulassungsentscheidung getroffen worden ist, 
allein keine UVP-Pflicht besteht und 
die Antragsunterlagen noch nicht vollständig eingereicht sind 


(allgemeine Vorprüfung für die kumulierenden Vorhaben § 12 (3) Nr. 2 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen die Prüftwerte für die standortbezogene Vorprü- 
fung erstmals oder erneut erreicht oder überschreitet und bei dem für das frühere Vorhaben 
zum Zeitpunkt der Antragstellung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben 


noch keine Zulassungsentscheidung getroffen worden ist, 
allein keine UVP-Pflicht besteht und 
die Antragsunterlagen noch nicht vollständig eingereicht sind 


(standortbezogene Vorprüfung für die kumulierenden Vorhaben § 12 (3) Nr. 3 UVPG) 


- das mit dem früheren Vorhaben zusammen zwar die maßgeblichen Größen und Leis- 
tungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 UVPG erreicht oder überschrei- 
tet, jedoch allein die Prüfwerte für die standortbezogene und die allgemeine Vorprü- 
fung nicht erreicht oder überschreitet 
(allgemeine Vorprüfung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben § 12 Abs. 4 UVPG) 


12. Entwicklungs- u. Erprobungsvorhaben mit einem "X" in Anlage 1 und das nicht länger als 2 Jahre 
durchgeführt werden soll 
(allgemeine Vorprüfung für das Entwicklungs- und Erprobungsvorhaben § 14 (1) UVPG) 


 





		Klassifizierung des Vorhabens nach Anlage 1 des UVPG:

		UVP-Pflicht
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Müller-BBM GmbH 


Niederlassung Frankfurt 


Kleinbahnweg 4 


63589 Linsengericht 


 


Telefon +49(6051)6183 0 


Telefax +49(6051)6183 11 


 


www.MuellerBBM.de  
 
Dr. rer. nat. Jens Dahlhausen 


Telefon +49(6051)6183 27 


Jens.Dahlhausen@mbbm.com 
 
09. Dezember 2020   


M150051/03 Version 3 DHL/WERN 


 


 


 


Müller-BBM GmbH 


Niederlassung Frankfurt 


HRB München 86143 


USt-ldNr. DE812167190 


 


Geschäftsführer: 


Joachim Bittner, Walter Grotz, 


Dr. Carl-Christian Hantschk,  


Dr. Alexander Ropertz,  


Stefan Schierer, Elmar Schröder 
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Einleitung 


1.1 Situation und Aufgabenstellung 


Die Wärme Hamburg GmbH plant die Errichtung und den Betrieb eines Gas- und 


Dampfturbinen Heizkraftwerks mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) am Standort Dra-


denau (KWK-Anlage Dradenau), das über eine Fernwärmetransportleitung, die FWS-


West, mit dem Fernwärmenetz im Westen Hamburgs verbunden wird. 


Die erdgasbefeuerte Anlage besitzt eine installierte maximale Feuerungswärmeleis-


tung (FWL) von 440 MW, die von folgenden Aggregaten erbracht wird: 


• 2 Gasturbinen mit Zusatzfeuerung im Abhitzekessel: 2 × 175 MW FWL 


• 1 Gasdampferzeuger: 80 MW FWL  


• 1 Gasmotor: 10 MW FWL 


 


Darüber hinaus wird ein Elektro-Dampferzeuger (Power-to-Heat) mit einer elektrischen 


Leistung von 30 MWel installiert. Für den Fall eines Stromausfalls ist die geplante 


Anlage mit einem Notstrom-Dieselmotor (FWL ca. 2,5 MW) ausgestattet. 


Die geplante Anlage ist dem im Anhang 1 der 4. BImSchV (Verordnung über geneh-


migungsbedürftige Anlagen) aufgeführten Anlagentyp zuzuordnen: 


 


Nr. 1.1 (G/E) Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder 


erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungs-


einrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Ver-


brennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage), einschließlich zugehöriger 


Dampfkessel, mit einer Feuerungswärmeleistung von 50 Megawatt oder mehr. 


 


Aufgrund der Zuordnung des Vorhabens zur Nr. 1.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV 


ist für das geplante Vorhaben ein immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-


rens gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) [3] durchzuführen. 


Darüber hinaus sind Anlagen mit einer FWL > 200 MW unter Nr. 1.1.1 der Anlage 1 


des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) aufgeführt und in der 


Spalte 1 mit einem „X“ gekennzeichnet. Demzufolge ist das Vorhaben als UVP-


pflichtiges Vorhaben eingestuft. Daher ist für das Vorhaben gemäß § 1 Abs. 2 der 


9. BImSchV [15] eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) als unselbstständiger Teil 


des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens seitens der zuständigen 


Genehmigungsbehörde (Behörde für Umwelt und Energie (BUE) der Freien und Hans-


estadt Hamburg) durchzuführen. Die für die behördliche Umweltverträglichkeitsprüfung 


seitens der Vorhabenträgerin beizubringenden Unterlagen sollen gemäß § 4e Abs. 1 


der 9. BImSchV in Form eines UVP-Berichtes vorgelegt werden.   
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Das Ziel dieses UVP-Berichtes ist die Beurteilung der Umweltauswirkungen des Vor-


habens unter Berücksichtigung der umweltgesetzlichen Zulassungsvoraussetzungen. 


Der UVP-Bericht umfasst hierzu die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der un-


mittelbaren und mittelbaren Umweltauswirkungen auf 


• den Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit, 


• Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 


• Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 


• kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter, 


• die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern. 


 


Der zuständigen Genehmigungsbehörde sollen damit die erforderlichen Informationen 


bereitgestellt werden, die für die behördliche Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


gemäß § 20 Abs. 1b der 9. BImSchV erforderlich sind. 


Der UVP-Bericht umfasst sämtliche umweltgesetzlichen Regelungstatbestände, die 


zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens zu berücksichtigen sind. Es wer-


den sämtliche Vorhabenbestandteile und sonstigen projektbezogenen Aspekte 


betrachtet und beurteilt, die für das Vorhaben eine Relevanz aufweisen können. 


 


1.2 Fachgutachten und Rechtsgrundlagen 


Für die Beurteilung der unmittelbaren und mittelbaren potenziellen Umweltauswirkun-


gen des Vorhabens wurden mehrere Fachgutachten erstellt.  


Im Einzelnen wurden u. a. die nachfolgenden Fachgutachten für das Vorhaben erstellt: 


• Schornsteinhöhenbestimmung nach 5.5 TA Luft 2002 


Müller-BBM GmbH, Bericht-Nr. M147828/03 [36] 


• Lufthygienisches Fachgutachten  


Müller-BBM GmbH, Bericht-Nr. M147828/01 [37] 


• Ermittlung der Stoffeinträge in die im möglichen Einwirkungsbereich des 


geplanten Vorhabens gelegenen Natura 2000-Gebiete  


Müller-BBM GmbH, Bericht-Nr. M147828/02 [38] 


• Schwadengutachten und Gutachten zur Ertragsminderung von WEA 


GEO-NET Umweltconsulting GmbH [47]  


• Gutachterliche Stellungnahme zu den klimaökologischen Auswirkungen der 


geplanten Nutzungsänderung 


GEO-NET Umweltconsulting GmbH [48] 


• Geräuschimmissionsprognose gemäß TA Lärm 


Kötter Consulting Engineers [35] 


• Natura2000-Vorprüfung  


Müller-BBM GmbH, Bericht-Nr. M150051/04 [39] 


• Fachbeitrag zum Artenschutz 


Dipl.-Biol. Karsten Lutz, Biodiversity & Wildlife Consulting [42] 


Büro für biologische Bestandsaufnahmen [44] 
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• Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 


EGL – Entwicklung und Gestaltung von Landschaft GmbH [43] 


• Brandschutzkonzept 


Brandschutz Consult Ingenieurgesellschaft mbH Leipzig, Projekt-Nr. 19-G-0289 


[40] 


• Baugrundbeurteilung und Beurteilung der Wasserverhältnisse 


Grundbauingenieure Steinfeld und Partner – Beratende Ingenieure mbB [45] 


• Ausgangszustandsbericht (AZB) für Boden und Grundwasser, 1. Teil  


Grundbauingenieure Steinfeld und Partner – Beratende Ingenieure mbB [46] 


 


Im UVP-Bericht werden die Ergebnisse der einzelnen Fachgutachten schutzgutspezi-


fisch zusammengestellt. Hierzu wurden die Fachgutachten ausgewertet, schutzgut-


spezifisch aufbereitet und, soweit erforderlich, um weitere umweltfachliche Informatio-


nen ergänzt. Dabei wurde insbesondere geprüft, ob sich auf Basis der Ergebnisse der 


Fachgutachten beurteilungsrelevante Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 


Schutzgütern des UVPG abzeichnen, die einer vertieften Beurteilung im UVP-Bericht 


bedürfen. Sofern solche Wechselwirkungen bestehen, werden diese im UVP-Bericht 


dargestellt und bewertet.  


Für spezifische Umweltmerkmale des Vorhabens bzw. der aus diesen Umweltmerkma-


len ableitbaren Wirkfaktoren, für die keine eigenständigen Fachgutachten erforderlich 


sind, erfolgt die Bewertung der potenziellen Umweltauswirkungen im UVP-Bericht auf 


Grundlage aktueller fachlicher und gesetzlicher Bewertungsmaßstäbe. 


Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der einzelnen Fachgutachten, der schutzgut-


spezifischen Bewertungsergebnisse des UVP-Berichtes sowie unter Berücksichtigung 


von Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern, erfolgt die abschließende Bewer-


tung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens.  


Die für den UVP-Bericht verwendeten Fachgutachten, Rechtsgrundlagen sowie sonsti-


gen umweltfachlichen Informationen, die zu Erstellung des UVP-Berichtes und zur Be-


wertung der potenziellen Umweltauswirkungen herangezogen worden sind, sind in 


Kapitel 11 zusammengestellt. 


 


1.3 Inhalt (Umfang) des UVP-Berichtes 


Das Ziel des UVP-Berichtes ist die Beurteilung der potenziellen Umweltauswirkungen 


des Vorhabens unter Berücksichtigung der umweltgesetzlichen Zulassungsvorausset-


zungen. Es soll festgestellt werden, ob das Vorhaben zu erheblichen nachteiligen Um-


weltauswirkungen führen kann. Für diese Beurteilung werden zunächst die einzelnen 


Wirkfaktoren des Vorhabens identifiziert. 


Anschließend werden die aus den Wirkfaktoren ableitbaren Einwirkungen auf die 


Umwelt bzw. auf jedes Schutzgut gemäß § 1a der 9. BImSchV beschrieben und hin-


sichtlich der Intensität und Reichweite der möglichen Beeinträchtigungen bewertet. 


Der Umfang des UVP-Berichtes richtet sich nach der Art des Vorhabens und der von 


diesem Vorhaben ausgehenden Umwelteinwirkungen. Es werden des Weiteren im 


besonderen Maße auch Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern, 


Wirkungsverlagerungen zwischen den Schutzgütern und Überlagerungseffekte von 


mehreren Wirkfaktoren berücksichtigt. 
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Der skizzierte Umfang des UVP-Berichtes entspricht den umweltgesetzlichen Anforde-


rungen, wonach die möglichen Auswirkungen eines Vorhabens unter Berücksichtigung 


sämtlicher Einzelwirkungen zu beurteilen sind und wonach sich die Beschreibung und 


Bewertung von potenziellen Umweltauswirkungen auf sämtliche absehbaren Wirk-


pfade eines Vorhabens zu erstrecken hat. 


Der inhaltliche Aufbau des UVP-Berichtes richtet sich grundlegend nach den Anforde-


rungen des § 4e der 9. BImSchV sowie der Anlage zur 9. BImSchV. 


 


1.4 Methodische Vorgehensweise des UVP-Berichtes 


Im UVP-Bericht sind gemäß § 1 a der 9. BImSchV die potenziellen unmittelbaren und 


mittelbaren Auswirkungen eines Vorhabens auf die Schutzgüter Mensch, Tiere und 


Pflanzen, Boden und Fläche, Wasser, Klima, Luft und Landschaft sowie kulturelles 


Erbe und sonstige Sachgüter, einschließlich der Wechselwirkungen zwischen diesen 


Schutzgütern zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. 


Im Genehmigungsverfahren werden der zuständigen Genehmigungsbehörde die ent-


scheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens in 


Form eines UVP-Berichtes vorgelegt. Im UVP-Bericht sind sämtliche schutzgutspezifi-


schen Gesetzgebungen zu beachten, die durch das beantragte Vorhaben berührt wer-


den. Der Detaillierungsgrad des UVP-Berichtes richtet sich v. a. nach der Art, der 


Dauer und der Intensität der vorhabenbedingten Wirkfaktoren sowie nach der Empfind-


lichkeit und der möglichen Betroffenheit der Umweltschutzgüter. 


Bezugnehmend auf die Anforderungen des § 4e Abs. 1 des 9. BImSchV i. V. m der 


Anlage zur 9. BImSchV umfasst der UVP-Bericht im Wesentlichen die nachfolgenden 


Aspekte: 


• Beschreibung des Vorhabens mit Angaben zum Standort, zur Art, zum Umfang 


und zur Ausgestaltung sowie zur Größe und zu anderen wesentlichen Merkmalen 


des Vorhabens.  


• Beschreibung der vernünftigen Alternativen, die für das Vorhaben und seine spe-


zifischen Merkmale relevant und vom Vorhabenträger geprüft worden sind. Die 


wesentlichen Auswahlgründe für das beantragte Vorhaben sind unter Berück-


sichtigung der Umweltauswirkungen der geprüften Alternativen anzugeben.  


• Beschreibung der Merkmale des Vorhabens und des Standortes sowie der ge-


planten Maßnahmen, mit denen das Auftreten erheblicher nachteiliger Umwelt-


auswirkungen ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden soll. 


• Beschreibung der Umwelt und ihrer wesentlichen Bestandteile im Einwirkungs-


bereich des Vorhabens in der Bestandssituation. Diese Beschreibung erfolgt 


getrennt anhand der einzelnen Schutzgüter gemäß dem UVPG. 


• Beschreibung der möglichen Konflikte der Wirkfaktoren des Vorhabens mit den 


Schutzgütern des UVPG sowie Bewertung der potenziellen Umweltauswirkungen 


durch das Vorhaben. 


 


Darüber hinaus umfasst der UVP-Bericht gemäß § 4e Abs. 2 der 9. BImSchV die sich 


aus der Anlage zur 9. BImSchV ergebenden Angaben, soweit diese für die Beurteilung 


des Vorhabens von Bedeutung sind.  
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Der nachfolgenden Abbildung ist in einer vereinfachten schematischen Darstellung die 


Vorgehensweise für den UVP-Bericht zu entnehmen. 


 


 


Abbildung 1.  Übersichtsschema zur Vorgehensweise bei der Erstellung des UVP-Berichtes. 
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In den nachfolgenden Kapiteln werden die einzelnen Inhalte des UVP-Berichtes näher 


erläutert. 


 


1.4.1 Beschreibung des Vorhabens (Vorhabenbeschreibung)  


In Kapitel 2 wird das Vorhaben mit seinen wesentlichen Bestandteilen, die für die 


Beurteilung der zu erwartenden Umweltauswirkungen erforderlich sind, dargestellt. Die 


Beschreibung des Vorhabens konzentriert sich auf die Kernaspekte der räumlichen 


und technischen Ausführung, soweit diese zur Abgrenzung der einzelnen Wirkfaktoren 


des Vorhabens und somit zur Beurteilung der potenziellen Umweltauswirkungen 


geeignet sind. 


Eine ausführliche Detailbeschreibung des Vorhabens ist den genehmigungsrecht-


lichen Antragsunterlagen zu entnehmen, die auch eine der wesentlichen Grundlagen 


für die Erstellung des UVP-Berichtes sind.  


Die Beschreibung des Vorhabens umfasst darüber hinaus eine Darstellung der durch 


die Vorhabenträgerin geprüften vernünftigen Alternativen (z. B. technische Verfahrens-


alternativen).  


 


1.4.2 Wirkfaktoren des Vorhabens 


In Kapitel  3 werden die mit den Vorhaben verbundenen Wirkfaktoren, die auf die Um-


welt und ihre Bestandteile potenziell einwirken können, abgegrenzt. Die Abgrenzung 


der Wirkfaktoren erfolgt getrennt nach bau-, anlagen- und betriebsbedingten Wirkfak-


toren. Es werden zudem Wirkfaktoren des nicht bestimmungsgemäßen Betriebs sowie 


rückbaubedingte Wirkfaktoren berücksichtigt.  


Neben der Abgrenzung der Wirkfaktoren werden die Wirkräume (Einwirkungsbereiche) 


der Wirkfaktoren skizziert, da die Wirkfaktoren in Abhängigkeit ihrer Art und Intensität 


unterschiedliche Reichweiten aufweisen können. Einzelne Wirkfaktoren wirken auf-


grund ihrer Art ausschließlich auf den Standortbereich des Vorhabens oder das nähere 


Umfeld um den Vorhabenstandort herum ein. Andere Wirkfaktoren können dagegen 


mit großräumigen Einflüssen auf die Umwelt und ihre Bestandteile verbunden sein. Um 


eine gezielte Beschreibung des Zustands der Umwelt in der Bestandssituation und 


hierauf aufbauend eine gezielte Beurteilung von potenziellen Beeinträchtigungen der 


Umwelt sicherzustellen, ist die Kenntnis über die relevanten Einwirkungsbereiche des 


Vorhabens erforderlich.  


Beispielsweise ist die Erfassung eines Umweltbestandteils in einer Entfernung von 


bspw. 3 km nicht erforderlich, wenn bereits anhand der Art und Reichweite eines Wirk-


faktors eine Betroffenheit von vornherein ausgeschlossen werden kann größeren Ent-


fernung geboten, sofern ein Wirkfaktor auf diesen fernen Umweltbestandteil nachteilig 


einwirken könnte. Im vorliegenden UVP-Bericht wird unterschieden zwischen dem 


Vorhabenstandort dem Nahbereich (bis 500 m) und dem Fernbereich (> 500 m). Die 


Abgrenzung der Reichweite der Wirkfaktoren erfolgt insbesondere auf Grundlage der 


Ergebnisse der erstellten Fachgutachten. 
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1.4.3 Beschreibung des aktuellen Zustands der Umwelt (Raumanalyse)  


In Kapitel 3 wird der aktuelle Zustand der Umwelt mit den Schutzgütern Klima, Luft, 


Boden und Fläche, Wasser (Grundwasser und Oberflächengewässer), Pflanzen und 


Tiere, Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie Schutzgut Men-


schen, insbesondere die menschliche Gesundheit, beschrieben. 


Die Beschreibung des aktuellen Zustands der Umwelt erfolgt schutzgutspezifisch. Die 


Beschreibung erfolgt im Regelfall für ein fest definiertes Untersuchungsgebiet. In Ab-


hängigkeit des Schutzgutes (oder seiner Bestandteile), der Art und Reichweite der vor-


habenbedingten Wirkfaktoren (Wirkräume) sowie der Empfindlichkeit der Schutzgüter 


gegenüber diesen Wirkfaktoren, werden für die Zustandsbeschreibung ggfs. schutz-


gutspezifische Untersuchungsräume festgelegt.  


Diese schutzgutspezifischen Untersuchungsräume können über das fest definierte 


Untersuchungsgebiet hinausreichen oder nur Teilbereiche dieses Untersuchungs-


gebietes umfassen. Das Untersuchungsgebiet bzw. die schutzgutspezifischen Unter-


suchungsräume sind jeweils so gewählt, dass der Einwirkungsbereich des Vorhabens 


vollständig abgedeckt wird. 


Innerhalb des Untersuchungsgebietes bzw. den schutzgutspezifischen Untersuchungs-


räumen umfasst die Beschreibung der Schutzgüter die nachfolgenden Aspekte: 


• Beschreibung der Schutzgüter einschließlich der Vorbelastungen, die durch den 


Menschen im Bestand bereits bestehen bzw. hervorgerufen werden und die 


bereits zu einer Beeinträchtigung von Umweltschutzgütern führen. 


• Darstellung der Schutzwürdigkeit der Schutzgüter, die sich aus deren Funktions-


fähigkeit im Naturhaushalt und aus deren Nutzungseignung ergibt. 


• Abschätzung der Empfindlichkeit der Schutzgüter gegenüber Belastungen, die im 


Allgemeinen oder durch das Vorhaben hervorgerufen werden könnten. 


 


Die fachliche Bewertung des Umweltzustands ist mit der Ermittlung der Schutzwürdig-


keit der Umweltbestandteile gleichzusetzen. Beispielsweise ist eine hohe Empfindlich-


keit eines Biotops gleichbedeutend mit seiner naturschutzfachlich-ökologischen Schutz-


würdigkeit. Vorbelastungen werden i. d. R. durch Abwertungen berücksichtigt.  


Soweit rechtliche Beurteilungsgrundlagen oder fachliche Leitlinien vorhanden sind, 


erfolgt die Bestandsbewertung nach diesen Regelwerken. Liegen für die Einstufung 


eines Schutzgutes keine angemessenen Regelwerke vor, so erfolgt eine qualitative 


(verbal-argumentative) gutachterliche Beurteilung der Wertigkeit. Die Wertigkeit der 


Schutzgüter wird in den Wertstufen gering, mittel und hoch vorgenommen. 


Für die Raumanalyse wird neben den für das Vorhaben erstellten Fachgutachten auf 


allgemein zugängliche umweltfachliche Daten zu den Schutzgütern zurückgegriffen.  
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1.4.4 Beschreibung der zu erwartenden Umweltauswirkungen des Vorhabens  


(Auswirkungsprognose) 


Auf Grundlage der Abgrenzung der Wirkfaktoren des Vorhabens (Kapitel 3) und der 


Ergebnisse der Erfassung des aktuellen Zustands der Umwelt (Kapitel 4) werden die 


zu erwartenden Umweltauswirkungen durch die Realisierung des Vorhabens schutz-


gutspezifisch ermittelt, beschrieben und bewertet. 


Die Bewertung der potenziellen Umweltauswirkungen erfolgt in Kapitel 5 des UVP-Be-


richtes. In den einzelnen Auswirkungskapiteln erfolgt die Bewertung der potenziellen 


Umweltauswirkungen jeweils auf Grundlage der Umweltmerkmale des Vorhabens, der 


Ergebnisse der erstellten Fachgutachten sowie unter Berücksichtigung des allgemei-


nen Kenntnisstandes und anerkannter Prüfmethoden. Hierzu werden die Wirkfaktoren 


des Vorhabens jeweils mit den Empfindlichkeiten der Schutzgüter verschnitten. Es wird 


für die Bewertung, soweit vorhanden, auf anerkannte Beurteilungskriterien (z. B. 


Immissions-, Grenz-, Richtwerte) zurückgegriffen. Fehlen solche einschlägigen Beur-


teilungskriterien, so wird entsprechend der Genehmigungspraxis eine fachliche verbal-


argumentative Beurteilung vorgenommen.  


In der Auswirkungsprognose werden neben den primär zu erwartenden Auswirkungen 


des Vorhabens auf die Umwelt und ihre Bestandteile auch die Wechselwirkungen 


zwischen den Schutzgütern untersucht und die hieraus ableitbaren Auswirkungen auf 


die Umwelt beschrieben und bewertet. Die Beschreibung und Bewertung von Wechsel-


wirkungen erfolgt innerhalb der einzelnen schutzgutspezifischen Auswirkungskapitel. 


• auf die Wahrscheinlichkeit des Auftretens von Auswirkungen, 


• auf die Dauer bzw. Häufigkeit von Auswirkungen, 


• auf die räumliche Verteilung der Auswirkungen sowie 


• auf die Intensität des Auftretens von Auswirkungen. 


 


In der Auswirkungsprognose werden die für das Vorhaben vorgesehenen Maßnahmen 


zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich von erheblichen nachteiligen Um-


weltbeeinträchtigungen beschrieben und in die Beurteilungen eingestellt. Dies umfasst 


auch solche Maßnahmen, die in den erstellten Fachgutachten festgelegt worden sind. 


Im UVP-Bericht werden diese Maßnahmen als Bestandteil der Planung gewürdigt.  


Bei der fachlichen Beurteilung der vorhabenbedingten Auswirkungen auf die Umwelt-


schutzgüter wird unterschieden zwischen „erheblichen“, „hohen“, „mäßigen“, „geringen“ 


sowie „keinen“ Auswirkungen.  


Erhebliche Umweltauswirkungen liegen vor, wenn die Wirkfaktoren zu Veränderungen 


bzw. Beeinträchtigungen eines Schutzgutes führen und diese nicht durch Verminde-


rungs- oder Ausgleichsmaßnahmen auf ein verträgliches Maß reduziert bzw. ausge-


glichen werden können. Solche Auswirkungen stellen i. d. R. einen Verlust von Um-


weltbestandteilen oder Umweltfunktionen dar. Sofern es sich um quantifizierbare Wirk-


faktoren handelt (z. B. Immissionen von Luftschadstoffen), so werden Auswirkungen 


als erheblich eingestuft, wenn diese als nicht irrelevant einzustufen sind und die zu-


grunde liegenden Beurteilungsmaßstäbe (z. B. Immissionswerte) in der Gesamt-


belastung überschritten werden. 
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Hohe Umweltauswirkungen liegen vor, wenn ein Wirkfaktor mit deutlichen bzw. nach-


weisbaren Einflüssen auf die Umwelt und ihre Bestandteile verbunden ist und diese 


sich auch nicht durch Vermeidungs-/Verminderungsmaßnahmen vor Ort auf ein niedri-


geres Maß der Auswirkungsintensität reduzieren lassen. Die Auswirkungen über-


schreiten jedoch nicht eine Erheblichkeitsschwelle, sondern sind z. B. in Anbetracht 


der Bestandsituation (Ist-Zustand der Umwelt) oder entsprechend gesetzlicher Beurtei-


lungsmaßstäbe als tolerierbar einzustufen. Als hohe Auswirkungen werden auch sol-


che Beeinträchtigungen bezeichnet, die zwar mit erheblichen Einwirkungen auf ein 


Schutzgut verbunden sind, die sich jedoch durch Ausgleichsmaßnahmen nach gesetz-


lichen Maßstäben kompensieren lassen. Sofern es sich um quantifizierbare Wirkfak-


toren handelt (z. B. Immissionen von Luftschadstoffen), so werden Auswirkungen als 


hoch eingestuft, wenn diese als nicht irrelevant einzustufen sind, die zugrunde liegen-


den Beurteilungsmaßstäbe (z. B. Immissionswerte) in der Gesamtbelastung jedoch 


eingehalten werden. 


Mäßige Umweltauswirkungen liegen vor, wenn die Wirkfaktoren zwar mit erkennbaren 


bzw. nachweisbaren Einflüssen auf die Schutzgüter verbunden sind, jedoch die je-


weiligen Umweltfunktionen im Landschafts- und Naturhaushalt erhalten bleiben oder 


die Funktionsfähigkeit der Umwelt für den Menschen erhalten bleibt. Mäßige Umwelt-


auswirkungen liegen auch dann vor, sofern diese durch Verminderungs- und/oder Aus-


gleichsmaßnahmen zu keinem Verlust oder zu keinen relevanten Schädigungen der 


Schutzgüter im Landschafts- und Naturhaushalt führen. Sofern es sich um quantifizier-


bare Wirkfaktoren handelt (z. B. Immissionen von Luftschadstoffen), so werden Aus-


wirkungen als mäßig eingestuft, wenn diese zwar als nicht irrelevant einzustufen sind, 


die zugrunde liegenden Beurteilungsmaßstäbe (z. B. Immissionswerte) in der Gesamt-


belastung jedoch nur zu höchstens 75 % ausgeschöpft werden. 


Geringe Umweltauswirkungen liegen vor, wenn die Wirkfaktoren nur zu Beeinträchti-


gungen von einer geringen Intensität führen. Diese Beeinträchtigungen sind als so ge-


ring einzustufen, dass diese zu keinem Verlust der Funktionsfähigkeit von Umweltbe-


standteilen oder Umweltfunktionen führen. Sofern es sich um quantifizierbare Wirkfak-


toren handelt (z. B. Immissionen von Luftschadstoffen), so werden Auswirkungen als 


gering bezeichnet, wenn diese als irrelevant zu beurteilen sind und/oder die zugrunde 


liegenden Beurteilungsmaßstäbe (z. B. Immissionswerte) in der Gesamtbelastung um 


mehr als die Hälfte unterschritten werden.  


Keine Auswirkungen liegen vor, wenn ein Wirkfaktor mit keinen messbaren bzw. nach-


weisbaren (= vernachlässigbaren) Umweltauswirkungen verbunden ist. Hierunter wer-


den auch solche Wirkungen zusammengefasst, die zu positiven Einwirkungen auf die 


Umwelt führen.  


 


1.4.5 Prognose des Umweltzustands bei nicht Durchführung des Vorhabens 


Gemäß der Ziffer 3 der Anlage zu § 4e der 9. BImSchV ist neben der Bewertung von 


möglichen Auswirkungen des zu prüfenden Vorhabens auf die Umwelt auch eine Über-


sicht über die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nicht-Durchfüh-


rung des beantragten Vorhabens vorzunehmen, soweit diese Entwicklung gegenüber 


dem aktuellen Zustand mit zumutbarem Aufwand auf der Grundlage der verfügbaren 


Umweltinformationen und wissenschaftlichen Erkenntnissen abgeschätzt werden kann.  
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1.4.6 Kumulierende Vorhaben und kumulative Umweltauswirkungen 


1.4.6.1 Kumulierende Vorhaben 


Für kumulierende Vorhaben besteht nach § 10 Abs. 1 UVPG die UVP-Pflicht, wenn die 


kumulierenden Vorhaben zusammen die maßgeblichen Größen- oder Leistungswerte 


nach § 6 UVPG erreichen oder überschreiten. Kumulierende Vorhaben liegen vor, 


wenn es sich im Sinne des UVPG um gleichartige Vorhaben eines oder mehrerer 


Vorhabenträger handelt, die mit gleichartigen Umwelteinwirkungen verbunden sind, 


die gemeinsam zu nachteiligen Umweltauswirkungen führen könnten (Überlagerung 


der Umweltauswirkungen der Einzelvorhaben). Die kumulierenden Vorhaben müssen 


darüber hinaus funktional und wirtschaftlich aufeinander bezogen sein und gemeinsame 


betriebliche oder bauliche Einrichtungen nutzen. 


Im Zusammenhang mit der geplanten KWK-Anlage sind im vorliegenden Fall keine 


kumulierenden Vorhaben gegeben.  


 


1.4.6.2 Kumulative Umweltauswirkungen 


Unter kumulativen Umweltauswirkungen sind sowohl Einwirkungen auf die Umwelt 


durch mehrere Einzelbestandteile eines Vorhabens als auch Einwirkungen auf die 


Umwelt und ihre Bestandteile durch verschiedene Vorhaben, die nicht unter die Rege-


lung der § 10 Abs. 4 UVPG fallen zu verstehen. 


Gemäß § 4e Abs. 2 der 9. BImSchV i. V. m. Ziffer 4 lit c) ff) der Anlage zur 9. BImSchV 


ist das Zusammenwirken des zuzulassenden Vorhabens mit anderen Vorhaben oder 


Tätigkeiten auf die Schutzgüter des § 1a der 9. BImSchV darzustellen und zu be-


werten. Darüber hinaus kann sich die Notwendigkeit auch auf Grundlage anderweitiger 


umweltgesetzlicher Anforderungen bzw. Regelungen ergeben. Eine solche Notwen-


digkeit zur Betrachtung von kumulativen Umweltauswirkungen liegt bspw. vor, wenn 


ein Wirkfaktor eines zu untersuchenden Vorhabens auf Grundlage formaler Bewer-


tungskriterien selbst nicht als irrelevant oder die resultierenden Einwirkungen nicht als 


Bagatelle einzustufen sind. In diesen Fällen besteht bspw. das Erfordernis zur Beurtei-


lung der Gesamtbelastung oder das Erfordernis einer vertieften Prüfung unter Berück-


sichtigung sonstiger anderweitiger Vorhaben. 


Kumulative Umweltauswirkungen können aber auch hervorgerufen werden, wenn sich 


bspw. durch mehrere unterschiedliche Wirkfaktoren gemeinsame Einwirkungen auf die 


Umwelt bzw. einzelne Umweltbestandteile ergeben könnten. In diesen Fällen ist es 


z. B. möglich, dass ein einzelner Wirkfaktor selbst zwar nicht mit relevanten Einwirkun-


gen auf einen Umweltbestandteil verbunden ist, in Summe von mehreren Wirkfaktoren 


jedoch eine erhebliche Beeinträchtigung ausgelöst werden könnte. Solche kumulativen 


Umweltauswirkungen von unterschiedlichen Wirkfaktoren können dabei ebenfalls nur 


durch das zu prüfende Vorhaben oder aber durch mehrere unterschiedliche Vorhaben 


hervorgerufen werden. 


Im UVP-Bericht werden kumulative Umweltauswirkungen, die aus dem verfahrens-


gegenständlichen Vorhaben durch Wirkungsüberlagerungen mehrerer Wirkfaktoren 


resultieren könnten, in den jeweiligen Auswirkungskapiteln berücksichtigt. Ebenfalls 


werden potenzielle Umweltauswirkungen durch das Zusammenwirken mit anderen 


Vorhaben in der Bewertung bei den einzelnen Schutzgütern berücksichtigt, wobei 


diese anderen Vorhaben im Regelfall in der Vorbelastung bereits abgebildet sind. 
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Die Darstellung und Bewertung von kumulativen Umweltauswirkungen mit anderen zu-


zulassenden Vorhaben oder Tätigkeiten erfolgt, soweit hierzu das Erfordernis besteht 


bzw. soweit hinreichend genaue abgrenzbare kumulative Einwirkungen auf die Umwelt 


oder Umweltbestandteile vorliegen, in einem gesonderten Abschnitt des UVP-Berich-


tes. Diesbezüglich erfolgte eine Prüfung, ob im Umfeld anderweitige Vorhaben 


vorgesehen sind, die zusammen mit dem hier gegenständlichen Vorhaben zu 


nachteiligen Umwelteinwirkungen führen könnten. Nach derzeitigem Kenntnisstand 


sind solche Vorhaben nicht vorhanden, so dass sich die Prüfung von kumulativen 


Umweltauswirkungen auf die Wirkfaktoren des verfahrensgegenständlichen 


Vorhabens beschränkt.  


 


1.4.7 Beschreibung grenzüberschreitender Auswirkungen des Vorhabens 


Gemäß Nr. 5 der Anlage § 4e der 9. BImSchV sind im UVP-Bericht grenzüberschrei-


tende Umweltauswirkungen von Vorhaben in einem gesonderten Abschnitt zu 


beschreiben und zu bewerten.  


Der Standort der geplanten KWK-Anlage befindet sich auf deutschem Staatsgebiet 


und in einer großen Entfernung zu den Landesgrenzen. Das Auftreten von grenzüber-


schreitenden Umweltauswirkungen kann aufgrund der Lage und Entfernung zu Nach-


barstaaten ausgeschlossen werden. 


 


1.4.8 Risiken von schweren Unfällen oder Katastrophen bzw. Störungen des 


bestimmungsgemäßen Betriebs  


Gemäß der Ziffer 4 lit c) ee) der Anlage zur 9. BImSchV sind im Zusammenhang mit 


der Beurteilung von Umweltauswirkungen die Risiken für die menschliche Gesundheit, 


für Natur und Landschaft sowie für das kulturelle Erbe z. B. durch schwere Unfälle oder 


Katastrophen zu berücksichtigen. Hierbei handelt es sich im weitesten Sinne um mög-


liche Umweltauswirkungen, die durch Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebs 


eines Vorhabens hervorgerufen werden könnten.  


Im Sinne der Ziffer 8 der Anlage zur 9. BImSchV sind auch solche Risiken von schwe-


ren Unfällen oder Katastrophen (soweit relevant) einschließlich von Vorsorge- und Not-


fallmaßnahmen darzustellen, die auch durch anderweitige äußere Einflüsse (z. B. 


anderweitige Nutzungen im Umfeld) verursacht werden könnten.  


Darüber hinaus ist im Zusammenhang mit einem Vorhaben gemäß Ziffer 4 lit c) hh) 


auch die Anfälligkeit des Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels (z. B. 


durch erhöhte Hochwassergefahr am Standort), darzustellen und zu bewerten.  


Im vorliegenden UVP-bericht werden die möglichen Auswirkungen auf die Umwelt, die 


durch Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebs einschließlich durch Unfälle oder 


Katastrophen und den Klimawandel ausgelöst werden könnten, in einem gesonderten 


Kapitel dargestellt und beschrieben.  
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1.4.9 Hinweise auf Schwierigkeiten und Unsicherheiten bei der Zusammenstellung der 


Angaben 


Gemäß Nr. 11 der Anlage zu § 4e der 9. BImSchV sind im UVP-Bericht neben der 


Bewertung der Umweltauswirkungen auch nähere Hinweise auf Schwierigkeiten und 


Unsicherheiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, insbe-


sondere soweit diese Schwierigkeiten auf fehlenden Kenntnisse und Prüfmethoden 


oder auf technischen Lücken beruhen, darzustellen.  


Die Darstellung von etwaigen Schwierigkeiten und Unsicherheiten erfolgt im Zusam-


menhang mit der Beschreibung und Bewertung des Ist-Zustands der einzelnen Schutz-


güter sowie im Zusammenhang mit den Auswirkungsprognosen (vgl. auch Kapitel 9).  
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2 Beschreibung des Vorhabens 


Nachfolgend werden die Kernaspekte des Vorhabens auf Grundlage des aktuellen Pla-


nungsstandes dargestellt bzw. beschrieben. Eine ausführliche Darstellung der Anlage, 


der Verfahrenstechnik sowie der geplanten Einzelmaßnahmen des Vorhabens ist den 


Antragsunterlagen (Genehmigungsantrag) zu entnehmen. 


 


2.1 Lage und Größe des Vorhabenstandortes 


Die Wärme Hamburg GmbH plant die Errichtung und den Betrieb einer KWK-Anlage 


am Standort Dradenaustraße 8. 


Die Anlage soll im Hafengebiet auf einem Standort in der Dradenaustraße 8 auf einer 


knapp 4 ha großen Fläche errichtet werden. Gegenwärtig wird die Fläche nicht genutzt 


und ist in Teilbereichen durch Ruderalvegetation und Brachen gekennzeichnet. 


Unmittelbar östlich grenzt die BAB A7 an, südlich ein Umspannwerk, westlich eine Luft-


zerlegungsanlage und Bahnbetriebsflächen, nördlich das Klärwerk Dradenau sowie 


nordöstlich ein Weichholz-Pionierwäldchen an. 


Das Gelände ist über eine Zufahrt an der Dradenaustraße an das öffentliche Verkehrs-


netz angeschlossen. 


 


 


Abbildung 2.  Auszug aus der topographischen Karte; Lage des KWK Kraftwerks rot markiert. 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: © OpenTopoMap 


(CC-BY-SA) [54]. 


 


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 23 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


 


Abbildung 3.  Lage der neuen KWK-Anlage auf dem Betriebsgelände in der Dradenaustraße. 


Anlagengelände dunkelblau eingefasst  [71] 


Hintergrund: Datenlizenz Deutschland – Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb 


Geoinformation und Vermessung, 2019 [57]. 
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Das Anlagengelände sowie die umgebenden Hafenbereiche befindet sich auf einer 


Höhe von ca. 6 m ü. NHN. Die Anlagen- und Betriebsgebäude selbst sollen auf einer 


künstlichen Geländeerhöhung errichtet werden die bei 8,1 m u NHN liegt.  


 


2.2 Allgemeines und Veranlassung des Vorhabens 


Die Wärme Hamburg GmbH versorgt weite Teile des Hamburger Stadtgebietes mit 


Fernwärme. Die Erzeugungsanlagen unterliegen einer stetigen Modernisierung der be-


stehenden Anlagen sowie dem Ersatz von Anlagen, die wie z. B. das Heizkraftwerk 


Wedel ihre technische Lebensdauer erreicht haben. Wesentliches Ziel jeder Moderni-


sierung ist die Senkung der CO2-Emissionen durch den Ersatz von Kohle, die effiziente 


Nutzung CO2-armer Energieträger und den Einsatz klimaneutraler Energien. 


Die KWK-Anlage Dradenau wird in Kombination mit nördlich der Elbe liegenden 


Wärmeerzeugern (ZRE – Zentrum für Ressourcen und Energie der Stadtreinigung 


Hamburg, Heizwerk Haferweg der Wärme Hamburg) die Fernwärmeversorgung aus 


dem steinkohlegefeuerten Heizkraftwerk Wedel übernehmen. Dazu werden im Hafen-


bereich (Energiepark Hafen) industrielle Abwärmen (Abwärme aus Stahl- und Alumi-


niumproduktion, Abwärme aus der Müllverbrennungsanlage Rugenberger Damm 


(MVR), Wärme aus einer Abwasserwärmepumpenanlage des Klärwerks Dradenau 


nutzbar gemacht und zum Standort Dradenau mittels Fernwärmeleitungen geführt. Die 


antragsgegenständliche KWK-Anlage wird diese Wärmemengen der Drittwärmeein-


speiser auf das jeweils notwendige Temperaturniveau für die Fernwärmeversorgung 


nachheizen, über eine Wärmespeicheranlage die Drittwärmemengen bedarfsgerecht 


speichern, die Ausfallabsicherung der Drittwärmeeinspeiser für die Fernwärmeversor-


gung übernehmen und die verbleibende Lücke zwischen Angebot Drittwärme und 


Fernwärmebedarf schließen. Die so konditionierte Fernwärme wird über Fernwärme-


leitungen FWA West zum Anbindepunkt Bahrenfeld geführt. 


Die antragsgegenständliche KWK-Anlage Dradenau arbeitet als Heizkraftwerk mittels 


Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) zur kombinierten Strom- und Wärmeerzeugung. Dabei 


wird über einen kombiniertem Gas- und Dampfturbinen-Kreislauf mechanische Ener-


gie aus den beiden Gasturbinen und der Dampfturbine in elektrische Energie umge-


wandelt. Die heißen Abgase aus den beiden Gasturbinen werden in den nachge-


schalteten Abhitzekesseln zur Erzeugung von Dampf eingesetzt. Ein weiterer mit Erd-


gas befeuerter Dampferzeuger ergänzt die Dampfproduktion. Dieser Dampferzeuger 


wird zur Erhöhung der Energieeffizienz mit einer Rauchgaskondensation versehen. 


Der so erzeugte Dampf wird in der Entnahmegegendruck-Dampfturbine zur Stromer-


zeugung und in nachgeschalteten Heizkondensatoren zur Fernwärmeerzeugung ge-


nutzt. Der Dampferzeuger kann mit Erdgas oder über einen gewissen Zeitraum – z. B. 


bei Ausfall der Erdgasversorgung - mit Heizöl (HEL schwefelarm) betrieben werden. 


Das erdgasbefeuerte Gas- und Dampfturbinenheizkraftwerk wird primär fernwärme-


geführt mit hoher Energieeffizienz (KWK) betrieben, ein stromgeführter Einsatz ist 


ebenfalls möglich. Zur Flexibilisierung wird ein Fernwärmespeicher mit einem Wasser-


inhalt von ca. 50.000 m³ sowie eine Rückkühleinrichtung eingesetzt. 


Die Abhitzekessel werden mit einer Zusatzfeuerung ausgestattet. Mit der Zusatzfeue-


rung wird sichergestellt, dass in jeder Betriebssituation die optimalen Dampfparameter 


erreicht werden und dass auch in Zeiten hohen Wärmebedarfs die erforderliche Fern-


wärmeleistung bereitgestellt wird. 
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Die am Standort installierte Feuerungswärmeleistung ist in der folgenden Tabelle 


dargestellt. 


Tabelle 1.  Installierte Feuerungswärmeleistung der einzelnen Komponenten. 


Anlagenkomponente Feuerungswärmeleistung 


Gasturbine 1 einschl. Zusatzfeuerung 175 MW 


Gasturbine 2 einschl. Zusatzfeuerung 175 MW 


Gasdampferzeuger 80 MW 


Gasmotor 10 MW 


 


In der Tabelle 2 sind die maximalen Nutzleistungen der KWK-Anlage aufgeführt. Die 


dargestellten Nutzleistungen sind keinem gemeinsamen Lastpunkt zugeordnet und treten 


nicht gleichzeitig auf. 


Tabelle 2.  Elektrische und thermische Nutzleistung. 


Nutzleistung max. Erzeugung 


Thermische Nutzleistung KWK-Anlage 


Inklusive „Power-to-Heat“ 


290 MW 


Industrielle Abwärme 


gesicherte Abwärme 


ungesicherte Abwärme 


 


ca. 70 MW 


ca. 30 MW 


Elektrische Nutzleistung KWK-Anlage 


die elektrische Nutzleistung sinkt mit steigender 


thermischer Nutzleistung 


180 MW 


 


 


2.3 Anlagen und Verfahrensbeschreibung 


Kern der Anlage und Antragsgegenstand ist ein mit Erdgas befeuertes Gas- und 


Dampfturbinen Heizkraftwerk (HKW) mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). Die maximale 


Feuerungswärmeleistung beträgt 440 MW (bezogen auf den unteren Heizwert). Die 


elektrische Leistung des HKW beträgt ca. 180 MW. Das HKW kann vom Standort 


Dradenau eine Fernwärmeleistung von ca. 290 MW auskoppeln.  


Die KWK- Anlage Dradenau gliedert sich in die folgenden sechs Betriebseinheiten (BE): 
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Tabelle 3.  Betriebs- und Funktionseinheiten (BE) der KWK-Anlage. 


BE Betriebseinheiten und Funktionseinheiten 


1 Ver- und Entsorgung 


1.10 Gasversorgung mit 


- Verrechnungsmessung 


- Gasverdichter 


- Gasdruckregelanlage 


1.20 Heizölversorgung mit  


- Heizölentladetasse 


- Heizöltank 


1.30 Ammoniakwasserversorgung mit 


- Ammoniakwasserentladetasse 


- Ammoniakwassertank 


1.40 Wasseraufbereitungsanlage 


1.50 Abfallbereitstellung 


1.60 Druckluftversorgung 


2 Gasturbinen  


2.10 Gasturbine 1  


2.11 Generator Gasturbine 1 


2.12 Abhitzekessel (abgasseitig) Gasturbine 1  


2.13 Zusatzfeuer Gasturbine 1 


2.14 SCR Gasturbine 1 


2.15 Schornstein Gasturbine 1 (EQ 2.1) 


2.20 Gasturbine 2  


2.21 Generator Gasturbine 2 


2.22 Abhitzekessel (abgasseitig) Gasturbine 2  


2.23 Zusatzfeuer Gasturbine 2 


2.24 SCR Gasturbine 2 


2.25 Schornstein Gasturbine 2 (EQ 2.2) 


2.30 Maschinentransformatoren 


3 Dampferzeuger 


3.10 Dampferzeuger 


3.11 SCR-Katalysator Gas-Dampferzeuger 


3.12 Schornstein Gas-Dampferzeuger (EQ 3.1) 


4 Wasser-Dampf-Kreislauf 


4.10 Dampfsystem 


4.20 Kondensatsystem 


4.30 Speisewassersystem 


4.40 Dampfturbine 


4.50 Generator der Dampfturbine 


4.60 Maschinentransformator der Dampfturbine 


4.70 Dampf-Umleitstation 


4.80 Abhitzekessel (wasserseitig) 


4.90 Heizwasseraufwärmung (Apparate, Behälter und Pumpen) 
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BE Betriebseinheiten und Funktionseinheiten 


4.100 Elektro-Dampferzeuger 


5 Sekundärkreislauf 


5.10 Drittwärmeeinbindungen 


5.20 Fernwärmesystem 


5.30 Wärmespeicher 


5.40 Rauchgaskühler 


5.50 Absorptionswärmepumpe 


5.60 Rückkühler 


6 Nebenanlagen 


6.10 Eigenbedarfstransformator 


6.20 Gasmotor (Emissionsquelle 6.1) 


6.30 Netzersatzaggregat (Emissionsquelle 6.2) 


6.40 Zwischenkühlwassersystem 


 


In den nachfolgenden Kapiteln werden die einzelnen BE zusammenfassend beschrie-


ben. Eine Detailbeschreibung der einzelnen Betriebseinheiten kann dem Genehmi-


gungsantrag, der eine Grundlage des vorliegenden UVP-Berichtes ist, entnommen 


werden. 


 


2.3.1 Beschreibung der Betriebseinheiten und Verfahren 


2.3.1.1 BE 1 - Ver- und Entsorgung 


Die BE 1 lässt sich in die nachfolgenden Funktionseinheiten untergliedern: 


• Gasversorgung 


• Heizölversorgung 


• Ammoniakwasserversorgung 


• Wasseraufbereitungsanlage 


• Abfallbereitstellung 


• Druckluftversorgung 


 


BE 1.10 Gasversorgung 


Die Gasversorgung dient der Versorgung der Gasturbinenanlagen (GT1 und GT2), der 


Zusatzfeuerungen (ZF), des Gas-Dampferzeugers und des Gasmotors. Die Gasver-


sorgung ist auf eine maximale Feuerungswärmeleistung (FWL) von 440 MW ausgelegt. 
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BE 1.20 Heizölversorgung 


Als Reservebrennstoff für die Erdgasversorgung sollen auf dem Betriebsgelände 


1.000 m³ Heizöl EL vorgehalten. Ein Heizölbetrieb ist jedoch nur im Bedarfsfall für den 


Dampferzeuger und Netzersatzaggregat vorgesehen.  


Zur Heizölversorgung gehören die Heizölanlieferung mit Heizölentladetasse, Füllstut-


zen, geeichten Mengenzähler, Heizölpumpen sowie ein Heizöltank. Die Heizölentlade-


tasse ist als Auffangwanne ausgeführt und entspricht den Anforderungen Verordnung 


über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). 


 


BE 1.30 Ammoniakwasserversorgung 


Die Ammoniakwasserversorgung dient der Versorgung der SCR-Anlagen mit Ammo-


niakwasser, welches im Dampferzeuger, in den beiden Abhitzekesseln und im Gas-


motor zur Einhaltung der NOx-Emissionsgrenzwerte eingesetzt wird. 


Die Ammoniakwasserversorgung besteht aus Ammoniakwasserentladetasse, Ammo-


niakwassertank und den zugeordneten Pumpen. Die Anlieferung von Ammoniakwas-


ser erfolgt per Tankwagen auf einer Ammoniakentladetasse. Diese wird baulich so 


ausgeführt, dass mögliches austretendes Ammoniakwasser sicher aufgefangen wird. 


 


BE 1.40 Wasseraufbereitungsanlage 


Mit der Wasseraufbereitung wird vollentsalztes Wasser (Deionat) zum Ausgleich un-


vermeidlicher Wasserverluste im internen Wasser-/Dampfkreislauf, dem Sekundär-


wasserkreislauf und dem Fernwärmesystem bereitgestellt. Die Aufbereitung erfolgt in 


einem mehrstufigen Verfahren. Dieses besteht aus einer mechanischen Vorreinigung, 


einer Umkehrosmose (UO) und einer Elektrodeionisation (EDI). 


Als Rohwasser können verschiedene Wässer zum Einsatz kommen. Als Hauptquelle 


werden Regenwasser aus einem Regenwasserbecken, Rauchgaskondensate und nach 


Möglichkeit interne Prozessabwässer genutzt. Bei nicht ausreichender Verfügbarkeit 


der primären Rohwässer wird Trinkwasser genutzt.  


Je nach Rohwasserqualität sind die Anforderungen an die Vorreinigung unterschied-


lich, so dass abhängig von der Rohwasserqualität einzelne Stufen der Vorreinigung 


umfahren werden können. 


 


BE 1.50 Abfallbereitstellung 


Abfälle werden getrennt nach der Art der Abfälle gesammelt und zur Abholung 


bereitgestellt. Dies erfolgt für feste und ungefährliche Abfälle in geeigneten 


Sammelbehältern im Bereich der Werkstatt. Für Altöl wird ein Sammelbehälter im 


Lagerraum für Öle und Farben im Erdgeschoss des Sozial- und Werkstattgebäudes 


vorgesehen. 
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BE 1.60 Druckluftsystem 


Die KWK-Anlage verfügt über ein zentrales Druckluftsystem, welches sogenannte 


Arbeits- und Steuerluft bereitstellt. 


Die Arbeitsluft versorgt die für die Wartung und Instandsetzung von Anlagenteilen not-


wendige Anschlüsse mit ölfreier Druckluft. Das Netz besteht aus Rohrleitungen und 


Anschlusspunkten, die über die gesamte Anlage verteilt sind. 


Die Steuerluft versorgt sämtliche Instrumente und Antriebe der Anlage mit ölfreier und 


weitestgehend trockener Druckluft. Die Druckluftversorgung der Anlage erfolgt über 


zentral aufgestellte Kompressoren. 


 


2.3.1.2 BE 2 Gasturbinen 


Die Betriebseinheit Gasturbinen enthält die Funktionseinheiten 


• Gasturbinen 1 und 2 


• Generatoren der Gasturbinen 1 und 2 


• Abhitzekessel der Gasturbinen 1 und 2 


• Zusatzfeuerungen der Gasturbinen 1 und 2 


• SCR-Katalysatoren der Gasturbinen 1 und 2 


• Schornsteine 


 


BE 2.10 und BE 2.20 Gasturbinen 1 und 2 


Die KWK-Anlage Dradenau umfasst die Gasturbinen GT1 und GT2. Beide Gasturbinen 


werden ausschließlich mit Erdgas betrieben und sind baugleich. 


Eine Gasturbine besteht aus einem Verdichterteil, einer Brennkammer und einem 


Expansionsteil. Im Verdichterteil wird die zugeführte Luft komprimiert und der Brenn-


kammer zugeführt. In der Brennkammer wird Erdgas zugeführt und mit der komprimier-


ten Luft verbrannt, wobei die Verbrennung mit einem hohen Luftüberschuss erfolgt. 


Die heißen, unter hohem Druck stehenden Abgase werden über den Expansionsteil 


entspannt und treiben dabei die Laufräder der Gasturbine an, wodurch diese in Rota-


tion versetzt werden. Diese kinetische Energie wird für den Antrieb des Generators 


verwendet. 


 


BE 2.11 und 2.21 Generatoren der Gasturbinen 1 und 2 


Ein Generator ist direkt oder über ein Lastgetriebe mit einer Gasturbine verbunden und 


wandelt deren Rotationsenergie in elektrische Energie um. Der Generator wird als 


Drehstrom-Synchrongenerator ausgeführt.  


Die erzeugte elektrische Energie wird in das 100 kV-Netz eingespeist. Ein Teil der 


erzeugten elektrischen Energie wird zudem zur Versorgung des elektrischen Eigen-


bedarfs der KWK-Anlage verwendet. 
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BE 2.12 und 2.22 Abhitzekessel (abgasseitig) Gasturbine 1 und 2 


Die beiden Abhitzekessel (AHK1 und AHK2) nutzen die Abgas-Wärme der beiden Gas-


turbinen und wandeln diese in thermische Energie für den Wasser-Dampf-Kreislauf 


(BE 4) um.  


Abgasseitig ist der Abhitzekessel das Bindeglied zwischen Schornstein und dem Ab-


gasweg nach der Gasturbine. Die Nutzung der Rauchgaswärme erfolgt bis nahe heran 


an die Kondensationstemperatur des im Rauchgas befindlichen Wassers. 


Weiterhin ist in jedem Abhitzekessel ein SCR-Katalysator (BE 2.14 und BE 2.24) zur 


Entstickung der Rauchgase installiert. 


 


BE 2.13 und BE 2.23 Zusatzfeuerungen GT 1 und GT2 


Die Zusatzfeuerungen der GT1 und der GT2 befinden sich im Abgaskanaleintritt der 


Abhitzekessel, die den Gasturbinen nachgeschaltet sind. Sie werden ausschließlich 


mit Erdgas befeuert und dienen der Erhöhung der Dampfproduktion für den Wasser-


Dampf-Kreislauf (BE 4).  


 


BE 2.14 und 2.24 SCR-Katalysator GT 1 und GT 2 


Zur Rauchgasentstickung (Stickoxidminderung) werden SCR-Katalysatoren in den 


beiden Abhitzekesseln installiert. Die Anlage arbeitet nach dem Prinzip der selektiven 


katalytischen Reduktion (SCR) von NOx in der Gasphase mit Ammoniak (eingesetztes 


Betriebsmittel Ammoniakwasser). Im Wesentlichen entstehen dabei Stickstoff und 


Wasserdampf. Die selektive katalytische Reduktion (SCR) findet jeweils in den Abhit-


zekesseln (BE 2.12/ 2.22), die den Gasturbinen GT1 und GT2 nachgeschaltet sind, 


statt. 


 


BE 2.15 und 2.25 Schornsteine GT 1 und GT 2 


Die Schornsteine für die GT1 und GT2 dienen der Abführung der Abgase der Gas-


turbinen und der Zusatzfeuerungen. Sie sind den Abhitzekesseln der Gasturbinen 


nachgeschaltet. In den Schornsteinen werden die Rauchgasemissionen gemessen. 


 


BE 2.30 Maschinentransformatoren 


Die Generatoren der GT1 und GT2 leiten die erzeugte elektrische Energie an Maschi-


nentransformatoren weiter. Die Transformatoren erhöhen die Spannung auf 110 kV. 


Über Hochspannungsschaltanlagen wird die elektrische Energie in das 110 kV-Netz 


eingespeist. 
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2.3.1.3 BE 3 Dampferzeuger 


Neben den Abhitzekesseln der Gasturbinen ist ein weiterer Dampferzeuger in die 


KWK-Anlage integriert. Dieser Dampferzeuger soll zusammen mit den Gasturbinen 


hohe Fernwärmebedarfe bedienen. 


Die BE 3, Dampferzeuger umfasst folgende Funktionseinheiten: 


• Dampferzeuger 


• SCR-Katalysator 


• Schornstein mit Emissionsmessung 


 


BE 3.10 Dampferzeuger 


Der Dampferzeuger wandelt die chemische Energie durch Verbrennung von Erdgas in 


thermische Energie in Form von Dampf für den Wasser-Dampf-Kreislauf (BE 4) um. 


Ersatzweise und bei Störungen in der Erdgasversorgung kann der Dampferzeuger mit 


Heizöl EL betrieben werden. Die Feuerungswärmeleistung beträgt 80 MW.  


 


BE 3.11 SCR-Katalysator Dampferzeuger 


Der SCR-Katalysator des Dampferzeugers ist in Aufbau und Funktion identisch mit den 


SCR-Katalysator der Gasturbinen.  


 


BE 3.12 Schornstein Gas-Dampferzeuger 


Der Schornstein für den Gas-Dampferzeuger dient der Abführung der Abgase.  


Er beinhaltet ebenfalls einen Emissionsmesseinrichtung. 


 


2.3.1.4 BE 4 Wasser-Dampf-Kreislauf 


Im Wasser-Dampf-Kreislauf wird die thermische Energie aus den beiden Abhitzekes-


seln und dem Dampferzeuger in einer Dampfturbine in kinetische Energie umgewan-


delt. Der produzierte Dampf treibt Turbinenschaufeln an und versetzt so die Turbinen-


welle in Rotation. Diese Rotationsenergie wird in einem mit der Dampfturbine verbun-


denen Generator in elektrische Energie umgewandelt. 


Nach dem Austreten des Dampfes aus der Dampfturbine erhitzt dieser Dampf Fern-


heizwasser in separaten Wärmeübertragern zur Fernwärmeproduktion. 


Der Wasser-Dampf-Kreislauf besteht aus: 


• Dampfsystem 


• Kondensatsystem 


• Speisewassersystem 


• Dampfturbine 


• Generator der Dampfturbine 


• Maschinentransformator der Dampfturbine 
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• Dampf-Umleitstation 


• Abhitzekessel (wasserseitig) 


• Heizwasseraufwärmung 


• Elektro-Dampferzeuger 


 


BE 4.10 Dampfsystem 


Der technische Zweck des Dampfsystems besteht 


• in der Aufnahme des erzeugten Dampfes der Abhitzekessel 1 und 2, des Erdgas-


dampferzeugers, des Gasmotors sowie des Elektrodampferzeugers sowie 


• in der Verteilung des aufgenommenen Dampfs auf die nachgeschalteten Dampf-


verbraucher Dampfturbine, Heizkondensator, Spitzenheizkondensator, Nieder-


druckvorwärmer, Wärmepumpe, Speisewasserbehälter und Sekundärwasser-


heizkondensator und in der Druck- und Temperaturregelung für die entsprechen-


den Dampfverbraucher. 


 


BE 4.20 Kondensatsystem 


Das Kondensatsystem als Teil der BE 4 und dient zur Aufnahme und Verteilung der 


anfallenden Kondensate der angrenzenden Systeme (s. u.). Die Kondensate werden 


mit Pumpen in Speisewasserbehälter des Speisewassersystems gespeist. 


 


BE 4.30 Speisewassersystem 


Das Speisewassersystem dient der Entgasung der zugeführten Kondensate in den 


zwei Speisewasserbehältern. 


 


BE 4.40 Dampfturbine 


Der in den Abhitzekesseln und dem Dampferzeuger erzeugte Frischdampf wird über 


die Frischdampfsammelleitung der Dampfturbine zugeführt. Diese besteht bestehen 


aus mehreren Laufrädern unterschiedlicher Größe mit einer Vielzahl von Schaufeln. 


Dazwischen liegen Leiträder, die den Dampf in die erforderliche Richtung leiten. Die 


Laufräder sitzen auf einer gemeinsamen Welle, die mit der Welle eines Generators 


verbunden ist. Der Dampf wird durch Düsen mit hoher Geschwindigkeit zunächst auf 


die kleinen Laufräder gelenkt. Dort gibt er einen Teil seiner Energie ab, die in kinetische 


Energie der Rotation umgewandelt wird. Durch Leiträder und Leitbleche wird der 


Dampf danach jeweils zum nächstgrößeren Laufrad gelenkt. Damit kann man nun die 


Energie des jetzt langsamer strömenden Dampfes weiter nutzen und in kinetische 


Energie umwandeln. 


 


BE 4.50 Generator der Dampfturbine 


Der Generator wandelt die Rotationsenergie in elektrische Energie um.  
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BE 4.60 Maschinentransformator der Dampfturbine 


Die vom Generator der Dampfturbine erzeugte elektrische Energie wird über eine 


Mittelspannungsschaltanlage und wahlweise einem Maschinentransformator ins 


110 kV-Netz gespeist. Gleichzeitig dient ein Teil der erzeugten elektrischen Energie 


dem elektrischen Eigenbedarf der KWK-Anlage. 


 


BE 4.70 Dampf-Umleitstation 


Die Dampf-Umleitstation dient dazu, den Frischdampf der Abhitzekessel um die Tur-


bine herum zu leiten. Beim Anfahren der Anlage ist die Umleitstation geöffnet, um die 


Anlage warm zu fahren. Erst beim Erreichen der spezifischen Anfahrparameter (Druck, 


Temperatur) kann die Dampfturbine mit Frischdampf beaufschlagt und in Betrieb ge-


nommen werden. 


 


BE 4.80 Abhitzekessel (wasserseitig) 


Die Abhitzekessel bestehen aus Economizer, Verdampfer und Überhitzer.  


Im Economizer wird das Speisewasser vorgewärmt. Anschließend wird das Speise-


wasser den Verdampferheizflächen zugeführt. Im Verdampfer wird das Speisewasser 


verdampft. Anschließend strömt der Wasserdampf in eine Trommel, in der verbliebene 


Wassertröpfchen vom Wasserdampf getrennt werden. Die Wassertröpfchen werden in 


den Verdampfer zurückgeführt, der Wasserdampf strömt durch die Überhitzerheiz-


flächen, bevor er über die Frischdampfsammelleitung der nachgeschalteten Dampf-


turbine zugeführt wird. 


Im Anschluss an die Wasser-Dampf-Heizflächen wird die Energie des Rauchgases mit 


Fernwärme-Heizschleifen weiter genutzt. In den Heizschleifen wird Heißwasser zur 


Fernwärmeproduktion erzeugt.  


 


BE 4.90 Heizwasseraufwärmung 


Das System zur Heizwasseraufwärmung besteht im Wesentlichen aus den folgenden, 


in den fernwärmeseitigen Rücklauf eigebundenen Komponenten: 


• ein Heizkondensator mit integrierter Heizkondensatunterkühlung 


• zwei parallele Spitzenheizkondensatoren mit integrierter 


• Heizkondensatunterkühlung 


• ein Sekundärwasser-Wärmeübertrager 


 


Der Heizkondensator wird in den meisten Betriebsfällen aus dem Abdampf der Turbine 


und die Spitzenheizkondensatoren aus einer Turbinenanzapfung mit höherer Dampf-


temperatur gespeist. Bei hohem Fernwärmebedarf können die Heiz- und Spitzenheiz-


kondensatoren mit Frischdampf versorgt werden, welcher über Reduzierstationen und 


Wassereispritzungen in Druck und Temperatur eingeregelt wird. Das dabei anfallende 


Heizkondensat der Spitzenheizkondensatoren wird in den Heizkondensator abgeleitet 


und dem Speisewasserbehälter zugeführt. 


Der Sekundärwasser-Wärmeübertrager überträgt aus dem hydraulisch entkoppelten 


Sekundärwasserkreislauf die industriellen Abwärmen an den fernwärmeseitigen Heiz-


wasserrücklauf. 
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BE 4.100 Elektro-Dampferzeuger 


Der Elektro-Dampferzeuger wird als Power-to-Heat Anlage bei höchstem Fernwärme-


bedarf zur Fernwärmeerzeugung eingesetzt. Er wandelt Speisewasser mittels elektri-


scher Energie in Dampf um. Er hat eine elektrische Leistung von ca. 30 MW und ar-


beitet nach dem Prinzip eines Großwasserraumkessels. Er ermöglicht zudem die Be-


sicherung der ungesicherten industriellen Abwärmen mit ebenfalls 30 MW Leistungs-


potenzial und die interne Dampfversorgung und Warmhaltung im Anlagenstillstand. 


 


2.3.1.5 BE 5 Sekundärkreislauf 


Der technische Zweck des Sekundärkreislaufes besteht 


• in der Aufnahme der industriellen Abwärmen und deren Transport zur KWK-


Anlage, 


• in der Aufnahme der internen Abwärmen der KWK-Anlage, 


• in der Einspeicherung überschüssiger Wärme im Wärmespeicher, 


• in der Ausspeicherung benötigter Wärme aus dem Wärmespeicher, 


• in der Vorwärmung von Luft und Erdgas für die KWK-Anlage, 


• sowie der Wärmeabfuhr an die Umgebung bei sommerlichen Außenluft-


bedingungen. 


 


BE 5.10 Drittwärmeeinbindungen 


Am Standort der KWK-Anlage Dradenau werden südlich der Elbe vorhandene Dritt-


wärmequellen gebündelt, bei Bedarf nachgeheizt, gespeichert und für die Wärmever-


sorgung im Westen Hamburgs verfügbar gemacht. Der Sekundärkreislauf nimmt die 


Wärme der Drittwärmeeinspeiser über Wärmetauscher extern auf und leitet sie dem 


Wärmetauscher zur Nacherhitzung zu. Ebenfalls über Wärmetauscher wird die Wärme 


der Drittwärmeeinspeiser in das Fernwärmenetz Hamburg eingespeist. 


 


BE 5.20 Fernwärmesystem 


Das Fernwärmesystem stellt die heizwasserseitige Verbindung zwischen der BE 4 


Wasser-Dampf-Kreislauf und dem externen Fernwärmesystem her. Die Anlagen der 


KWK-Dradenau werden heizwasserseitig an das bestehende Fernwärmeverbundnetz 


Hamburg über die Fernwärmevorlauf- und -rücklaufleitungen angebunden. 


 


BE 5.30 Wärmespeicher 


Der Wärmespeicher wird als druckloser Speicher in den Sekundärkreislauf integriert. 


Seine primäre Funktion ist die Speicherung der nachgeheizten industriellen Abwär-


men. Er übernimmt zusätzlich die Druckhaltung im Sekundarkreislauf. Der Speicher 


ermöglicht eine Entkopplung von Wärmeerzeugung und Wärmeeinspeisung in das 


Fernheizwassersystem.  


Der Wärmespeicher ist parallel zum Sekundärwasser-Wärmeübertrager geschaltet. 


Außerdem wird immer ein zusätzlich nutzbares Wasservolumen von ca. 1.500 m³ vor-


gehalten, welches im Havariefall zur Deckung des Nachspeisebedarfs des Fernheiz-


wassernetzes zur Verfügung steht. 
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BE 40 Rauchgaskühler 


Die Nutzung der Rauchgaskühler in den Abhitzekesseln und der Rauchgaskonden-


sation im Dampferzeuger erhöhen den Brennstoffausnutzungsgrad. Sowohl Rauch-


gaskühler als auch -kondensation sind als eigene hydraulische Kreisläufe mit eigener 


Pumpenanlage und Druckhaltung ausgeführt. Die abgeführte Rauchgaswärme wird 


über separate Wärmeübertrager an die internen Hauptkreisläufe übertragen. 


 


BE 5.50 Absorptionswärmepumpe 


Die vom geschlossenen Zwischenkühlkreislauf aufgenommenen internen Abwärmen 


werden mittels einer Absorptionswärmepumpenanlage in den Sekundärkreislauf ein-


gekoppelt. Dabei wird der warme Vorlauf des Zwischenkühlkreislaufes durch die Wär-


mepumpe abgekühlt und der Rücklauf des Sekundärkreislaufes erwärmt. 


 


BE 5.60 Rückkühler (URX) 


Der Sekundärkreislauf dient der Aufnahme von Wärme von externen Drittanbietern und 


der Übertragung in das Fernwärmenetz. Bei hohen Außentemperaturen ist der Fern-


wärmebedarf naturgemäß gering. Es ist daher damit zu rechnen, dass die vom Sekun-


därkreislauf aufgenommene Wärme der externen Drittanbieter direkt nicht an das Fern-


wärmenetz übertragen werden kann. Zudem ist die Kapazität des Wärmespeichers 


begrenzt. Um auch bei hohen Außentemperaturen die elektrische Energieversorgung 


durch die beantragte KWK-Anlage zu ermöglichen, besteht die Möglichkeit, die Wärme 


über einen Rückkühler aus dem Sekundärkreislauf an die Umgebungsluft abzuführen. 


 


2.3.1.6 BE 6 Nebenanlagen 


BE 6.10 Eigenbedarfstransformatoren 


Zur Versorgung des elektrischen Eigenbedarfes der KWK-Anlage werden Eigen-


bedarfstransformatoren eingesetzt. 


 


BE 6.20 Gasmotor 


Der Gasmotor mit dient vorrangig der Erzeugung von Hilfsdampf mittels eines im 


Rauchgasstrang integrierten Hilfs-Dampferzeugers sowie der Bereitstellung des elek-


trischen Eigenbedarfs der KWK-Anlage, wenn in Zeiten geringen Wärmebedarfs die 


Gas- und Dampfturbinen nicht betrieben werden. Weiterhin kann die anfallende Abwär-


me des Motors über einen Wärmetauscher in den Sekundärkreislauf eingekoppelt wer-


den. Weiterhin sorgt der Gasmotor dafür, dass die KWK-Anlage schwarzstartfähig ist. 


Er kann bei Ausfall des 110-kV-Netzes selbstständig hochfahren und anschließend 


eine Gasturbine starten.  


Der Gasmotor ist mit einem SCR-Katalysator ausgerüstet. 


Die Abgase des Gasmotors werden über einen eigenen Schornstein abgeleitet.  


 


BE 6.30 Netzersatzaggregat 


Das Netzersatzaggregat liefert elektrische Energie für die KWK-Anlage, wenn die 


Eigenversorgung und die Fremdeinspeisung ausfallen. Als Treibstoff dient Heizöl EL. 


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 36 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


BE 6.40 Zwischenkühlwassersystem 


Das interne Zwischenkühlwassersystem nimmt die intern anfallenden Abwärmen der 


KWK-Anlage auf. Es ist als geschlossener Kreislauf ausgeführt. Im Normalbetrieb wird 


das erwärmte Zwischenkühlwasser den internen Absorptionswärmepumpen zugeführt 


und so auf den Sekundärwasserkreislauf übertragen. Dadurch stehen die internen 


Abwärmen der Fernwärmeerzeugung zur Verfügung. 


Steht kein Dampf für den Betrieb der Absorptionswärmepumpen zur Verfügung oder 


sind die Absorptionswärmepumpen selbst nicht verfügbar, wird die Wärme des Zwi-


schenkühlwassersystems über eine Trockenkühlanlage an die Umgebungsluft abge-


geben. 


 


2.3.2 Aufstellung der geplanten Anlagen und Erschließung des Standortes 


2.3.2.1 Aufstellung der geplanten Anlagen 


Die Aufstellung der Komponenten erfolgt in folgenden Gebäuden: 


• Kesselhaus  


• Maschinenhaus  


• Gebäude für die Brennstoffversorgung  


• Gebäude für Schaltanlagen  


• Sozialgebäude/Werkstatt  


 


In der nachfolgenden Abbildung ist die Aufstellung der einzelnen Anlagenkomponen-


ten schematisch dargestellt. 
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Abbildung 4. Aufstellungsplan der geplanten Anlage  [71]. Betriebsgelände grün hinterlegt. 


Ohne Maßstab, nicht genordet. 


 


Die Höhe des Kesselhauses beträgt im Bereich der Kessel ca. 34 m über GOK. Die 


Gebäudehöhe im Gasturbinenbereich beträgt ca. 14 m über GOK. Die Aufstellung des 


Wärmespeichers ist östlich neben dem Maschinenhaus vorgesehen. Der Speicher wird 


38 m im Durchmesser sein und ist mit 50 m über GOK das höchste Bauwerk auf dem 


Kraftwerksstandort. 


 


2.3.2.2 Baustelleneinrichtungen 


Die Flächen für die Baustelleneinrichtungen sind in der nachfolgenden Abbildung dar-


gestellt. Es ist vorgesehen die Bürocontainer und Lagerflächen weitestgehend nördlich 


der Hochspannungsleitung zu platzieren. Flächen für Vormontagen sind südlich der 


Hochspannungsleitung in den entsprechend markierten Flächen vorgesehen. Die Flä-


chen neben dem Speicher müssen während der Bauphase zur Errichtung des Spei-


chers genutzt werden.  
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Abbildung 5.  Lageplan Baustelleneinrichtung  [71].  


Ohne Maßstab, nicht genordet. 


 


 


2.3.2.3 Erschließungssituation 


Erschließung Verkehrswege 


Der Standort ist an das öffentliche Straßennetz angebunden. Die Zufahrt zum Anlagen-


gelände erfolgt über die Dradenaustraße über eine bereits vorhandenen Ein- und Aus-


fahrt.  


 


Erschließung Erdgas 


Die Gasversorgung erfolgt über eine existierende und eine weitere, noch zu errichten-


de Gasanschlussleitung zwischen dem Anschlusspunkt an das örtliche Gasnetz und 


der KWK-Anlage an der nordwestlichen Grundstücksgrenze. Die Erdgasübergabe der 


Gasnetz Hamburg GmbH erfolgt auf dem Anlagengelände in einem separaten Raum 


der Brennstoffversorgung. 


 


Anschluss Fernwärme 


Die Anlage wird über das neu zu errichtende FernwärmeSystem West (FWS-West) an 


das Fernwärmesystem des Hamburger Westens angebunden. Für die Zulassung der 


FWS West wird ein eigenständiges Planfeststellungsverfahren durchgeführt.  
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Anschluss Stromnetz 


Die erzeugte elektrische Energie wird über die 110 kV-Schaltanlage Altenwerder der 


Stromnetz Hamburg GmbH in das öffentliche Netz eingespeist. 


Anschluss Wasserversorgung 


Die Versorgung mit Trinkwasser erfolgt aus der öffentlichen Trinkwasserversorgung.  


 


Abwasserbeseitigung  


Während des Betriebs der KWK-Anlage Dradenau fallen Abwässer an, welche sich 


den Abwasserströmen Niederschlagswasser und Schmutzwasser zuordnen lassen. 


Das Schmutzwasser, zu dem Prozessabwässer und Sanitärabwässer zählen, wird 


über eine Schmutzwasserdruckleitung in DN 300 an der Südseite des Werksgeländes 


abgeführt. 


Das auf dem Werksgelände anfallende Niederschlagwasser wird als Rohwasser in der 


Wasseraufbereitung zur Herstellung von Prozesswasser genutzt. Niederschlagswas-


ser, welches nicht in der Wasseraufbereitung verwendet werden kann, wird mit maxi-


mal 1 l/s gedrosselt in den Straßengraben an der Dradenaustraße eingeleitet. 


 


Anschluss der Dritteinspeiser  


Die Einbindung von südlich der Elbe vorhandenen Drittwärmequellen wird über den 


Sekundärkreislauf realisiert. Dieser nimmt die Wärme der Drittwärmeeinspeiser extern 


auf und leitet sie auf das Kraftwerksgelände Dradenau. Hier wird die Wärme der Dritt-


wärmeeinspeiser auf das erforderliche Temperatur und Druckniveau angehoben und 


in das Fernwärmenetz Hamburg bzw. in den Wärmespeicher eingespeist. Aktuell wer-


den Abwärme aus der thermischen Abfallverwertung (MVR Rugenberger Damm) mit 


einer Leistung von ca. 40 MW sowie Abwärme mittels Wärmepumpe aus dem Klärwerk 


Dradenau mit einer Leistung bis 30 MW als gesichert angenommen. Der Anschluss 


weiterer industrieller Abwärmequellen ist vorgesehen. 


 


2.4 Geprüfte vernünftige Alternativen  


Gemäß § 4e Abs. 1 Nr. 6 der 9. BImSchV sind im UVP-Bericht vernünftige Alternativen 


zum Schutz vor und zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen sowie zum 


Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor sonstigen Gefahren, erheblichen 


Nachteilen und erheblichen Belästigungen, die für das UVP-pflichtige Vorhaben und 


seine spezifischen Merkmale relevant und von dem Träger des UVP-pflichtigen 


Vorhabens geprüft worden sind, und die Angabe der wesentlichen Gründe für die 


getroffene Wahl unter Berücksichtigung der jeweiligen Umweltauswirkungen zu 


beschreiben. 


 


2.4.1 Nullvariante  


Gemäß Anlage 4 Nr. 3 UVPG soll der UVP-Bericht eine Übersicht über die 


voraussichtliche Entwicklung der Umwelt bei Nichtdurchführung des Vorhabens 


enthalten. Im vorliegenden Falle ist diese sogenannte „Nullvariante“ der Weiterbetrieb 


des Heizkraftwerks Wedel, das seine geplante technische Lebensdauer bereits 


überschritten hat. 
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2.4.2 Standortalternative 


Im Rahmen einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, die eine gebundene 


Entscheidung (§ 6 Abs. 1 BImSchG) darstellt, ist eine Prüfung von Standortalternativen 


nicht maßgebend. Unabhängig davon handelt es sich im vorliegenden Fall um ein 


Vorhaben, das als Ersatz für eine bestehende Anlage (kohlebefeuerten Kessel der 


Anlage in Wedel) an einem Neustandort unter Einbindung weiterer Energielieferanten 


realisiert werden soll. 


Für den notwendigen Ersatz des Heizkraftwerks Wedel wurden zahlreiche Konzepte 


zur Wärmeversorgung an unterschiedlichen Standorten im Stadtgebiet sowie am 


Standort in Wedel untersucht. Unter Abwägung dieser Konzepte und der rechtlichen 


wie konzeptionellen Entwicklung der Hamburgischen Klimapolitik sowie der 


Bedarfsermittlung wurde, mit Zustimmung des Hamburger Senats [Drucksache 


21/14636], dass „Neue Erzeugungskonzept (NEK)“ entwickelt. Das NEK setzt sich aus 


dem Energiepark Hafen mit einer KWK-Anlage und der Anbindung verschiedener 


Wärmequellen und den dezentralen Anlagen nördlich der Elbe, dem Zentrum für 


Ressourcen und Energie (ZRE) und dem Heizwerk Haferweg, zusammen. 


Ein entscheidender Schritt für die Dekarbonisierung der Fernwärme in Hamburg ist die 


Erschließung von klimaneutraler Abwärme aus Industrieanlagen im Hamburger Süden 


bzw. im Hafen. Im westlichen Hafengebiet ist eine Vielzahl an Unternehmen mit 


Abwärmepotenzial ansässig, deren grundsätzliche Möglichkeiten der Einbindung 


geprüft wurden. Ein vergleichbares Abwärmepotenzial ist nördlich der Elbe nicht 


vorhanden. Im Einzelnen wurden die folgenden Abwärmequellen untersucht: 


 


ArcelorMittal Hamburg  


In einer ersten Machbarkeitsstudie konnten für das Stahlwerk ArcelorMittal drei 


verschiedene Abwärmequellen aus dem Walzwerk und der Reduktionsanlage mit 


Abwärmepotenzialen identifiziert werden. Diese drei Anlagen können zusammen eine 


Leistung von bis zu 18 MW Wärme bereitstellen.  


 


TRIMET Aluminium  


Das Aluminiumwerk TRIMET bietet ebenfalls verschiedene Abwärmepotenziale, z. B. 


aus dem Anodenofen und Elektrolyseöfen. Die detailliertere technische 


Machbarkeitsuntersuchung der Wärmeauskopplung konnte bereits positiv 


abgeschlossen werden, so dass die Vorvertragsverhandlung mit der Wärme Hamburg 


bereits aufgenommen worden sind. Die TRIMET kann bis zu 11,7 MW Wärme 


bereitstellen.  


 


Hydro Aluminium Rolled Products 


Die Hydro bietet Abwärmepotenziale aus den Abgasen des Gießofens und des Twin 


chamber oven. Es können ca. 10 MW Wärme zur Verfügung gestellt werden.  
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Hamburg Wasser  


Hamburg Wasser plant den Bau von mehreren Abwasser-Wärmepumpen am Klärwerk 


Dradenau. Das Konzept ist modular aufgestellt. Derzeit befinden sich zwei Module mit 


jeweils 15 MWth in konkreter Planung.  


 


MVR Müllverwertung Rugenberger Damm 


Die MVR befindet sich seit Februar 2020 im vollständigen Besitz der Stadtreinigung 


Hamburg (SRH). Durch Umbaumaßen in der Anlage kann ein zusätzliches 


Abwärmepotenzial von 15 MWth geschaffen werden. Dadurch ergibt sich ein 


Wärmeauskopplungspotenzial von ca. 40 MWth.  


 


VERA Klärschlammverbrennung 


Für die VERA, eine Anlage der Hamburger Stadtentwässerung (HSE) auf dem 


Köhlbrandhöft, sind wesentliche Potenziale zur Abwärmenutzung aus der 


Brüdenkondensation identifiziert worden. Nach gegenwärtigen Annahmen können bis 


zu 8 MWth Wärmeauskopplungspotenzial für Fernwärme genutzt werden. Die 


technische Machbarkeit wird hinsichtlich der Konzeption der Auskopplung im Detail 


verifiziert, wesentlich ist jedoch die Untersuchung einer möglichen Anbindung an die 


KWK-Anlage.  


 


Die örtliche Lage der Dritteinspeiser und der vorgesehene Verlauf der Anbindung ist in 


Abbildung 6 dargestellt. In Summe kann über die Dritteinspeiser eine Wärmeleistung 


von über 100 MWth gewonnen werden. Mit weiteren potenziellen Lieferanten werden 


in Zukunft Gespräche geführt, um zu den bereits vermittelten Potenzialen zusätzliche 


Quellen für Abwärme zu erschließen.  


 


Eine Nutzung dieses Abwärmepotenzials für das Fernwärmenetz ist nur möglich, wenn 


die Wärme mit Hilfe einer Wärmeerzeugungsanlage konditioniert und besichert wird. 


Daraus ergibt sich die Notwendigkeit eines Standortes für die KWK-Anlage im 


westlichen Hafenbereich. Um die hier erzeugte Wärme in das städtische 


Fernwärmenetz einzuspeisen, ist ferner der Bau und Betrieb der Fernwärme-


systemanbindung (FWS) West notwendig.  
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Abbildung 6.  Dritteinspeiser im Energiepark Hafen: Quelle: Wärme Hamburg GmbH [71]. 


 


Die KWK-Anlage hat die drei Kernaufgaben:  


1. Die Bündelung der umliegenden Abwärmequellen und deren bedarfsgerechte 


Bereitstellung im Fernwärmenetz. 


2. Die Besicherung der angeschlossenen Abwärmequellen. 


3. Die Bereitstellung der fehlenden Erzeugungsleistung für die Versorgungs-


sicherheit. 


Zur Erfüllung dieser Anforderungen wurden verschiedene Anlagenkonzepte 


untersucht, die jeweils modular aufgebaut sind. Alle untersuchten Anlagenkonzepte 


sehen eine kombinierte Strom- und Wärmeerzeugung (KWK-Anlage) in modularer 


Bauweise vor. Während die erforderliche Wärmeerzeugung durch den Ersatzbedarf 


für das Heizkraftwerk Wedel im Zusammenspiel mit den anderen Erzeugungsanlagen 


vorgegeben ist, ergibt sich die elektrische Leistung der Anlage aus den eingesetzten 


Modulen. Die Unterschiede der untersuchten Anlagenkonzepte liegen somit im 


Verhältnis von Strom- und Wärmeerzeugung. So wurden Kombinationen von 1 bis 3 


Gasturbinen verschiedener Leistungen und mit Zusatzfeuerungen, mit einem oder 


zwei erdgasbefeuerten Dampferzeugern und verschieden großen Dampfturbinen 


untersucht. Alle Konzepte umfassten auch einen Wärmespeicher sowie eine Power-


to-Heat Anlage. 
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Tabelle 4.  Untersuchte Varianten für die KWK-Dradenau. 


Variante Module Bewertung 


Vorzugsvariante 2 Gasturbinen ca. 50 MWel mit 


Zusatzfeuerung 


1 Dampferzeuger 


1 Dampfturbine 


1 Power-to-Heat 


Wärmespeicher 


Höhere Stromproduktion 


Hohe Flexibilität für die 


Einbindung erneuerbarer 


Energien 


Ausbaureserve für weitere 


Anbindung von 


Dritteinspeisern 


Geringerer 


Primärenergiefaktor 


G1 2 Gasturbinen ca. 35 MWel mit 


Zusatzfeuerung 


2 Dampferzeuger 


1 Dampfturbine 


1 Power-to-Heat 


Wärmespeicher 


Mittlere Stromproduktion 


Hohe Flexibilität für 


Einbindung erneuerbarer 


Energien 


 


G2 1 Gasturbinen ca. 50 MWel mit 


Zusatzfeuerung 


1 Dampferzeuger 


1 Dampfturbine 


1 Power-to-Heat 


Wärmespeicher 


Geringere Stromproduktion 


Höherer Primärenergiefaktor 


Geringere Investitionskosten 


G3 3 Gasturbinen ca. 35 MWel mit 


Zusatzfeuerung 


1 Dampferzeuger 


1 Dampfturbine 


1 Power-to-Heat 


Wärmespeicher 


Höhere Stromproduktion 


Geringerer 


Primärenergiefaktor 


Hoher Platzbedarf erschwert 


 


Für diese Varianten wurden umfangreiche Berechnungen der Einsatzszenarien 


vorgenommen und Vergleiche hinsichtlich Investitionskosten, Brennstoffkosten, 


Wärme- und Stromerlöse sowie dem CO2-Ausstoß durchgeführt.  


Ausschlaggebend für die Vorzugsvariante waren sowohl wirtschaftliche als auch 


ökologische Kriterien. Durch die höhere Erzeugung von KWK-Strom im Verhältnis zur 


Wärmeerzeugung sinkt der CO2-Ausstoß und somit der Primärenergiefaktor der 


Wärmeproduktion. Gegenüber der im Primärenergiefaktor etwa vergleichbaren 


Variante G3 ist die Vorzugsvariante jedoch mit geringeren Investitionskosten 


verbunden. Die Varianten G1 und G2 stellen sich im Primärenergiefaktor sowie in den 


Stromerlösen hingegen schlechter dar, als die Vorzugsvariante. Die geringeren 


Investitionskosten der Varianten G1 und G2 wiegen diesen Nachteil nicht auf. 


Neben den wirtschaftlichen Vorteilen und dem geringen Primärenergiefaktor der 


Wärmeproduktion verfügt die Vorzugsvariante über eine hohe Flexibilität, die auch der 


Einbindung der industriellen Abwärmequellen zugutekommt, sowie über 


Ausbaureserven auch für die Anbindung von weiteren Dritteinspeisern. Insofern 


erscheint die Vorzugsvariante am geeignetsten, einen entscheidenden Beitrag zur 


Erreichung der Hamburger Klimaziele unter Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit zu 


leisten. 
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3 Umweltmerkmale, Wirkfaktoren und Wirkräume 


3.1 Allgemeines 


Unter Umweltmerkmalen bzw. Wirkfaktoren werden bestimmte Eigenschaften eines 


Vorhabens verstanden, die von einem Vorhaben ausgehen und die in der Umwelt bzw. 


den einzelnen Schutzgütern des UVPG bestimmte Reaktionen auslösen könnten.  


Als Wirkfaktoren werden z. B. Emissionen von Luftschadstoffen bezeichnet. Ein von 


einem Vorhaben ausgehender Wirkfaktor kann dabei zu unterschiedlichen direkten 


oder indirekten Einwirkungen bzw. Wirkungsprozessen in der Umwelt führen. Ein Wirk-


faktor kann sich zudem auf mehrere Schutzgüter auswirken und hier zu einer Beein-


flussung der Eigenschaften von Umweltfunktionen oder der Ausgestaltung eines Um-


weltbestandteils führen.  


Unter den Schutzgütern sind die einzelnen Umweltbereiche Luft, Boden und Fläche, 


Wasser, Tiere, Pflanzen und die biologischen Vielfalt, Landschaft, kulturelles Erbe und 


sonstige Sachgüter sowie der Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit, zu 


verstehen. Innerhalb der Schutzgüter machen sich die Auswirkungen eines Wirkfaktors 


entweder als Beeinflussung der Umweltfunktionen des jeweiligen Schutzgutes oder als 


Wahrnehmungsveränderung (z. B. visuelle Beeinflussung des Landschaftsbildes, 


Auftreten von Geräuschen und Gerüchen) bemerkbar. Unter den Umweltfunktionen 


eines Schutzgutes werden bestimmte Eigenschaften eines Schutzgutes verstanden.  


In der nachfolgenden Tabelle wird eine Auswahl von Umweltfunktionen schutzgutspe-


zifisch vorgestellt. Auf die Umweltfunktionen der Schutzgüter und ihre Beeinflussung 


wird in der Auswirkungsprognose eingegangen. 


Tabelle 5.  Schutzgüter und ihre Umwelt- und Wahrnehmungsfunktionen. 


Schutzgüter Umwelt-/Wahrnehmungsfunktionen 


Klima / Luft 


Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen 


Beeinflusst land- und forstwirtschaftliche Erträge 


Verdünnung und Verteilung gas- und staubförmiger Emissionen  


Boden und Fläche 


Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen 


Beeinflusst land- und forstwirtschaftliche Erträge 


Filter für das Grundwasser 


Fläche für Aktivitäten wie Bautätigkeiten, Sport, etc. 


Beeinflusst das Klima 


Wasser 


Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen 


Beeinflusst land- und forstwirtschaftliche Erträge 


Besitzt Selbstreinigungsvermögen 


Dient der Erholung und Entspannung 


Beeinflusst das Klima 


Pflanzen und Tiere 


Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen 


Beeinflusst land- und forstwirtschaftliche Erträge 


Luft- und Wasserreinigung durch Filterung und Abbau von Schadstoffen 


Beeinflusst das Klima 
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Schutzgüter Umwelt-/Wahrnehmungsfunktionen 


Landschaft 


Visuelle Wahrnehmungen (Ästhetik) 


Akustische Wahrnehmungen (Lärm) 


Sonstige Wahrnehmungen (z. B. Gerüche) 


Bewahrung von Werten (Sach- und Kulturwerte)  


kulturelles Erbe und  


sonstige Sachgüter 


Erlebnisfunktion für den Menschen 


Wertgebende Funktionen für einen Naturraum, die Eigenart, Schönheit 


und Vielfalt, auch für den Informationsgehalt in Zuge der Naturgeschichte 


und anthropogenen Siedlungsentwicklung. 


Mensch 


Daseinsfunktion 


Wohn- und Wohnumfeldfunktion 


Der Mensch steht in enger Beziehung zu den sonstigen Schutzgütern 


 


Im Regelfall sind die Umweltmerkmale bzw. die Wirkfaktoren bei jedem einzelnen Vor-


haben ganz unterschiedlich ausgestaltet. Insbesondere unterscheiden sich die Art der 


Wirkfaktoren und gleichermaßen die Intensität und die Reichweite dieser Wirkfaktoren. 


In Folge dessen ergeben sich durch unterschiedliche Vorhaben auch unterschied-


lichste Einwirkungen auf die Umwelt und ihre einzelnen Bestandteile.  


In den nachfolgenden Kapiteln werden die Wirkfaktoren des Vorhabens dargestellt. Es 


wird zudem ausgeführt, welche Schutzgüter gemäß dem UVPG durch die jeweiligen 


Wirkfaktoren betroffen sein könnten. Es werden weiterhin Angaben zu den Wirkräumen 


vorgenommen, in denen mit Einwirkungen durch die einzelnen Wirkfaktoren zu 


rechnen ist. 


Die Wirkfaktoren des Vorhabens werden unterteilt in  


• Umweltmerkmale und Wirkfaktoren der Bauphase (baubedingte Wirkfaktoren) 


• Umweltmerkmale und Wirkfaktoren der Anlagen, von Anlagenbestandteilen und 


sonstigen Einrichtungen (anlagenbedingte Wirkfaktoren) 


• Umweltmerkmale und Wirkfaktoren der Betriebsphase (betriebsbedingte 


Wirkfaktoren) 


• Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebs (Risiken von schweren Unfällen 


und Katastrophen) sowie, 


• die Stilllegung der Anlage (Rückbauphase). 


 


Es erfolgt jeweils eine kurze Beschreibung hinsichtlich der Art des Wirkfaktors sowie in 


Bezug auf die mögliche Betroffenheit der Schutzgüter des UVPG im Bereich des Vor-


habenstandortes, im Nahbereich des Vorhabenstandortes und im Fernbereich des Vor-


habenstandortes vorgenommen. Die Ergebnisse werden, soweit ein Wirkfaktor über-


haupt gegeben bzw. von einer Relevanz ist, jeweils in einer tabellarischen Form 


zusammengestellt. Es bedeuten: 


-  = keine Relevanz  


ja  = Relevanz gegeben, direkte Betroffenheit ist potenziell möglich 
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3.2 Umweltmerkmale und Wirkfaktoren der Bauphase (baubedingte Wirkfaktoren) 


Unter den Umweltmerkmalen der Bauphase bzw. den baubedingten Wirkfaktoren sind 


diejenigen Wirkfaktoren zusammenzufassen, die durch Bautätigkeiten, Baustellen-


flächen, Baustellen- und Lieferverkehr sowie Baustelleneinrichtungsflächen und 


Lagerflächen hervorgerufen werden. 


Bei den baubedingten Wirkfaktoren handelt es sich im Regelfall um zeitlich begrenzte 


bzw. vorübergehende Umwelteinflüsse. Die Dauer der Wirkfaktoren ist in der Regel auf 


die Bauphase begrenzt. Die Reichweite der baubedingten Wirkfaktoren umfasst im Re-


gelfall die Vorhabenfläche und den Nahbereich der Bautätigkeiten bzw. -einrichtungen.  


 


3.2.1 Flächeninanspruchnahme (Bedarf an Grund und Boden, Flächenbedarf) 


Die baubedingte Flächeninanspruchnahme setzt mit dem Beginn der Bauphase für die 


KWK-Anlage ein und setzt sich über die Dauer des Vorhandenseins der baulichen 


Anlagen und Nutzungen (Flächenversiegelungen, Überbauung) fort. Die möglichen 


Auswirkungen auf abiotische und biotische Bestandteile von Natur und Landschaft 


beginnen somit mit dem Zeitpunkt der baulichen Flächeninanspruchnahme. 


Die baubedingte Flächeninanspruchnahme für die KWK-Anlage umfasst den 


gesamten Standort. Diese Flächeninanspruchnahme resultiert aus der erforderlichen 


Baufeldfreimachung und der für die Bauphase benötigten Schaffung von 


Baustelleneinrichtungsflächen. 


Die Baustelleneinrichtungsflächen dienen v. a. der Lagerung von Arbeits- und Bauma-


terialien, als Abstellflächen für Baufahrzeuge sowie für sonstige infrastrukturelle Maß-


nahmen. Grundsätzlich ist der Standort der KWK-Anlage zugleich auch als Baustellen-


einrichtungsfläche zu berücksichtigen, da sich bspw. Abstell- und Lagerflächen in 


Abhängigkeit der Bauphasen verlagern können. 


Insgesamt umfasst der Standort der KWK-Anlage eine Flächengröße von 39.479 m². 


Die Flächeninanspruchnahme findet neben der eigentlichen Baufläche auch durch Flä-


chen für die Vormontage, Kranaufstellungsflächen sowie Aufstellflächen für Container 


statt. 


Im Zusammenhang mit dieser Flächeninanspruchnahme steht insbesondere eine Be-


seitigung der vorhandenen Vegetation. Eine vollständige Zusammenstellung der durch 


die Flächeninanspruchnahme betroffenen (Biotop-)Flächen am Vorhabenstandort ist 


dem Kapitel 4.8 zu entnehmen. 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 47 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


Der Wirkfaktor der baubedingten Flächeninanspruchnahme für die KWK-Anlage ist für 


die nachfolgenden Schutzgüter als relevant einzustufen: 


Tabelle 6.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Flächeninanspruchnahme 


(baubedingt)“ der KWK-Anlage. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT ja - ja - - ja - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) ja - - - - ja - - - 


FERNBEREICH (> 500 m) - - - - - - - - - 


 


Der Wirkraum der baubedingten Flächeninanspruchnahme ist im Wesentlichen auf 


den Vorhabenstandort begrenzt. Die Flächeninanspruchnahme führt hier zu einer Ver-


änderung der derzeitigen Gestalt und Nutzung der Flächen. Es findet insbesondere 


eine Vegetationsbeseitigung statt.  


Aufgrund der bereits in der Bauphase eintretenden Veränderung von Grund- und 


Bodenflächen bzw. der Vegetationsbeseitigung sind Einflüsse auf die lokalklimatische 


Situation möglich. Diese Einflussnahme kann potenziell auch im nahen gelegenen Um-


feld mit Einwirkungen verbunden sein. Erfahrungsgemäß sind jedoch im Fernbereich 


keine relevanten Einflüsse mehr zu erwarten.  


Für das Schutzgut Luft besteht keine Relevanz. Zwar können Vegetationsbestände zu 


einer Ausfilterung von Luftschadstoffen und Stäuben aus der Atmosphäre beitragen, 


die Vorhabenfläche bzw. die Vegetationsbestände sind allerdings zu kleinflächig aus-


gebildet, als dass diese die lufthygienische Ausgangssituation im relevanten Ausmaß 


beeinflussen könnten. 


Beim Schutzgut Boden stehen der Flächenverlust sowie Einwirkungen auf den Boden 


im Vordergrund. Diese Einflüsse sind auf die Vorhabenfläche zu begrenzen. 


Für das Schutzgut Wasser besteht durch die baubedingten Flächeninanspruchnahme 


einschließlich der Veränderung von Grund und Boden keine Relevanz. Oberflächen-


gewässer sind nicht vorhanden. Für das Grundwasser ergeben sich durch die Flächen-


inanspruchnahmen nur untergeordnete Einflüsse, bspw. durch Bodenverdichtungen. 


Aufgrund der Kleinflächigkeit des Einflussfaktors, der Ausgangssituation des Bodens 


(siehe hierzu Kapitel 4.5.1) sowie der überwiegenden zukünftigen dauerhaften 


anlagenbedingten Flächenversiegelung (siehe Kapitel 3.3.1) sind Bodenverdichtungen 


als vernachlässigbarer Einflussfaktor einzustufen.  


Für das Schutzgut Pflanzen und Tiere setzen in der Bauphase Eingriffe in Natur und 


Landschaft durch die Beseitigung von Vegetationsstrukturen ein. Es sind Wirkungen 


für den Nahbereich anzusetzen, da die bestehende Vegetation in einer Funktion zu 


benachbarten Vegetationsstrukturen bzw. Biotopen zu sehen ist. Für den Fernbereich 


(> 500 m) ist demgegenüber keine Relevanz erkennbar. 
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Für das Schutzgut Landschaft und das Schutzgut Menschen besteht keine Relevanz. 


Hier sind nur visuelle Einflüsse anzuführen, die vorliegend jedoch als eigenständiger 


Wirkfaktor abgegrenzt werden.  


Für das Schutzgut kulturelle Erbe und sonstige Sachgüter ist keine Relevanz gegeben, 


da am Standort keine entsprechenden Funktionselemente vorhanden sind (siehe Kapi-


tel 4.10). 


 


3.2.2 Bodenaushub, Bodenabträge, Bodenaufträge 


In der Bauphase finden im Zusammenhang mit der Herrichtung der Bodenflächen so-


wie der Errichtung von Gebäuden, Verkehrs- und Lageflächen diverse Aushub-, Ab-


trag- und Auftragsarbeiten von Bodenmaterial statt. Der genaue Umfang dieser Maß-


nahmen ist nicht exakt vorhersehbar. In Anbetracht des Zustands der Vorhabenfläche 


und im Hinblick auf den zukünftigen Anlagenbestand (einschließlich Verkehrsflächen) 


ist davon auszugehen, dass der Wirkfaktor in Bezug auf den gesamten Standort der 


KWK-Anlage anzusetzen ist. 


Bei den zuvor genannten Boden eingreifenden Maßnahmen handelt es sich um einen 


Tatbestand, der vollständig der baubedingten Flächeninanspruchnahme zugeordnet 


werden kann, da der gesamte Standort im Zusammenhang mit der Flächeninan-


spruchnahme verändert wird. Es erfolgt daher eine Berücksichtigung im Zusammen-


hang mit dem Wirkfaktor der baubedingten Flächeninanspruchnahme 


 


3.2.3 Wasserhaltungen und Grundwasserabsenkungen 


Die geplanten Gründungs-/Tiefbauarbeiten können in den Grundwasserbereich 


hineinreichen, so dass während der Bauphase Wasserhaltungen oder Grundwasser-


absenkungen vorgesehen bzw. erforderlich sind. Auf Grund der Bindigkeit der Böden 


und in Abhängigkeit des Witterungsverlaufs kann es zudem erforderlich sein Regen-


wasser/Schichtenwasser, das sich in den Baugruben gesammelt hat, abzupumpen. 


Gemäß den Antragsunterlagen [71] sind für die Bauwerksgründungen Bodenaushübe 


von unterschiedlicher Tiefe geplant. Für die Dampfturbinengebäude sind 


Bodenaushübe von ca. 3,50 m ü. NN und für die Rückhaltebecken von ca. 3,05 m ü. 


NN geplant. Diese liegen somit beide oberhalb des mittleren Grundwasserstands von 


ca. 0,5 m ü. NN (Stand 2010, Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt). Der mittlere 


Grundwasserstand am Standort schwankt zwischen ca. 0,00 m ü. NN bis ca. 1,00 m 


ü. NN. Am Standort wurde ein Maximalwert bei +1,6 m ü. NN (1981) und ein 


Minimalwert bei 0,5 m u. NN (1982) gemessen. Das Grundwasser steht überwiegend 


gespannt unterhalb organischer Weichschichten an. 


Für die Rohrleitungsgräben sind Bodenaushübe von i. d. R. ca. 5,00 m ü. NN, und 


somit ebenfalls oberhalb des mittleren Grundwasserstandes, geplant. Für die 


Umlegung der Schmutzwasserdruckleitung werden teilweise aber auch 


Bodenaushübe bis ca. 0,30 m u. NN geplant. Hierbei ist die Entspannung des 


gespannten Grundwasserleiters durch zielgerichtete Entnahme notwendig. Somit sind 


im Bereich für die Umlegung der Schmutzwasserdruckleitung von bauzeitlichen 


Grundwasserhaltungsmaßnahmen auszugehen. Diese sind gemäß dem Stand der 


Technik auszuführen und durch den Vorhabenträger zu beantragen. 


Bei allen Bodenaushüben muss zur Trockenhaltung der Baugruben, das 


Schichtenwasser oberhalb von bindigen Schichten abgeführt werden. Die Böden am 
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Standort sind durch Auffüllungen geprägt, welche in Form von organischen 


Weichschichten sowie von bindigen und/oder organischen Schichten innerhalb von 


ca. 2,2 m u. NN bis ca. 3,9 m ü. NN vorliegen und aufgrund ihrer sehr geringen 


Wasserundurchlässigkeit als wasserstauende Schichten fungieren. Versickernde 


Niederschläge werden oberhalb dieser Schichten gestaut. Die Stauwasserhöhe kann 


witterungsbedingt stark schwanken. Das anfallende Wasser in den Baugruben wird 


während der Bauphase im umgebenden Gelände auf dem Baufeld versickert. 


Da sich der Vorhabenstandort inmitten eines intensiv anthropogen genutzten Gebietes 


befindet und Wasserhaltungen bzw. Grundwasserfassungen nur einen kurzfristigen 


Zeitrahmen in Anspruch nehmen werden, ist nicht davon auszugehen, dass es hierdurch 


zu einer relevanten dauerhaften Einflussnahme auf die vorliegenden 


Grundwasserverhältnisse kommen könnte. 


Die Geländeoberkante wird zukünftig bei ca. NN +6,8 m (an der Dradenaustraße) und 


+7,9 m (rings um den Powerblock) liegen. 


Die Oberkante des tragfähigen Baugrundes liegt bei ca. NN -8,5 m. Damit ergeben 


sich bei einer Absetztiefe der Pfähle auf mindesten NN -11,5 m Pfahllängen von mind. 


19,5 m (Bohrplanum bei ca. NN +8,0 m). 


Die für diese Maßnahmen erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnisse werden von 


der Wärme Hamburg GmbH beantragt.  


Kurzfristige Auswirkungen können sich dennoch für die Schutzgüter Grundwasser, 


Oberflächengewässer, Pflanzen und Tiere sowie Landschaft ergeben.  


Der Wirkraum der Wasserhaltung und GW-Absenkung ist im Wesentlichen auf den 


Vorhabenstandort begrenzt. 


Bauwasserhaltungen können zu einem Einfluss auf Böden (Bodenwasserhaushalt) 


und lokale Grundwasserverhältnisse führen. Da es sich um abiotische Standortfakto-


ren handelt, ist zudem ein indirekter Einfluss auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und 


die biologische Vielfalt möglich 


Für das Schutzgut Klima besteht nur soweit eine Relevanz, wie sich der Feuchte-


haushalt und damit die lokalklimatische Situation verändern könnte. Es ist in Anbe-


tracht der lokalen Einflussgröße jedoch nur von einer lokal begrenzten Reichweite 


auszugehen. 


Eine Relevanz für Oberflächengewässer ist im Fall von Bauwasserhaltungen nur dann 


möglich, wenn ein hydraulischer Kontakt zu Oberflächengewässern besteht. Bei tem-


porär begrenzten Maßnahmen besteht im Regelfall jedoch keine Relevanz 


Für das Schutzgut Landschaft können Veränderungen des Grundwassers über 


Wechselwirkungen mit dem Boden und dem Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologi-


sche Vielfalt relevant sein, sofern es in diesen Schutzgütern zu Beeinträchtigungen 


kommt 


Für die Schutzgüter Luft, kulturelles Erbe und Sachgüter sowie das Schutzgut Men-


schen sind keine Wirkungen durch temporäre Bauwasserhaltungen abzuleiten 
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Tabelle 7.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Wasserhaltungen und 


Grundwasserabsenkungen (baubedingt)“ der KWK-Anlage. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT ja - - ja ja ja ja - - 


NAHBEREICH (< 500 m) ja - - ja ja ja ja - - 


FERNBEREICH (> 500 m) - - - - - - - - - 


 


 


3.2.4 Emissionen von Luftschadstoffen und Staub 


In der Bauphase können Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben durch die Bau-


stellentätigkeiten sowie den baubedingten Fahrzeugverkehr hervorgerufen werden. 


Das Ausmaß und die Dauer von baubedingten Emissionen von Luftschadstoffen und 


Stäuben hängt maßgeblich von der Art der Vorhabens sowie der Ausprägung des 


Vorhabenstandortes ab.   


Bei den baubedingten Emissionen handelt es sich um eine temporäre Einflussgröße, 


die in Abhängigkeit der Bauphasen bzw. Bautätigkeiten variieren kann. Die größte 


Intensität von baubedingten Emissionen ist bei der Herrichtung der Bau- bzw. zu-


künftigen Betriebsflächen sowie bei der Errichtung der neuen Gebäude zu erwarten. 


Bei baubedingten Emissionen handelt es sich ferner im Regelfall um bodennahe Frei-


setzungen. Daher ist das Ausbreitungspotenzial von Luftschadstoffen oder Stäuben 


auf den Anlagenstandort und ggfs. auf das nahe gelegene Umfeld begrenzt. Eine weit-


räumige Einflussnahme auf die Umgebung ist dagegen auszuschließen.  


Baubedingte Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben lassen sich grundsätzlich 


nicht vollständig vermeiden. Durch die Auswahl von geeigneten Baumaschinen ent-


sprechend dem Stand der Technik können Emissionen jedoch weitestgehend reduziert 


werden. In Trockenwetterperioden können die Bauflächen zudem befeuchtet werden, 


so dass Staubaufwirbelungen und -verwehungen minimiert werden. 


Da es sich um keinen dauerhaften Wirkfaktor handelt, die Emissionen von Luftschad-


stoffen und Stäuben nicht kontinuierlich auftreten, zeitlich sehr variabel sind und das 


Emissionspotenzial durch Minderungsmaßnahmen reduziert werden kann, ist eine 


Relevanz des Wirkfaktors für erhebliche Umweltbeeinträchtigungen nicht festzustellen. 


Eine vertiefte Prüfung auf nachhaltige oder erhebliche Beeinträchtigungen ist daher 


nicht erforderlich. 


 


3.2.5 Emissionen von Gerüchen 


Die Bauphase ist nicht mit der Freisetzung von als relevant einzustufenden Geruchs-


emissionen verbunden. 
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3.2.6 Geräuschemissionen 


In der Bauphase werden durch Bautätigkeiten und den baubedingten Fahrzeugverkehr 


in unterschiedlicher Intensität und zeitlicher Dauer Emissionen von Geräuschen her-


vorgerufen, die auf die Umgebung einwirken können. Vorgesehen ist, die Bauarbeiten 


während 06:00 – 22:00 Uhr durchzuführen. Gemäß Nr. 3.1.2 AVV Baulärm [2] gilt als 


Nachtzeit die Zeitspanne von 20 Uhr bis 7 Uhr. Folglich reichen die Bauarbeiten auch 


für 3 Stunden in die Nachtzeit hinein.  


Für die Bewertung der Geräuschemissionen und der hieraus resultierenden Geräusch-


immissionen wurde eine Geräusch-Immissionsprognose [35] erstellt. Gemäß den 


Angaben dieses Fachgutachtens sind insbesondere folgende Bautätigkeiten relevant: 


• Tiefbauarbeiten zur Gründung und Errichtung der Fundamente  


• Hochbauarbeiten 


 


Die zu erwartenden Geräuschemissionsansätze basieren auf Angaben der Planungs-


unterlagen. Ziel der Beurteilungen der Geräusch-Immissionsprognose [35] ist die Be-


wertung, in wie weit durch das Vorhaben im Umfeld zusätzliche Geräuschbelastungen 


hervorgerufen werden, die als nachteilige Umweltbeeinträchtigung einzustufen wären.  


Die Prognose der zu erwartenden Geräuschimmissionen erfolgte fokussiert auf das 


Schutzgut Mensch gemäß den Beurteilungsmaßstäben der TA Lärm. Durch Geräusch-


immissionen können jedoch auch das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische 


Vielfalt sowie das Schutzgut Landschaft (Verlärmung der Landschaft) potenziell be-


troffen sein. Die Ergebnisse der Geräuschimmissionsprognose werden daher auch zur 


Beurteilung der Einflüsse auf diese Schutzgüter herangezogen. Im Einzelnen besteht 


eine Relevanz des Wirkfaktors bei den nachfolgenden Schutzgütern. 


Tabelle 8.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „baubedingte Geräusche“.  


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - - - - - ja ja - ja 


FERNBEREICH (> 500 m) - - - - - ja ja - ja 


 


Eine Relevanz des Wirkfaktors ist nur für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere, Land-


schaft sowie Mensch gegeben. Für die weiteren Schutzgüter besitzen baubedingte 


Geräusche keine Relevanz. 


Eine Bewertung der Einflüsse auf den Vorhabenstandort ist nicht erforderlich, da in 


diesem Bereich keine Empfindlichkeiten bei den Schutzgütern gegenüber Geräuschen 


bestehen. Dies liegt darin begründet, dass in der Bauphase der Vorhabenstandort 


vollständig durch Bautätigkeiten geprägt ist. Eine Bedeutung für Pflanzen und Tiere 


oder für das Schutzgut Landschaft weist der Standort somit zur Bauphase nicht mehr 


auf. Der Schutz des Menschen (Baustellenpersonal) ist unter Berücksichtigung der 
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Baustellverordnung u. a. durch organisatorische Maßnahmen (z. B. Gehörschutz) 


sicherzustellen. 


Für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere, Landschaft sowie Mensch ist eine Relevanz 


des Wirkfaktors allerdings im Nah- und im Fernbereich des Vorhabenstandortes anzu-


setzen. Neben der Möglichkeit einer direkten Beeinflussung bzw. Beeinträchtigung der 


Schutzgüter sind auch indirekte Wirkungen, z. B. Minderung der Erholungseignung der 


Landschaft, zu berücksichtigen. 


 


3.2.7 Erschütterungen 


In der Bauphase können durch Bautätigkeiten, insbesondere im Zusammenhang mit 


Ramm-, Schüttel- und Verdichtungsarbeiten zur Herrichtung der Baufläche für die neue 


Anlagen einschließlich von Verkehrswegen sowie im Zuge der Errichtung der neuen 


Gebäude, potenziell Erschütterungen im Bereich des Betriebsgeländes hervorgerufen 


werden. Durch eine geeignete Auswahl von Baumaschinen sowie eine Durchführung 


der Arbeiten entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann, wie 


auch in der Schallprognose angemerkt [35] davon ausgegangen werden, dass diese 


Erschütterungen vermieden bzw. weitgehend reduziert werden können.  


Die Reichweite von Erschütterungen bzw. Vibrationen ist erfahrungsgemäß zudem auf 


das direkte Umfeld der Baumaßnahme begrenzt. Die relevanten Immissionsorte 


(nächstgelegenes Wohnhaus ca. 2 km entfernt; nächstgelegene Büronutzung ca. 


170 m entfernt) befinden sich in ausreichender Entfernung zu dem zukünftigen 


Anlagengelände, sodass auch aus Gesichtspunkten der räumlichen Distanz von keiner 


Beeinflussung durch Erschütterungen in der Bauphase auszugehen ist. Daher und 


aufgrund der kurzfristigen Dauer der erschütterungsintensiven Bautätigkeiten ist der 


Wirkfaktor ohne eine Relevanz. 


3.2.8 Emissionen von Licht 


Die für die Bauphase vorgesehenen Bautätigkeiten sollen zwischen 06:00 – 22:00 Uhr 


durchgeführt werden. Jahreszeitenbedingt sind somit ggf. künstliche Beleuchtungen in 


dem o. g. Zeitraum erforderlich. Zur Absicherung der Baustellenbereiche können 


zudem dauerhafte Beleuchtungen erforderlich werden, um Unfallgefahren zu 


vermindern.  


Da sich die Bauzeit über mehrere Monate erstrecken wird, finden Bauaktivitäten auch 


in Jahreszeiten statt, die nur durch eine geringe tägliche Sonnenscheindauer 


gekennzeichnet sind. Zudem werden sich Bauaktivitäten auch auf 


Schlechtwetterperioden sowie Dämmerungszeiten erstrecken. Aus den vorgenannten 


Gründen ist eine ausreichende Beleuchtung der Baustelle erforderlich. Einerseits soll 


hiermit ein reibungsloser Baustellenbetrieb sichergestellt werden.  


Andererseits ist eine ausreichende Beleuchtung der Baustellenflächen zur Minimie-


rung von Unfallgefahren erforderlich. So sind insbesondere Fahrtwege und Lagerbe-


reiche von Baumaterialen, aber auch jegliche Flächen auf der Bauaktivitäten durch das 


Baustellenpersonal vorgenommen werden, auszuleuchten. 


Aufgrund von verschiedenen Bauaktivitäten und damit verbundenen unterschiedlichen 


Arbeitszeiten werden Beleuchtungen im Bereich einer Baustelle im Regelfall zeitlich 


sehr variabel betrieben.  
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In der Regel sind die Beleuchtungen nicht ortsfest, sondern werden in Abhängigkeit 


der jeweiligen Baustelleneinrichtung und Bauphase angepasst. Dies führt dazu, dass 


im Umfeld der Baustelle die Einwirkungen durch Licht unterschiedlich und zeitlich 


variabel auftreten können.  


Eine exakte Prognose zu den in der Bauphase hervorgerufenen Lichtemissionen und  


-immissionen ist aufgrund der hohen Variabilität nicht möglich. Vielmehr können nur 


allgemeine Anforderungen formuliert werden, die in der Detailplanung der Baustelle zu 


berücksichtigen sind.  


Ungeachtet der in der Detailplanung für die Bauphase festzulegenden Beleuchtungen 


können die Beleuchtungseinrichtungen in aller Regel in vier Bereiche eingeteilt 


werden: 


• Beleuchtungen im Zusammenhang mit der Errichtung von Anlagen bzw. 


Gebäuden mittels Baukräne, die eine großflächige Beleuchtung im Bereich der 


Baufelder erforderlich machen. 


• Beleuchtungen für Lagerflächen. 


• Beleuchtungen für Wege und Zufahrtsstraßen. 


• Beleuchtungen von Parkplätzen.  


 


Die Aufstellung von Scheinwerfern auf einer Baustelle erfolgt meist über Masten. Für 


die Beleuchtung größerer Baustellen werden häufig zudem Kranscheinwerfer an Ober-


dreherkränen vorgesehen. Diese Scheinwerfer sind dabei am Turm des Krans fixiert 


und bewegen sich bei Kranarbeiten nicht mit. Diese Scheinwerfer besitzen erfahrungs-


gemäß eine Leistung von mindestens 2.000 W. Je nach dem Erfordernis werden die 


Strahler in einer Höhe von 30 – 80 m angebracht. Die sonstigen Beleuchtungen 


werden im Regelfall in geringeren bzw. mit geringeren Höhen aufgestellt. Ihre 


Wirksamkeit ist auf kleinflächigere Bereiche begrenzt.  


In Abhängigkeit des Erfordernisses werden daher, soweit räumlich möglich, 


Beleuchtungen in regelmäßigen Abständen errichtet bzw. installiert.  


Da in der Umgebung bereits Beleuchtungen und somit Lichtemissionen (Ausleuchtung 


von Betriebsgeländen, Straßenbeleuchtungen etc.) vorliegen, ist in Anbetracht der 


Lage des Vorhabenstandortes in einem Industrie bzw. Hafengebiet mit unmittelbarer 


Nähe zum Bahn- und Autobahnverkehr nicht von relevanten Einwirkungen durch bau-


bedingten Lichtemissionen auf die Umgebung auszugehen. Auf eine weitergehende 


Berücksichtigung des Wirkfaktors kann daher verzichtet werden. 


 


3.2.9 Sonstige Emissionen der Bauphase 


In der Bauphase sind keine sonstigen Emissionen (z. B. elektromagnetische Strahlung, 


radioaktive Strahlung) gegeben, die durch den Baubetrieb hervorgerufen werden 


könnten und die eine Relevanz für die Umwelt und den Menschen aufweisen. Sonstige 


denkbare Emissionen, z. B. Emissionen von Wasserdampf oder Wärme, können zwar 


auch in der Bauphase freigesetzt werden, diese sind jedoch in Bezug auf das Vor-


haben von ihrem Ausmaß her als vernachlässigbar gering einzuschätzen und im Regel-


fall wirkungsseitig auf die Baustellenflächen begrenzt. 
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3.2.10 Trenn- und Barrierewirkungen 


Trenn- und Barrierewirkungen, die insbesondere für das Schutzgut Pflanzen und Tiere 


eine Bedeutung aufweisen, werden im Allgemeinen mit Eintritt einer Bauphase hervor-


gerufen. Dies gilt insbesondere für Flächen, die durch Vegetationsstrukturen geprägt 


sind und eine Biotopverbundfunktion übernehmen können. 


Vorliegend ist zu berücksichtigen, dass die Vorhabenfläche einer dauerhaften Flächen-


inanspruchnahme zugeführt wird. Der Wirkfaktor setzt sich daher über die Dauer der 


Bauphase fort. Aufgrund dieser Tatsache wird der Wirkfaktor unter Kapitel 3.3.3 zu-


sammen mit den anlagenbedingten Wirkfaktoren betrachtet.  


 


3.2.11 Visuelle Wirkungen 


Mit der Durchführung von Bautätigkeiten sind visuelle Wirkungen verbunden, die z. B. 


von Baustellenkränen oder durch die wachsenden Gebäudekubaturen hervorgerufen 


werden. Darüber hinaus werden visuelle Wirkungen durch Bewegungen von Bau- und 


Arbeitsmaschinen sowie durch den Menschen ausgelöst. 


Die mit dem Vorhaben verbundenen Baumaßnahmen finden ausschließlich innerhalb 


eines intensiv industriell genutzten Gebietes statt. Die umliegenden baulichen 


Nutzungen schirmen den Vorhabenstandort gegenüber der Umgebung weitgehend ab. 


Von der BAB A7 wird die Baustelle einsehbar sein. Hohe Baustellenkräne sowie die 


entstehenden höheren Gebäude können teilweise auch aus der weiteren Umgebung 


und aus anderen Blickrichtungen wahrgenommen werden. Allerdings ist die 


Umgebung bereits sehr stark durch die Industrie- und Hafennutzung geprägt und weist 


aufgrund dessen bereits hohe Gebäude (bspw. Windkrafträder, Hafenkräne) im 


Bestand auf. Vor diesem Hintergrund ist die Einflussnahme der Baumaßnahmen und 


die damit einhergehenden visuellen Einflüsse als sehr gering einzustufen. Diese 


Einflüsse gehen zudem direkt in die anlagenbedingte dauerhafte Wirkung der neuen 


Gebäude bzw. Nutzung über.  


In Anbetracht dessen stellen visuelle Wirkungen einen beurteilungsrelevanten Wirkfaktor 


für die nachfolgenden Schutzgüter dar. 


Tabelle 9.  Einstufung der Relevanz und Reichweite des Wirkfaktors „Visuelle Wirkungen“. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - - - - - ja ja - ja 


FERNBEREICH (> 500 m) - - - - - ja ja - ja 


 


Für die abiotischen Umweltbestandteile Klima, Luft, Boden, Wasser nehmen visuelle 


Wirkungen keine Relevanz ein. Eine Beeinflussung kann demgegenüber für die 


Schutzgüter Pflanzen und Tiere, Mensch sowie das Schutzgut Landschaft angesetzt 


werden.  
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Für den Vorhabenbereich besteht jedoch keine Relevanz, da dieser Bereich für 


Tierarten aufgrund des Baubetriebs ohne eine Bedeutung ist und in den 


Randbereichen eine verkehrs- und industriebedingte Vorbelastung anzusetzen ist. Der 


Standort dient zudem nicht der landschaftsgebundenen Erholungsnutzung und es wird 


sich nur Baustellenpersonal auf der Fläche aufhalten. 


 


3.2.12 Abfall-, Bau- und Einsatzstoffe 


In der Bauphase fallen verschiedene Abfälle an (z. B. Beton, Ziegel, Fliesen, Holz, 


Glas, Kunststoff, Folien, Stahl, Steine, Papier und Pappe, Verpackungsmaterialien), 


die im Regelfall keine gefährlichen oder umweltgefährdenden Stoffe enthalten. Diese 


Stoffe sollen vorschriftsgemäß auf geeigneten (versiegelten) Flächen bzw. in geeigne-


ten Behältnissen oder Containern gesammelt und anschließend der ordnungsgemä-


ßen Verwertung oder Beseitigung gemäß den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts-


gesetzes (KrWG) zugeführt werden, so dass hieraus keine nachteiligen Umweltaus-


wirkungen resultieren. Sofern Abfälle anfallen, die gefährliche Stoffe enthalten, so wird 


ein entsprechend sorgsamer Umgang mit diesen Materialen vorausgesetzt, so dass 


eine Umweltgefährdung auszuschließen ist. 


Die in der Bauphase gehandhabten Bau- und Einsatzstoffe enthalten im Regelfall eben-


falls keine gefährlichen oder umweltgefährdenden Stoffe. Die Lagerung der Bau- und 


Einsatzstoffe soll auf geeigneten Flächen und in geeigneten Behältnissen erfolgen. 


Unter Berücksichtigung der ordnungsgemäßen Lagerung und des sorgfältigen Umgangs 


mit diesen Stoffen sind nachteilige Umweltbeeinträchtigungen auszuschließen.  


Bei der Errichtung der Baukörper und Anlagenteile wird darüber hinaus auf der Vor-


habenfläche mit verschiedenen Maschinen umgegangen, in denen wassergefährden-


de Stoffe enthalten sein können. Dabei handelt es sich um Maschinen, die den Anfor-


derungen an den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen entsprechen. Ein Eindrin-


gen von wassergefährdenden Stoffen in den Boden ist somit nicht zu erwarten. 


Neben diesen technischen Vorkehrungen wird auf der Baustelle nur entsprechend ge-


schultes Personal eingesetzt. Das grundsätzliche Verhalten für alle Tätigkeiten des 


Personals erfolgt unter Berücksichtigung der Baustellenordnung, deren Einhaltung 


durch die Bauleitung überwacht wird. Dem allgemeinen Besorgnisgrundsatz des 


Wasserhaushaltsgesetzes wird somit genüge getan. 


Unter den o. g. Voraussetzungen ist eine weitergehende Betrachtung des Wirkfaktors 


nicht erforderlich. 


 


3.3 Umweltmerkmale und Wirkfaktoren der Anlagen, von Anlagenbestandteilen und 


sonstigen Einrichtungen (anlagenbedingte Wirkfaktoren) 


Anlagenbedingte Wirkfaktoren sind im Gegensatz zu baubedingten Wirkfaktoren von 


Dauer. Es handelt sich um statische Eingriffsgrößen, die nicht variabel sind und die 


von den Merkmalen einer Anlage bzw. eines Vorhabens, wie der Größe und dem 


Erscheinungsbild, bestimmt werden. 


Anlagebedingte Auswirkungen resultieren aus der dauerhaften Inanspruchnahme und 


Veränderung von Flächen/Flächennutzungen, der Versiegelung von Flächen sowie 


ggfs. aus Trenn-, Zerschneidungs- und Barrierewirkungen.  
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3.3.1 Flächeninanspruchnahme und -versiegelung, Baukörper 


Als Flächenversiegelung oder Bodenversiegelung ist die dauerhafte Inanspruchnahme 


des natürlich gewachsenen Bodens definiert. Es ist prinzipiell zu unterscheiden zwi-


schen Teilversiegelungen und einer vollständigen Versiegelung von Grund und Boden. 


Während Teilversiegelungen bspw. eine Infiltration von Niederschlagswasser über die 


belebte Bodenzone ermöglichen und somit Teile der natürlichen Bodenfunktionen er-


halten bleiben, führt eine vollständige Versiegelung zu einem Totalverlust von natür-


lichen Bodenfunktionen. 


Flächen- bzw. Bodenversiegelungen sind primär mit einem Eingriff in das Schutzgut 


Boden verbunden. Aufgrund der besonderen Bedeutung von Böden im Natur- und 


Landschaftshaushalt können Versiegelungen unmittelbar bis mittelbar auch ander-


weitige Schutzgüter betreffen. So verliert ein Boden u. a. seine Funktion als Lebens-


raum für Pflanzen, Tiere und Mikroorganismen, so dass sich Folgewirkungen für das 


Schutzgut Pflanzen und Tiere einstellen. 


Als Bindeglied zum Grundwasser kann eine Versiegelung von Böden aufgrund der 


Einschränkung der Grundwasserneubildung mit nachteiligen Einwirkungen auf das 


Grundwasser verbunden sein. Auch die Beseitigung der grundwasserschützenden 


Funktion von Böden (Puffer- und Speichervermögens von Schadstoffen) kann mit 


nachteiligen Folgen für das Grundwasser verbunden sein. Einflüsse auf das Grund-


wasser sowie ein gesteigerter Oberflächenwasserabfluss können zudem zu Einwirkun-


gen auf umliegende Oberflächengewässer führen. 


Versiegelte Böden zeichnen sich weiterhin gegenüber unversiegelten Böden durch 


eine unterschiedliche Erwärmung der atmosphärischen Grenzschicht aus. Versiege-


lungen können somit zu Veränderungen von natürlichen Temperatur- oder Feuchtever-


hältnissen führen. Veränderte klimatische Bedingungen sind wiederum mit Einflüssen 


auf Natur und Landschaft verbunden, in dem z. B. die abiotischen Standortfaktoren für 


Flora und Fauna beeinflusst werden. 


Der Mensch kann aufgrund der nachteiligen Einwirkungen auf die einzelnen Schutz-


güter durch Folgewirkungen betroffen sein. Beispiele sind hier u. a. Beeinträchtigun-


gen des Trinkwassers, Beeinträchtigungen der Erlebbarkeit von Natur und Landschaft, 


Beeinträchtigung der bioklimatischen Situation. 


Der Standort der KWK-Anlage Dradenau umfasst eine Flächengröße von 39.479 m². 


Diese Fläche wird mit dem Beginn der Bauphase für die KWK-Anlage in Anspruch 


genommen. Der Standort der KWK-Anlage wird durch die Realisierung des Vorhabens 


jedoch nicht vollständig einer dauerhaften Flächeninanspruchnahme in Form einer 


Versiegelung oder Überbauung zugeführt. Ein Teil des Standortes der KWK-Anlage 


soll als unversiegelte Fläche erhalten bleiben und entweder als Rasenflächen bzw. 


entlang der Grundstücksgrenzen durch Gehölzanpflanzungen begrünt bzw. eingegrünt 


werden.  


Eine Anordnung des zukünftigen Gebäudebestands ist in der Abbildung 4 dargestellt.  


Im Einzelnen umfasst das Vorhaben der KWK-Anlage die nachfolgenden Flächenin-


anspruchnahmen bzw. Flächennutzungen: 


Gebäude und Anlagen (davon 1.500 m² ext. Dachbegrünung): 13.234 m² 


Verkehrsflächen (inkl. Parkplatz): 11.290 m² 


Grünflächen (unversiegelte Flächen): 14.823 m² 
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Die dauerhafte Flächeninanspruchnahme ist als dauerhafter Eingriff in Natur und Land-


schaft zu bewerten. Eine Relevanz resultiert dabei für Schutzgüter des UVPG, die 


durch die Flächeninanspruchnahme direkt oder über Wechselwirkungen indirekt beein-


flusst werden könnten.  


Tabelle 10.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Flächeninanspruchnahme 


und -versiegelung“. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT ja - ja ja - ja ja - - 


NAHBEREICH (< 500 m) ja - - ja - ja ja - - 


FERNBEREICH (> 500 m) - - - - - - - - - 


 


Eine Relevanz des Wirkfaktors besteht für den Vorhabenstandort sowie allenfalls das 


nähere Umfeld, welches in einer Wechselwirkung mit dem Vorhabenstandort steht. 


Nachteilige Einwirkungen auf den Fernbereich sind in Anbetracht der Kleinflächigkeit 


des Vorhabenstandortes bzw. der derzeit noch unversiegelten Fläche als sicher aus-


geschlossen zu bewerten.  
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3.3.2 Visuelle Wirkungen 


Visuelle Effekte werden ausschließlich durch oberirdische Anlagen und Einrichtungen 


hervorgerufen. Mit dem Vorhaben werden mehrere Gebäude mit einer Höhe von 


ca. 15 m bis ca. 50 m errichtet. Für die geplante KWK-Anlage und die zugehörigen 


Nebenanlagen ist zudem die Errichtung von fünf Schornsteinen mit den nachfolgenden 


baulichen Höhen vorgesehen: 


• Gasturbinen-Linie 1:  52,9 m über Grund  


• Gasturbinen-Linie 2:  52,9 m über Grund  


• Dampferzeuger:  52,9 m über Grund  


• Gasmotor:  36,1 m über Grund  


• Notstromdieselaggregat: 21 m über Grund 


 


Die neuen Gebäude und Schornsteine werden auf einer Brachfläche errichtet und 


sorgen daher für eine Veränderung der visuellen Gestalt der Vorhabenfläche. 


Optisch bzw. visuell wahrnehmbare Reize können z. B. durch Bewegung, Reflektio-


nen, Veränderung der Strukturen (z. B. durch Bauwerke) hervorgerufen werden. Ins-


besondere sensible Tierarten können hierdurch Störwirkungen unterliegen die Flucht- 


oder Meidungsreaktionen auslösen und somit die Habitatnutzung von Tieren im 


betroffenen Raum verändern. 


Visuelle Wirkungen stellen auch eine Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes 


dar. So können bauliche Anlagen den bestehenden Landschaftscharakter verändern, 


in deren Folge sich nachteilige Einflüsse für den Menschen (Erholungsnutzung, Wohn-


qualität) ergeben können.  


Visuelle Wirkungen sind für den Vorhabenstandort selbst ohne eine Bedeutung. Die 


mit den Baukörpern und anlagentechnischen Nutzungen verbundenen visuellen Wir-


kungen sind mit Einflüssen auf die Umgebung verbunden. In Anbetracht der baulichen 


Höhe der Gebäude sowie der Schornsteine sind auch visuellen Wirkungen in einer 


größeren Entfernung zum Vorhabenstandort zu berücksichtigen. Entsprechend des-


sen ergibt sich eine Relevanz für die Schutzgüter Landschaft und Mensch. Visuelle 


Wirkungen können darüber hinaus auch einen Einfluss auf die Fauna ausüben, so 


dass auch das Schutzgut Pflanzen und Tiere als potenziell betroffen einzustufen ist.  


Tabelle 11.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Visuelle Wirkungen“. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - - - - - ja ja - ja 


FERNBEREICH (> 500 m) - - - - - ja ja - ja 
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3.3.3 Barriere- und Trennwirkungen (Zerschneidung) 


Unter dem Begriff Zerschneidung ist die räumliche Trennung von Umweltbestandteilen 


oder Umweltfunktionen zu verstehen. Dies kann z. B. die Zerschneidung/die Trennung 


eines zusammenhängenden Biotops sein. Zerschneidende Wirkungen können zudem 


in Bezug auf Ausbreitungswege von Tierarten hervorgerufen werden. 


Zerschneidungseffekte bei Umweltfunktionen können in einem Landschafts- bzw. 


Naturraum z. B. in Bezug auf funktionale Austauschbeziehungen von lokalklimatischen 


Einflussfaktoren vorliegen, die sich einseitig oder auch wechselseitig beeinflussen. 


Durch die Zerschneidung solcher funktionalen Beziehungen können sich u. a. abio-


tische Standortbedingungen dahingehend verändern, dass diese einen mittelbaren 


Einfluss auf die Ausprägung von Natur und Landschaft haben oder sich die Lebensbe-


dingungen für den Menschen verändern. 


Eng mit Begriff „Zerschneidung“ verknüpft ist der Begriff „Barrierewirkung“. Der Begriff 


Barrierewirkung lässt sich im Wesentlichen als physische Barriere im Sinne eines 


Hindernisses beschreiben. Bauliche Anlagen können bspw. aufgrund ihrer Konstruk-


tion und Höhe für einzelne Tierarten nicht überwindbar sein. Barrierewirkungen sind 


des Weiteren z. B. in Bezug auf unter-/oberirdische Wasserabflüsse oder örtliche 


Wind- und Durchlüftungsverhältnisse etc. möglich. 


Die Begriffe lassen wie folgt unterscheiden: Eine Zerschneidung führt zu einer Isolation 


oder Fragmentierung bzw. zu einer räumlichen Trennung von zusammenhängenden 


Strukturen oder Flächen. Die Barrierewirkung ist demgegenüber als eine physische 


Grenze zu verstehen, die nicht oder nur eingeschränkt überwindbar ist und somit zu 


einer Einschränkung von funktionalen Beziehungen führt. 


Die Realisierung der KWK-Anlage einschließlich sonstiger Versiegelungen auf dem 


Vorhabenstandort können potenziell eine Trenn- oder Barrierewirkung hervorrufen. 


Diese resultieren aus der Veränderung des Standortes, insbesondere in Bezug auf die 


mit dem Vorhaben verbundene Vegetationsbeseitigung.  


Im Einzelnen ergibt sich eine Relevanz für die nachfolgenden Schutzgüter: 


Tabelle 12.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Barriere- und Trennwirkungen 


(Zerschneidung)“ durch die KWK-Anlage. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT ja ja - - - ja - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) ja ja - - - ja - ja - 


FERNBEREICH (> 500 m) ja ja - - - ja - - - 
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Es ergibt sich eine Relevanz für die Schutzgüter Klima und Luft, z. B. in Bezug auf 


Luftaustauschbeziehungen und lokale Klimafaktoren. Die möglichen Beeinträchtigun-


gen werden gebündelt beim Schutzgut Klima betrachtet; beim Schutzgut Luft werden 


ausschließlich die Auswirkungen auf die lufthygienische Ausgangssituation betrachtet, 


in deren Zusammenhang auch das Ausbreitungsverhalten von Luftschadstoffen be-


rücksichtigt wird.  


 


3.3.4 Verschattung 


Durch bauliche Anlagen können in Abhängigkeit ihrer Lage und Ausrichtung sowie der 


vorherrschenden Sonnenstände im direkten Umfeld der Bauwerke Verschattungen 


resultieren. Diese können zu einer Veränderung der abiotischen Standortverhältnisse, 


insbesondere der mikroklimatischen Bedingungen führen. In deren Folge können sich 


nachteilige Einwirkungen für umliegende Böden (z. B. Veränderung des Bodenwasser-


haushalts) oder Vegetationsverschiebungen ergeben. 


Die Wirkungen von Verschattungen können Einfluss auf den Vorhabenstandort und 


den Nahbereich um den Vorhabenstandort sowie potentiell durch Schwadenbildung 


auch in den Fernbereich hineinreichen.  


In Anbetracht der skizzierten Wirkungen, die durch Verschattungen hervorgerufen 


werden könnten, ist eine Relevanz bei den nachfolgenden Schutzgütern gegeben: 


Tabelle 13.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Verschattung“ durch die KWK-


Anlage. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT ja - - - - ja - ja - 


NAHBEREICH (< 500 m) ja - - - - ja - ja - 


FERNBEREICH (> 500 m) ja - - - - ja - - - 


 


Für das Schutzgut Landschaft ergibt sich im vorliegenden Fall keine Betroffenheit, da 


der Standort für das Landschaftsbild und die Erholungsnutzung nicht relevant ist. 


Ebenso ist das Schutzgut Boden und Fläche nicht vom Wirkfaktor betroffen 


 


3.4 Umweltmerkmale und Wirkfaktoren der Betriebsphasen  


(betriebsbedingte Wirkfaktoren) 


Unter den Umweltmerkmalen der Betriebsphase bzw. den betriebsbedingten Wirkfak-


toren sind die mit einem Vorhaben verbundenen Material-, Stoff- und Verkehrsströme 


sowie die Emissionen und die damit verbundenen möglichen Wirkungen auf den Men-


schen und die Umwelt zusammenzufassen.  


Die Wirkfaktoren der Betriebsphase sind, wie die anlagenbedingten Wirkfaktoren, von 


Dauer. Das Ausmaß der betriebsbedingten Eingriffsgrößen hängt u. a. von der Größe, 


der Technik und der Betriebsweise einer Anlage ab. 
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3.4.1 Emissionen von Luftschadstoffen und Staub 


3.4.1.1 Allgemeines 


Im Kapitel 2.3 wurde die Betriebsweise der geplanten KWK-Anlage dargestellt, die 


Ableitung der Feuerungsabgase erfolgt über die neu zu errichtenden Kamine. Für die 


Ermittlung und Bewertung der Luftschadstoff- und Staubemissionen und der hieraus 


resultierenden Immissionen wurde eine Immissionsprognose für Luftschadstoffe [37] 


erstellt. 


 


3.4.1.2 Emissionen aus gefassten Emissionsquellen 


Ableitbedingungen 


Die Emissionen der KWK-Anlage beim Betrieb mit zusatzgefeuertem (Erdgas) Abhitze-


kessel stellen im Hinblick auf die Luftreinhaltung für die relevanten Luftschadstoffe 


Schwefel- und Stickstoffoxide sowie Kohlenmonoxid, wie in der Immissionsprognose 


für Luftschadstoffe [37] erläutert, die ungünstigsten Betriebsbedingungen dar. Vor 


diesem Hintergrund werden nachfolgend die Ableitbedingungen und Emissionswerte 


beim Betrieb der KWK-Anlage mit Zusatzfeuerung dargestellt (vgl. Tabelle 14).  


Tabelle 14.  Ableitbedingungen für die Feuerungsabgase der KWK-Anlage beim Betrieb der Gasturbine 


mit Abhitzekessel und Zusatzfeuerung (GT+AHK+ZF), des Dampferzeugers sowie des Gasmotors. 


Parameter Einheit GT + AHK + ZF Dampferzeuger Gasmotor 


Abgasvolumenstrom Rtr (a)  
(bei Bezugs-O2-Gehalt)  


[m3/h] 377.600 80.700 12.300 


Abgasvolumenstrom Rf (b)  
(bei Betriebs-O2-Gehalt) 


[m3/h] 410.900 81.100 21.100 


Abgasvolumenstrom Rtr (a)  
(bei Betriebs-O2-Gehalt) 


[m3/h] 377.600 73.700 18.900 


Bezugs-O2-Gehalt [Vol.%] 12,6 3,0 5,0 


Betriebs-O2-Gehalt [Vol.%] 12,6 2,0 10,6 


Volllast-Betriebsstunden [h/a] 8.760 8.760 8.760 


Geplante Schornsteinhöhe H 
(über Flur) 


[m] 53 53 36 


Schornsteindurchmesser d [m] 3,9 1,3 1,0 


Abgastemperatur T 
(an der Schornsteinmündung) 


[°C] 50 35 74 


Wärmestrom M 
(bezogen auf 283,15 K) 


[MW] 6,2 0,8 0,5 


(a) im Normzustand (1.013 hPa und 273,15 K), nach Abzug des Feuchtegehaltes an Wasserdampf im Abgas 


(b) im Normzustand (1.013 hPa und 273,15 K), vor Abzug des Feuchtegehaltes an Wasserdampf im Abgas 


 


Eine Überprüfung der ausreichenden Dimensionierung der Schornsteinhöhe erfolgte 


im Gutachten zur Schornsteinhöhenbestimmung [36] gemäß den Anforderungen der 


Nr. 5.5 der TA Luft. 
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Emissionsgrenzwerte der Gasturbinen mit Abhitzekessel und Zusatzfeuerung 


Die grundlegenden Anforderungen zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkun-


gen im Hinblick auf die Luftreinhaltung werden für die geplante KWK-Anlage mit einer 


FWL von 440 MW durch die Emissionsgrenzwerte für Gasturbinenanlagen gemäß § 7 


und § 8 der 13. BImSchV [8] festgelegt.  


Darüber hinaus liegt seit September 2017 ein Durchführungsbeschluss der EU über 


Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken für Großfeuerungsanlagen 


(BVT-Schlussfolgerungen) [9] vor, deren Anforderungen für die geplante KWK-Anlage 


zu berücksichtigen sind. Im Fall der Vorgabe von Bandbreiten in den BVT-Schlussfol-


gerungen wird jeweils der obere Wert der Bandbreite berücksichtigt. 


In der nachfolgenden Tabelle sind die Emissionswerte aufgeführt, die im Normalbetrieb 


der KWK-Anlage in den hohen Lastbereichen (> 70 %) einzuhalten sind. 


Tabelle 15.  Abgeleitete Emissionsgrenzwerte für die Feuerungsabgase der KWK-Anlage beim Betrieb 


der Gasturbine mit Abhitzekessel und Zusatzfeuerung (GT+AHK+ZF) unter Anwendung der UBA-Formel. 


Herleitung in der Immissionsprognose  [37] dargelegt. 


Parameter Einheit abgeleiteter Grenzwert 


 (Tagesmittel) (a)  


abgeleiteter Grenzwert 


 (Jahresmittel) (a)  


Kohlenmonoxid, CO [mg/m3] 123,9 37,2 


Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid,  
angegeben als SO2 


[mg/m3] 12 (b) 1,9 (c) 


Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, 
angegeben als NO2 


[mg/m3] 
53,8 


 
30 


Staub [mg/m3] 2,4 - 


Formaldehyd [mg/m3] - 6,4 


 


(a) im Normzustand (273,15 K, 1.013 hPa) nach Abzug des Feuchtegehaltes an Wasserdampf im Abgas 
(b) nach § 8 (6) der 13. BImSchV wurde der Emissionsgrenzwert aus § 7 (1) Satz 2 Nr. 1 der 13. BImSchV von 35 mg/m3 


(bei Bezugs-O2-Gehalt von 3 Vol.%) auf einen Bezugs-O2-Gehalt von 15 Vol.% umgerechnet.  
(c) Entsprechend der vorliegenden Literatur beträgt der Gesamtschwefelgehalt des eingesetzten Erdgases weniger als 


20 mg/m³. Konservativ kann daher von einem Gesamtschwefelgehalt des eingesetzten Erdgases von 20 mg/m³ 
ausgegangen werden. Die SO2-Emissionen betragen somit maximal 40 mg SO2 pro m³ Erdgas. Dies ergibt bei einem 
Sauerstoffgehalt im trockenen Abgas der Gasturbinen von 15 % eine Schwefeldioxidkonzentration von ca. 
1,32 mg/m³. Analog errechnet sich bei einem O2-Gehalt von 3 % im trockenen Abgas der Zusatzfeuerungen eine 
SO2-Konzentration von ca. 3,96 mg/m³. Der Mischgrenzwert unter Anwendung der UBA-Formel liegt somit bei 
1,9 mg/m³. 


 


 



https://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/13bv.htm#p7
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Emissionsgrenzwerte des Dampferzeugers 


Die emissionsbegrenzenden Anforderungen für den hauptsächlich mit Erdgas betrie-


benen Dampferzeuger ergeben sich aus § 7 der 13. BImSchV [8]. Für den beantragten 


einmonatigen Betrieb des Dampferzeugers mit Heizöl EL schwefelarm sind die 


emissionsbegrenzenden Anforderungen des § 6 der 13. BImSchV [8] zu Grunde zu 


legen. 


Tabelle 16.  Emissionsgrenzwerte der 13. BImSchV für den Dampferzeuger bezogen auf das trockene 


Abgas unter Normbedingungen bei Bezugssauerstoffgehalt. 


Parameter Einheit Emissionsgrenzwerte (Tagesmittel) 


Erdgasbetrieb 


Dampferzeuger (b) 


Heizölbetrieb 


Dampferzeuger (b) 


Kohlenmonoxid, CO [mg/m³] 50 80 


Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid,  
angegeben als SO2 


[mg/m³] 35 350 


Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, 
angegeben als NO2 


[mg/m³] 100 250 (a) 


Staub [mg/m³] 5 10 


 


(a) bezogen auf den Referenzwert an organisch gebundenem Stickstoff von 140 mg/kg nach An-hang B der DIN EN 


267 Ausgabe April 2010; der organisch gebundene Stickstoffgehalt des Brennstoffs ist nach DIN 51444 Ausgabe 


2003 zu bestimmen; die gemessenen Massenkonzentrationen an Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, 


angegeben als Stickstoffdioxid, sind auf den Referenzwert an organisch gebundenem Stickstoff sowie auf die 


Bezugsbedingungen 10 Gramm je Kilogramm Luftfeuchte und 20 Grad Celsius Verbrennungslufttemperatur 


umzurechnen 


(b) Als Grenzwerte im Halbstundenmittel sind gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bzw. § 7 Abs. 1 Nr. 2 der 13. BImSchV 


die verdoppelten Werte der Tagesmittel für die einzelnen Komponenten heranzuziehen. 


 


Emissionen des Gasmotors 


Der geplante Gasmotor fällt mit einer maximalen Feuerungswärme-leistung von 10,8 


MW in den Geltungsbereich der 44. BImSchV [17]. Die nachfolgend aufgeführten 


Emissionsgrenzwerte des § 16 der 44. BImSchV für den erdgas-betriebenen Gasmotor 


beziehen sich auf einen Sauerstoffgehalt im Abgas von 5 %. 


Tabelle 17.  Emissionsgrenzwerte der 44. BImSchV für den Gasmotor bezogen auf das trockene Abgas 


unter Normbedingungen bei Bezugssauerstoffgehalt. 


Parameter Einheit Emissionsgrenzwert (Tagesmittel) 


Heizölbetrieb Dampferzeuger (b) 


Kohlenmonoxid, CO [mg/m³] 0,25 


Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid,  
angegeben als SO2 


[mg/m³] 8,9 


Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, 
angegeben als NO2 


[mg/m³] 0,1 


Staub [mg/m³] 20 


Gesamt-C [g/m³] 1,3 


 


Aufgrund der vorgesehenen Abgasreinigungsanlage zur Entstickung des Abgases des 


Gasmotors ist gemäß § 9 der 44. BImSchV zusätzlich ein Emissionsgrenzwert für 


Ammoniak von 30 mg/m³ zu berücksichtigen. 
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Emissionen des Notstromdieselmotors 


Der geplante Notstromdieselmotor fällt mit einer maximalen FWL von 2,5 MW in den 


Geltungsbereich der 44. BImSchV. Die Emissionsgrenzwerte des anzuwendenden 


§ 16 der 44. BImSchV beziehen sich auf einen Sauerstoffgehalt im Abgas von 5 %. Es 


ist zu beachten, dass der Notstromdieselmotor ausschließlich dem Notbetrieb dient. 


Gemäß Abs. 5 des § 16 der 44. BImSchV ist für den Notstromdieselmotor ein 


Emissionsgrenzwert für Gesamtstaub von 50 mg/m³ einzuhalten, sofern auf den 


Einbau eines Rußfilters nach dem Stand der Technik verzichtet wird. Bei Einbau eines 


solchen Filters ist ein strengerer Emissionsgrenzwert von 5 mg/m³ einzuhalten.  


Für Verbrennungsmotoranlagen die ausschließlich dem Notbetrieb dienen sind gemäß 


Abs. 6 und 7 des § 16 der 44. BImSchV hinsichtlich der Emissionen an 


Kohlenmonoxid, Stickstoffmonoxid und -dioxid, angegeben als Stickstoffdioxid, die 


Möglichkeiten der Emissionsminderung durch motorische Maßnahmen nach dem 


Stand der Technik auszuschöpfen. Emissionsgrenzwerte werden nicht genannt. Daher 


wurden im Rahmen der Immissionsprognose für den Notstromdieselmotor die 


Emissionswerte gemäß Herstellerangaben bezogen auf einen Sauerstoffgehalt des 


Abgases von 5 % berücksichtigt. 


Für die Emissionen von Formaldehyd gilt ein Emissionsgrenzwert von 60 mg/m³. 


Für den Heizölbetrieb des Notstromdieselmotors mit Heizöl EL-schwefelarm wird von 


einem Schwefelgehalt im Heizöl von 50 mg/kg ausgegangen. Die SO2-Emissionen 


betragen somit maximal 100 mg SO2 pro kg Heizöl. Dies ergibt bei einem O2-Gehalt 


von 5 % im trockenen Abgas des Notstromdieselmotors eine SO2-Konzentration von 


ca. 8,93 mg/m³. 


 


3.4.1.3 Emissionen aus diffusen Emissionsquellen 


Diffuse Emissionen werden vorhabenbedingt durch den anlagenbezogenen Fahrver-


kehr auf dem Betriebsgelände hervorgerufen. Auf Grund der geringen Verkehrsstärke 


(lediglich zu- bzw. abfahrende Verkehre der Mitarbeiter, Lieferverkehre in geringem 


Umfang) ist eine Berücksichtigung der Emissionen aus diesen diffusen Emissions-


quellen nicht erforderlich. 


 


3.4.1.4 Wirkungen auf die Umwelt und ihre Bestandteile 


Mit dem Betrieb der KWK-Anlage sind Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben 


verbunden, die über die neu zu errichtenden Schornsteine in die Atmosphäre abgeführt 


werden. Hierbei handelt es sich um Emissionen von Schwefeldioxid (SO2), Stickstoff-


oxiden (NOx), Kohlenmonoxid (CO), Formaldehyd und Staub. Aus den Emissionen der 


Anlage können im Umfeld des Anlagenstandortes potenzielle Einwirkungen auf die 


Umwelt und ihre Bestandteile hervorgerufen werden. Hierbei handelt es sich um: 


• Immissionen von gasförmige Luftschadstoffen, 


• Immissionen von Feinstaub (PM10 und PM2,5),  


• Depositionen von Staub (Staubniederschlag),  


• Depositionen von Stickstoff (Stickstoffdeposition / Stickstoffeinträgen), 


• Depositionen von Säure (Säuredeposition / Säureeinträgen).  
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Nachfolgend wird auf diese einzelnen Wirkungen Bezug genommen und deren 


Relevanz für die Schutzgüter des UVPG dargestellt. 


 


Immissionen von gasförmigen Luftschadstoffen 


Bei den beurteilungsrelevanten Immissionen von gasförmigen Luftschadstoffen han-


delt es sich um die Immissionen von Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffdioxid (NO2) bzw. 


Stickstoffoxiden (NOx), Kohlenmonoxid (CO) und Formaldehyd.  


Diese Immissionen weisen primär eine Relevanz für das Schutzgut Luft auf. Über 


Wechselwirkungen besteht zudem eine unmittelbare Relevanz für den Menschen, 


insbesondere die menschliche Gesundheit. Darüber hinaus können diese Immissionen 


zu einer Beeinflussung der Vegetation und damit von Biotopen führen. Somit besteht 


auch eine Relevanz für das Schutzgut Pflanzen und Tiere.  


Über Wechselwirkungen mit diesem Schutzgut Luft kann auch eine Betroffenheit der 


Schutzgüter Boden, Wasser und Landschaft hervorgerufen werden. Diese Wechsel-


wirkungen weisen jedoch nur insoweit eine Relevanz auf, wie eine hinreichende Beein-


flussung des Schutzgutes Pflanzen und Tiere ausgelöst werden kann, da die Immis-


sionen selbst nicht zu einer direkten Beeinträchtigung der Schutzgüter Boden, Wasser 


und Landschaft führen können. 


In der nachfolgenden Tabelle ist die Relevanz des Wirkfaktors für die einzelnen 


Schutzgüter und die Reichweite des Wirkfaktors zusammengestellt. 


Tabelle 18.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Emissionen von 


Luftschadstoffen – Immissionen von gasförmigen Luftschadstoffen“.  


Reichweite Schutzgüter 


K
li


m
a
 


L
u


ft
 


B
o


d
e


n
 


u
n


d
 F


lä
c


h
e
 


G
ru


n
d


w
a


s
s


e
r 


O
b


e
rf
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c


h
e


n
-


g
e


w
ä


s
s


e
r 


P
fl


a
n


z
e
n


  


u
n


d
 T


ie
re


 


L
a


n
d


s
c
h


a
ft


 


k
u


lt
u


re
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e


s
 E
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e


 


S
a


c
h
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ü
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r 


M
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n
s
c


h
 


VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - ja ja ja ja ja ja ja ja 


FERNBEREICH (> 500 m) - ja ja ja ja ja ja ja ja 


 


Im Bereich des Vorhabenstandortes besteht keine Relevanz, da es sich um das 


zukünftige Betriebsgelände der KWK-Anlage handelt. In diesem Bereich sind in Bezug 


auf das Schutzgut Luft und Mensch bspw. Arbeitsplatzgrenzwerte zu beachten. Auf-


grund der Ableithöhe der Emissionen von ca. 53 m ist insoweit jedoch eine relevante 


Betroffenheit nicht zu erwarten.  


Für den Nah- und Fernbereich ergibt sich eine primäre Relevanz bei den Schutzgütern 


Luft, Mensch sowie Pflanzen und Tiere. Eine sekundäre Relevanz besteht bei den 


Schutzgütern Boden und Fläche, Wasser und Landschaft, sofern maßgebliche Be-


einträchtigungen bei den primär relevanten Schutzgütern hervorgerufen werden könn-


ten.  
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Immissionen von Feinstaub (PM10 und PM2,5) 


Die Immissionen von Feinstaub (PM10 und PM2,5) weisen primär eine Relevanz für das 


Schutzgut Luft auf. Über Wechselwirkungen besteht zudem eine unmittelbare 


Relevanz für den Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit. Aufgrund der 


eingesetzten Brennstoffe (Erdgas aus dem öffentlichen Versorgungsnetz, Heizöl EL 


für kurzzeitigen Notbetrieb des Dampferzeugers z.B. im Falle einer gestörten 


Gasversorgung) ist eine Berücksichtigung von Staubinhaltsstoffen jedoch nicht 


erforderlich da schädliche bzw. überwachungsrelevante Stoffe nicht enthalten sind. 


Eine Relevanz für die sonstigen Schutzgüter besteht nicht. 


In der nachfolgenden Tabelle ist die Relevanz des Wirkfaktors für die einzelnen 


Schutzgüter und die Reichweite des Wirkfaktors zusammengestellt.  


Tabelle 19.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Emissionen von Staub - 


Immissionen von Feinstaub (PM10 und PM2,5)“ durch den Betrieb der KWK-Anlage. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - ja - - - - - ja ja 


FERNBEREICH (> 500 m) - ja - - - - - ja ja 


 


 


Depositionen von Staub (Staubniederschlag) 


Staubniederschläge resultieren bei dem Vorhaben durch die Freisetzung von Stäuben. 


Wie zuvor beschrieben ist eine Berücksichtigung von Staubinhaltsstoffen aufgrund der 


eingesetzten Brennstoffe nicht erforderlich. 


Die Deposition von Staub weist eine Relevanz für die Schutzgüter Luft und Menschen, 


insbesondere die menschliche Gesundheit auf.  


Im Bereich der Vorhabenstandorte ist eine Relevanz nur teilweise gegeben, da es sich 


um das Betriebsgelände der geplanten KWK-Anlage handelt. In diesem Bereich sind 


in Bezug auf das Schutzgut Luft und Mensch bspw. Arbeitsplatzgrenzwerte zu 


beachten. Aufgrund der Ableithöhe der Emissionen von 36 m bzw. 53 m ist insoweit 


jedoch eine relevante Betroffenheit nicht zu erwarten.  


Für den Nah- und Fernbereich ergibt sich eine primäre Relevanz bei den Schutzgütern 


Luft und Menschen.  


In der nachfolgenden Tabelle ist die Relevanz des Wirkfaktors für die einzelnen 


Schutzgüter und die Reichweite des Wirkfaktors zusammengestellt.  
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Tabelle 20.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Emissionen von 


Luftschadstoffen und Staub - Depositionen von Staub (Staubniederschlag“. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - ja - - - - - - ja 


FERNBEREICH (> 500 m) - ja - - - - - - ja 


 


 


Depositionen von Stickstoff 


Aus den Immissionen der gasförmigen Luftschadstoffe können durch Umwandlungs-


prozesse in der Atmosphäre im Umfeld des Vorhabenstandortes durch trockene und 


nasse Deposition ein Eintrag von Stickstoff erfolgen. 


Stickstoffeinträge können Wirkungsseitig z. B. zu einer Veränderung der abiotischen 


Standortverhältnisse in Bezug auf den Nährstoffhaushalt führen. Für Böden sind dieser 


Eintrag bzw. Anreicherung von Stickstoff im Regelfall unbeachtlich. Demgegenüber 


führt eine Veränderung des Nährstoffhaushalts von Böden jedoch zu einer Beeinflus-


sung der Standortvoraussetzungen für Pflanzen bzw. Pflanzengesellschaften. Dabei 


können nährstoffliebende Pflanzen gefördert, während Pflanzen nährstoffarmer Stand-


orte zurückgedrängt werden.  


In Folge einer Verschiebung des Pflanzenwachstums können sich natürliche bzw. cha-


rakteristische Biotope verändern und/oder ihre ökologischen Funktionen im Landschafts- 


und Naturhaushalt verloren gehen. Dies kann zu einer Verdrängung faunistischer Arten 


bzw. zu einer Veränderung der charakteristischen Artenzusammensetzung führen.  


Stickstoffeinträge besitzen somit eine besondere Relevanz für das Schutzgut Pflanzen 


und Tiere. Im Speziellen ist hierbei das europäische Schutzgebietssystem Natura 2000 


von einer besonderen Relevanz.  


In der Sekundärwirkung kann eine durch Stickstoff eingeleitete Veränderung der Vege-


tation potenziell auch zu einer Beeinflussung der abiotischen Standortfaktoren führen. 


Dieser Teil der Wirkungskette nimmt jedoch nur eine vernachlässigbare Bedeutung 


ein, da es im Regelfall zu keinem Verlust von Biotopstrukturen an sich kommen kann, 


sondern lediglich eine Vegetationsverschiebung hervorgerufen.  


Neben einer Beeinflussung der Schutzgutes Pflanzen und Tiere können potenzielle 


Einwirkungen auch für das Schutzgut Wasser durch eine potenzielle Nährstoffanrei-


cherung hervorgerufen werden. Die Einflüsse über einen vorhabenbedingten luftpfad-


gebundenen Eintrag sind allerdings im Regelfall äußerst gering. 
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In der nachfolgenden Tabelle ist die Relevanz des Wirkfaktors für die einzelnen 


Schutzgüter und die Reichweite des Wirkfaktors zusammengestellt.  


Tabelle 21.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Emissionen von Luftschad-


stoffen - Depositionen von Stickstoff“. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - - ja ja ja ja ja - - 


FERNBEREICH (> 500 m) - - ja ja ja ja ja - - 


 


Für den Vorhabenstandort sind Stickstoffeinträge ohne Relevanz, da es sich hier zu-


künftig um eine nahezu vollständig versiegelte bzw. anthropogen gestaltete Fläche 


handeln wird. 


Eine Relevanz ist demgegenüber im Nah- und Fernbereich gegeben. Diesbezüglich ist 


insbesondere eine Beeinflussung von Biotopen bzw. eine Betroffenheit von 


europäischen Schutzgebieten (Natura 2000) zu prüfen. 


 


3.4.2 Emissionen klimarelevanter Gase 


Der Betrieb der geplanten Anlage ist mit der Emission von klimarelevanten Gasen, im 


vorliegenden Fall insbesondere CO2, verbunden. Unter Berücksichtigung dessen, dass 


die geplante Anlage in Kombination mit weiteren Anlagen im Stadtgebiet (ZRE 


Stellingen, HW Haferweg) langfristig das HKW Wedel, welches eine Leistung von rund 


400 MW (thermisch) besitzt, ersetzen wird, wird mit dieser Umstellung der CO2-


Ausstoß reduziert. Zudem handelt es sich bei der geplanten Anlage, um eine neue 


moderne Anlage, welche dem Stand der Technik entspricht, eine hohe 


Energieeffizienz aufweist und mit geringeren Emissionen einhergeht als das 


bestehende HKW Wedel. Weiterhin ist bei der Anlage der Einsatz von synthetischem 


Gas möglich. Sofern zur Herstellung dieses Brennstoffes erneuerbare Energien 


eingesetzt werden ist hier von einer zusätzlichen Einsparung an CO2-Emissionen 


gegenüber dem Betrieb des bestehenden HKW Wedel auszugehen. 


Somit ist durch das geplante Vorhaben nicht mit einer Zunahme der Emissionen an 


klimarelevanten Gasen zu rechnen. 


 


3.4.3 Gerüche 


Der Betrieb der KWK-Anlage ist mit keinen Geruchsemissionen verbunden.  
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3.4.4 Emissionen von Geräuschen 


Mit dem Betrieb der KWK-Anlage und den einhergehenden Nebenanlagen sind Emis-


sionen von Geräuschen verbunden, die potenziell auf die Umgebung einwirken könn-


ten. Für die Bewertung der Geräuschemissionen und der hieraus resultierenden 


Geräuschimmissionen wurde eine Geräusch-Immissionsprognose [35] erstellt.  


Die zu erwartenden Geräuschemissionsansätze basieren auf Angaben der Planungs-


unterlagen. Die angesetzten Schallleistungspegel der einzelnen Anlagenkomponenten 


und Nebenaggregaten sind in der Geräusch-Immissionsprognose festgelegt. Ziel der 


Beurteilungen der Geräusch-Immissionsprognose [35] ist die Prüfung, in wie weit durch 


das Vorhaben im Umfeld zusätzliche Geräuschbelastungen hervorgerufen werden, die 


als nachteilige Umweltbeeinträchtigung einzustufen wären.  


Die Prognose der zu erwartenden Geräuschimmissionen erfolgte fokussiert auf das 


Schutzgut Mensch gemäß den Beurteilungsmaßstäben der TA Lärm. Durch Geräusch-


immissionen können jedoch auch das Schutzgut Pflanzen und Tiere sowie das Schutz-


gut Landschaft (Verlärmung der Landschaft) potenziell betroffen sein. Die Ergebnisse 


der durchgeführten Geräuschimmissionsprognose werden daher auch zur Beurteilung 


der Einflüsse auf diese Schutzgüter herangezogen. Im Einzelnen besteht eine Rele-


vanz des Wirkfaktors bei den nachfolgenden Schutzgütern. 


Tabelle 22.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Emissionen von Geräuschen“. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - - - - - ja ja - ja 


FERNBEREICH (> 500 m) - - - - - ja ja - ja 


 


 


3.4.5 Erschütterungen 


Die von den rotierenden Anlagenkomponenten ausgehenden Vibrationen werden von 


der großen Masse der Maschinenfundamente absorbiert. Eine entkoppelte Lagerung 


der Turbinen-Generator-Anlage und eine schwingungsgedämpfte Lagerung sonstiger 


schwingungsrelevanter Anlagenteile verhindern eine Übertragung von Vibrationen. 


Somit sind im Rahmen des bestimmungsgemäßen Betriebs der geplanten KWK-


Anlage keine Erschütterungsemissionen zu erwarten, die zu einer nachteiligen Beeint-


rächtigung der Schutzgüter führen könnten. Auch eine Beeinträchtigung der 


Gleisanlage und der Standsicherheit von Signalen/Oberleitungsmasten ist nach den 


vorliegenden Informationen nicht zu erwarten. Zudem liegen die relevanten 


Immissionsorte (nächstgelegenes Wohnhaus ca. 2 km entfernt; nächstgelegene 


Büronutzung ca. 170 m entfernt) in ausreichender Entfernung zu dem zukünftigen 


Anlagengelände, dass auch vor diesem Hintergrund der räumlichen Distanz von keiner 


Beeinflussung durch Erschütterungen im Betrieb der Anlage auszugehen ist.  


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 70 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


3.4.6 Emissionen von Licht 


Mit der geplanten Realisierung der KWK-Anlage ist die Errichtung mehrerer Gebäude 


und Schornsteine verbunden. Im Zusammenhang mit diesen neuen Gebäuden werden 


teilweise neue Beleuchtungen an bzw. im Bereich dieser Gebäude zu installieren sein.  


Die Beleuchtung der Verkehrsflächen, Gebäude und Anlagen muss dem für Industrie-


zwecke notwendigem Maß zur Vermeidung von Unfällen entsprechend der Vorgaben 


der Arbeitsstättenverordnung entsprechen. Bei der Installation der neuen Beleuchtung 


wird darauf geachtet, dass keine Abstrahlung zur Umgebung hervorgerufen wird. 


Dabei sind insbesondere potentielle Blendwirkungen auf die Hafenbahn und die 


BAB A7 durch geeignete Beleuchtung zu vermeiden.  


Bei dem Vorhabenstandort handelt es sich um eine Brachfläche, welche bisher nicht 


durch Beleuchtungen bzw. Lichtemissionen geprägt ist. Allerdings ist die unmittelbare 


Umgebung, bestehend aus Industriebereichen und der angrenzenden Autobahn, 


bereits mit Lichtemissionen versehen. Das Vorhaben führt in Bezug auf diese 


Lichtemissionssituation nur zu geringfügigen Änderungen durch die Errichtung bzw. 


Installation neuer Beleuchtungen.  


Tabelle 23.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Emissionen von Licht“. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) - - - - - ja ja ja ja 


FERNBEREICH (> 500 m) - - - - - ja ja - ja 


 


Für die abiotischen Umweltbestandteile Klima, Luft, Boden, Wasser nehmen Licht-


emissionen bzw. Lichtimmissionen keine Relevanz ein.  


Eine Beeinflussung kann demgegenüber für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere, 


Mensch sowie das Schutzgut Landschaft und Teilaspekte des Schutzgutes Sachgüter 


angesetzt werden. Lichtemissionen können in diesem Zusammenhang bspw. zu 


belästigenden Wirkungen auf den Menschen führen, die Habitatqualität von Tieren 


beeinträchtigen oder die Eigenart der Landschaft verändern, einen Einfluss auf die 


Erholungseignung der Landschaft sowie Blendwirkung für den Hafenbahnverkehr und 


die Autobahn hervorrufen. 
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3.4.7 Wärmeemissionen und Wasserdampf 


Durch den Betrieb der KWK-Anlage werden Wärmeenergie und Wasserdampf über 


die geplanten Schornsteine in die Atmosphäre abgeführt.  


Neben den Abwärmeemissionen wird Wasserdampf mit den Feuerungsabgasen der 


KWK-Anlage über die neu zu errichtenden Schornsteine freigesetzt. Die Wärme- und 


Wasserdampfabgabe ist in Bezug auf mögliche Einflüsse auf abiotische 


Standortfaktoren von Natur und Landschaft zu berücksichtigen. 


Die durch die KWK-Anlage an die Umgebung emittierten Wasserdampfmengen und 


einhergehenden Ausdehnung der Schwaden wurden in einem Schwadengutachten 


[47] ermittelt. 


Tabelle 24.  Einstufung der Relevanz und der Reichweite des Wirkfaktors „Emissionen von Wärme und 


Wasserdampf“. 


Reichweite Schutzgüter 
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VORHABENSTANDORT - - - - - - - - - 


NAHBEREICH (< 500 m) ja - - - - ja ja - ja 


FERNBEREICH (> 500 m) ja - - - - ja ja - ja 


 


Eine Beeinflussung kann demgegenüber für die Schutzgüter Klima, Pflanzen und Tiere, 


Mensch sowie das Schutzgut Landschaft angesetzt werden. 


 


3.4.8 Elektromagnetische Strahlung 


Zu den wesentlichen Einrichtungen in Kraftwerksanlagen, die elektromagnetische 


Felder erzeugen, zählen u. a. die Generatorabteilung, Transformatoren, Hochspann-


ungsschaltanlagen. 


Die 26. BImSchV – Verordnung über elektromagnetische Felder – [20] weist verbind-


liche Regelungen zum Schutz von nichtionisierender Strahlung aus. Sie gilt für die 


Errichtung und den Betrieb von Hoch- und Niederfrequenzanlagen, die gewerblichen 


Zwecken dienen oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung 


finden. Die in dieser Verordnung genannten Grenzwerte orientieren sich an den Richt-


linien der International Commission on Non-Ionising Radiation Protection (ICNIRP).  


Die technische Ausführung der elektrischen Einrichtungen in Verbindung mit der Ent-


fernung der Anlage zum Werkszaun sowie zu sensiblen Nutzungen müssen die Einhal-


tung der Grenzwerte der 26. BImSchV sicherstellen, so dass die Allgemeinheit und die 


Nachbarschaft von schädlichen Umwelteinwirkungen durch elektromagnetische Felder 


geschützt sind.  







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 72 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


Die in den am 17.03.2004 durch den Länderausschuss Immissionsschutz (LAI) ver-


abschiedeten „Hinweise zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische 


Felder“ angegeben Abstände, innerhalb derer ein sich von der Hintergrundbelastung 


abhebender Immissionsbeitrag verursacht wird, werden deutlich unterschritten. 


Danach reicht es je nach dem Anlagentyp aus, Bereiche in einen Abstand von 1 – 20 m 


um die elektrischen Anlagen zu betrachten.  


Über diesen Abstand hinaus sind für den Menschen keine Einwirkungen durch elek-


tromagnetische Felder zu erwarten, so dass für die Umgebung der geplanten KWK-


Anlage außerhalb des Betriebsgrundstückes keine relevanten Wirkungen zu erwarten 


sind.  


 


3.4.9 Keimemissionen 


Nach derzeitigem Kenntnisstand ist durch den Betrieb der Anlage und dem damit 


verbundenem Rückkühlkreislauf, welcher ein geschlossenes System (Wärme-


austausch erfolgt nach dem Trockenprinzip) ohne Verdampfungskühler darstellt, von 


keinen Keimemissionen auszugehen.  


Eine Betrachtung des Wirkfaktors ist somit nicht erforderlich. 


 


3.4.10 Ionisierende / radioaktive Strahlung 


Der bestehende und der zukünftige Betrieb des Gesamtstandortes sind nicht mit der 


Freisetzung von ionisierender Strahlung verbunden, die für den Menschen oder die 


Umwelt eine Gefahr darstellen könnten. Eine Betrachtung des Wirkfaktors ist somit 


nicht erforderlich. 


 


3.4.11 Ver- und Entsorgung 


3.4.11.1 Wasserversorgung 


Das für den Betrieb der KWK-Anlage benötigte vollentsalzte Zusatzwasser wird durch 


eine eigene Wasseraufbereitungsanlage zur Verfügung gestellt. Die Wasseraufberei-


tung wird hauptsächlich mit Regenwasser und Betriebsabwässer gespeist. Sofern 


nicht ausreichend Regenwasser zur Verfügung steht, werden alternativ Trinkwasser 


sowie je nach Qualität nutzbare interne Abwässer nachgespeist. Darüber hinaus 


erfolgt die Versorgung der KWK-Anlage mit Trinkwasser, Lösch- und Brauchwasser 


über das städtische Trinkwassernetz. 


Einer wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf es mit dem vorliegenden immissionsschutz-


rechtlichen Genehmigungsantrag nicht. Eine Betrachtung der Wasserversorgung im 


Rahmen dieses UVP-Berichtes bedarf es daher nicht.  


 


3.4.11.2 Abwasserentsorgung 


Abwasserströme 


Im Betrieb der KWK-Anlage Dradenau fallen die wesentlichen Abwasserströme an: 


• Prozessabwässer 


• Sanitärabwässer 
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Das Abwasser der sanitären Einrichtungen fällt in den Gebäuden Pforte, Schalt-


anlagengebäude (Leitwarte) sowie im Büro- und Werkstattgebäude an. Das Abwasser 


wird über Schmutzwassergrundleitungen der Schmutzwasserdruckleitung zugeführt. 


Prozessabwasser fällt bei den folgenden Prozessen an: 


• Prozessabwasser aus der Wasseraufbereitungsanlage (BE 1.40) 


• Prozessabwasser aus der Gasturbine 1/ BE 2.20 Gasturbine 2 (BE 2.10) 


• Betriebswasser bei Revisions- und Instandhaltungsmaßnahmen 


 


Das während des Anlagenbetriebs anfallende Schmutzwasser (Prozess- und 


Sanitärabwasser) wird über die Schmutzwassergrundleitungen unterhalb der Sohle 


aus den Gebäuden geführt und vor den Gebäuden zu Sammelleitungen 


zusammengefasst. Das anfallende Schmutzwasser wird in einem Schachtbauwerk 


entsprechend der Einleitmengenbegrenzung zurückgehalten. Für die Anbindung des 


Objekts an die Schmutzwasserdruckleitung wird ein Pumpwerk errichtet. Das 


Pumpwerk wird an die Druckleitung mit einer Einleitmenge von max. 5 l/s 


angeschlossen. 


 


BE 1.40 Wasseraufbereitungsanlage 


Im Bereich der Wasseraufbereitungsanlage fallen die folgenden betrieblichen 


Abwässer an: 


• Abwasser der Elektrodeionisation (EDI), 4 m³/h, kontinuierlich (chemisch 


unbelastet Abwasser, da nur physikalische Verfahren zum Einsatz kommen) 


• Konzentrate der Umkehrosmoseanlage (UOA) und Ultrafiltrationsanlage (UFA), 


10 m³/h, kontinuierlich (Zwischenpufferung und Konditionierung zur Einleitung in 


die Schmutzwassersammelleitung) 


• saure und alkalische Abwässer aus der Regenerierung der Umkehr-


osmoseanlage (Zwischenpufferung und Konditionierung zur Einleitung in die 


Schmutzwassersammelleitung) 


• Cleaning-In-Process Anlage (CIP): 5 m³, diskontinuierlich alle 12 Wochen für 


10 Stunden 


• Prozesswasser aus Rückspülung des Mehrschichtfilters (wird nach der 


Schwebstoffabsetzung im Sedimentationsbereich wieder in die Wasserauf-


bereitungsanlage eingespeist) 


• Niederschlagswasser, das zur Rückspülung des Mehrschichtfilters eingesetzt 


wird und somit als gewerblich-industrielles Abwasser gilt, soll gemäß Antrag auf 


wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG nach Abtrennung der Partikel in 


Sedimentationsstufe in das Gewässer „Straßengraben Dradenaustraße“ 


eingeleitet werden. Dieses Abwasser ist frei von chemischen Zusätzen, sodass 


kein Schadstoffeintrag in das Gewässer erfolgt. 


• Konzentrate der Ultrafiltration und der Umkehrosmoseanlage (Zwischen-


pufferung und Konditionierung zur Einleitung in die Schmutzwassersammel-


leitung) 
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• saure und alkalische Abwässer aus der Regenerierung der Umkehr-


osmoseanlage (Zwischenpufferung und Konditionierung zur Einleitung in die 


Schmutzwassersammelleitung) 


• Abwasser der Elektrodeionisation (chemisch unbelastet Abwasser, da nur 


physikalische Verfahren zum Einsatz kommen) 


 


BE 2.10 Gasturbine 1/ BE 2.20 Gasturbine 2 


In der Gasturbine können in der Ansaugluft Staubpartikel angesaugt werden (vgl. 


2.3.1.2). Zur Reinigung wird ein Gemisch aus Wasser und einem speziellen 


Reinigungsmittel verwendet. Die verwendete Reinigungslösung beinhaltet ca. 4.000 l 


Wasser und 25 l Reinigungsmittel. Die verschmutzte Reinigungslösung wird in 1 m³ 


IBC-Behältern gesammelt und ordnungsgemäß als Abfall entsorgt. 


 


Betriebswasser bei Revisions- und Instandhaltungsmaßnahmen 


Bei Revisions- und Instandhaltungsmaßnahmen am Abhitzekessel oder anderen 


wasserführenden Systemen der KWK-Anlage wird bei erforderlichen Entleerungen 


Betriebswasser (bspw. Kesselspeisewasser) in Tankwagen gepumpt und temporär 


aufbewahrt. 


 


Relevanzprüfung des Abwasseranfalls 


Das oben beschriebene anfallende Prozessabwasser wird entweder anlagenintern 


verwertet, anlagenintern wieder genutzt oder in den Schutzwasserkanal abgeleitet. Es 


findet keine Einleitung von chemisch belasteten Schutzwasser in 


Oberflächengewässer oder das Grundwasser statt. Daher besteht keine Relevanz für 


den UVP-Bericht. 


 


3.4.12 Niederschlagswasser 


Niederschlagwasser fällt auf den Dachflächen (mit und ohne extensiver Begrünung) 


der Gebäude und den sonstigen befestigten Flächen (z. B. Verkehrsflächen) an. 


Ein Großteil des anfallenden Niederschlagwassers wird zur Schonung natürlicher 


Ressourcen nach Behandlung in der Wasseraufbereitung dem Prozess zugeführt. 


Niederschlagwasser, welches nicht in der Wasseraufbereitung verwendet werden 


kann, wird mit maximal 1 l/s gedrosselt in den Straßengraben an der Dradenaustraße 


eingeleitet. Für die Einleitung des Niederschlagswassers wurde am 26.03.2020 ein 


Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG gestellt. In diesem Antrag wird 


die Einleitung von Niederschlagswasser von 12.157 m2 Dachflächen sowie 9.660 m2 


bestfestige Grundfläche beantragt, welches zunächst in ein Regenrückhaltebecken 


(900 m3) zwischengespeichert und von dort mit einer Drosselung weiter in das 


Gewässer „Straßengraben Dradenaustraße“ geleitet wird. 


Das unterirdischen Regenrückhaltebecken ist in zwei Bereiche untergliedert: 


• Sedimentationsbereich und Löschwasserbevorratung 


• Retentionsbereich und Pufferspeicher zur Bevorratung von Regenwasser für die 


Wasseraufbereitung 


Dem Retentionsbereich ist ein Sandfang vorgeschaltet, in welchem das 


Niederschlagwasser der Verkehrsflächen von groben Bestandteilen gereinigt wird. Die 
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Schlämme aus dem Sedimentationsbereich und dem Sandfang werden regelmäßig 


und fachgerecht entsorgt. Die Dachentwässerung wird direkt dem Retentionsbereich 


zugeführt. Dementsprechend sind zwei getrennte Sammelkanäle für Verkehrsflächen- 


und Dachentwässerung vorhanden 


Unter den oben genannten Voraussetzungen ist eine weitergehende Betrachtung des 


Niederschlagswasser nicht erforderlich. 


 


3.4.13 Abfälle 


Bei der Erzeugung von Strom und Fernwärme fallen keine Abfälle an. Abfälle können 


lediglich im Zusammenhang mit Revisions- und Wartungsarbeiten anfallen. Dabei 


handelt es sich um gebrauchte Betriebsmittel (Schmieröle, Putzmitteln etc.), 


Verpackungsmaterial o.ä. handeln. Diese werden vorschriftsgemäß gesammelt und 


gemäß den Anforderungen des KrWG der ordnungsgemäßen Wiederverwertung oder 


Beseitigung durch verschiedene Entsorger ordnungsgemäß entsorgt. 


Unter der Voraussetzung der ordnungsgemäßen Handhabung und Zwischenlagerung 


der Abfälle entsprechend den Anforderungen des KrWG [13] sind erhebliche nachteilige 


Umweltbeeinträchtigungen nicht zu erwarten und eine weitergehende Beurteilung des 


Wirkfaktors ist nicht erforderlich. 


 


3.4.14 Verkehr 


Der anlagenbezogene Straßenverkehr wird sich mit Realisierung der KWK-Anlage 


allenfalls geringfügig erhöhen. An- und Abfahrtsverkehre der Mitarbeiter sowie Liefer- 


bzw. Abfuhrverkehre im Zusammenhang mit dem Anlagenbetrieb werden das 


Verkehrsaufkommen auf dem umliegenden öffentlichen Straßennetz nicht nennens-


wert verstärken. 


 


3.5 Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes 


3.5.1 Störfallverordnung (12. BImSchV) 


Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde geprüft, ob das geplante Vorhaben 


unter die Anwendung der Störfallverordnung (12. BImSchV [28]) fällt. Aufgrund der 


Unterschreitung der Mengenschwellen aus Anhang I der StörfallV in Bezug auf die 


relevanten eingesetzten bzw. verwendeten Stoffe ist die StörfallV für den Betrieb der 


geplanten KWK-Anlage nicht anzuwenden.  


Unabhängig von diesem Ergebnis sind jedoch die Anforderungen an den Brand- und 


Explosionsschutz in der Detailplanung zu berücksichtigen.  


 


3.5.2 Brandschutz und Explosionsschutz 


Für die geplanten Anlagen erfolgte eine Bewertung des Brand- und des Explosions-


schutzes, in dessen Rahmen jeweils Zielvorgaben vorgegeben werden, bei deren 


Einhaltung der Brand- und Explosionsschutz als sichergestellt bewertet wird. 
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3.5.3 Wassergefährdende Stoffe 


In der KWK-Anlage erfolgt der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gemäß den 


Anforderungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) [26] und der Verordnung über 


Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) [21]. Die Lagerung 


wassergefährdender Stoffe erfolgt grundsätzlich in Behältern mit Eignungsnach-


weisen. Sämtliche Apparate, Rohrleitungen und Dichtelemente werden gemäß dem 


aktuellen Stand der Technik unter Verwendung zugelassener Werkstoffe ausgelegt, 


errichtet und im Betrieb überprüft.  


Generell wird die KWK-Anlage so betrieben, dass  


• keine wassergefährdenden Stoffe im Normalbetrieb austreten können. Alle 


Aggregate werden dicht, standsicher und gegen die zu erwartenden 


mechanischen, thermischen und chemischen Einflüsse hinreichend 


widerstandsfähig sein. Unterirdische Aggregate werden nicht errichtet.  


• Undichtheiten an den Anlagenteilen, die mit wassergefährdenden Stoffen in 


Berührung stehen, schnell und zuverlässig erkennbar sind. 


• austretende wassergefährdende Stoffe schnell und zuverlässig erkannt und 


zurückgehalten sowie ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder beseitigt 


werden.  


 


Beim Betrieb der KWK-Anlage werden wassergefährdende Betriebsmittel (vgl. Tabelle 


25) eingesetzt. Die Anlieferung sowie die Aufbewahrung der Betriebsmittel erfolgt in 


geschlossenen bauartzugelassenen Behältern. 


Tabelle 25.  Gehandhabte wassergefährdende Stoffe der KWK-Anlage [71]. 


lfd. Nr. Stoff Menge Betriebseinheit WGK Gefährdungs- 


stufe 


(§ 39 AwSV) 


2 Heizöl EL 1.000 m³ BE 1 2 D 


3 Trafoöl GT/ DT Shell Diala SS4 


ZX-I 


2* ca. 29 t BE 2, BE 4 1 A 


(je Anlage) 


3 Trafoöl Eigenbedarfstransfor- 


matoren 


Shell Diala SS4 ZX-I 


3* ca. 10 t BE 2, BE 4, 


BE 6 


1 A 


(je Anlage) 


4 Gasturbinen-Öl Mobil Jet Oil 2 2* ca. 12 


m³ 


BE 2 2 C 


(je Anlage) 


5 Dampfturbinen-Öl Shell Turbo 


S4 GX46 


ca. 8 m³ BE 4 1 A 


6 Schmieröl Generatoren, 


Getriebe 


Addinol MT46 


ca. 0,3 m³ BE 2, BE 4 1 A 


7 Schmieröl Speisewasser-


pumpen Shell Mysella S5 S40 


3* 0,4 m³ BE 4 2 A 


(je Anlage) 


7 Schmieröl Gasmotor Shell 


Mysella S2 S40 


ca. 2,5 m³ BE 6 2 B 


7 Schmieröl Notstromaggregat 


Shell Mysella S2 S40 


ca. 0,4 m³ BE 6 2 A 


8 Ammoniakwasser (24,5%) 30 m³ BE 1 2 C 
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lfd. Nr. Stoff Menge Betriebseinheit WGK Gefährdungs- 


stufe 


(§ 39 AwSV) 


9 Saures Reinigungsmittel 


UO/UF1 


Genesol 37 


50 kg BE 4 1 A 


10 Basisches Reinigungsmittel 


UO/UF 


Genesol 40 


50 kg BE 4 1 A 


11 Desinfektionsmittel UO/UF 


Genesol 30 


50 kg BE 4 2 A 


12 Antiscalant UO/UF Vitec 5000 50 kg BE 4 1 A 


18 Salzsäure (32 %) 25 Liter BE 4 1 A 


19 Natronlauge (40 %) 25 Liter BE 4 1 A 


22 Frostschutzmittel Kühlkreislauf 


Mono-Ethylenglykol 


30 m³ BE 2, BE 5, 


BE 6 


1 A 


23 Reinigungsmittel Gasverdichter 


der Gasturbinen Turbo K 


1 m³ BE 2 1 A 


24 Kältemittel Wärmepumpe 


Lithiumbromid 


3 m³ BE 5 1 A 


25 Kältemittel HKL-Anlagen 


R410a 


25 kg n.z. 1 A 


26 Batteriesäure Schwefelsäure 2* 3.780 


Liter 


BE 1 1 A 


(je Anlage) 


 


 


3.6 Rückbaubedingte Wirkfaktoren 


Bei einem Rückbau der KWK-Anlage gelten die Anforderungen nach § 5 


Abs. 3 BImSchG sowie § 5 Abs. 4 BImSchG. 


Die mit der Stilllegung und einem Rückbau der Anlagen verbundenen Wirkungen sind 


nicht exakt zu prognostizieren. Der Betreiber ist jedoch verpflichtet, im Falle einer 


dauerhaften Stilllegung eine Anzeige über die vorgesehenen Maßnahmen zur Erfül-


lung der Pflichten zum Immissionsschutz, zur Sicherheit und zur Abfallverwertung/-


beseitigung) vorzulegen. Da es sich beim Rückbau im Wesentlichen um eine zeitlich 


begrenzte Bauaktivität handelt, sind große Analogien zur Bauphase gegeben. Dabei 


sind die Auswirkungen bei der Stilllegung der Anlage im Wesentlichen mit denen bei 


der Errichtung von baulichen Anlagen gleichzusetzen. Unterschiede ergeben sich 


lediglich durch die nach der Stilllegung erforderliche zusätzliche Entsorgung von 


Materialien und Anlagenteilen, die ordnungsgemäß durchzuführen ist. Im Falle eines 


Rückbaus sind die umweltgesetzlichen Anforderungen, v. a. zum Schutz der Nachbar-


schaft vor Belästigungen zu beachten. Hierzu wäre ein entsprechendes Rückbaukon-


zept zu erstellen und eine entsprechende Abbruchgenehmigung zu beantragen. 


Aus vorgenannten Gründen wird auf eine eigenständige Berücksichtigung von rück-


baubedingten Wirkfaktoren verzichtet. Im Fall eines Rückbaus der vorhabenbedingten 


Maßnahmen wären zudem die umweltgesetzlichen Anforderungen, die zum Zeitpunkt 


des Rückbaus maßgeblich sind, zu beachten. Deren Entwicklung ist zum jetzigen Zeit-


punkt nicht vorhersehbar. 
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3.7 Zusammenfassung der beurteilungsrelevanten Wirkfaktoren 


In den vorangestellten Kapiteln wurden die mit dem Vorhaben (KWK-Anlage) 


verbundenen Wirkfaktoren auf die Umwelt dargestellt und hinsichtlich ihrer 


Beurteilungsrelevanz eingestuft. In den nachfolgenden Tabellen ist die Prüfrelevanz der 


einzelnen bau-, anlagen- und betriebsbedingten Wirkfaktoren zusammengefasst.  


Tabelle 26.  Zusammenstellung der prüfungsrelevanten baubedingten Wirkfaktoren. 


Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Flächeninanspruchnahme Standort ja - ja - - ja - - - 


Nahbereich ja - - - - ja - - - 


Fernbereich - - - - - - - - - 


Bodenaushub,  


Bodenabtrag,  


Bodenauftrag 


Bodenverdichtungen 


Standort 
Aufgrund der nur lokalen Baumaßnahmen auf einem intensiv 


beanspruchten/anthropogen überprägten Gelände ist keine 


Prüfrelevanz festzustellen. 


Nahbereich 


Fernbereich 


Bodenverdichtungen Standort 


Keine Prüfrelevanz da bereits anthropogen beeinflusst/überformt. Nahbereich 


Fernbereich 


Wasserhaltungen 


Grundwasserabsenkung 


Standort ja - - ja ja ja ja  - 


Nahbereich ja - - ja ja ja ja  - 


Fernbereich - - - - - - -  - 


Emissionen von 


Luftschadstoffen und 


Staub 


Standort 
Der Wirkfaktor wird allenfalls nur lokal und 


temporär hervorgerufen. Die Wirkungen sind 


Vernachlässigbar gering 
Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von  


Gerüchen 


Standort 


Gerüche werden nicht hervorgerufen. Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von  


Geräuschen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Erschütterungen Standort 


Diese Wirkfaktoren werden nur lokal und temporär hervorgerufen. 


Die Wirkungen sind vernachlässigbar gering 
Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von  


Licht 


Standort 
Aufgrund der Vorbelastungen und der Lage des Vorhabengebiets in 


einem Industriegebiet am Hafen ist nicht von relevanten 


Einwirkungen auszugehen. Die Wirkungen sind vernachlässigbar. 
Nahbereich 


Fernbereich 


Sonstige Emissionen Standort 
In der Bauphase sind keine sonstigen beurteilungsrelevanten 


Wirkfaktoren zu erwarten, die nachteilige Beeinträchtigungen im 


Umfeld hervorrufen könnten. 


Nahbereich 


Fernbereich 


   


Standort 
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Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Trenn- und 


Barrierewirkungen 


Nahbereich Der Wirkfaktor setzt sich daher über die Dauer der Bauphase fort. 


Aufgrund dieser Tatsache wird der Wirkfaktor zusammen mit den 


anlagenbedingten Wirkfaktoren (s. Tabelle 27) betrachtet. 
Fernbereich 


Visuelle Wirkungen Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Abfall-, Bau- und  


Einsatzstoffe 


Standort 


keine Prüfrelevanz Nahbereich 


Fernbereich 


 


Tabelle 27.  Zusammenstellung der prüfungsrelevanten anlagenbedingten Wirkfaktoren. 


Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Flächeninanspruchnahme 


und -versiegelung  


Standort ja - ja ja - ja ja - - 


Nahbereich ja - - ja - ja ja - - 


Fernbereich - - - - - - - - - 


Visuelle Wirkungen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Barriere- und 


Trennwirkungen 


(Zerschneidung) 


Standort ja ja - - - ja - - - 


Nahbereich ja ja - - - ja - - - 


Fernbereich ja ja - - - ja - - - 


Verschattung 


Standort ja - - - - ja - ja - 


Nahbereich ja - - - - ja - - - 


Fernbereich ja - - - - ja - - - 
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Tabelle 28.  Zusammenstellung der prüfungsrelevanten betriebsbedingten Wirkfaktoren. 


Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Immissionen von 


gasförmigen 


Luftschadstoffen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - ja ja ja ja ja ja ja ja 


Fernbereich - ja ja ja ja ja ja ja ja 


Emissionen von Staub - 


Immissionen von 


Feinstaub (PM10 und 


PM2,5) 


Standort          


Nahbereich  ja       ja 


Fernbereich  ja       ja 


Emissionen von Staub - 


Depositionen von Staub 


(Staubniederschlag 


Standort          


Nahbereich  ja       ja 


Fernbereich  ja       ja 


Stickstoffdeposition Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - ja ja ja ja ja - - 


Fernbereich - - ja ja ja ja ja - - 


Emissionen 


klimarelevanter Gase 


Standort 


keine Prüfrelevanz Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von  


Gerüchen 


Standort 


Geruchsemissionen werden durch das Vorhaben nicht verursacht. Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von  


Geräuschen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Erschütterungen Standort 


Erschütterungen werden durch das Vorhaben nicht verursacht. Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von  


Licht 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Wärmeemissionen 


Wasserdampfemissionen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich ja - - - - ja ja - ja 


Fernbereich ja - - - - ja ja - ja 


Sonstige Emissionen Standort 
Das Vorhaben ist mit keinen sonstigen Emissionen verbunden  


(Elektromagnetische Felder, Keimemissionen Ionisierende/ 


radioaktive Strahlung 


Nahbereich 


Fernbereich 


Wasserversorgung Standort Die Wasserversorgung erfolgt über eigene 


Wasseraufbereitungsanlage bzw. sofern dies nicht ausreicht über 


das bestehende Versorgungsnetz. Eine relevante Wirkung resultiert 


hieraus nicht. 


Nahbereich 


Fernbereich 
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Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Abwasserentsorgung Standort 
Die Abwasserentsorgung erfolgt über die  


Schmutzwasserkanalisation gemäß gültiger Abwassersatzung.  


Eine Relevanz besteht nicht. 


Nahbereich 


Fernbereich 


Niederschlagswasser Standort 
Niederschlagswässer (Regen- und Oberflächenwasser) wird der 


Wasseraufbereitungsanlage zugeführt. Eine Relevanz ist nicht 


abzuleiten.  


Nahbereich 


Fernbereich 


Abfälle Standort 
Es fallen nur geringfügige Mengen von gebrauchten Betriebsmitteln 


an, die den bestehenden Entsorgungswegen im Sinne des KrWG 


zugeführt werden. Eine Relevanz ist daher nicht abzuleiten. 


Nahbereich 


Fernbereich 


Verkehr 


Standort 
Auf Grund der allenfalls geringen Verkehrszunahmen nicht 


prüfungsrelevant. 
Nahbereich 


Fernbereich 
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4 Beschreibung des aktuellen Zustands der Umwelt (Raumanalyse) 


Nachfolgend wird die ökologische Ausgangssituation im Einwirkungsbereich des 


geplanten Vorhabens in den Teilbereichen Klima, Luft, Boden und Fläche, Wasser, 


Pflanzen und Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt, Landschaft und Erholung 


sowie kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter beschrieben. Das Schutzgut Mensch, 


insbesondere die menschliche Gesundheit, ist ein Bestandteil der Umwelt, da seine 


Lebensbedingungen durch die Umweltbereiche beeinflusst werden. 


 


4.1 Untersuchungsgebiet 


Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes für die Darstellung der ökologischen 


Ausgangssituation und die Untersuchung der zu erwartenden Auswirkungen des Vor-


habens auf die Umwelt erfolgt entsprechend der Genehmigungspraxis im Rahmen 


eines immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens in Anlehnung an die 


Vorgaben der TA Luft [10]. Darüber hinaus richtet sich die Abgrenzung des 


Untersuchungsgebietes nach den Wirkräumen der vorhabenbedingten Wirkfaktoren. 


In Anlehnung an die Nr. 4.6.2.5 der TA Luft wird als Untersuchungsgebiet die Fläche 


gewählt, die sich vollständig innerhalb eines Kreises um den Emissionsschwerpunkt 


mit einem Radius befindet, der dem 50-fachen der tatsächlichen Schornsteinhöhe 


entspricht. Für das vorliegende Vorhaben wird der Kamin der Gasturbine 2 mit 


Abhitzekessel und Zusatzfeuerung mit einer Höhe von ca. 53 m zu Grunde gelegt. 


Hieraus resultiert ein Untersuchungsgebiet mit einem Radius von ca. 2,65 km (vgl. 


nachfolgende Abbildung). 


Die Erfassung des aktuellen Zustands der Umwelt sowie die Beurteilung der Auswir-


kungen des Vorhabens auf die Umwelt berücksichtigen grundsätzlich die Empfindlich-


keiten der einzelnen Schutzgüter gegenüber dem Vorhaben. Dies führt dazu, dass im 


UVP-Bericht grundsätzlich schutzgut- und wirkungsbezogene fachspezifischen Unter-


suchungsräume abgegrenzt werden können. 


Die Beschreibung des aktuellen Zustands der Umwelt und die Auswirkungsprognose 


orientieren sich somit grundsätzlich anhand der Schutzgüter des UVPG, den hierin 


eingebetteten Teilaspekten eines Schutzgutes sowie anhand der Betroffenheit der 


Schutzgüter auf Grundlage der Reichweite der vorhabenbedingten Wirkfaktoren. Der 


Untersuchungsraum für die Schutzgüter wird räumlich so weit gefasst, wie die 


Wirkfaktoren des Vorhabens potenziell zu nachteiligen Einwirkungen auf diese 


Schutzgüter führen könnten. Soweit Fachgutachten für ein Schutzgut oder deren 


Teilaspekten erstellt worden sind, so wird der den Gutachten jeweils zu Grunde liegende 


Untersuchungsraum für den UVP-Bericht herangezogen. Dabei wird geprüft, ob sich 


begründete Hinweise auf eine Ausweitung der Untersuchungsräume für ein Schutzgut 


ergeben. Sofern solche Hinweise bestehen, wird der Untersuchungsraum für das 


betroffene Schutzgut entsprechend erweitert.  


Innerhalb des Untersuchungsgebietes gemäß TA Luft bzw. innerhalb der festgelegten 


schutzgutspezifischen Untersuchungsräume wird unterschieden zwischen dem 


„Standortbereich“, dem „Nahbereich“ und dem „Fernbereich“ (vgl. Kapitel 1.4.2). 
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Abbildung 7.  Abgrenzung des Untersuchungsgebietes des UVP-Berichtes  
Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: © OpenTopoMap (CC-BY-SA) 


[54]. 


 


Der „Standortbereich“ umfasst die Eingriffsflächen bzw. die Vorhabenflächen, innerhalb 


dessen insbesondere die Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen, Boden 


sowie Wasser betrachtet werden. 


Der „Nahbereich“ wurde insbesondere im Hinblick auf etwaige immissionsseitige Wir-


kungen (z. B. Geräusche) sowie den visuellen Einflüssen des Vorhabens festgelegt. In 


diesem Nahbereich werden insbesondere die Auswirkungen des Vorhabens auf die 


Schutzgüter Mensch, Luft, Klima und Landschaft betrachtet. Als Nahbereich ist ein 


Umkreis von 500 m um das Vorhaben definiert. 


Der „Fernbereich“ wurde im Hinblick auf immissionsseitige Einwirkungen durch Emis-


sionen von Luftschadstoffen und Stäuben festgelegt. Dabei handelt es sich hier um den 


weitreichendsten Wirkfaktor. Die Schutzgüter werden hier soweit beschrieben, wie diese 


oder deren Umweltfunktionen durch Luftschadstoffimmissionen oder -depositionen 


nachteilig betroffen sein könnten. 


Im UVP-Bericht werden zudem Schutzgebiete (z. B. Natura 2000-Gebiete), die von 


einem Wirkfaktor berührt werden, vollständig in die Untersuchung einbezogen. 
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Grundsätzlich sind das Untersuchungsgebiet bzw. die Untersuchungsräume schutz-


gut- und/oder wirkfaktorspezifisch festgelegt. Die genaue Ausdehnung von Untersu-


chungsräumen wird bei jedem Schutzgut bzw. Teilaspekt eines Schutzgutes überprüft. 


Dazu erfolgt bei jedem Schutzgut, soweit erforderlich, eine Beschreibung und Darstel-


lung des berücksichtigten bzw. schutzgutspezifisch festgelegten Untersuchungsraums. 


Liegen keine Hinweise oder Erkenntnisse vor, die eine schutzgut- oder 


wirkfaktorenspezifische Festlegung eines Untersuchungsraums begründen, so wird das 


Untersuchungsgebiet in Anlehnung an die Nr. 4.6.2.5 der TA Luft zugrunde gelegt. 


 


 


Abbildung 8.  Betriebsgelände des HKW Dradenau (rot markiert). 


Hintergrund Datenlizenz Deutschland – Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb 


Geoinformation und Vermessung, 2019 [58]. 
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4.2 Planungsrechtliche Vorgaben 


Für die Vorhaben sind die folgenden planungsrechtlichen und raumordnerischen 


Vorgaben zu berücksichtigen: 


• Flächennutzungsplan 


• Baustufenplan 


• Hafenentwicklungsgesetz 


• Landschaftsprogramm 


 


4.2.1 Flächennutzungsplanung (FNP) 


Beschreibung der planungsrechtlichen Voraussetzungen 


Flächennutzungsplan (FNP) 


Der Standort ist im Flächennutzungsplan ausgewiesen als Fläche für die Ver- und 


Entsorgung (in Abbildung 9 gelb gekennzeichnet), benachbarte Teilflächen speziell 


„Umspannwerk/Kraftwerk“ und „Abwasserentsorgung“ eingerahmt von Hafenflächen 


(Art der Nutzung gem. FNP „Hafen“, in Abbildung 9 dunkelblau gekennzeichnet). 


Unmittelbar östlich liegen mit der BAB A7 „Verkehrsflächen“. 


 


 


Abbildung 9. Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Hamburg, Anlagengelände ist rot 


umrandet.(© 2019 – Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Stadtentwicklung und 


Wohnen, bearbeitet [91]). 
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4.2.2 Baustufenplan  


Für viele Bereiche in Hamburg existieren Pläne, die schon vor 1960, vor dem 


erstmaligen Inkrafttreten des Bundesbaugesetztes aufgestellt wurden. Hierzu zählen 


u.a. die Baustufenpläne. Sie gelten als übergeleitete Bebauungspläne fort. Ihre 


Regelungsdichte ist geringer als die heutiger Bebauungspläne. Sie enthalten keine 


Festsetzungen zu Verkehrsflächen (Straßen, Gehwege etc.) und gelten damit als 


sogenannte „einfache" Bebauungspläne. Bei diesen richtet sich die Zulässigkeit von 


Vorhaben, soweit der Plan keine planungsrechtlichen Aussagen dazu trifft, danach, ob 


es sich in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. 


Für den Vorhabenstandort der KWK-Anlage existiert kein rechtskräftiger Bebauungs-


plan. Teilbereiche der Betriebsfläche liegen im Baustufenplan für Altenwerder – 


Moorburg aus dem Jahr 1961 [92]. 


Die geplante KWK-Anlage wird sich hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung in die 


durch weitere Hafen-, Industrie- und Infrastrukturanlagen (Klärwerk, Schienen- und 


Gleisanalgen, Umspannwerk) sowie durch Industrie geprägte Umgebung einfügen. 


Aufgrund dieser bestehenden Nutzungen ist das gesamte Gelände im Sinne des § 34 


BauGB  i. V. m. § 9 BauNVO als Industriegebiet einzustufen. Diese Einstufung 


entspricht den Darstellungen des Flächennutzungsplanes, wonach der Gesamtbereich 


als Fläche für Versorgungsanlagen (Elektrizität, Gas und Wasser), für die Verwertung 


oder Beseitigung von Abwasser und festen Abfallstoffen dargestellt wird.  


Auch hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung ist ein Einfügen in die vorhandene 


Nutzung gegeben, da die geplante KWK-Anlage den bestehenden Rahmen der 


umgebenden Bebauung nicht überschreiten wird. 
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Das industriell genutzte Gelände wird durch zahlreiche Wegeverbindungen erschlos-


sen. Ebenfalls ist das Gelände über Ver- und Entsorgungsleitungen und -einrichtungen 


in ausreichendem Maß erschlossen. Somit gilt die Erschließungssituation des 


Vorhabenstandortes als sichergestellt.  


Mögliche Beeinträchtigungen von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen sowie 


des Ortsbildes werden in der Auswirkungsprognose (Kapitel 5) betrachtet. Hier ist 


jedoch bereits unter den Gesichtspunkten des § 34 BauGB festzuhalten, dass mit dem 


geplanten Vorhaben keine Beeinträchtigung von gesunden Wohn- und 


Arbeitsverhältnissen verbunden ist. Ebenfalls fügt sich das geplante Vorhaben 


weitgehend in den Anlagenbestand des Umfeldes ein, so dass eine erhebliche 


nachteilige Beeinträchtigung des Ortsbildes nicht zu erwarten ist.  


Im Ergebnis ist festzustellen, dass das geplante Vorhaben den bauleitplanerischen 


Vorgaben bzw. den Anforderungen des § 34 BauGB entspricht. 


 


4.2.3 Hafenentwicklungsgesetz 


Der Standort liegt im Geltungsbereich des Hafenentwicklungsgesetzes (HafenEG). 


Nach § 6 Abs. 2 „Auch soweit damit keine Hafenzwecke verfolgt werden, können 


Flächen des Hafennutzungsgebiets für den Verkehr und Hochwasserschutz, für die 


Ver- und Entsorgung, zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen sowie für 


Naturschutz und Landschaftspflege genutzt werden“ [30] Der Nutzung für ein 


Heizkraftwerk steht planungsrechtlich nichts entgegen. 


 


4.2.4 Landschaftsprogramm 


Entsprechend des Landschaftsprogramms ist der Vorhabenbereich Milieu Gewerbe/ 


Industrie und Hafen zuzuordnen (vgl. Abbildung 10).  


Die Entwicklungsziele sind wie folgt definiert: 


· Ausreichende Durchgrünung der Gebiete, Entsiegelungen unter Beachtung des 


Grundwasserschutzes 


· Reduzierung von Umweltbelastungen 


· Förderung von Flächenrecycling 


· Aufwertung der Qualität des Arbeitsumfeldes durch Begrünungen und 


Freiraumgestaltungen 


· Anlage von Schutzpflanzungen unter Verwendung von einheimischen Gehölzen 


· Förderung von Dach- und Fassadenbegrünung 


· Förderung der spontanen Vegetationsentwicklung / Ruderalflächen 


Des Weiteren ist er als „Entwicklungsbereich Naturhaushalt“ klassifiziert. In diesen 


Bereichen sind die Belastungsgrenzen für die natürlichen Faktoren weitgehend 


erreicht. Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes ist in diesen Bereichen stark 


eingeschränkt. Die Entwicklungsziele stellen daher auf eine vorrangige Wiederher-


stellung von Mindestqualitäten durch Maßnahmen zur Belastungsreduzierung und 


Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit der natürlichen Medien ab. Bestehende 


Defizite in der Ausprägung des Naturhaushaltes sollen auf diese Weise abgebaut 


werden. 
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Abbildung 10. Auszug aus dem fortgeschriebenen Landschaftsprogramm der Stadt Hamburg (Stand 


02.2020), Anlagengelände ist rot umrandet (© 2020 – Freie und Hansestadt Hamburg, 


Behörde für Umwelt und Energie, bearbeitet [95]). 
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4.3 Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit 


4.3.1 Allgemeines und Untersuchungsraum 


Das Schutzgut Mensch ist im Rahmen der Untersuchung der Auswirkungen eines 


Vorhabens ein wesentlicher Bestandteil eines UVP-Berichtes. Die Gesundheit und das 


Wohlbefinden des Menschen können im Allgemeinen durch ein immissionsschutz-


rechtliches Vorhaben beeinflusst werden. Die maßgeblichen Wirkfaktoren, die für den 


Menschen eine besondere Relevanz aufweisen, stellen die Immissionen i. S. d. § 3 


Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) dar. 


Die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen werden insbesondere durch die 


Wohn-/Wohnumfeld- und die Erholungsfunktion als Elemente der Daseinsfunktion 


charakterisiert. Für das Wohlbefinden des Menschen ist die Unversehrtheit eines 


Raums, in dem der Mensch sich überwiegend aufhält, von zentraler Bedeutung. Dieser 


Raum gliedert sich in die Bereiche des Wohnens bzw. Wohnumfeldes sowie in den 


Bereich der Erholungs- und Freizeitfunktion. Für die Gesundheit des Menschen sind 


immissionsseitige Belastungen relevant.  


Der Mensch kann sowohl durch direkte als auch durch indirekte Wirkungen eines 


Vorhabens betroffen sein. Zu den direkten Einflüssen auf den Menschen zählen die 


Immissionen von Geräuschen, Gerüchen, Licht etc. Indirekte Einflüsse auf den Men-


schen können über Wechselwirkungen mit den sonstigen Schutzgütern des UVPG 


hervorgerufen werden, da zwischen dem Menschen und den weiteren Schutzgütern 


z. T. enge Verflechtungen bestehen. Beeinflussungen der sonstigen Schutzgüter kön-


nen zu einer Belastung des Menschen bzw. der menschlichen Gesundheit führen. Eine 


solche Wechselwirkung stellt bspw. die Veränderung des Landschaftsbildes dar, wel-


che die Wohnqualität oder die Erholungseignung einer Landschaft beeinflussen kann. 


Nachfolgend sind weitere Beispiele für mögliche Belastungspfade aufgeführt, die den 


Menschen über die Umweltpfade erreichen können. 


Klima 


• Veränderungen der lokalklimatischen Verhältnisse mit der Folge der Beein-


flussung der bioklimatischen Situation 


 


Luft 


• Belastungen der Luft durch Schadstoffemissionen 


 


Boden und Fläche 


• Beeinträchtigungen des Bodens für landwirtschaftliche und gärtnerische Nut-


zungen (z.B. durch Schadstoffeinträge über den Luftpfad) 


• Nutzungsbeeinträchtigung von Grund und Boden für Wohn- und Gewerbezwecke 


sowie Freizeitgestaltung 


 


Wasser 


• Beeinträchtigung der Nutzbarkeit und Verfügbarkeit von Wasser als Lebensmittel 


sowie für hygienische, landwirtschaftliche, technische und Erholungszwecke 
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Tiere und Pflanzen 


• Beeinträchtigung von Lebensräumen, Artenrückgang 


• Verringerung von land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen/Erträgen 


 


Landschaft 


• Veränderung des Landschaftsbildes oder von einzelnen Landschaftselementen 


• Beeinflussung der Qualität von Erholungsgebieten 


 


Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 


• Beeinträchtigung durch Luftverunreinigungen und Erschütterungen 


 


Es ist zu berücksichtigen, dass sich die möglichen Einflüsse eines Wirkfaktors auf den 


Menschen je nach der Bevölkerungsgruppe oder den betroffenen anthropogenen Nut-


zungsstrukturen ganz unterschiedlich darstellen können. So besitzen bspw. Gewerbe- 


und Industriegebiete einen geringeren Schutzanspruch als Wohngebiete oder Gebiete 


für gesundheitliche, kulturelle oder soziale Zwecke. 


Die Prüfung auf eine mögliche Betroffenheit des Menschen hat damit insbesondere die 


vorliegenden Nutzungen und Nutzungsansprüche des Menschen sowie in besonderer 


Weise die entwickelten sensiblen Einrichtungen und Nutzungen des Menschen zu 


berücksichtigen.  


Für die Beschreibung und Bewertung von Beeinträchtigungen des Menschen im Ist-


Zustand sowie in der Auswirkungsprognose wird nach Möglichkeit auf fachlich aner-


kannte Beurteilungsmaßstäbe bzw. -werte zurückgegriffen. Hierbei handelt es im 


Wesentlichen um messbare Größen (bspw. Geräusche).  


Durch ein Vorhaben werden im Regelfall jedoch auch Wirkfaktoren hervorgerufen, die 


nur über die Sinne des Menschen wahrgenommen werden und für die keine klaren 


Beurteilungsmaßstäbe festgelegt sind. Hierzu zählen z. B. die Veränderung bzw. Be-


einträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes. Diese Auswirkung wird vom Men-


schen unterschiedlich intensiv wahrgenommen und bewertet. Bspw. ist die ästhetische 


Wirkung des Landschaftsbildes für Erwerbstätige eines Industriegebietes von einer ge-


ringeren Bedeutung als für Anwohner eines Wohngebietes oder für den erholungs-


suchenden Menschen. 


Grundsätzlich ist für den Menschen somit zwischen den direkten Einwirkungen, für die 


im Regelfall feste Beurteilungsmaßstäbe existieren, und zwischen den indirekten 


Einwirkungen, für die im Regelfall keine klaren Beurteilungsmaßstäbe fixiert sind, zu 


unterscheiden. Bei der Beschreibung des aktuellen Zustands des Schutzgutes Mensch 


wird daher auf die direkten Einflüsse auf den Menschen eingegangen (Geräusche, 


Gerüche, Erschütterungen etc.).  


Indirekte Einflüsse, die sich durch Belastungen der einzelnen Umweltmedien ergeben 


können, werden hingegen bei den weiteren Schutzgütern gemäß UVPG untersucht. 


So wird der aktuelle Zustand des Landschaftsbildes und die Einflüsse auf die Wohn-


qualität und die Erholungsnutzung des Menschen beim Schutzgut Landschaft berück-


sichtigt.  
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Luftschadstoffimmissionen stellen ebenfalls einen indirekten Wirkfaktor dar, der über 


Wechselwirkungen zwischen den Umweltmedien (Luft, Boden, Wasser) auf den Men-


schen einwirkt. Daher erfolgt die Beschreibung der lufthygienischen Vorbelastung beim 


Schutzgut Luft. 


 


Untersuchungsraum 


Zur Beschreibung der Ausgangssituation des Schutzgutes Mensch ist unter Berück-


sichtigung des Wirkfaktors des Vorhabens in erster Linie der Nahbereich relevant. Mit 


dem Vorhaben sind jedoch auch Wirkfaktoren mit einer größeren Reichweite verbun-


den. Dabei handelt es sich hierbei v. a. um die vorhabenbedingten Luftschadstoffemis-


sionen. Aufgrund der unterschiedlichen Reichweiten der Wirkfaktoren werden für das 


Schutzgut Mensch verschiedene Untersuchungsräume betrachtet, die sich nach der 


Art des Wirkfaktors richten. So wird bspw. für den Wirkfaktor der Emissionen von Ge-


räuschen ein engerer Untersuchungsraum herangezogen. Für die die Emissionen von 


Luftschadstoffen wird primär das Untersuchungsgebiet gemäß Nr. 4.6.2.5 der TA Luft 


(vgl. Kapitel 4.1) betrachtet.  


 


4.3.2 Nutzung und Nutzungsfunktion 


Für den Menschen sind insbesondere die nachfolgenden Nutzungen und Nutzungs-


funktionen von besonderer Relevanz. 


Tabelle 29.  Nutzungen und Nutzungsfunktionen des Menschen mit besonderer Relevanz. 


Wohnfunktion sowie Erwerbsfunktion des Menschen 


• Wohnbaufläche sowie Einzelhausbebauungen 


• Mischgebiete 


• Siedlungen im Außenbereich 


• Gewerbe- und Industriegebiete 


• land- und forstwirtschaftliche Produktionsstandorte 


Wohnumfeldfunktion 


Sensible Nutzungen sowie Nutzungen mit besonderer Funktionalität für den Menschen, z.B.: 


• Kindergärten, Schulen 


• Kurgebiete, Klinikgebiete, Krankenhäuser 


• Alten- und Seniorenheime 


• Kirchliche und sonstige religiöse Einrichtungen 


• Wochenend- und Ferienhausgebiete, Campingplätze 


Erholungs- und Freizeiteinrichtungen 


• Grün- und Parkanlagen in Siedlungsgebieten 


• Kleingartenanlagen 


• Spielplätze 


• Wälder mit Erholungsfunktion 


• Rad- und Wanderwege 


• Bereiche mit kultureller Bedeutung (Sehenswürdigkeiten) 


• Siedlungsnahe Erholungsräume, Erholungsschwerpunkte, Gebiete für Kurzzeiterholung 


 


In den nachfolgenden Ausführungen wird auf die o. g. Nutzungen und Nutzfunktionen 


innerhalb des Untersuchungsgebietes eingegangen.  
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4.3.2.1 Wohnfunktion sowie Erwerbsfunktion des Menschen 


Erwerbsfunktion des Menschen 


Der Vorhabenstandort der geplanten KWK-Anlage liegt im Hafenbereich unmittelbar 


westlich der BAB A7. Die an das Betriebsgelände angrenzenden Flächen werden 


überwiegend gewerblich-industriell durch ein Umspannwerk, eine Kläranlage, 


Industriebetriebe und Hafenwirtschaft genutzt. Bei dem geplanten Betriebsgelände der 


KWK-Anlage handelt sich um eine Industriebrache. Der Vorhabenstandort ist daher als 


Erwerbsstandort für den Menschen bedeutsam.  


 


Wohnfunktion des Menschen 


Unter die Wohnfunktion des Menschen sind insbesondere wohnbauliche Siedlungs-


nutzungen, aber auch Mischgebiete, Einzelhausbebauungen oder Hofanlagen zusam-


menzufassen. Diese Nutzungen dienen dem Menschen insbesondere zu Wohnzwe-


cken, schließen jedoch bspw. private Nutzgärten mit ein. 


Das geplante Betriebsgelände der KWK-Anlage ist für die Wohnfunktion des 


Menschen von keiner Relevanz. Im Bereich des Vorhabenstandortes selbst bestehen 


keine Wohnnutzungen. Im direkten Umfeld des Vorhabenstandortes sind v. a. 


gewerbliche Flächen ausgewiesen. Wohnbauliche Nutzungen des Menschen sind 


innerhalb des Untersuchungsgebietes aufgrund der Lage des Standortes im 


Stadtgebiet Hamburg vorhanden. Dabei handelt sich sowohl um Einzel- als auch 


insbesondere um Mehrfamilienhäuser. Die nächstgelegene Wohnbebauung befindet 


sich westlich des Betriebsgeländes in Finkenwerder und weist eine Entfernung von ca. 


2.000 m zum Betriebsgelände auf. 


 


4.3.2.2 Wohnumfeldfunktion sowie Freizeit- und Erholungsnutzungen 


Unter der Wohnumfeldfunktion sind sensible Nutzungen bzw. Nutzungseinrichtungen 


zu verstehen, die eine unmittelbare Verbindung zu wohnbaulichen Nutzungen des 


Menschen aufweisen und für den Menschen besondere Funktionen erfüllen. Hierzu 


zählen bspw. schulische und soziale Einrichtungen. Beeinträchtigungen solcher sen-


siblen Nutzungen sind in einem besonderen Maß zu berücksichtigen, da diese einer-


seits eine Bedeutung für die Lebensqualität des Menschen aufweisen. Andererseits 


stehen diese Nutzungen in einem unmittelbaren Bezug zur menschlichen Gesundheit, 


zumal diese Nutzungen v. a. besonders sensiblen Bevölkerungsteilen dienen (z. B. 


Kindern, Senioren, Pflegebedürftigen).  


Sensible Einrichtungen bzw. Nutzungen, die eine besondere Bedeutung für die Wohn-


umfeldfunktion aufweisen, sind im Bereich des Vorhabenstandortes nicht entwickelt 


bzw. vorhanden. Durch die Lage innerhalb des Stadtgebietes von Hamburg sind je-


doch im Standortumfeld und somit auch im Untersuchungsgebiet eine Reihe von 


sozialen Einrichtungen vorhanden. Hierzu gehören Schulen, Kindergärten, Kranken-


häuser, Altenheime, Spiel- und Sportplätze, Kleingartenanlagen etc. Als nächstgele-


gene Einrichtungen befinden sich ca. 2,3 km nordwestlich des Vorhabenstandortes die 


Grundschule in Finkenwerder (Aueschule). Ungefähr 2,4 km südöstlich befindet sich 


ein Kindergarten in Moorburg (Kinderland Moorburg e.V.) Die nächstgelegenen Kran-


kenhäuser sind in ca. 3,8 km und 4,2 km nördlich in Altona sowie 4,9 km östlich des 


Vorhabenstandortes in Wilhelmsburg außerhalb des Untersuchungsgebietes zu finden.  
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Zwischen der Wohnfunktion und der Wohnumfeldfunktion des Menschen wird keine 


Unterscheidung getroffen. Demnach wird grundsätzlich von einer hohen Empfindlich-


keit des Menschen einschließlich seiner sozialen, kulturellen und gesundheitlichen 


Nutzungen sowie von Freizeit- und Erholungsnutzungen ausgegangen. Zusammen-


fassend betrachtet weist der Untersuchungsraum lediglich im Randbereich eine Be-


deutung für den Menschen für Wohnzwecke sowie für Wohnumfeldfunktionen auf.  


Im Hinblick auf den aktuellen Zustand des Untersuchungsraums sind bestehende Vor-


belastungen zu berücksichtigen. Hierzu zählen insbesondere die Geräuschemissionen 


des Hafengebietes, in dem auch der Standort der geplanten KWK-Anlage liegt, die 


Geräuschemissionen der angrenzenden Verkehrsstraßen sowie die Zerschneidungs-


effekte durch bestehende Verkehrstrassen und Infrastruktureinrichtungen und auch die 


visuellen Beeinträchtigungen durch anthropogene Nutzungen. 


Weitere Freizeit- und Erholungsnutzungen sind innerhalb des Untersuchungsgebietes 


nicht vorhanden. Ökologisch höherwertige Bereiche in der näheren Umgebung stellen 


die nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope dar, auf die in Kapitel 4.8 näher einge-


gangen wird. 


Auch die sonstige Offenlandschaften bzw. Kulturlandschaften erfüllt eine Funktion für 


Erholungszwecke, wenngleich die Offenlandschaft bzw. Kulturlandschaft eine geringe 


Vielfalt des Naturerlebens aufweisen. Zum Joggen, Radfahren etc. können jedoch 


unterschiedlichste Wegeverbindungen im Untersuchungsgebiet genutzt werden.  


Die diversen Freizeit- und Erholungsnutzungen sowie vorhandene Potenziale für diese 


Nutzungen des Menschen werden im Rahmen der einzelnen Umweltschutzgüter 


indirekt mitberücksichtigt. Bspw. sind Auswirkungen auf die lufthygienische Ausgangs-


situation gleichbedeutend mit einer Einflussnahme auf die menschliche Gesundheit 


und damit auf die Erholungseignung der Landschaft oder bestimmten Einrichtungen 


für Freizeit- und Erholungsnutzungen). Ebenfalls führt die visuelle Einflussnahme 


durch bauliche Anlagen zu einer Einflussnahme auf das Schutzgut Landschaft und 


damit indirekt zu einer Einflussnahme auf die landschaftsgebundene Erholungs-


nutzung.  
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4.3.3 Vorbelastungen durch Geräusche 


Zur Beurteilung der mit den geplanten Vorhaben zu erwartenden Auswirkungen auf 


den Menschen durch Geräuschimmissionen wurden im Rahmen des 


schalltechnischen Gutachtens [35] die in der nachfolgenden Tabelle und Abbildung 


aufgeführten bzw. dargestellten Immissionsorte festgelegt.  


Die Darstellung der Immissionsrichtwerte beschränkt sich dabei auf den 


Nachtzeitraum, der aufgrund der tagsüber im Vergleich zur Nachtzeit um 15 dB 


höheren Richtwerte (mit Ausnahme von Industriegebieten, Richtwert tags und nachts 


70 dB(A), bei durchgängig über 24 Stunden betriebenen Anlagen für die Beurteilung 


maßgeblich ist.  


Tabelle 30.  Maßgebliche Immissionsorte zur Beurteilung von Geräuschimmissionen [35]. 


Immissionsorte Nutzung Gebiets-


einstufung 


Immissionsrichtwerte 


nachts  


in dB(A) 


TA Lärm 


gesamt 


KWK 


Dradenau 


anteilig 


IO 1 Auedeich 67f Wohnnutzung WR 35 291 


IO 2 Osterfelddeich 2 Wohnnutzung WA 40 341 


IO 3 Moorburger Elbdeich 353 Wohnnutzung (MI) 45 391 


IO 4 Moorburger Elbdeich 206 Wohnnutzung MD 45 391 


IO 5 Dradenaustraße 8 Büronutzung GI 70 641 


IO 6 Finkenwerder Straße 4 Büronutzung GI 70 641 


 


                                                


1 Irrelevanzkriterium nach Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm. 
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Abbildung 11.  Lageplan des geplanten Anlagenstandorts und der maßgeblichen Immissionsorte [35]. 


 


Der Vorhabenstandort ist aufgrund der industriellen und gewerblichen Nutzung sowie 


den Hafentätigkeiten durch eine im Vergleich zu ländlichen Bereichen hohe Geräusch-


vorbelastung gekennzeichnet. Insgesamt stellt die BAB A7 den maßgeblichen Ge-


räuschemittenten innerhalb des Untersuchungsgebietes dar. Ferner sind auch die 


Hauptverbindungsstrecken zur Stadt Hamburg anzuführen, die insbesondere in den 


Morgen- und Abendstunden (Berufsverkehr) durch entsprechende Geräuschemissio-


nen gekennzeichnet ist.  
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Kenntnisse zu genauen Geräuschvorbelastungssituation an den Immissionsorten lie-


gen nicht vor. Auf eine Geräuschvorbelastungsermittlung kann jedoch entsprechend 


den Bestimmungen der TA Lärm verzichtet werden, sofern die zu beurteilenden An-


lagen zu keinen relevanten Geräuscheinwirkungen führen (6 dB(A) unter 


Immissionsrichtwert) bzw. sofern die maßgeblichen Immissionsrichtwerte an den 


Immissionsorten durch die zu beurteilenden Anlagen um mindestens 10 dB 


unterschritten werden. In diesem Fall liegen die Immissionsorte schalltechnisch 


außerhalb des Einwirkungsbereiches der Anlagen. 


 


4.3.4 Vorbelastungen durch Licht 


Der Vorhabenstandort wird seit vielen Jahrzehnten durch Beleuchtungen bzw. Licht-


emissionen aus dem Umfeld des Betriebsgeländes geprägt, was zu entsprechenden 


Lichtimmissionen auf der Vorhabenfläche führt. Darüber hinaus ist das gesamte Um-


feld durch die Lage im Hafen und diverse Industriebetriebe durch Lichtemissionen ge-


prägt. Demnach liegt ein durch Lichtemissionen und -immissionen vorbelastetes Ge-


biet vor, wobei die Beleuchtungssituation für Gewerbegebiete und innerstädtische 


Bereiche charakteristisch ist.  


Mit dem Vorhaben selbst sind neue Beleuchtungen, in einem für solche Anlagen üb-


lichem Rahmen, vorgesehen. Diese erstrecken sich jedoch ausschließlich auf das Be-


triebsgelände. Aufgrund dessen und aufgrund der bestehenden Bebauungs- und Nut-


zungssituation im Umfeld des Vorhabenstandortes ist für die Umgebung keine Rele-


vanz abzuleiten. 


 


4.3.5 Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Mensch, insbesondere der 


menschlichen Gesundheit sowie der Konfliktpotenziale mit den Vorhaben 


Für die Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Mensch sind nur diejenigen 


Aspekte des Vorhabens relevant, durch die überhaupt nachteilige Auswirkungen auf 


den Menschen hervorgerufen werden könnten. Der Mensch ist gegenüber äußeren 


Einwirkungen grundsätzlich empfindlich. Die Empfindlichkeiten unterscheiden sich 


allerdings in Abhängigkeit von Nutzungsansprüchen, den betroffenen Bevölkerungs-


gruppen sowie von der Vorbelastungssituation. Die Empfindlichkeiten des Menschen 


lassen sich in die folgenden Kategorien einordnen: 
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Tabelle 31.  Empfindlichkeiten des Menschen bzw. von Nutzungen/Nutzungsfunktionen (Beispiele). 


Empfindlichkeit Nutzungen/Nutzungsfunktionen 


hoch 


Kurgebiete, Klinikgebiete 


Krankenhäuser, Altenheime, Pflegeheime 


Reine und allgemeine Wohngebiete 


mittel 


Wohnbauflächen im städtischen Bereich 


Mischgebiete, Dorfgebiete 


Gemeinbedarfsflächen (Schulen, Kindergärten etc.) 


Erholungsflächen (Wochenendhaus- und Ferienhausgebiete, 


Campingplätze, Wälder und strukturreiche Landschaften, 


Tourismusgebiete) 


gering 


Siedlungen im Außenbereich, Einzelgehöfte etc. 


Parkanlagen/Grünflächen im Siedlungsbereich 


Sportstätten, Kirchen, Museen, sonstige kulturelle Einrichtungen 


Feierabend-/Kurzzeiterholungsgebiete in wenig strukturierten Bereichen 


keine 
Gewerbe-/Industriegebiete 


Sondergebiete (Hafen, Flughafen, Bahnanlagen, Einkaufshäuser etc.) 


 


Der Standort des Vorhabens befindet sich in einem intensiv genutzten Gebiet, welches 


aufgrund der vorhandenen gewerblichen und industriellen Nutzungen als vorbelastet 


einzustufen ist. Für solche Gebiete liegt allerdings keine besondere Empfindlichkeit 


des Menschen vor, zumal es sich vorliegend um einen seit Jahrzehnten geprägten 


gewerblichen bzw. industriellen Bereich handelt und somit von einer ortsüblichen Vor-


belastungssituation auszugehen ist.  


Aufgrund der Lage des Vorhabenstandortes im Hafenbereich befinden sich keine 


weiteren sensibleren Nutzungen des Menschen, bspw. Wohnnutzungen, im Anlagen-


umfeld, die eine Empfindlichkeitsbewertung für das Schutzgut Mensch erforderlich 


machen. 


Für das Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit sind unter 


Berücksichtigung der Empfindlichkeitsbewertung bzw. der Ausgestaltung des Unter-


suchungsgebietes die nachfolgenden vorhabenbedingten Wirkfaktoren relevant: 


• Emissionen von Luftschadstoffen und Staub 


• Emissionen von Geräuschen 


• Emissionen von Licht 


• Wärme- und Wasserdampfemissionen 


• Visuelle Wirkungen (durch Baukörper) 
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4.4 Schutzgut Klima 


4.4.1 Allgemeines und Untersuchungsraum 


Unter dem Klima wird die Gesamtheit der in einem Gebiet auftretenden Wetter-


zustände und deren zeitliche Verteilung (d. h. tages- und jahreszeitliche Variabilität) 


verstanden. Hierfür wird der Durchschnitt der einzelnen Wettergrößen gebildet (z. B. 


Mittelwert der über Jahre gemessenen Temperaturwerte). Der Mittelungszeitraum be-


trägt aufgrund internationaler Vereinbarungen i. d. R. 30 Jahre.  


Das Schutzgut Klima wird durch Klima- bzw. Wetterelemente (z. B. Temperatur, Luft-


feuchtigkeit, Bewölkung) und durch Klimafaktoren charakterisiert. Die Klimafaktoren 


werden durch das Zusammenwirken von Relief, Boden, Wasserhaushalt und der 


Vegetation, anthropogenen Einflüssen und Nutzungen sowie der übergeordneten 


makroklimatischen Ausgangssituation bestimmt. 


Der Erhalt von Reinluftgebieten, der Erhalt oder die Verbesserung des Bestandsklimas 


(z. B. im Bereich von Siedlungen) sowie der Erhalt oder die Schaffung von klimatischen 


Ausgleichsräumen stellen übergeordnete Klimaziele dar. Die meteorologischen Stand-


ortbedingungen, v. a. die Windrichtungsverteilung und die -geschwindigkeit sowie die 


atmosphärische Turbulenz, haben darüber hinaus einen wesentlichen Einfluss auf die 


Verlagerung und Verdünnung von Luftschadstoffen. 


Zur Beschreibung der klimatischen Ausgangssituation wird auf den Klimaatlas der 


Bundesrepublik Deutschland vom Deutschen Wetterdienst (DWD) [76] zurückgegrif-


fen. Hierin wird für die gesamte Bundesrepublik das langjährige Mittel (1961 - 1990) 


der wichtigsten Klimaparameter (z. B. Temperatur, Niederschlag) angegeben. Darüber 


hinaus wurden auch aktuellere Klimadaten des DWD herangezogen [77] [78]. 


Als Untersuchungsraum wird das gesamte Untersuchungsgebiet herangezogen, da 


zur Charakterisierung des Natur- und Landschaftshaushaltes auch eine Beschreibung 


der übergeordneten klimatischen Ausgangssituation erforderlich ist. Bezugnehmend 


auf das geplante Vorhaben ist allerdings nur die lokal- und ggfs. die mikroklimatische 


Ausgangssituation betrachtungsrelevant, da das Vorhaben aufgrund seiner Art und 


Dimensionierung nicht dazu in der Lage ist, die großräumige klimatische Ausgangs-


situation zu beeinflussen. 


 


4.4.2 Groß- und regionalklimatische Ausgangssituation 


Das Klima im Untersuchungsgebiet wird großräumig betrachtet durch die Lage 


zwischen der Nord- und Ostsee geprägt. Es kann als gemäßigt feucht-temperiertes 


ozeanisches Klima angesprochen werden. Aufgrund vorherrschender Westwinde 


dominieren maritime Wettereinflüsse und führen zu milden Wintern und kühlen 


Sommern mit ganzjährigen Niederschlägen. 


Der klimatologische Jahresgang der Temperatur bezogen verläuft im Monatsmittel 


zwischen 1 °C im Januar und 18 °C im Juli, die durchschnittliche Jahrestemperatur liegt 


bei ca. 9 °C. Die Jahresniederschlagsmenge liegt zwischen 770 - 840 mm. Die Nieder-


schlagsmengen sind relativ gleichmäßig über das Jahr verteilt, mit leicht höheren 


Niederschlägen in Sommer und Winter gegenüber Frühling und Herbst. 


In der nachfolgenden Tabelle sind wesentliche Klimadaten für die Region auf Grund-


lage der meteorologischen DWD-Messstation Hamburg-Fuhlsbüttel für die Klimaperio-


den 1961 – 1990 und 1981 – 2010 zusammengestellt. 
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Die klimatologischen Daten zeigen einen ausgeprägten, jedoch charakteristischen, 


Jahresgang in der Temperatur. In den betrachteten Klimaperioden zeigt sich eine leicht 


zunehmende Tendenz der durchschnittlichen monatlichen und jährlichen Tempera-


turen. Eine entsprechende Tendenz zeigt sich ebenfalls in Bezug auf die Tages-


maxima. So ist bspw. eine zunehmende Entwicklung der Anzahl an Sommertagen fest-


zustellen.  


Die Niederschlagsverläufe sind innerhalb des Jahresganges durch einen seichten Ver-


lauf gekennzeichnet, wobei die Sommermonate tendenziell durch höhere Nieder-


schläge gekennzeichnet sind. 


Für die den Vorhabenstandort können die Daten der Messstation Hamburg-Fuhlsbüttel 


für die übergeordnete klimatische Ausprägung aufgrund der räumlichen Nähe zum 


Ballungsgebiet Hamburg herangezogen werden. 


Tabelle 32.  Wesentliche Klimadaten der DWD-Messstationen Hamburg-Fuhlsbüttel [78]. 


 Jan. Feb. Mrz.  Apr. Mai Jun. Jul. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Jahr 


 Temperatur in °C (a) 


1961 – 1990 0,5 1,1 3,7  7,3 12,2 15,5 16,8 16,6 13,5 9,7 5,1 1,9 8,6 


1981 – 2010 1,6 1,9 4,6  8,6 12,9 15,6 18,1 17,6 14,0 9,8 5,4 2,2 9,4 


 Niederschlag in mm (b) 


1961 – 1990 61 41 56  51 57 74 82 70 70 63 71 72 770 


1981 – 2010 68 50 68  43 57 79 77 79 67 67 70 69 793 


 Eistage (c) 


1961 – 1990 7,8 5,4 1  0 0 0 0 0 0 0 0,7 5,7 20,6 


1981 – 2010 6,1 3,7 0,6  0 0 0 0 0 0 0 0,7 5,2 16,4 


 Frosttage (d) 


1961 – 1990 17,5 16,3 12,5  5,6 0,5 0 0 0 0,1 1,6 7,6 15,7 77,4 


1981 – 2010 15,1 14,5 10,6  4,4 0,3 0 0 0 0 2,4 7,7 15,0 70,0 


 Heiße Tage (e) 


1961 – 1990 0 0 0  0 0 0,5 1,1 0,9 0 0 0 0 2,5 


1981 – 2010 0 0 0  0 0 0,6 2,3 1,4 0 0 0 0 4,5 


 Sommertage (f) 


1961 – 1990 0 0 0  0,1 1,5 4,9 6,3 5,8 0,9 0 0 0 19,5 


1981 – 2010 0 0 0  0,5 2,3 4,6 9,5 8,2 1,5 0 0 0 26,5 


 


(a) Mittel der Temperatur in 2 m über dem Erdboden (b) Mittlere Monatssumme der Niederschlagshöhe 


(c) Tage mit Tagesmaximum der Temperatur < 0 °C (d) Tage mit Tagesminimum der Temperatur < 0 °C 


(e) Tage mit Tagesmaximum der Temperatur >= 30 °C (f) Tage mit Tagesmaximum der Temperatur >= 25 °C 
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4.4.3 Windverhältnisse 


Für die Beschreibung der Windverhältnisse wird auf eine meteorologische Zeitreihe 


der vom DWD betriebenen Station Hamburg-Fuhlsbüttel zurückgegriffen. Als reprä-


sentatives Jahr wurde das Jahr 2016 [79] ermittelt. Diese Winddaten sind geeignet, die 


Windrichtungs- und Windgeschwindigkeitshäufigkeitsverteilungen am Standort zu 


beschreiben. 


Charakterisiert werden die Windverhältnisse am Vorhabenstandort durch die ent-


sprechenden meteorologischen Werte der Ausbreitungsklassenzeitreihe (AKTerm) der 


DWD-Messstation Hamburg-Fuhlsbüttel. Die Häufigkeitsverteilung der Windrichtung 


und -geschwindigkeit dieser Station aus dem repräsentativen Jahr 2016 zeigt die 


nachfolgende Abbildung 12. 


Bei der Betrachtung der lokalklimatischen und lufthygienischen Verhältnisse im Umfeld 


des Vorhabens sind insbesondere die Windrichtungs- und Windgeschwindigkeitsver-


teilung sowie Inversionshäufigkeit am Standort von besonderer Bedeutung. Diese 


Elemente beeinflussen maßgeblich die Ausbreitung und Verdünnung von Luftverun-


reinigungen. 


Aufgrund der geringen orographischen Gliederung der Umgebung treten hier, der 


übergeordneten Luftdruckverteilung entsprechend, häufig Winde aus westlichen bis 


südsüdwestlichen Richtungen auf, die zumeist feuchte atlantische Luftmassen mit sich 


führen. Das sekundäre Maximum wird durch östliche Anströmsektoren geprägt, die in 


Verbindung mit Hochdrucklagen häufig trockene kontinentale Luftmassen in das 


Untersuchungsgebiet bringen. 


Der Einfluss des Elbtals führt an der Station Hamburg-Fuhlsbüttel zu einer am Vor-


habenstandort ebenso zu erwartenden Aufweitung des primären Windrichtungsmaxi-


mums in nordwestliche und des sekundären Maximums in südsüdöstliche Richtungen. 


Aufgrund der weitgehend ebenen Umgebung spielen thermisch angetriebene Wind-


systeme (z. B. Kaltluftabflüsse) weder an der Messstation noch im unmittelbaren Um-


feld des untersuchten Standorts eine Rolle. In Einzelfällen kann sich allenfalls eine 


schwache Land-See-Windzirkulation zwischen Elbe und benachbarten Uferbereichen 


ausbilden, deren Einfluss auf die Ergebnisse der Ausbreitungsrechnung aber vernach-


lässigbar ist. 
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Abbildung 12.  Relative Häufigkeitsverteilung der Windrichtungen und Windgeschwindigkeiten (%) je 10°-


Sektoren (Quelle: Ausbreitungsklassenzeitreihe der DWD-Messstation Hamburg-


Fuhlsbüttel für das Jahr 2016) [80]. 


 


Niedrige Windgeschwindigkeiten (Schwachwinde, Windgeschwindigkeiten von weni-


ger als 1 m/s) sind von besonderer Bedeutung, da sie häufig mit Wetterlagen ver-


bunden sind, die zu einer lufthygienischen Belastung aufgrund des reduzierten Schad-


stoffaustausches im Untersuchungsgebiet führen können. Schwachwinde sind vielfach 


mit stabilen atmosphärischen Temperaturschichtungen verbunden. Dabei setzt sich 


der Einfluss der Bodennutzung und der Orographie auf das bodennahe Windfeld be-


sonders deutlich durch.  


In der nachfolgenden Abbildung 13 sind die Häufigkeiten der Windgeschwindigkeits- 


und Ausbreitungsklassen nach TA Luft dargestellt. Windschwache Situationen 


(< 1,4 m/s) traten im Zeitraum 2016 in ca. 8,9 % der Stunden auf.  







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 102 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


Bei Schwachwindwetterlagen (mittlere Windgeschwindigkeiten < 1,4 m/s) sind insbe-


sondere Inversionen für ungünstige Ausbreitungsbedingungen am Standort einer An-


lage verantwortlich, da der vertikale Luftaustausch unterbunden wird. Hinsichtlich der 


Schadstoffausbreitung sind insbesondere Boden- und bodennahe Inversionen (Inver-


sionsuntergrenze < 50 m) von Bedeutung. Bodeninversionen resultieren aus der 


nächtlichen Ausstrahlung der Erdoberfläche bei windschwachen und gering bewölkten 


bis wolkenlosen Wetterlagen und führen so zu einer stabilen atmosphärischen Tem-


peraturschichtung. Daher werden diese Inversionen auch durch die beiden Ausbrei-


tungsklassen I (sehr stabil) und II (stabil) mit erfasst. Auf der Grundlage der AKTerm 


der Station Hamburg-Fuhlsbüttel aus dem Jahr 2016 liegen stabile Ausbreitungsbedin-


gungen (Klasse I und Klasse II) in ca. 25 % der Jahresstunden vor. 


 


 


Abbildung 13.  Häufigkeitsverteilung der Windgeschwindigkeitsklassen der Station Hamburg-Fuhlsbüttel 


für das Jahr 2016 [80]. 
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4.4.4 Klimatope und lokalklimatische Situation des Untersuchungsgebietes 


Lokalklimatische Unterschiede sind Ursache unterschiedlicher Standortfaktoren (z. B. 


Relief, Verteilung von aquatischen und terrestrischen Flächen, Bewuchs und Bebau-


ung). Auf die bodennahen Luftschichten bzw. das Lokalklima üben die Topographie 


und die Bodenbeschaffenheit, einen Einfluss aus.  


Innerhalb des Untersuchungsgebietes lassen sich Klimatope abgrenzen, die unter 


Berücksichtigung der gesamten landschaftlichen Struktur ineinander übergehen und 


dadurch lokal- und mikroklimatische spezifische Eigenschaften oftmals verwischen. 


Unter einem Klimatop wird ein Gebiet bezeichnet, das ähnliche lokal-/mikroklimatische 


Ausprägungen aufweist. Nachfolgend werden die im Untersuchungsgebiet abzugren-


zenden Klimatope beschrieben. 


 


Gewerbe- und Industrie-Klimatop 


Industrie- und Gewerbeflächen sind durch einen hohen Versiegelungsgrad und durch 


eine erhöhte Luftschadstoff- und Abwärmebelastung geprägt. Darüber hinaus sind die 


mikroklimatischen Verhältnisse gegenüber einem naturnahen Standort verändert, da 


Böden in Abhängigkeit ihrer Nutzungsart eine unterschiedliche Erwärmung der darüber 


liegenden Luftmassen aufweisen. Diese Unterschiede resultieren aus der Verände-


rung der Verdunstungsfähigkeit, der Wärmeleitung und -speicherkapazität sowie des 


Absorptionsvermögens solarer Strahlung. Versiegelte Flächen sind im Gegensatz zu 


vegetationsbedeckten Flächen durch eine stärkere Erwärmung der darüber liegenden 


Luftmassen gekennzeichnet. Ferner ist die Wärmespeicherfähigkeit von Baumateria-


lien höher, so dass versiegelte und überbaute Flächen ein wärmeres Klima aufweisen 


als Standorte im Offenland. Versiegelte und überbaute Böden heizen sich am Tage 


schneller auf und geben nachts die gespeicherte Wärme an die Umgebung ab. Diese 


Freisetzung führt zu einer nächtlichen Überwärmung im Vergleich zu unversiegelten 


und unbebauten Standorten. 


Gewerbe- und Industriegebiete sind zudem i. d. R. durch stark differenzierte Bau-


werkshöhen gekennzeichnet. Diese führen zu einer Erhöhung der aerodynamischen 


Rauigkeit und damit zur Bremsung des bodennahen Windfeldes. Hierdurch können 


ausgeprägte Turbulenzstrukturen bei der Gebäudeumströmung entstehen, die auf das 


Ausbreitungsverhalten von Luftschadstoffen wirken. 


Im Untersuchungsgebiet ist der geplante Betriebsstandort der Wärme Hamburg GmbH 


dem Gewerbe- und Industrieklimatop zuzuordnen. In diesen Bereichen herrschen die 


vorgenannten lokalklimatischen Ungunstfaktoren vor. Der geplante Betriebsstandort 


der KWK-Anlage selber ist zwar gegenwärtig durch eine Brachfläche/Grünfläche 


gekennzeichnet, die zusammen mit dem sich weiter im Norden anschließenden 


bewaldeten Grünbereich auf mikroklimatischer Betrachtungsebene, derzeit mit 


zumindest lokalen positiven Effekten (Abpufferung von Belastungen, z. B. Temperatur) 


verbunden ist. Aufgrund der hohen Dominanz von gewerblich-industriellen Nutzungen 


im direkten Umfeld, unterliegt der Vorhabenstandort jedoch insgesamt den lokalklimati-


schen Effekten von Gewerbe- und Industriegebieten.  


Das nahegelegene und fernere Umfeld, v. a. die Bereiche in Nord- und Ostrichtung, 


sind diesem Klimatoptyp zuzuordnen. Der Gesamtbereich ist durch einen hohen an-


thropogenen Nutzungsdruck, teils durch flächige Bauwerke sowie durch eine ins-


gesamt eher aufgelockerte Bebauung in den Hafenbereichen gekennzeichnet.  
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Die angrenzenden Nutzungsstrukturen (Hafen etc.) reduzieren jedoch die 


Ungunstfaktoren und sind mit positiven klimatischen Einflüssen (Kühlungsfunktion der 


Wasserflächen, günstige Luftaustauschprozesse) verbunden, die die Belastungs-


faktoren des Gewerbe- und Industrieklimatops abpuffern.  


Die für Gewerbe- und Industrieklimatope charakteristischen Ungunstfaktoren sind 


somit in erster Linie auf den Standort und die daran angrenzenden Industrie-/Hafen-


flächen beschränkt.  


 


Stadt- und Siedlungsklimatop 


Das Stadt-Klimatop ist mit dem Lokalklima von Gewerbe- und Industriestandorten ver-


gleichbar. Es umfasst im Innenstadtbereich vorwiegend mehrgeschossige Gebäude 


und einen hohen Versiegelungsgrad, die zu einer nächtlichen Überwärmung der Luft-


massen führen. In den Randbereichen liegt meist eine geringere Baudichte mit niedri-


geren Gebäudehöhen und häufigen Grünstrukturen (z. B. Grünflächen in Innenhöfen, 


Straßenbegleitgrün, Parkanlagen, Friedhöfe etc.) vor. 


Ein Stadt-Klimatop zeichnet sich durch geradlinig verlaufende Schneisen (z. B. Stra-


ßen, Bahnlinien) aus, die bei einer entsprechenden Anströmung zu einer düsenartigen 


Verstärkung von Windgeschwindigkeiten führen sowie Frisch- und Kaltluft in diese 


Klimatope eintragen. Charakteristisch ist zudem die Ausbildung städtischer Wärme-


inseln. Ferner nehmen die Windgeschwindigkeit und der Luftaustausch innerhalb der 


städtischen Bebauung häufig spürbar ab, so dass sich bei schwachwindigen Wetter-


lagen freigesetzte Schadstoffe in der Luft verstärkt anreichern. 


Je aufgelockerter die Siedlungsdichte ausgebildet ist und je mehr Frei- und Grün-


flächen innerhalb der Siedlungen vorhanden sind, desto geringer sind die siedlungsbe-


dingten lokalklimatischen Belastungen. Aufgelockerte Siedlungsgebiete sind durch 


günstige Luftaustauschbeziehungen gekennzeichnet. Frei- und Grünflächen wirken 


positiv auf den Luftmassentransport und dienen gleichzeitig als lokalklimatische Aus-


gleichszonen, die zu einer Abmilderung von Belastungssituationen (bspw. der Tempe-


ratur oder Luftfeuchte) beitragen können. Darüber hinaus führen Grünflächen in Ab-


hängigkeit der entwickelten Vegetation zu einer Minderung von Luftschadstoffbelas-


tungen, womit positive Effekte auf die bioklimatische Situation einhergehen.  


Im Untersuchungsgebiet sind sowohl verdichtete Stadtbereiche als auch aufgelockerte 


Siedlungsgebiete (Stadtteile) entwickelt. Die verdichteten Bereiche liegen in nordwest-


licher Richtung im weiteren Umgriff des Untersuchungsgebiets und werden insbeson-


dere durch das Hamburger (Innen-)Stadtgebiet dargestellt. Aufgelockerte Siedlungs-


gebiete liegen u. a. am westlichen und südlichen Rand des Untersuchungsgebietes. 


Diese aufgelockerten Stadtgebiete zeichnen sich durch begrünte Innenhöfe, Gärten, 


Parkanlagen, Kleingartenanlagen etc. aus. Im Vergleich zu den innerstädtischen Berei-


chen sind die aufgelockerten Siedlungsgebiete durch eine geringere lokalklimatische 


Belastung gekennzeichnet.  
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Wald-Klimatop 


Waldklimatope sind im Landschafts- und Naturhaushalt ein wichtiges Element, da 


Wälder mit vielfältigen positiven Klimafunktionen verbunden sind. In Wäldern herr-


schen bspw. eine reduzierte Ein- und Ausstrahlung bei allgemein niedrigen Tempera-


turen, eine höhere Luftfeuchtigkeit und eine relative Windruhe vor. In den Sommer-


monaten hebt sich das Klimatop als nächtliche Wärmeinsel von der Umgebung ab, da 


der Kronenraum der Bäume die Wärmeausstrahlung behindert. 


Ein Waldklimatop zeichnet sich durch stark gedämpfte Tages- und Jahresgänge der 


Temperatur und Feuchteverhältnisse aus. Während tagsüber durch Verschattung und 


Verdunstung relativ niedrige Temperaturen bei hoher Luftfeuchtigkeit im Stammraum 


vorherrschen, treten nachts relativ milde Temperaturen auf. Zudem wirkt der Kronen-


raum als Filter gegenüber Luftschadstoffen, so dass Wälder Regenerationszonen für 


die Luft sind und als Erholungsraum für den Menschen dienen. Dabei bestimmen die 


Vegetationsart und -struktur, die räumliche Ausdehnung und Größe sowie der Ge-


sundheitszustand der Vegetation die Fähigkeit Luftschadstoffe aus der Luft auszu-


filtern und klimatische Ausgleichsfunktionen wahrzunehmen.  


Eine hohe Bedeutung erlangen Waldflächen v. a. in stark ausgeräumten Landschaften 


(Agrarlandschaften) sowie im Bereich von Ballungszentren. Aufgrund der Effekte auf 


den Temperatur- und Feuchtehaushalt und der Fähigkeit zur Ausfilterung von Luft-


schadstoffen können Wälder wichtige ausgleichende klimatische Funktionen in sol-


chen Gebieten übernehmen. Eine besondere Funktionsfähigkeit ist insbesondere dann 


gegeben, wenn Wälder an Offenlandflächen angrenzen und zwischen diesen Luftaus-


tauschbeziehungen vorliegen. In der weiteren Kombination zu Siedlungsgebieten ent-


stehen oftmals enge Verflechtungen zwischen den unterschiedlichen Nutzungsberei-


chen. Diese können für Siedlungsgebiete eine besondere Bedeutung einnehmen, da 


aufgrund der Verflechtungen Belastungssituationen abgebaut werden können. Hiermit 


in Verbindung steht die sogenannte bioklimatische Komponente, d. h. dass 


Belastungsniveau für die menschliche Gesundheit.  


Waldklimatope sind innerhalb des Untersuchungsgebietes im Westen, entlang der 


Alten Süderelbe, und im Südwesten am Rand des Industriegebiets entwickelt. Den 


Waldgebieten ist eine ausgleichende Funktion für die Belastungen des Stadtgebietes 


zuzuordnen. Diese umfassen bspw. positive Einflüsse auf den Feuchte- und Tempe-


raturhaushalt, auf die Luftregeneration und die Versorgung mit Frischluft etc. Der 


Waldbestand fungiert durch seine Filterwirkung als lufthygienischer Ausgleichsraum 


und beeinflusst regionale und lokale Winde. 


 


Freiflächen-/ Offenlandklimatop 


Frei- und Offenlandflächen sind durch einen weitgehend ungestörten Luftmassen-


transport gekennzeichnet. Darüber hinaus können in diesen Bereichen eine intensive 


Kaltluft- und Frischluftproduktionen in windschwachen Strahlungsnächten erfolgen. 


Entsprechend den topographischen Verhältnissen kann diese Frisch- und Kaltluft 


abfließen und bspw. in Siedlungsgebieten zu einem Luftaustausch führen.  
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Im Untersuchungsgebiet und darüber hinaus sind landwirtschaftliche Flächen bzw. 


Flächen des Freilandklimas insbesondere im Südwesten, kleinflächig auch im Westen 


und Süden ausgebildet. Für das Untersuchungsgebiet sind diese Flächen bedeutsam, 


da über diese Flächen ein Luftaustausch mit dem Stadtgebiet erfolgt. Insoweit tragen 


die landwirtschaftlichen Flächen maßgeblich zu einem thermischen und lufthygieni-


schen Ausgleich bei.  


 


Gewässer- und Seenklima 


Ein Gewässer-Klimatop hat gegenüber der Umgebung einen ausgleichenden thermi-


schen Einfluss und übernimmt wesentliche Funktionen für den Feuchtehaushalt einer 


Region. Aufgrund der hohen Wärmekapazität des Wassers sind die tagesperiodischen 


Temperaturunterschiede an Gewässeroberflächen gering. An einem Sommertag sind 


die Lufttemperaturen tagsüber niedriger und nachts höher als in der Umgebung. Die 


Dämpfung des Temperaturtagesganges wird umso deutlicher, je größer die Wasser-


oberfläche ist. Das Gewässer-Klimatop zeichnet sich durch hohe Luftfeuchtigkeit und 


Windoffenheit aus.  


Bedingt durch Gewässer werden lokalklimatische Bedingungen im Umfeld der Gewäs-


ser maßgeblich mit beeinflusst. Einerseits liegt eine Beeinflussung der Temperaturver-


hältnisse, andererseits des Feuchtehaushalts vor.  


Im Untersuchungsgebiet ist die Elbe mit ihren Mündungsarmen Köhlbrand und Köhl-


fleet sowie den entsprechenden Häfen (z. B. Dradenauhafen, Parkhafen, Waltershofer 


Hafen, Rugenberger Hafen, Hamburger Hafen, Sandauhafen und Köhlfleet-Hafen) als 


bedeutendes Gewässerklimatop mit lokalklimatischen Einflüssen auf deren Umgebung 


abzugrenzen. Am Westrand des Untersuchungsgebiets verläuft zudem die Alte Süder-


elbe.  


 


4.4.5 Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Klima sowie der Konfliktpoten-


ziale mit dem Vorhaben 


Kleinklimatisch unterscheidet sich der Vorhabenstandort von den umliegenden Flä-


chen, die durch Hafen- und Industrieflächen sowie Straßen gekennzeichnet sind. Der 


Vorhabenstandort liegt zwar inmitten eines großflächigen Gewerbe- und Industrie-


klimatops, aufgrund der derzeitigen Ausprägung als Grünfläche treten die lokalklimati-


schen Belastungsfaktoren eines Gewerbe- und Industrieklimatops jedoch nur in einer 


abgeschwächten Form in Erscheinung.  


Der Vorhabenstandort ist unter lokalklimatischen Gesichtspunkten mit positiven Effek-


ten verbunden. Insbesondere das sich im Norden anschließende bewaldete Areal be-


hält auch zukünftig seine mikroklimatisch betrachtet positiven Funktionen hinsichtlich 


Lufttemperatur und Feuchteverhältnisse. Dies zeigt auch die nachfolgende Abbildung, 


welche der gutachterlichen Stellungnahme von GEO-NET entnommen ist [48]. 
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Abbildung 14.  Lufttemperatur (°C) in 2 m Höhe zum Zeitpunkt 4 Uhr morgens [48]. 


 


Die im Umfeld des Vorhabenstandortes bzw. im Untersuchungsraum sonstigen Klima-


tope sind gegenüber baulichen Veränderungen bzw. lokalklimatischen Einflussfakto-


ren grundsätzlich als unempfindlich einzustufen. Darüber hinaus liegen keine sonsti-


gen Wirkfaktoren vor, welche die lokalklimatische Ausgangssituation nachteilig ver-


ändern könnten. 
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Die großklimatische und die regionalklimatische Situation weisen für das Vorhaben 


keine Relevanz auf, da mit dem Vorhaben keine Wirkfaktoren verbunden sind, die auf 


die übergeordneten klimatischen Bedingungen, wie bspw. die übergeordnete Wind-


richtungsverteilung, nachteilig einwirken können.  


Das Konfliktpotenzial des Vorhabens mit den außerhalb des Vorhabenstandortes 


entwickelten Klimatopen bzw. der lokal- und mikroklimatischen Ausgangssituation ist 


gering. Hier sind die klimatisch relevanten Wirkfaktoren, wie bspw. Wärme- und Was-


serdampfemissionen zu nennen. Darüber hinaus sind Barrierewirkungen von Luftaus-


tauschbeziehungen durch neue Gebäude sowie die von Gebäuden ausgehenden 


Verschattungen in der näheren Umgebung zu berücksichtigen. 


Zusammenfassend betrachtet liegen im Bereich des Vorhabenstandortes empfindliche 


lokalklimatische Bereiche vor, welche jedoch aufgrund ihrer Kleinräumigkeit und der 


lokalklimatisch prägenden Umgebung (Industrie-/Hafenklimatop) nur auf mikroklimati-


scher Ebene eine Relevanz aufweisen. Insoweit ist die vorhabenbedingte Flächenin-


anspruchnahme von einer Relevanz, wenngleich das Konfliktpotenzial aufgrund der 


bestehenden Nutzungen als gering eingestuft werden kann. 


 


4.5 Schutzgut Luft 


4.5.1 Allgemeines, Beurteilungsgrundlagen und Untersuchungsraum 


Durch das BImSchG und seine Verordnungen bzw. Verwaltungsvorschriften werden 


Immissionswerte zur Vorsorge und zum Schutz der menschlichen Gesundheit und vor 


erheblichen Nachteilen und Belästigungen sowie zum Schutz der Vegetation und von 


Ökosystemen festgelegt. Diese Immissionswerte dienen sowohl als Grundlagen zur 


Beurteilung der Vorbelastungssituation als auch zur Beurteilung von potenziellen 


Auswirkungen des Vorhabens. 


Nachfolgend wird die lufthygienische Ausgangssituation im Untersuchungsgebiet be-


schrieben und beurteilt. Die Beschreibung erfolgt gemäß den einschlägigen Regel-


werken (BImSchG, BImSchV) sowie anhand der Anforderungen zum Schutz vor 


schädlichen Umwelteinwirkungen gemäß Nr. 4 der TA Luft. Die nachstehende Tabelle 


stellt die für das Vorhaben herangezogenen bzw. maßgeblichen Beurteilungswerte der 


anlagenspezifischen bzw. vorhabenrelevanten Stoffe/Stoffgruppen dar. 


Tabelle 33.  Immissionswerte (Jahresmittelwerte) gemäß der TA Luft. 


Parameter Immissionswerte 


Nr. 4.2.1 TA Luft – Schutz der menschlichen Gesundheit 


Schwebstaub (PM10) 40 µg/m³ 


Schwefeldioxid (SO2) 50 µg/m³ 


Stickstoffdioxid (NO2) 40 µg/m³ 


Nr. 4.4.1 TA Luft –  


Schutz vor erheblichen Nachteilen, insbesondere Schutz der Vegetation und von Ökosystemen 


Stickstoffoxide (NOx) 30 µg/m³ 


Schwefeldioxid (SO2) 20 µg/m³ 


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 109 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


Die o. g. Immissionswerte für SO2 und NOx zum Schutz von Ökosystemen und der 


Vegetation sind gemäß der Nr. 4.6.2.6 Abs. 6 TA Luft prinzipiell nicht anwendbar, da 


Beurteilungspunkte zur Prüfung dieser Immissionswerte so festzulegen sind, dass 


diese mehr als 20 km von Ballungsräumen oder 5 km von anderen bebauten Gebieten, 


Industrieanlagen oder Straßen entfernt sind. Die Regelungen der TA Luft sind aufgrund 


der ganzheitlichen Bewertung von Umwelteinflüssen im Rahmen eines UVP-Berichtes 


als nicht zielführend zu erachten, zumal sich in deutlich geringeren Abstände sensible 


Bereiche von Natur und Landschaft befinden (z. B. Natura 2000-Gebiete, geschützte 


Biotope etc.). Zudem entsprechen die Immissionswerte der TA Luft im Wesentlichen 


den sogenannten Critical Levels, die regelmäßig zur Beurteilung von Einflüssen auf 


naturschutzfachliche Belange herangezogen werden.  


Für Kohlenmonoxid sind in der TA Luft keine Immissionswerte angegeben, da diese 


Komponente von untergeordneter lufthygienischer Relevanz ist. Die Immissionswerte 


der 39. BImSchV [16] in Höhe von 10 mg/m³ für den höchste Achtstundenmittelwert 


werden generell deutlich unterschritten. Entsprechend der Vorgabe der Genehmi-


gungsbehörde erfolgt eine Betrachtung der Immissionszusatzbelastung von Kohlen-


monoxid aus dem geplanten Vorhaben. 


Ferner ist in der 39. BImSchV [16] ein Immissionsgrenzwert für Partikel PM2,5 von 


25 µg/m³ im Jahresmittel festgelegt. Entsprechend der Vorgabe der Genehmigungs-


behörde erfolgt eine Betrachtung der Immissionszusatzbelastung von PM2,5 aus dem 


geplanten Vorhaben. 


Andere Luftschadstoffe als die vorstehend genannten sind für die vorliegende Unter-


suchung nicht relevant. 


 


4.5.2 Lufthygienische Vorbelastung 


4.5.2.1 Allgemeines und Datengrundlage 


Die Beschreibung der lufthygienischen Vorbelastung im Untersuchungsgebiet orien-


tiert sich anhand der Ergebnisse der für das Vorhaben durchgeführten Immissions-


prognose für Luftschadstoffe bzw. den prognostizierten Zusatzbelastungen. Vor die-


sem Hintergrund wird die lufthygienische Vorbelastung auf Grundlage der lufthygie-


nischen Überwachung des Hamburger Luftmessnetzes zurückgegriffen. 


Im Einzelnen werden die nachfolgend aufgeführten Vorbelastungsmessungen als 


Datengrundlagen zur Beschreibung und Bewertung der lufthygienischen Ausgangs-


situation herangezogen: 


• Hamburger Luftmessnetz im Zeitraum 2017 bis 2019 [100]. 
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In den Jahresberichten werden die Ergebnisse des Hamburger Luftmessnetzes ver-


öffentlicht. Für die Beschreibung der lufthygienischen Ausgangssituation werden die 


Messergebnisse der Messstation des Hamburger Luftmessnetzes am Standort 


„Hafen/Kleiner Grasbrook“ sowie „Altona-Elbhang“ herangezogen. Diese 


Messstationen befinden sich in einer Entfernung von ca. 3,4 km nordöstlich (Altona-


Elbhang) bzw. ca. 4,4 km östlich (Hafen/Kleiner Grasbrook) vom Anlagenstandort und 


sind somit die dem Anlagenstandort und dem Untersuchungsgebiet nächstgelegenen 


Messstationen des Hamburger Luftmessnetzes. Hinsichtlich der Lage dieser 


Messstationen im Bereich bzw. im Umfeld des industriell geprägten Hamburger 


Hafengebiets, welches auch einen großen Anteil des vorliegenden 


Untersuchungsgebiets ausmacht, können die Messwerte dieser Stationen als 


repräsentativ für dieses Untersuchungsgebiet angesehen werden. 


 


Schwefeldioxid (SO2) 


Für den Standort „Hafen/Kleiner Grasbrook“ wurden in den Jahren 2017 bis 2019 Kon-


zentrationen von 4 bis 5 µg/m³ im Jahresmittel gemessen. Am Standort „Altona-Elb-


hang wurden für die Jahre 2017 – 2019 Konzentrationen von 4 µg/m³ im Jahresmittel 


gemessen. Diese Konzentrationen liegen deutlich unterhalb des Immissionswertes der 


Nr. 4.2.1 der TA Luft von 50 µg/m³.  


Insgesamt sind in Deutschland, insbesondere auch in industriellen Gebieten, die SO2-


Belastung auf einem sehr geringen Niveau von deutlich unter 10 µg/m³. Daher ist von 


einer ebenso niedrigen Belastungssituation im vorliegenden Untersuchungsgebiet 


auszugehen. 


 


Schwebstaub PM10 


In der nachfolgenden Tabelle sind die amtlich ermittelten Vorbelastungswerte für den 


Parameter Schwebstaub PM10 an den Messstellen „Hafen/Kleiner Grasbrook“ sowie 


„Altona-Elbhang“ zusammengestellt: 


Tabelle 34.  Jahresmittelwerte für Schwebstaub (PM10) in µg/m³ in Gegenüberstellung mit dem 


Immissionswert der Nr. 4.2.1 der TA Luft. 


Messstation 2017 2018 2019 IW 


Hafen/Kleiner Grasbrook 20 21 18 
40 


Altona-Elbhang 19 21 18 


 


Quelle: Hamburger Luftmessnetz im Zeitraum 2017 bis 2019 [100] 


 


Die Messergebnisse zeigen, dass an den Messstellen der Immissionswert der Nr. 4.2.1 


TA Luft sicher eingehalten wird. 
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Stickstoffdioxid (NO2) 


In der nachfolgenden Tabelle sind die amtlich ermittelten Vorbelastungswerte für den 


Parameter Stickstoffdioxid (NO2) an den Messstellen „Hafen/Kleiner Grasbrook“ sowie 


„Altona-Elbhang“ zusammengestellt: 


Tabelle 35.  Jahresmittelwerte für Stickstoffdioxid (NO2) in µg/m³ in Gegenüberstellung mit dem 


Immissionswert der Nr. 4.2.1 der TA Luft. 


Messstation 2017 2018 2019 IW 


Hafen/Kleiner Grasbrook 33 31 31 
40 


Altona-Elbhang 30 29 28 


 


Quelle: Hamburger Luftmessnetz im Zeitraum 2017 bis 2019 [100] 


 


Die Messergebnisse zeigen, dass an den Messstellen der Immissionswert der Nr. 4.2.1 


TA Luft sicher eingehalten wird. 


 


Kohlenmonoxid (CO) 


Die Luftschadstoffkomponente Kohlenmonoxid wird an den Messstationen „Hafen/ 


Kleiner Grasbrook“ sowie „Altona-Elbhang“ nicht erhoben. Für die Verkehrsmessstation 


„Habichtstraße“, als am stärksten belastete Messtelle wurden folgende maximale 


Achtstundenmittelwerte gemessen. 


Tabelle 36.  Maximale Achtstundenmittelwerte für Kohlenmonoxid (CO) in mg/m³ in Gegenüberstellung 


mit dem Immissionswert der 39. BImSchV [14]. 


Messstation 2017 2018 2019 IW 


Habichtstraße (1,5 m) 2,51 1,60 1,44 10 


 


Quelle: Hamburger Luftmessnetz im Zeitraum 2017 bis 2019 [100] 


 


Die Messergebnisse zeigen, dass an den Messstellen der Immissionswert der 


39. BImSchV sicher eingehalten wird. 


 


Schwebstaub PM2,5 


Die Luftschadstoffkomponente Schwebstaub PM2,5 wird an den Messstellen „Hafen/ 


Kleiner Grasbrook“ sowie „Altona-Elbhang“ nicht erhoben. In der nachfolgenden Tabelle 


sind ersatzweise die amtlich ermittelten Vorbelastungswerte für die Messstellen 


„Wilhelmsburg“ und „Veddel“ zusammengestellt: 


Tabelle 37.  Jahresmittelwerte für PM2,5 in µg/m³ in Gegenüberstellung mit dem Immissionswert der 


39. BImSchV. 


Messstation 2017 2018 2019 IW 


Veddel 12 13 12 
25 


Wilhelmsburg 14 12 11 


 


Quelle: Hamburger Luftmessnetz im Zeitraum 2017 bis 2019 [100] 


 


Die Messergebnisse zeigen, dass an den Messstellen der Immissionswert der 


39. BImSchV sicher eingehalten wird. 
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4.5.3 Luftreinhalteplan und Umweltzone 


Der vorgesehene Standort der KWK-Anlage befindet sich im Stadtgebiet der Freien 


und Hansestadt Hamburg (FHH) für die im Jahr 2004 der erste Teil eines 


Luftreinhalteplans [101] aufgestellt wurde. Ursache hierfür waren die verzeichneten 


Überschreitungen des Jahres-Immissionsgrenzwertes für Stickstoffdioxid (NO2) an 


Verkehrsmessstationen im Hamburger Luftmessnetz. Im Dezember 2012 wurde dieser 


Luftreinhalteplan erstmalig aufgrund der fortwährenden Überschreitungen des Jahres-


Immissionsgrenzwertes für NO2 an den Verkehrsmessstationen sowie aufgrund der 


Überschreitung des Tages-Immissionsgrenzwertes für Schwebstaub (PM10) im Jahr 


2011 fortgeschrieben [102]. Die zweite Fortschreibung des Luftreinhalteplans [103] 


erfolgte im Jahr 2017, da an bestimmten verkehrsbelasteten Straßenabschnitten 


weiterhin eine Überschreitung des Jahres-Immissionsgrenzwertes für NO2 verzeichnet 


wurde. In diesen Plänen werden zahlreiche Maßnahmen zur Reduzierung der 


Emissionen und Immissionen an NO2 und PM10 (nur in der 1. Fortschreibung) 


formuliert, mit deren Umsetzung bereits eine deutliche Verbesserung der Luftqualität 


in Hamburg erreicht werden konnte. 


Im Rahmen der zweiten Fortschreibung des Luftreinhalteplans wurden zudem 


Modellrechnungen durchgeführt, um Informationen über die gesamtstädtische 


räumliche Verteilung der Luftqualität zu erhalten und um die Maßnahmenwirksamkeit 


zur schnellstmöglichen Einhaltung des NO2-Jahresmittelwertes zu überprüfen. 


Eine Umweltzone ist im Stadtgebiet Hamburg und somit im Untersuchungsgebiet nicht 


vorhanden.  


 


4.5.4 Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Luft sowie der Konfliktpoten-


ziale mit dem Vorhaben 


Für das geplante Vorhaben stellen die Emissionen von Luftschadstoffen einen der 


Hauptwirkfaktoren auf die Umwelt bzw. speziell das Schutzgut Luft dar.  


Die Ergebnisse der Vorbelastungsermittlung zeigen, dass im Untersuchungsgebiet nur 


eine geringe bis allenfalls moderate lufthygienische Vorbelastung gegeben ist. Dies 


lässt sich auch insbesondere auf den guten Luftaustausch und die gute Durch-


mischung im Untersuchungsgebiet zurückführen. Die gute Anströmbarkeit über die 


Elbe und das Hafengebiet wirkt sich zusammen mit den in den vergangenen Jahren 


rückläufigen Luftschadstoffbelastungen positiv auf die lufthygienische Situation inner-


halb und außerhalb des Untersuchungsgebietes aus.  


Die Immissionswerte der TA Luft werden in der Bestandssituation großteils deutlich 


unterschritten. Die rückläufige Belastungstendenz auch für den Luftschadstoff Stick-


stoffdioxid (NO2) ist auf emissionsmindernde Maßnahmen zurückzuführen, die in Ham-


burg in den letzten Jahren insbesondere im verkehrstechnischen Bereich, aber auch 


für industrielle Anlagen durchgeführt wurden.  


Zusammenfassend betrachtet zeigt sich, dass die jeweiligen Immissions- bzw. 


maßgeblichen Beurteilungswerte deutlich unterschritten bzw. sicher eingehalten 


werden. 
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Als Empfindlichkeitsmaßstab sind mögliche Wechselwirkungen mit anderen Schutz-


gütern zu betrachten. Bspw. ist bei hohen Vorbelastungen, die die Immissionswerte 


zum Schutz der menschlichen Gesundheit ausschöpfen oder überschreiten von einer 


hohen Empfindlichkeit des Schutzgutes Luft auszugehen, da prinzipiell keine 


Kapazitäten bis zum vorsorgenden Schutz des Menschen (dem Immissionswert) mehr 


zur Verfügung stehen. Aufgrund der Vorbelastungssituation kann in Bezug auf die 


weiteren Schutzgüter bereits an dieser Stelle eine geringe Empfindlichkeit und somit 


ein geringes Konfliktpotenzial festgestellt werden. 


 


4.6 Schutzgut Boden und Fläche 


4.6.1 Allgemeines und Untersuchungsraum 


Böden sind aufgrund der Nährstoff- und Wasserkreisläufe eine Lebensgrundlage und 


ein Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen. Sie sind zudem ein Filter-, Puffer- 


und Transformationsmedium für die Grundwasserregeneration und -reinhaltung sowie 


für den Schadstoffabbau und die Schadstoffbindung. Neben natürlichen Funktionen 


besitzen Böden u. a. als Standort für die Land- und Forstwirtschaft eine Nutzungs-


funktion für den Menschen.  


Im Allgemeinen sind im Zusammenhang mit dem Schutzgut Boden und Fläche 


insbesondere die betroffenen natürlichen Bodenfunktionen gemäß BBodSchG [5] zu 


betrachten, wobei sich der Detaillierungsgrad anhand der potenziellen Betroffenheit 


dieser Bodenfunktionen durch ein Vorhaben orientiert. Im Einzelnen handelt es sich 


um die folgenden Bodenfunktionen: 


1. Natürliche Funktionen als 


a) Lebensgrundlage für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen 


b) Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und 


Nährstoffkreisläufen 


c) Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf 


Grund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, 


insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers, 


2. Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie 


3. Nutzungsfunktion als 


d) Rohstofflagerstätte 


e) Fläche für Siedlung und Erholung, 


f) Standort für land- und forstwirtschaftliche Nutzung, 


g) Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, 


Ver- und Entsorgung. 
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Der Untersuchungsraum für das Schutzgut Boden und Fläche orientiert sich ebenfalls 


an der Art der Vorhaben und der mit den Vorhaben verbundenen Wirkfaktoren. 


Für das vorliegende Vorhaben ist herauszustellen, dass es sich bei dem Vorhaben-


standort um eine unversiegelte Brach-/Grünfläche handelt, welche einen anthropogen 


beeinflussten Boden aufweist. Aufgrund der anthropogenen Einflussnahme sind im 


Bereich der Vorhabenflächen natürliche Bodenfunktionen nur im geringen Umfang 


gegeben, die im Rahmen des UVP-Berichtes zu berücksichtigen wären.  


Des Weiteren zeigt sich in der näheren Umgebung eine intensive Nutzungsstruktur, 


die unter Berücksichtigung der jahrzehntelangen Industrietätigkeiten zu vollständig 


anthropogen überprägten Böden geführt hat. Weitgehend natürlich erhaltene und sich 


natürlich entwickelnde Böden, mit überwiegend Ackernutzung, sind erst in einer 


größeren Entfernung zum Vorhabenstandort, am West- sowie am Südsüdwestrand 


des Untersuchungsgebiets anzutreffen.  


Andererseits orientiert sich der Untersuchungsraum anhand der Reichweite der mit 


dem Vorhaben verbundenen Emissionen von Luftschadstoffen. Insoweit ist speziell für 


diesen Wirkfaktor das gesamte Untersuchungsgebiet gemäß TA Luft zu betrachten. 


Aufgrund der zuvor skizzierten Situation, kann auf eine vollständige Erfassung bzw. 


Abgrenzung von Bodentypen sowie deren parzellenscharfe Abgrenzung von Boden-


funktionen verzichtet werden. Der Umfang der Erfassung des Ist-Zustands orientiert 


sich stattdessen anhand der potentiellen Betroffenheit von Böden, die durch die 


Vorhaben ausgelöst werden könnten. Nur soweit erforderlich sowie zur allgemeinen 


Charakterisierung des Untersuchungsgebietes nach TA Luft wird auf einzelne Boden-


funktionen innerhalb des gesamten Untersuchungsgebietes Bezug genommen. 


 


4.6.2 Geologische und morphologische Ausgangssituation 


Das Untersuchungsgebiet nach TA Luft zeichnet sich durch ein ebenes Relief aus. Das 


Gelände steigt dabei vom Elb- bzw. Hafenbereich im Norden und Westen in Richtung 


Marschland im Westen bis Norden langsam und gleichmäßig an. Insgesamt ist das 


Relief durch keine nennenswerten Erhebungen und Absenkungen im Gelände gekenn-


zeichnet.  


Das Untersuchungsgebiet befindet sich im Bereich der Hamburger Elbmarsch. Geolo-


gisch wird das Untersuchungsgebiet durch die vergangenen Eiszeiten geprägt. Das 


Untersuchungsgebiet liegt im Bereich von weichselzeitlichen Ablagerungen. Bei die-


sen glazialen Ablagerungen handelt es sich um Grundmoränen bzw. glazigene Ab-


lagerungen der Weichsel-Eiszeit, die aus Geschiebelehm, oft über Geschiebemergel 


zusammengesetzt sind.  


In den nachfolgenden Abbildungen ist die geologische Ausgangssituation in Bezug auf 


die Genese, die Petrographie sowie die geologische Substratausprägung dargestellt. 


Die Abbildungen zeigen, dass das Untersuchungsgebiet, sowie der Vorhabenstandort, 


großflächig durch künstliche Auffüllungen (schraffiert) gekennzeichnet ist. Am West- 


bis Südrand befinden sich zudem Bereiche, welche auf Marschablagerungen (hell-


grün) gründen. In einem linearen Verlauf über den Südrand des Untersuchungsgebiets 


hinweg sind Moorbildungen (dunkelgrün) ausgebildet 


Bei den Marschablagerungen tritt als Ausgangssubstrat vornehmlich Ton auf und bei 


den Moorbildungen Torf. 
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Abbildung 15.  Geologische Ausgangssituation – Genese 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung:  


© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie,  


2015 [55][59] 
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Abbildung 16.  Geologische Ausgangssituation – Petrographie 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung:  


© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie,  


2015 [59] 


 


 


4.6.3 Geotope und geologische wertvolle/besondere Bereiche 


Geotope sind erdgeschichtliche Bildungen der unbelebten Natur. Sie umfassen Auf-


schlüsse von Gesteinen, Böden, Mineralien und Fossilien sowie einzelne Naturschöp-


fungen und natürliche Landschaftsteile und vermitteln Erkenntnisse über die Entwick-


lung der Erde und des Lebens. So sind bspw. Beckensedimente und Moore bedeuten-


de Archive der Klimaentwicklung. An Geotopen sind in der Vergangenheit wesentliche 


geowissenschaftliche Erkenntnisse gewonnen worden, die zur Rekonstruktion der Erd- 


und Lebensgeschichte beigetragen haben. Aus pädagogischer Sicht sind Geotope 


lehrreiche Beispiele für das Entstehen und die Veränderung von Landschaften. Auch 


die touristische Bedeutung von Geotopen ist hervorzuheben.  


Nicht zuletzt können Geotope auch wichtige Lebensräume seltener oder bedrohter 


Pflanzen- und Tierarten darstellen.  


Schutzwürdig sind grundsätzlich diejenigen Geotope, die sich durch ihre besondere 


erdgeschichtliche Bedeutung, Seltenheit, Eigenart oder Schönheit auszeichnen. Sie 


können insbesondere dann, wenn sie gefährdet sind und vergleichbare Geotope zum 


Ausgleich nicht zur Verfügung stehen, eines rechtlichen Schutzes bedürfen. Für die 


erdgeschichtliche Bedeutung eines Objektes im Sinne des Geotopschutzes kommt es 


dabei auf die geologischen Merkmale der unbelebten Natur an. 
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Häufig werden Geotope als flächenhaftes Naturdenkmal ausgewiesen. Sie stehen 


damit unter gesetzlichem Schutz und unterliegen ähnlichen Schutzbestimmungen wie 


Naturschutzgebiete. Ferner können Geotope zugleich wertvolle denkmalgeschützte 


Bereiche darstellen. 


Im Untersuchungsgebiet nach TA Luft liegt kein Geotop. Erst im Anschluss an das 


Untersuchungsgebiet bzw. in einer Entfernung von ca. 300 m vom Untersuchungs-


gebiet befindet sich im Südwesten das Geotop „Gutsbrack“. Südlich davon gelegen 


liegt das Geotop „Flutbrack Hohenwisch“ und in mehreren Hundert Metern vom 


Nordrand des Untersuchungsgebiets entfernt liegt das Geotop „Alter Schwede“. 


 


 


Abbildung 17.  Geotope im Untersuchungsgebiet 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung:  


© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie,  


2015 [60] 


 


Aufgrund der Lage und Entfernung zu den Geotopen kann auf eine detaillierte 


Beschreibung verzichtet werden, zumal das Vorhaben mit keinen Wirkfaktoren 


verbunden ist, die auf diese Geotope nachteilig einwirken könnten. 
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4.6.4 Bodenkundliche Ausgangssituation im Untersuchungsgebiet 


Im Untersuchungsgebiet nach TA Luft und in der weiteren Umgebung liegen ent-


sprechend der geologischen Entstehungsgeschichte der Region im überwiegenden 


Umfang einheitliche Hauptbodentypen vor. Diese sind geprägt durch die eiszeitliche 


Einflussnahme und von einer überwiegenden lehmig bis lehmig-sandigen Textur.  


In der nachfolgenden Abbildung sind die Bodentypen im Untersuchungsgebiet grafisch 


dargestellt.  


Bei den vorkommenden Böden handelt es sich vorwiegend um vollständig bzw. tief-


gründig veränderte Böden. Im Bereich des Vorhabenstandort liegen keine Informatio-


nen zu den Bodentypen vor. Am West- sowie Südrand des Untersuchungsgebiets be-


finden sich Flusskleinmarsche und im weiteren südlichen Verlauf schließen sich daran 


Moore an.  


Im weiter nördlich befindlichen Hamburger Stadtgebiet liegen ebenfalls, wie im Bereich 


der Hafen-/Industrieflächen, vollständig bzw. tiefgründig veränderte Böden vor. 


 


 


Abbildung 18.  Hauptbodentypen im Untersuchungsgebiet 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: © 


OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie, 2015 


[59] 
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4.6.5 Bodenkundliche Ausgangssituation im Bereich des Standortes der Hamburg 


Wärme GmbH 


4.6.5.1 Allgemeine Beschreibung 


Für die beantragten Vorhaben ist in erster Linie der Standort geplanten KWK-Anlage 


relevant. Die entwickelten Böden im Umfeld bzw. im gesamten Untersuchungsgebiet 


nach TA Luft nehmen demgegenüber nur eine untergeordnete Bedeutung ein, da in 


diesen Bereichen keine Bodeneingriffe erfolgen.  


Böden außerhalb des Standortes der Hamburg Wärme GmbH sind nur insoweit von 


einer Relevanz, wie durch die Vorhaben Einwirkungen über den Luftpfad resultieren 


könnten. 


Die Böden im Untersuchungsgebiet sind, mit Ausnahme der Flussmarschen am West- 


und Südrand, nahezu allesamt anthropogen verändert bzw. überprägt. Dies liegt nicht 


zuletzt auch an der Tatsache, dass auf einem Großteil der Vorhabenfläche in der 


Vergangenheit (DGK 5, 1966 [46]) Wohnbebauung anstand. Diese wurde im weiteren 


Zeitverlauf (DGK 5, 1981 [46]) wieder entfernt und die BAB A7 sowie das 


Umspannwerk und die 110 KV-Leitung errichtet [46]. In den Folgejahren lag die Fläche 


brach, bevor die Fläche 2012/2013 planiert wurde und mit Sand aufgehöht wurde. Eine 


Teilfläche von 3.809 m2 ist derzeit mit Beton/Mineralgemisch als Abstellfläche 


teilversiegelt. Diese Fläche wird vor Übernahme der Fläche geräumt, so dass dort 


sandiger Rohboden zurückbleibt [71]. Die Böden im Bereich des geplanten Standortes 


sind folglich anthropogen verändert. 


Durch voranschreitende Sukzession sind in Teilbereichen der Vorhabenfläche 


Grünflächen/Sträucher entstanden. In Folge dessen hat sich zumindest eine 


oberflächennahe sekundäre Bodenentwicklung eingestellt. 


 


4.6.5.2 Baugrunderkundungen 


Im Zusammenhang mit dem geplanten Vorhaben wurden im Bereich des Standortes 


Baugrunduntersuchungen durchgeführt [45]. Hiernach stellt sich die generelle Schich-


tenabfolge des Bodens wie folgt dar: 


• Auffüllungen aus Sand und Klei (ggf. auch Schlick) 


• Organische Weichschichten aus Torf und Klei 


• Holozäne Sande 


• Schmelzwassersande und -kiese der Weichselzeit (Pleistozän) 


• Geschiebemergel 


 


Auffüllungen aus Sand und Klei 


Im Bereich der Baufläche stehen zunächst ab vorhandener Geländeoberfläche über-


wiegend sandige Auffüllungen mit zum Teil eingelagerten Bauschuttresten (Ziegel-, 


Holzreste, Metall, Draht) und unterschiedlichen Anteilen an Schluff (Klei) sowie auf-


gefüllten Klei bzw. ggf. auch Schlick.  
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Organische Weichschichten aus Torf und Klei 


Unterhalb der Auffüllungen wurden organische Weichschichten bestehend aus Klei 


und Torf erkundet. Örtlich ist der Klei mit Sandbändern bzw. -streifen sowie Holzresten 


durchsetzt.  


Holozäne Sande 


Unterhalb der organischen Weichschichten wurden holozäne Sande erkundet. Die 


Sande bestehen überwiegend aus Feinsanden sowie Fein- und Mittelsanden mit 


örtlichen Einlagerungen von Kleibändern. Die Abgrenzung der holozänen Sande von 


den unterlagernden pleistozänen Schichten ist nicht immer eindeutig. 


 


Schmelzwassersande und -kiese der Weichselvereisung 


Die holozänen Sande werden von kiesigen und örtlich auch steinigen Schmelzwasser-


sanden unterlagert. Die Sande bestehen überwiegend aus Mittelsanden mit wechseln-


den Feinsand -und Grobsandanteilen. 


 


Geschiebemergel 


Unterhalb der Schmelzwassersande und -kiese Geschiebemergel erkundet 


 


4.6.6 Bodenverunreinigungen, Altlasten, Altlastenverdachtsflächen 


4.6.6.1 Altlasten und Altlastenverdachtsflächen 


Im Zusammenhang mit dem geplanten Vorhaben wurden ein 


Ausgangszustandsbericht erstellt [46]. Gemäß den dortigen Ausführungen ist das 


Gelände, welches Teil eines Spülfeldes ist, als altlastenverdächtig eingestuft. Laut den 


Angaben zur bisherigen Nutzung des Grundstücks sind hieraus keine nennenswerten 


Schadstoffeinträge zu erwarten. Es ist vorranging eine Schadstoffbelastung der 


Auffüllung im damaligen Zeitpunkt denkbar. Das Gefährdungspotenzial des 


Grundwassers ist gering, ein Einfluss des Spülfeldes auf das Grundwasser ist jedoch 


möglich. Die aktuelle Belastung des gesamten Spülfeldes einschließlich des 


Oberbodens ist nicht bekannt [46]. Aufgrund der im Untergrund befindlichen 


Weichschichten und der möglichen Klei-/Schlickeinlagerungen in der Auffüllung ist mit 


der Bildung von Bodengasen (Methan, Kohlendioxid) zu rechnen [46]. Aufgrund der 


darüber liegenden überwiegenden sandigen Auffüllungen ist ein Entweichen der Gase 


in die Atmosphäre möglich. Aufgrund dessen werden bei der Errichtung der geplanten 


Baukörper entsprechende Sicherungsmaßnahmen gegen die Bodengase getroffen. 


Neben der horizontalen und vertikalen Gasableitung müssen auch unterirdische 


Leitungsdurchführungen gasdicht ausgebildet werden [71]. 


 


4.6.6.2 Kampfmittel 


Gemäß den vorliegenden Informationen der Antragstellerin [71] besteht für den 


überwiegenden Teil der Vorhabenfläche Kampfmittelverdacht. Dieser soll vor der 


geplanten Bebauung ausgeräumt werden [46].  
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4.6.7 Beschreibung und Bewertung der ökologischen Bodenfunktionen 


4.6.7.1 Allgemeines 


Im Hinblick auf § 2 Abs. 2 BBodSchG erfolgt eine Bewertung der Bodenfunktionen, 


soweit diese durch die beantragten Vorhaben potenziell betroffen sein könnten. Dies-


bezüglich ist allerdings eine vollständige Bewertung der Bodenfunktionen für das ge-


samte Untersuchungsgebiet nicht geboten. Die Beschreibung und Bewertung der 


Bodenfunktionen richtet sich nach der möglichen Betroffenheit des Bodens unter Be-


rücksichtigung der Art und der Reichweite der mit dem Vorhaben verbunden Wirk-


faktoren.  


Eine zentrale ökologische Bedeutung von Böden liegt in der Funktion als Lebensgrund-


lage bzw. Lebensraum für Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen. Zudem sind die 


ökologischen Bodenfunktionen aufgrund ihrer engen Verzahnung mit weiteren Um-


weltmedien von einer besonderen Bedeutung. Hier sind insbesondere die Eigen-


schaften als Retentionsraum für Niederschlagswasser, den Schutz und die Neubildung 


des Grundwassers sowie die Funktionen als Puffer- und Speichermedium für Schad-


stoffe anzuführen. Daneben ist zum Erhalt einer möglichst großen standörtlichen Viel-


falt die Sicherung natürlicher Bodenverhältnisse und seltener Bodentypen anzustre-


ben. 


Die Lebensraumfunktion eines Bodens hängt von einer Vielzahl von Einflussgrößen ab 


(z. B. pH-Wert, Feuchtehaushalt, Nährstoffversorgung). 


Bei der Bewertung der Bodenfunktionen führt eine hohe Funktionserfüllung zu einem 


hohen Grad an Schutzwürdigkeit. Die Wertigkeit solcher Böden, also ihre Empfindlich-


keit gegenüber einem Verlust oder einer Beschädigung, wird daher regelmäßig als 


hoch bewertet. Demgegenüber steht eine Vielzahl an natürlichen Böden, die lediglich 


eine durchschnittliche oder allgemeine Funktion als Lebensraum bzw. als Bestandteil 


des Naturhaushalts aufweisen. Böden, die bereits durch eine intensive anthropogene 


Einflussnahme unterliegen, sind im Regelfall nur von einem geringen Wert. 


Generell sind jedoch alle Böden, die eine geringe Verbreitung besitzen und land-


schaftsprägend sind, besonders schutzwürdig. Die Funktionalität von Böden ist zudem 


umso höher zu bewerten, je besser die natürlichen Bodenfunktionen ausgebildet bzw. 


je unbeeinflusster die Böden von anthropogenen Inanspruchnahmen bzw. Einwirkun-


gen sind. Böden stellen sowohl in natürlich ausgeprägten als auch z. B. in agrarischen 


Ökosystemen einen essentiellen abiotischen Standortfaktor dar, der den spezifischen 


Lebensbedingungen des jeweiligen Raums zugrunde liegt und eine daran angepasste 


Flora und Fauna hervorbringt.  


Die nachfolgenden Beschreibungen und Bewertungen berücksichtigen insbesondere 


die Bedeutung der Böden für den Landschafts- und Naturhaushalt sowie der Bedeu-


tung für den Menschen einschließlich seiner Nutzungen. Auf eine detaillierte parzellen-


scharfe Ansprache von Bodentypen oder -arten kann soweit verzichtet werden, wie 


diese für die Beurteilung der Erheblichkeit von Auswirkungen durch die geplanten 


Vorhaben nicht erforderlich sind. Hierzu werden bei den einzelnen Bodenfunktionen 


entsprechende Angaben vorgenommen. 
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4.6.7.2 Lebensraumfunktion 


4.6.7.2.1 Lebensgrundlage des Menschen 


Die Lebensraumfunktion als Lebensgrundlage für den Menschen ist vom Grad der 


Bodenbelastungen sowie den bestehenden, planerisch vorgesehenen und potenziell 


möglichen (i. S. v. absehbaren) Nutzungen abhängig. Hierbei sind auch vorliegende 


Bodenbelastungen bedeutsam, da diese maßgeblich die Nutzungseignung eines 


Bodens und das Gefährdungspotenzial für den Menschen bestimmen.  


Der Vorhabenstandort ist in diesem Zusammenhang als planerisch vorgesehene 


Fläche zur Energie-/Wärmeerzeugung für den Menschen für wirtschaftliche Tätigkeiten 


bzw. Erwerbstätigkeiten bedeutsam. Der Standort steht hierbei in einer Verbindung zu 


den im unmittelbaren sowie weiteren Umfeld bereits gewerblich genutzten Flächen.  


Im Ist-Zustand wird der Standort der KWK-Anlage jedoch nicht für gewerbliche Tätig-


keiten genutzt. In diesem Bereich liegt gegenwärtig eine Brachfläche mit Ruderal-


vegetation vor.  


Im Umfeld des Standortes der KWK-Anlage sind unterschiedliche Potenziale für den 


Menschen gegeben. Es handelt sich bei dem Untersuchungsgebiet insbesondere um 


einen gewerblich/industriell geprägten Raum.  


Am Nordwest- und Südrand des Untersuchungsgebietes sind ferner Siedlungsgebiete 


entwickelt. Diese Bereiche übernehmen für den Menschen eine Wohnfunktion. An den 


südlichen und westlichen Randbereichen des Untersuchungsgebiets befinden sich 


zudem Waldbereiche sowie landwirtschaftlich genutzte Flächen. Für den Menschen 


sind diese Flächen somit insbesondere für Erwerbstätigkeiten, aber auch zum Zwecke 


der Erholung bedeutsam. Die hier entwickelten Böden sowie die entwickelte Vege-


tation sind aus ökologischer und naturschutzfachlicher Sicht bedeutsame Flächen. 


Diese Bereiche dienen jedoch insbesondere auch dem Naturerleben des Menschen. 


 


4.6.7.2.2 Lebensraumfunktion für Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen  


Die Lebensraumfunktion eines Bodens kann nur bedingt bestimmten Bodentypen zu-


geordnet werden, da diese von einer Vielzahl von Einflussgrößen abhängt (z. B. pH-


Wert, Feuchtehaushalt, Nährstoffversorgung).  


Generell sind alle Böden, die eine geringe Verbreitung besitzen und landschaftsprä-


gend sind, besonders schutzwürdig. Diese Böden sind i. d. R. auch Standorte seltener 


oder besonderer Ökotope. Darüber hinaus sind Böden umso höher zu bewerten, je 


besser die natürlichen Bodenfunktionen ausgebildet bzw. je unbeeinflusster die Böden 


von anthropogenen Inanspruchnahmen bzw. Einwirkungen sind. Ein Boden stellt dabei 


sowohl in natürlich ausgeprägten als auch z. B. in agrarischen Ökosystemen einen 


essentiellen abiotischen Standortfaktor dar, der den spezifischen Lebensbedingungen 


des jeweiligen Raums zugrunde liegt und eine daran angepasste Flora und Fauna 


hervorbringt.  


Aufgrund der Größe des Untersuchungsgebietes und unter Berücksichtigung der 


Hauptbelastungspfade des Vorhabens, wird die bodenkundliche Lebensraumfunktion 


in erster Linie anhand der Naturnähe der Böden beurteilt. Naturnahe Böden sind da-


durch gekennzeichnet, dass ihr Profilaufbau weitgehend naturbelassen ist und die 


Bodenprofile durch die menschlichen Nutzungen höchstens geringfügig beeinträchtigt, 


i. S. v. verändert, wurden.  
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Die Beurteilung erfolgt durch die Einstufung von vereinfachten 


Überprägungsmerkmalen. Der Grad der Naturnähe bestimmt dabei die Schutz-


würdigkeit des Bodens.  


Der Vorhabenstandort ist vor diesem Hintergrund aufgrund der künstlichen Aufschüt-


tungen und der anthropogenen Einflussnahme nur von geringer Lebensraumfunktion 


für Pflanzen, Tiere und Bodenorganismen. Es ist auszuschließen, dass diese Fläche 


von herausragender Bedeutung für die Entwicklung von Pflanzen, Tieren und Boden-


organismen ist. Dies ist zudem dem überwiegend versiegelten und industriell und 


hafentypischen Umfeld des Standorts geschuldet. 


Böden stellen jedoch grundsätzlich sowohl in natürlich ausgeprägten als auch z. B. in 


agrarischen Ökosystemen einen essentiellen abiotischen Standortfaktor dar, der den 


spezifischen Lebensbedingungen des jeweiligen Raums zugrunde liegt und eine daran 


angepasste Flora und Fauna hervorbringt. Diesbezüglich sind die landwirtschaftlichen 


Nutzflächen im Untersuchungsgebiet anzuführen. Die anstehenden Böden sind auf 


diesen Nutzflächen als anthropogen beeinträchtigt bzw. verändert zu bewerten. Als 


Ursache hierfür sind die Bearbeitungsmaßnahmen des Bodens zu nennen, die zu einer 


Veränderung des natürlichen Bodengefüges (vornehmlich in den oberen Bodenhori-


zonten) durch Umlagerungen (z. B. Umpflügen) führten bzw. führen. Allerdings stellen 


landwirtschaftlichen Flächen durchaus einen Lebensraum für eine an landwirtschaft-


liche Nutzungen angepasste Flora und Fauna dar. 


Zudem sind im Untersuchungsgebiet nach TA Luft in lokalen Bereichen weitere Böden 


ausgebildet, die ein hohes Lebensraumpotenzial aufweisen. Diese Bodenstandorte 


sind durch Grünlandnutzung oder durch entwickelte Gehölz-/Waldbestände geprägt.  


Die Böden im Bereich von Siedlungstätigkeiten weisen als Lebensraum für Pflanzen 


und Tiere nur eine mäßige bis geringe Bedeutung auf. Diese Böden sind durch die 


anthropogene Einflussnahme beeinträchtigt bzw. durch die fortlaufenden Tätigkeiten 


in ihrem Entwicklungspotenzial stark eingeschränkt.  


Die Lebensraumfunktion des Bodens in dichten Siedlungsräumen und in gewerblich 


oder industriell genutzten Bereichen ist i. d. R. durch Versiegelungen und Überbauun-


gen stark überprägt. Dabei handelt es sich um beeinträchtigte Böden, die die Lebens-


raumfunktion nicht oder nur im eingeschränkten Maße erfüllen können. In Siedlungs-


gebieten ist die Lebensraumeignung oftmals differenziert ausgebildet. Versiegelte oder 


überbaute Flächen besitzen keine Bedeutung als Lebensraum. Je aufgelockerter die 


baulichen Strukturen entwickelt sind und je mehr Frei- bzw. Grünflächen in den 


Siedlungen realisiert wurden, desto höherwertiger sind i. d. R. die Böden in Bezug auf 


ihre Lebensraumfunktion zu beurteilen. Solche aufgelockerten Siedlungen sind im 


Untersuchungsgebiet mit den vorliegenden Ortslagen vertreten.  


Im Untersuchungsgebiet sind auch weitgehend anthropogen unbeeinflusste bzw. sich 


weitgehend naturnah entwickelnde Flächen und damit Böden vorhanden. Dabei 


handelt es sich insbesondere um die umliegenden Wald- und Ackerflächen am Süd- 


und Westrand des Untersuchungsgebietes. Diese natürlich bzw. naturnah entwickelten 


Gebiete sind durch einen vergleichsweise geringen Nutzungsdruck des Menschen 


gekennzeichnet. Daher ist eine weitgehend natürliche Bodenentwicklung möglich, die 


eine weitgehend natürliche Entwicklung der Biozönosen sicherstellt. 
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4.6.7.2.3 Funktionen als Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinem 


Wasser- und Nährstoffkreislauf 


Die Funktionen des Bodens als Bestandteil des Naturhaushaltes sind im BBodSchG 


durch die Nennung des Wasser- und Nährstoffkreislaufes in zwei wesentliche Teilfunk-


tionen untergliedert. 


Der Boden als Bestandteil des Wasserkreislaufes beschreibt die Fähigkeit des Ober-


bodens zur Wasseraufnahme. Diese Bodenfunktion stellt einen bedeutsamen Be-


standteil der Grundwasserneubildung dar. Darüber hinaus ist das Wasserrückhaltever-


mögen eines Bodens bedeutsam. Böden mit einem hohen Wasserspeichervermögen 


sind besonders schützenswert, da diese Niederschlagswasser aufnehmen, den Ab-


fluss verzögern und somit den Wasserhaushalt einer Landschaft prägen.  


In Bezug auf den Nährstoffkreislauf von Böden ist die Nährstoffversorgung von 


Pflanzen und damit das Biotopentwicklungspotenzial zu betrachten. Der Nährstoff-


kreislauf nimmt jedoch auch eine Bedeutung für die landwirtschaftliche Produktion ein, 


wenngleich diese durch künstliche Düngung auf das gewünschte Maß beeinflusst 


werden kann. Die beiden Funktionsgruppen stehen in diesem Zusammenhang in einer 


unmittelbaren Verbindung zueinander.  


Der Vorhabenstandort ist in Bezug auf die vorgenannten Bodenfunktionen nur von sehr 


geringer Bedeutung. Dies gilt auch für die den Großteil der Flächen im Umfeld des 


Vorhabenstandortes, da die Böden in diesen Bereichen durch Gewerbeflächen und 


Siedlungstätigkeiten als vollständig verändert anzusprechen sind. Die Funktionsfähig-


keit ist aufgrund der bestehenden oder vormaligen Einwirkungen des Menschen 


zerstört oder zumindest gegenüber einem natürlichen Standort als erheblich herab-


gesetzt zu bewerten. Ausnahme bilden die erwähnten Wald- und Ackerflächen am 


West- und Südrand des Untersuchungsgebietes. 


Innerhalb des Untersuchungsgebietes weisen insbesondere anmoorige Böden eine 


herausragende Bedeutung auf. Es handelt sich um Standorte extremer Standortbedin-


gungen, die äußerst selten sind und eine spezifisch an die Standortverhältnisse 


angepasste Flora und Fauna herausbringen.  


Außerhalb der Hafen- und Gewerbegebiete und der anthropogenen Siedlungsgebiete 


sind die Böden für den Landschafts- und Naturhaushalt von einer hohen Bedeutung. 


Im Bereich von landwirtschaftlichen Flächen ist die Funktionsfähigkeit allerdings 


gestört. In Waldgebieten ist eine hohe Funktionsfähigkeit gegeben, die insbesondere 


auch aus naturschutzfachlicher Sicht von einer hohen Bedeutung ist. 


 


4.6.7.2.4 Abbau -, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund 


der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum 


Schutz des Grundwassers 


Die Funktion des Bodens als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche 


Einwirkungen beschreibt insbesondere das Verlagerungsrisiko für Schadstoffe und für 


nicht oder kaum sorbierbare Stoffe (z. B. Nitrat). Böden übernehmen insoweit eine 


Puffer- und Filterfunktion, wodurch diese eine Schutzfunktion für das Grundwasser auf-


weisen. Die Funktionsfähigkeit hängt v. a. von der vorherrschenden Bodenart sowie 


dem pH-Wert sowie dem Ton- und Humusgehalt ab.  
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Böden erfüllen zudem eine Pufferwirkung von Schadstoffeinträgen. Die Sorptions-


fähigkeit der Böden ist abhängig von den Schluff- und Lehmgehalten. Die Böden im 


Untersuchungsgebiet weisen aufgrund der geologischen und bodenkundlichen Entste-


hungsgeschichte einen mittleren bis hohen Lehmgehalt auf. Die organischen Weich-


schichten und die bindigen sowie organischen Schichten innerhalb der Auffüllungen 


wirken wasserundurchlässig und stellen somit Wasserstauer dar [45]. 


 


4.6.7.2.5 Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 


Böden können eine Funktion als Archiv der Naturgeschichte übernehmen, da sich an 


ihnen vormalige naturgeschichtliche Entwicklungen erkennen bzw. ableiten lassen. 


Böden können z. B. einen Aufschluss über frühere klimatische Entwicklungen oder 


Entwicklungen in der Vegetationszusammensetzung geben. Ebenso können Böden 


ein Archiv der Kulturgeschichte sein, da sich an diesen menschliche Siedlungs- und 


Kulturaktivitäten erkennen lassen. 


Böden, die weit verbreitet sind, benötigen keinen besonderen Schutz hinsichtlich der 


Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte. Von besonderer Bedeutung ist die 


Archivfunktion nur bei Böden, die sehr selten vorkommen und in einer Landschaft eine 


Besonderheit darstellen oder die von besonderem wissenschaftlichem Interesse sind.  


Kriterien für die Beurteilung der Archivfunktion eines Bodens sind u. a.: 


• Bedeutung für die Kenntnis der Erd- und Landschaftsgeschichte, der Klima-


geschichte und der Bodengenese (z. B. Paläoböden, Periglazialböden, beson-


ders mustergültig ausgeprägte Böden, wie Podsole und Parabraunerde). 


• Bedeutung für die Kenntnis der menschlichen Siedlungsgeschichte, der Landnut-


zungsgeschichte und der heimatkundlichen Geschichte (z. B. Ackerterrassen, 


Hochäcker, Wölbäcker, Böden an Stätten frühgeschichtlicher Besiedlung, Grab-


stätten, Hügelgräber etc.) 


• Bedeutung für die geologische, mineralogische, paläontologische und pedologi-


sche Forschung. 


• Regionale und überregionale Seltenheit eines Bodens. 


• Besondere Eigenart eines Bodens. 


 


Die Bewertung des Bodens als Archiv der Naturgeschichte erfolgt grundlegend über 


die Einstufung der Seltenheit des Bodentyps. Entscheidend hierbei ist die Verbreitung 


des jeweiligen Bodens in Kombination mit der vorherrschenden Bodenart. Ein wesent-


liches Kriterium bildet die natürliche Entstehung des Bodens. So ist ein natürlich ent-


standener Boden von einer höheren Wertigkeit als ein anthropogen aufgeschütteter 


Boden. Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass natürliche Böden immer 


ein Archiv der Naturgeschichte darstellen.  


Die Bedeutung des Bodens hinsichtlich seiner Archivfunktion ist somit umso höher zu 


bewerten, je natürlicher seine derzeitige Ausprägung bzw. je geringer die anthropoge-


ne Überformung ist. Daher sind sämtliche natürlich gewachsenen Böden von einer 


hohen Bedeutung.  
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Die Archivfunktion kann nur im Bereich von baulichen Eingriffen beeinträchtigt werden. 


Der Vorhabenstandort erfüllt vor diesem Hintergrund nur eine eingeschränkte Funk-


tionsfähigkeit aufgrund der bestehenden Nutzungen. So sind die Böden im Wesent-


lichen durch die anthropogenen Einflussnahmen überprägt bzw. verändert. In den 


tiefer liegenden Bodenschichten sind jedoch das natürliche Bodengefüge sowie die 


natürliche geologische Situation erhalten geblieben. Grundsätzlich kann jedoch 


festgehalten werden, dass im Eingriffsbereich keine in der Region seltenen 


Bodenformationen (auch bzgl. der tiefer gelagerten Bodenschichten) vorliegen. In der 


unmittelbaren und weiteren Umgebung sind Böden mit vergleichbaren bis günstigeren 


Ausprägungen entwickelt.  


Bei der Bewertung des Archivs der Kulturgeschichte nehmen der Erhaltungsgrad und 


die Art von vorindustriellen, über den normalen Ackerbau hinausgehenden Einwirkun-


gen eine wesentliche Bedeutung ein. Dies kann v. a. anhand der Lage im Bereich ehe-


maliger Kulturtätigkeiten und charakteristischen Oberflächenmerkmalen für Kulturtätig-


keiten bestimmt werden. Die umliegenden landwirtschaftlichen Flächen stellen ein kul-


turhistorisches Zeugnis der landschaftlichen Entwicklung bzw. der Bodennutzung dar. 


Zusammenfassend betrachtet ist den im Bereich des Vorhabenstandortes anstehen-


den Böden keine besondere Bedeutung der Archivfunktion der Natur- und Kulturges-


chichte zuzuordnen. 


 


4.6.8 Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Boden und Fläche sowie der 


Konfliktpotenziale mit dem Vorhaben 


Für die Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Boden ist seine Funktions-


fähigkeit bzw. die Leistungsfähigkeit der natürlichen Bodenfunktionen zu berücksichti-


gen. Weiterhin hängt die Empfindlichkeit der Böden von den mit einem Vorhaben ver-


bundenen Einwirkungen ab. Die Bodenfunktionen sind allerdings nicht gleichgewichtet 


zu behandeln, da der Wert einer Bodenfunktion und die Empfindlichkeit der Boden-


funktionen v. a. von der Wiederherstellbarkeit abhängen. So können einzelne Boden-


funktionen durch künstliche Einflussnahme reguliert werden (z. B. in Bezug auf den 


Nährstoffhaushalt, Wasserhaushalt, Puffer- und Filtereigenschaften). Andere Boden-


funktionen, v. a. die Lebensraumfunktion und die Funktion als Archiv der Kultur- und 


Naturgeschichte, sind dagegen (kurzfristig) nicht wiederherstellbar. Böden mit einem 


hohen Wert bzgl. dieser Bodenfunktionen sind über einen langen Zeitraum gewachsen 


und besitzen ein natürliches Gleichgewicht. Dementsprechend sind solche Böden nicht 


oder nur über extrem lange Zeiträume wiederherstellbar. 


Die Flächen des Vorhabenstandorts sind aufgrund der anthropogenen Einflussnahme 


durch die zurückliegende Nutzung (partielle Wohnbebauung) und die im Umfeld be-


findliche industrielle Nutzung nicht empfindlich. Dies trifft für den Großteil der Flächen 


im Untersuchungsgebiet zu. Im weiteren Umfeld, am West- und Südrand des Unter-


suchungsgebietes sind demgegenüber Böden entwickelt, die im Wesentlichen als 


landwirtschaftliche Nutzflächen und kleineren Waldflächen eine Bedeutung aufweisen, 


oder die aus naturschutzfachlichen Gesichtspunkten von einem hohen Stellenwert 


sind. Für diese Böden ist grundsätzlich eine mäßige bis hohe Empfindlichkeit anzuset-


zen, da diese Böden für den Menschen bzw. für den Landschafts- und Naturhaushalt 


besondere Funktionen übernehmen.  
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Für das Schutzgut Boden bestehen gegenüber den nachfolgenden Wirkfaktoren Em-


pfindlichkeiten: 


• Temporäre und dauerhafte Flächeninanspruchnahme 


• Bodenabtrag, Bodenaushub, Bodenauftrag 


• Wasserhaltungen und Grundwasserabsenkungen (temporär) 


• Emissionen von Luftschadstoffen und Staub. 


 


Eine mögliche Beeinflussung von Böden ist in erster Linie für den Bereich von 


baulichen Maßnahmen im Bereich des Vorhabenstandorts gegeben. Einen großräumi-


geren Einfluss auf die Böden können demgegenüber die Emissionen von Luft-schad-


stoffen und Stäuben ausüben. 


 


4.7 Schutzgut Wasser 


4.7.1 Grundwasser 


4.7.1.1 Allgemeines und Untersuchungsraum 


Gemäß § 3 Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) [26] ist das Grundwasser defi-


niert als das unterirdische Wasser in der Sättigungszone, das in unmittelbarer Berüh-


rung mit dem Boden oder dem Untergrund steht. Grundwasser ist ein natürliches, nur 


bedingt regenerierbares Naturgut und daher besonders schützenswert. Es dient der 


Trinkwasserversorgung des Menschen und stellt ein Transportmittel für geogen und 


anthropogen zugeführte Stoffe dar.  


Die Beurteilungsgrundlage für die Beschaffenheit bzw. den Zustand des Grundwas-


sers ist die WRRL, das WHG und die Verordnung zum Schutz des Grundwassers 


(Grundwasserverordnung – GrwV). 


Die Ziele der WRRL sind der Schutz, die Verbesserung und die Vermeidung einer 


Verschlechterung der Grundwasserkörper im Hinblick auf den mengenmäßigen und 


chemischen Zustand. Es ist ein guter chemischer und guter mengenmäßiger Zustand 


zu erreichen. 


Mit dem beantragten Vorhaben sind Maßnahmen verbunden, die auf die 


Grundwassersituation potenziell einen Einfluss ausüben könnten. Einerseits sind 


Einflüsse auf das Grundwasser durch die Flächeninanspruchnahme zu berücksichtigen. 


Es sind ferner Einflüsse durch die Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben bzw. 


die hierdurch bedingte Schadstoffdeposition sowie durch Versickerung von 


Regenwasser zu berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund ist die Ausgangssituation des 


Grundwassers im gesamten Untersuchungsgebiet nach TA Luft zu berücksichtigen. Die 


Betrachtung des Schutzgutes Grundwasser kann sich dabei jedoch auf jene Aspekte 


beschränken, die überhaupt durch die geplanten Vorhaben betroffen sein könnten.  
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4.7.1.2 Grundwasserkörper und Grundwasserzustand 


Der Standort der KWK Anlage mit dem überwiegenden Untersuchungsgebiet befindet 


sich im Bereich des Grundwasserkörpers (GWK) NI11_3 „Este-Seeve Lockergestein“ 


(DE_GB_DENI_NI11_3). Randlich wird im Osten des Untersuchungsgebietes der 


Grundwasserkörper EI12 „Bille-Marsch/Niederung Geesthacht“ (DE_GB_DEHH_El12) 


angeschnitten. 


Sowohl für den Anteil des GWK NI11_3 innerhalb des Untersuchungsbereiches wie 


auch für den GWK EI12 wird die Schutzwirkung der Deckschichten in Bezug auf die 


Grundwasserkörper im Hauptgrundwasserleiter als überwiegend „mittel“, sowie in 


geringerem Umfang mit „günstig“ bewertet [97]. 


 


4.7.1.3 Mengenmäßiger Zustand des Grundwasserkörpers 


Gemäß § 4 GrwV liegt ein guter mengenmäßiger Zustand vor, wenn 


• die langfristige mittlere jährliche Grundwasserentnahme das Grundwasser-


dargebot nicht übersteigt, 


• anthropogene Änderungen des Grundwasserzustands nicht zu einem Verfehlen 


der Bewirtschaftungsziele von Oberflächengewässern, die mit dem Grundwasser 


in einer hydraulischen Verbindung stehen, oder zu einer signifikanten 


Schädigung von Landökosystemen, die direkt vom Grundwasser abhängig sind, 


führen, 


• sich der Zustand der Oberflächengewässer nicht signifikant verschlechtert und 


• anthropogene Änderungen des Grundwasserzustands nicht zu einer nachteiligen 


Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit führen. 


 


Der Grundwasserkörper NI11_3 „Este-Seeve Lockergestein“ wird gemäß dem 


aktuellen Bewirtschaftungsplan FGE Elbe mit gut eingestuft [99]. Es liegen demnach 


ausgeglichene Verhältnisse zwischen Grundwasserneubildung und Grundwasser-


nutzungen vor. 


Der Grundwasserkörper EI12 „Bille-Marsch/Niederung Geesthacht“ wird gemäß dem 


aktuellen Bewirtschaftungsplan FGE Elbe mit schlecht eingestuft. Als Ursache hierfür 


werden die Trinkwasserförderung im Raum Curslack/Altengamme und das Eindringen 


von Salzwasser (Salzwasserintrusion) in den GWK genannt [96]. 


Es liegen demnach unausgeglichene Verhältnisse zwischen Grundwasserneubildung 


und Grundwassernutzungen vor. Durch Steuerungsmaßnahmen der Trinkwasser-


förderung im Raum Curslack/Altengamme sollen die Bewirtschaftungsziele eines 


guten Zustands des GWK bis 2021 erreicht werden [96]. 
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4.7.1.4 Chemischer Zustand des Grundwasserkörpers 


Ein guter chemischer Zustand des Grundwassers liegt vor, wenn 


• die Schwellenwerte nach Anlage 2 der GrwV eingehalten werden, 


• es keine Anzeichen von anthropogenen Einträgen von Schadstoffen gibt, 


• die Grundwasserbeschaffenheit nicht zu einem Verfehlen der 


Bewirtschaftungsziele für mit dem Grundwasser in hydraulischer Verbindung 


stehende Oberflächengewässer führt  


• die Grundwasserbeschaffenheit nicht zu einer signifikanten Schädigung der 


unmittelbar vom Grundwasser abhängigen Landökosysteme führt. 


 


Der chemische Zustand des Grundwasserkörpers NI11_3 „Este-Seeve Lockergestein“ 


sowie des Grundwasserkörpers EI12 „Bille-Marsch/Niederung Geesthacht“ wird 


gemäß dem aktuellen Bewirtschaftungsplan FGE Elbe als schlecht eingestuft. 


Für den NI11_3 „Este-Seeve Lockergestein“ liegen die Ursache hierfür in den 


Einträgen von Simazin und anderen Pflanzenschutzmitteln sowie Nitrat aus der 


Wirtschaftsdüngerausbringung (Gülle) begründet. 


Für den GWK EI12 „Bille-Marsch/Niederung Geesthacht“ sind die Gründe in den 


Salzwasserintrusionen infolge der Grundwasserentnahme zu sehen.  


Auf eine darüberhinausgehende Betrachtung der chemischen Ausgangssituation des 


Grundwassers kann vorliegend verzichtet werden. Einerseits sind mit den Vorhaben 


keine direkten Einflussnahmen auf die Grundwassersituation verbunden. Andererseits 


wird im Rahmen des UVP-Berichtes sowie den erstellten Fachgutachten aufgezeigt, 


dass das Vorhaben mit keinen Schadstoffeinträge in das Grundwasser verbunden ist. 


Eine Vorhabens bedingte Verschlechterung des chemischen Zustands des Grund-


wassers kann somit ausgeschlossen werden.  


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 130 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


4.7.1.5 Wasserschutzgebiete 


Südwestlich des Vorhabenstandortes liegt innerhalb des Untersuchungsgebietes ein 


Teilbereich das Wasserschutzgebiet „Süderelbmarsch/Harburger Berge“. Sonstige 


Wasserschutzgebiete sind im Untersuchungsgebiet nicht ausgewiesen. 


 


 


Abbildung 19.  Wasserschutzgebiete im Umfeld des Vorhabenstandortes (rot markiert) am Standort der 


Wärme Hamburg GmbH. [69]  


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung:  


© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie,  


2019 [64]. 


 


 


4.7.2 Schutzgut Oberflächengewässer  


4.7.2.1 Oberflächengewässer 


Die rechtlichen Anforderungen für die Gewässerbewirtschaftung und den Gewässer-


schutz sind durch die Europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), das Wasserhaus-


haltsgesetz (WHG) und die Oberflächengewässerverordnung (OGewV) [23] festgelegt. 


Die Ziele und Grundsätze der WRRL dienen der Erhaltung und Verbesserung der 


aquatischen Umwelt. Gemäß diesen Zielen und Grundsätzen, die national in die 


§§ 27 ff des WHG aufgenommen worden sind, sind die Oberflächengewässer so zu 


bewirtschaften, dass ein guter „ökologischer und chemischer Zustand“ der Ober-


flächengewässer erhalten bzw. wiederhergestellt wird. 


Die Oberflächengewässer im Untersuchungsgebiet können in 2 Kategorien unterteilt 


werden: die Fließgewässer (Flüsse) und die Stillgewässer (Teiche und Tümpel).  
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Fließgewässer 


Fließgewässer setzen sich im Allgemeinen aus aquatischen, amphibischen und ter-


restrischen Teillebensräumen zusammen, die besondere Funktionen im Naturhaushalt 


erfüllen: 


• Lebensraum für ein breites Spektrum an gewässer- und auetypischen z. T. 


bedrohten Tier- und Pflanzenarten. 


• Natürliche Hochwasserrückhaltung durch Dämpfung und Verzögerung der 


Hochwasserwellen. 


• Natürliche Landschaftsbereicherung durch Gliederung der Landschaft und 


Verbesserung des Erlebnis- und Erholungswertes einer Landschaft.  


• Hohe Selbstreinigungskraft durch große Kontaktfläche zwischen Wasser-Boden. 


 


Das größte Fließgewässersystem im untersuchten Gebiet ist die Elbe. Von der Stau-


stufe in Geesthacht bis zur Mündung in die Nordsee bei Cuxhaven ist die Unterelbe 


durch die Gezeiten der Nordsee beeinflusst. Im Rahmen der Hafenentwicklung und 


des Hafenausbaus wurden starke bauliche Veränderungen (Verfüllung von Gewässer-


abschnitten, Anlegen von Hafenbecken und den dazugehörigen Kaianlagen u. ä.) 


vorgenommen. Auch wurden und werden aktuell wieder Fahrwasservertiefungen vor-


genommen, die zu einer starken anthropogenen Überformung der Tideelbe und der 


dazugehörigen Auenbereiche führen, mit weitreichenden Folgen für den hydrolo-


gischen und ökologischen Zustand des Gewässers.  


Gemäß EG-WRRL ist die Tideelbe als „erheblich veränderter Wasserkörper“ ein-


zustufen, für den es gilt, das gute ökologische Potenzial wiederherzustellen.  


 


Stillgewässer 


Größere Stillgewässer im Umfeld des Vorhabens sind nicht vorhanden. Im südwest-


lichen Sektor des Untersuchungsgebietes finden sich zerstreut kleinere, meist eutro-


phe natürliche oder naturnahe stehende Gewässer. 


Im vorliegenden UVP-Bericht wurde auf eine detaillierte Zustandserfassung und -be-


schreibung der einzelnen Fließ- und Stillgewässer verzichtet, da die beantragten Vor-


haben mit keinen Gewässerbenutzungen verbunden sind.  


Sonstige Einwirkungen auf Gewässer durch die beantragten Vorhaben, die als 


Gewässerbenutzung einzustufen und folglich zu bewerten wären liegen nicht vor. 


Direkte Einwirkungen auf Gewässer werden mit den Vorhaben zudem nicht 


hervorgerufen, da die Standortfläche der Wärme Hamburg GmbH keine Gewässer 


aufweist. 


Potenzielle Einwirkungen auf Oberflächengewässer können allenfalls über den 


Luftpfad hervorgerufen werden. Dieser Wirkpfad wurde im Zusammenhang mit den 


beantragten Vorhaben unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten betrachtet und im 


Rahmen der Natura2000-Vorprüfung [39] bewertet und im UVP-Bericht aufgegriffen. 


Eine darüber hinaus gehende Prüfung ist aus gutachterlicher Sicht nicht erforderlich, 


da die vorgenommenen naturschutzfachlichen Bewertungen ausreichend konservativ 


sind, um eine angemessene Prüfung auf Verträglichkeit zu gewährleisten. 
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4.7.2.2 Überschwemmungsgebiete 


4.7.2.2.1 Festgesetzte Überschwemmungsgebiete 


Der Vorhabenstandort liegt außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete die 


nach Wasserhaushaltsgesetz, Hamburgische Wassergesetz [28] bzw. den jeweiligen 


Senatsverordnungen zur Festsetzung von Überschwemmungsgebieten ausgewiesen 


sind.  


 


4.7.2.2.2 Hochwassergefahren und Hochwasserrisiko 


Mit der Richtlinie 2007/60/EG [18] des Europäischen Parlaments und des Rates der 


Europäischen Union vom 23. Oktober 2007 über die Bewertung und das Management 


von Hochwasserrisiken wurden erstmals europaweit einheitliche, stringente Vorgaben 


für das Hochwasserrisikomanagement (HWRM-RL) geregelt. Ziel ist es, hochwasser-


bedingte Risiken für die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und 


wirtschaftliche Tätigkeiten zu verringern und zu bewältigen. Die Richtlinie ist eine 


Reaktion der Europäischen Kommission auf die extremen Hochwasserereignisse der 


letzten Jahre in vielen europäischen Flussgebieten. 


Bis zum 22. Dezember 2013 waren in Deutschland gemäß § 74 Abs. 6 WHG zur 


Umsetzung des Artikel 6 HWRM-RL Gefahren- und Risikokarten zu erarbeiten. Aus 


ihnen lassen sich wichtige Handlungsempfehlungen ableiten (u. a. im Hinblick auf die 


Gefahrenabwehr, den Katastrophenschutz, die Kommunal- und Regionalplanung, 


notwendige Eigenvorsorge). 


Dabei sind in den Gefahrenkarten diejenigen Gebiete blau eingefärbt dargestellt, die 


bei bestimmten Hochwasserereignissen überflutet werden. Die Risikokarten wiederum 


geben Auskunft über die möglichen hochwasserbedingten nachteiligen Folgen der 


oben genannten Hochwasserereignisse. 


Die Gefahren-/Risikokarten werden für ein häufiges Hochwasser (z. B. HQ10, HQ20, 


HQhäufig), seltenes Hochwasser (HQ100) und Extremhochwässer (HQextrem) erstellt. 


Die Gefahrenkarten sollen v. a. über Hochwassergefahren und den Katastrophen-


schutz informieren, wobei das häufige und extreme Hochwasser keine Rechtswirkung 


entfaltet und nicht der Ausweisung von Überschwemmungsgebieten dient. Das HQ100 


dient dagegen der Festsetzung von Überschwemmungsgebieten, womit z. B. Verbote 


wie die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen einhergehen. 


In der nachfolgenden Abbildung ist die Lage des Vorhabens (rot markiert in Abbildung 


20) im Küstenhochwassergefahrenbereich für ein 100-jährliches Hochwasser darge-


stellt. Als Überflutungsflächen eines Hochwassers mit hoher Wahrscheinlichkeit gelten 


entsprechend der Bezeichnung nach WHG § 74, Überflutungsflächen eines Hochwas-


sers mit einem voraussichtlichen Wiederkehrintervall von mindestens 10 Jahren. Über-


flutungsflächen eines Hochwassers mit mittlerer Wahrscheinlichkeit, haben ein voraus-


sichtliches Wiederkehrintervall von mindestens 100 Jahren und Hochwasser mit niedri-


ger Wahrscheinlichkeit treten im statistischen Mittel viel seltener als alle 100 Jahre auf. 


Entsprechend der Abbildung 20 ist zu erkennen, dass der Vorhabenstandort außerhalb 


des Küstenhochwasserrisikobereichs liegt. Hinsichtlich von Hochwassergefahren ist 


somit keine Relevanz gegeben. 


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 133 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


 


Abbildung 20.  Küstenhochwassergefahrenbereiche (HQ100) im Umfeld des Vorhabenstandortes (rot 


markiert) am Standort der Wärme Hamburg GmbH. [69] 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung:  


© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie,  


2019 [63] 


 


 


4.7.3 Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Wasser sowie der 


Konfliktpotenziale mit dem Vorhaben 


Die Empfindlichkeit des Grundwassers ist abhängig von den hydrogeologischen Ge-


gebenheiten bzw. der Lage und Ausprägung der vorliegenden Grundwasserkörper. 


Zudem wird die Empfindlichkeit durch die überlagernden Deck- bzw. Bodenschichten 


beeinflusst. Je bindiger die Böden sind, desto größer ist im Regelfall der Schutz des 


Grundwassers ausgebildet. Die Empfindlichkeit der Grundwasserkörper wird ferner 


durch die Art der anthropogen bedingten Einflussnahme bestimmt. bzw. der Lage und 


Ausprägung der vorliegenden Grundwasserkörper. 


Eine Gefährdung des Grundwassers und damit eine Empfindlichkeit des Zustands der 


Grundwasserkörper bestehen im Allgemeinen gegenüber mengenmäßigen Verände-


rungen von Grundwasserkörpern sowie gegenüber Verschmutzungen.  


Mit dem geplanten Vorhaben findet keine Nutzung von Wasser statt. Insbesondere ist 


das Vorhaben mit keinen Eingriffen in ein Oberflächengewässer verbunden.  


Für außerhalb des Betriebsgeländes gelegene Bereiche des Untersuchungsgebietes 


ist eine Beeinflussung des Grundwassers lediglich in Bezug auf den Wirkpfad Emis-


sionen von Luftschadstoffen → Boden → Grundwasser denkbar.  
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Im Untersuchungsraum herrschen überwiegend bindige Böden vor, die eine hohe 


Schutzwirkung für das Grundwasser darstellen. Demnach ist nicht davon auszugehen, 


dass es zu einer Einflussnahme auf das Grundwasser kommen könnte. Im Rahmen 


der Auswirkungsprognose wird zudem dargelegt, dass das Vorhaben nur mit 


geringfügigen Zusatzbelastungen von Luftschadstoffen verbunden ist, die insoweit 


keine erhöhtes Konfliktpotenzial hervorrufen. 


Hinsichtlich der Lage des Vorhabens im Hafengebiet und möglicherweise auftretender 


Hochwasserereignisse ist festzuhalten, dass das Vorhaben außerhalb des Hochwas-


sergefahrenbereich des HQ100 errichtet werden soll. Auch ist davon auszugehen, dass 


in dem bestehenden Industriegebiet in der Vergangenheit bereits geeignete Sicher-


heitsmaßnahmen getroffen worden sind. 


Darüber hinaus werden zum Schutz der Sachwerte und dem Erhalt der Versorgungs-


sicherheit die wesentlichen Anlagenteile und Komponenten der KWK-Anlage auf der 


Bemessungshöhe von +8,1 m ü. NHN errichtet. 


Das Vorhaben ist lediglich mit potenziellen Luftschadstoffimmissionen bzw. hieraus 


resultierenden potenziellen Stickstoffdepositionen auf Gewässer verbunden. 


Insbesondere Stickstoffdepositionen stellen eine naturschutzfachliche Fragestellung 


dar. Aufgrund dessen erfolgt die Bewertung der Einflüsse von Stickstoffdepositionen 


durch das Vorhaben fokussiert beim Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt. 


Aufgrund dessen und da keine sonstigen Einwirkungen auf Gewässer durch das 


Vorhaben zu erwarten sind, kann auf eine Detailbeschreibung der Elbe anhand der 


Kriterien der WRRL verzichtet werden. 


 


4.8 Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt 


4.8.1 Allgemeines und Untersuchungsraum 


Den rechtlichen Hintergrund für die Beurteilung des Schutzgutes Pflanzen, Tiere und 


die biologische Vielfalt bildet § 1 des BNatSchG [4]. Hiernach ist die Tier- und Pflanzen-


welt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume im besiedelten und unbesie-


delten Raum so zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln, dass sie auf Dauer ge-


sichert bleiben. 


Pflanzen und Tiere sind ein wesentlicher Bestandteil zur Aufrechterhaltung der natür-


lichen Stoff- und Energiekreisläufe. Darüber hinaus besitzt das Schutzgut eine be-


sondere Bedeutung für den Erholungswert einer Landschaft. Daher sind Tiere und 


Pflanzen i. S. d. §§ 1 und 2 BNatSchG in ihrer natürlich und historisch gewachsenen 


Artenvielfalt nachhaltig zu sichern und zu schützen. 


Einen zentralen Bestandteil des Schutzgutes Pflanzen und Tiere bilden ausgewiesene 


Schutzgebiete gemäß den §§ 23 - 29 und § 32 BNatSchG. Von weiterer zentraler 


Bedeutung sind gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG. 


Neben diesen Schutzausweisungen sind weiterhin mögliche Eingriffe eines Vorhabens 


in Natur und Landschaft, speziell der Eingriff in entwickelte Biotope, sowie mögliche 


Auswirkungen auf streng geschützte Tier- und Pflanzenarten zu berücksichtigen und 


zu untersuchen. 
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Untersuchungsraum 


Das Schutzgut Pflanzen und Tiere weist gegenüber äußeren Umwelteinwirkungen eine 


generelle hohe Empfindlichkeit auf. Dies liegt insbesondere darin begründet, dass zwi-


schen diesem Schutzgut und den weiteren Schutzgütern des UVPG überwiegend enge 


Wechselbeziehungen bestehen. Aufgrund dieser Wechselbeziehungen können bspw. 


Einwirkungen auf die abiotischen Standortfaktoren Luft, Boden, Wasser indirekt bzw. 


mittelbar zu potenziellen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Pflanzen 


und Tiere führen.  


Diese enge Verflechtung mit den anderen Schutzgütern des UVPG führt dazu, dass 


sich die Beurteilung von möglichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes 


Pflanzen und Tiere eng an der Reichweite der vorhabenbedingten Wirkfaktoren und 


der möglichen Einflussnahme auf die weiteren in Wechselwirkung stehenden Schutz-


güter auszurichten hat.  


Eine Relevanz ist bei dem vorliegenden Vorhaben insbesondere in Bezug auf die 


Emissionen von Luftschadstoffen gegeben, die in einer größeren Umgebung zum 


Vorhabenstandort mit nachteiligen Einflüssen verbunden sein könnten.  


Im Bereich sowie nahen Umfeld des Vorhabenstandortes nehmen auch Wirkfaktoren 


wie die Flächeninanspruchnahme, Geräuschemissionen etc. eine Relevanz ein.  


In Ergänzung zum Untersuchungsraum nach TA Luft wird für die Natura 2000-Schutz-


gebiete ein deutlich größerer Betrachtungsraum entsprechend des Rechengebietes für 


die Ermittlung der Stoffeinträge (vgl. Bericht Nr. M147828/02 [37]) einbezogen. Dieses 


Rechengebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 484 km² und reicht somit deutlich 


über das Untersuchungsgebiet hinaus, welche auf Grundlage der Nr. 4.6.2.5 der TA 


Luft für die Immissionsprognose für Luftschadstoffe festgelegt wurde.  


Der Detaillierungsgrad der nachfolgenden Betrachtungen richtet sich zudem nach der 


Art der Wirkfaktoren und den hieraus möglicherweise resultierenden Einflüssen durch 


das Vorhaben.  


 


4.8.2 Natura 2000-Gebiete 


Natura 2000-Gebiete sind durch die RL 2009/147/EG über die Erhaltung der wild-


lebenden Vogelarten (VS-RL) [25] und die RL 92/43/EWG über die Erhaltung der 


natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und wildwachsenden Pflanzen 


(FFH-RL) [11] europarechtlich geschützt. Die Ausweisung von Natura 2000-Gebieten 


dient dem Schutz, dem Erhalt und der Entwicklung der Lebensraumtypen des An-


hangs I und der Arten einschließlich ihrer Lebensräume des Anhangs II der FFH-RL 


sowie der Vogelarten und ihrer Lebensräume des Anhangs I und den Lebensräumen 


von Zugvögeln gemäß Art. 4 Abs. 2 der VS-RL.  


Die Vorgaben des Unionsrechts wurden in § 31 bis 36 des BNatSchG umgesetzt. Die 


Zulässigkeit des beantragten Vorhabens in Bezug auf den Schutz von Natura 2000-


Gebieten richtet sich nach § 34 BNatSchG. In den nachfolgenden Abbildungen sind 


die Natura 2000-Gebiete im Umfeld des Vorhabenstandortes dargestellt.  
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Abbildung 21.  Darstellung des Betrachtungsraums; Anlagenstandort grüner Stern, Untersuchungsradius 


nach TA Luft = schwarzer Kreis, Rechengebiet der Ausbreitungsrechnung rotes 


Rechteck; FFH-Gebiete blau schraffiert, VSG rot schraffiert.  


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung:  


© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie,  


2018 [61] 


 


Für die Beurteilung von potenziellen Beeinträchtigungen eines Natura 2000-Gebietes 


durch ein Vorhaben sind nur diejenigen Natura 2000-Gebiete zu berücksichtigen, die 


durch die Wirkfaktoren eines Vorhabens (projektbedingte Wirkfaktoren) betroffen sein 


können. Natura 2000-Gebiete, die nicht durch projektbedingte Wirkfaktoren nachteilig 


betroffen sein können bzw. Wirkfaktoren, die offensichtlich nicht zu erheblichen Beein-


trächtigungen von Natura 2000-Gebieten führen, bedürfen keiner weiteren Berücksich-


tigung bzw. können von einer weiteren Betrachtung ausgeschlossen werden. Dies 


führt zu einer Abgrenzung eines projektspezifischen Untersuchungsgebietes in Abhän-


gigkeit der einzelnen Wirkfaktoren eines Vorhabens. 


Innerhalb des für Natura 2000-Gebiete berücksichtigten Untersuchungsraums sind die 


in der nachfolgenden Tabelle aufgelisteten FFH-Gebiete vorhanden. 
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Tabelle 38.  Natura 2000-Gebiete im Untersuchungsgebiet des geplanten Vorhabens. 


Kennung Gebietstyp Gebietsbezeichnung Entfernung Lage 


DE-2424-303 FFH Rapfenschutzgebiet Hamburger Stromelbe ca. 7,0 km NW 


DE 2424-302 FFH Mühlenberger Loch/ Neßsand ca. 6,0 km NW 


DE 2424-401 VSG Mühlenberger Loch ca. 6,0 km NW 


DE 2524-402 VSG Moorgürtel ca. 3,1 km SW 


DE 2525-301 FFH Fischbeker Heide ca. 6,0 km SW 


DE 2526-302 FFH Heuckenlock/Schweenssand ca. 7,8 km SO 


DE 2526-305 FFH Hamburger Unterelbe ca. 8,7 km O 


DE 2426-401 VSG Holzhafen ca. 9,2 km O 


 


Auf Basis der in [37] dokumentierten Ausbreitungsrechnung und der dort 


prognostizierten Stoffeinträge lässt sich ableiten, dass die in der Tabelle aufgeführten 


Gebiete nicht durch die Wirkfaktoren des Vorhabens berührt werden, wie auch in der 


Natura2000-Vorprüfung [39] dargelegt wird. Die Bewertung dieser Ergebnisse erfolgt 


in Kapitel 6 des UVP-Berichtes. 


Aus diesem Grund kann an dieser Stelle auf eine weitergehende Beschreibung der 


Natura 2000-Gebiete verzichtet werden. 


 


4.8.3 Naturschutzgebiete 


Im Umfeld des Vorhabenstandortes bzw. innerhalb des Untersuchungsgebietes sind 


keine Naturschutzgebiete ausgewiesen. 


 


4.8.4 Nationalparks, Naturparks, Biosphärenreservate, RAMSAR-Gebiete 


Im Umfeld des Vorhabenstandortes bzw. innerhalb des Untersuchungsgebietes sind 


keine Naturparks, keine Nationalparks, keine Biosphärenreservate und keine 


RAMSAR-Gebiete ausgewiesen. 


 


4.8.5 Landschaftsschutzgebiete 


Gemäß § 26 BNatSchG sind Landschaftsschutzgebiete (LSG) rechtsverbindlich 


festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft 


erforderlich ist  


• zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und 


Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit und 


nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von 


Lebensstätten und Lebensräumen bestimmter wildlebender Tier- und 


Pflanzenarten, 


• wegen der Vielfalt, Eigenart und Schönheit oder der besonderen 


kulturhistorischen Bedeutung der Landschaft oder 


• wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung. 
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Im Untersuchungsgebiet liegen Teilbereiche des LSG Moorburg (vgl. Abbildung 22).  


 


 


Abbildung 22.  Landschaftsschutzgebiete 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: © OpenTopoMap 


(CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie, 2018 [61] 


 


Das Landschaftsschutzgebiet dient insbesondere dem Schutz von natürlichen bis 


naturnahen Freiräumen im dicht besiedelten Raum der der Stadt Hamburg. Damit 


sollen insbesondere auch Erholungsräume des Menschen erhalten werden. Diese Er-


holungsräume umfassen Flächen der offenen Kulturlandschaften und die Gewässe-


rlandschaften der Elbmarschen. 


 


4.8.6 Naturdenkmäler 


Eine Betroffenheit von Naturdenkmälern ist im Regelfall nur durch eine direkte Einfluss-


nahme möglich, da es sich um Einzelgebilde in der Landschaft handelt, bei denen kein 


kausaler Zusammenhang zwischen möglichen Veränderungen eines Naturdenkmals 


und eines immissionsschutzrechtlichen Vorhabens möglich ist. Ausnahmen bestehen 


dann, wenn ein solches Vorhaben unmittelbar an ein Naturdenkmal angrenzt oder ein 


Naturdenkmal durch eine direkte Flächeninanspruchnahme betroffen ist.  


Im Umfeld des Vorhabenstandortes bzw. innerhalb des Untersuchungsgebietes sind 


keine Naturdenkmäler festgesetzt. 
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4.8.7 Geschützte Landschaftsbestandteile 


Geschützte Landschaftsbestandteile sind rechtsverbindlich festgesetzte Teile von 


Natur und Landschaft, deren besonderer Schutz erforderlich ist 


• zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funk-


tionsfähigkeit des Naturhaushalts 


• zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- oder Landschaftsbildes 


• zur Abwehr schädlicher Einwirkungen 


• zur Bedeutung eines Landschaftsbestandteils als Lebensstätte wildlebender Tier- 


und Pflanzenarten 


 


Geschützte Landschaftsbestandteile sind insoweit von einer Relevanz, wie ein Vor-


haben zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des geschützten Land-


schaftsbestandteils führen kann. Im Vordergrund stehen direkte Einwirkungen bspw. 


durch Flächeninanspruchnahme. 


Daher wurde nur geprüft, ob geschützte Landschaftsbestandteile im Bereich des Vor-


habenstandortes ausgewiesen sind. Diesbezüglich ist festzustellen, dass der Vor-


habenstandortes, wie auch sein direktes Umfeld, nicht von der Ausweisung von ge-


schützten Landschaftsbestandteilen tangiert wird.  


 


4.8.8 Gesetzlich geschützte Biotope 


Als Biotope werden einheitliche, gegen benachbarte Gebiete gut abgrenzbare Lebens-


räume beschrieben, in denen ganz bestimmte Tier- und Pflanzenarten in einer Lebens-


gemeinschaft leben. In diesen Lebensräumen bildet sich durch die gegenseitige 


Abhängigkeit und Beeinflussung von Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen mit der 


unbelebten Umwelt ein biologisches Gleichgewicht heraus. 


Gemäß § 30 BNatSchG sind im Wesentlichen folgende Biotope gesetzlich geschützt: 


1. natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender Binnengewässer ein-


schließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder 


naturnahen Vegetation sowie ihrer natürlichen oder naturnahen Verlandungs-


bereiche, Altarme und regelmäßig überschwemmten Bereiche, 


2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seggen- und binsenreiche Nass-


wiesen, Quellbereiche, Binnenlandsalzstellen, 


3. offene Binnendünen, offene natürliche Block-, Schutt- und Geröllhalden, Lehm- 


und Lösswände, Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden, Borstgrasrasen, 


Trockenrasen, Schwermetallrasen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer Stand-


orte, 


4. Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, Schlucht-, Blockhalden- und Hangschuttwälder, 


subalpine Lärchen- und Lärchen-Arvenwälder, 


5. offene Felsbildungen, alpine Rasen sowie Schneetälchen und Krummholz-


gebüsche, 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 140 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


6. Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strandwälle, Strandseen, Boddengewäs-


ser mit Verlandungsbereichen, Salzwiesen und Wattflächen im Küstenbereich, 


Seegraswiesen und sonstige marine Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale 


Sandbänke, Schlickgründe mit bohrender Bodenmegafauna sowie artenreiche 


Kies-, Grobsand- und Schillgründe im Meeres- und Küstenbereich. 


 


4.8.8.1 Gesetzlich geschützte Biotope am Vorhabenstandort  


Im Rahmen der durchgeführten Biotoptypenkartierung konnten Silbergrasfluren (TMS) 


sowie Trocken- und Halbtrockenrasen (TMZ) am Standort der geplanten KWK-Anlage 


festgestellt werden, die nach § 30 BNatSchG gesetzlich geschützt sind. Sie befinden 


sich auf zwei kleinen Flächen in der Nähe der Hafenbahnanlagen [44]. 


 


4.8.8.2 Gesetzlich geschützte Biotope im Untersuchungsgebiet 


Innerhalb des Untersuchungsgebietes und über das Untersuchungsgebiet hinaus sind 


gesetzlich geschützte Biotope entwickelt (siehe Abbildung 23). Hierbei handelt es sich 


insbesondere um natürliche und naturnahe Fließ- und Stillgewässer, Au- und Sumpf-


wälder, Sümpfe, Trockenrasen, Röhrichte und weitere Großseggenrieder. 


 


 


Abbildung 23.  Geschützte Biotope im Umfeld des Vorhabenstandortes (rot hinterlegt).  


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: © OpenTopoMap 


(CC-BY SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie,  


2018 b [62] 
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Die geschützten Biotope liegen z. T. in Naturschutz- bzw. Landschaftsschutzgebieten. 


Demnach ist festzustellen, dass im Untersuchungsgebiet eine Vielfalt von Biotopen 


angetroffen werden kann, die eine hohe naturschutzfachliche und ökologische Wertig-


keit aufweisen. Eine tabellarische Aufstellung der Biotope innerhalb des 


Untersuchungsgebietes in Anlehnung an Nr. 4.6.2.5 der TA Luft kann dem Anhang A 


am Ende des UVP Berichts entnommen werden. 


 


4.8.9 Biotope am Vorhabenstandort 


Im Rahmen der erfolgten Biotopkartierung [44] konnten am Vorhabenstandort folgende 


Biotope kartiert werden. Bei der Parkplatzfläche (VSP) handelt es sich gegenwärtig um 


eine teilversiegelte Fläche, welche zeitnah rückgebaut wird, sodass zum 


Eingriffszeitpunkt an dieser Stelle eine unversiegelten Sandaufschüttungsfläche (OAS) 


vorliegt [43].  


Tabelle 39.  Im Rahmen der Biotoptypenkartierung am Standort kartierte Biotope. 


Biotoptypen-


schlüssel 


 Schutzstatus 


AKM Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte - 


AKT Halbruderale Gras- und Staudenflur trockener Standorte - 


FGR Nährstoffreicher Graben mit Stillgewässercharakter - 


TMS Silbergrasflur  §30 BNatSchG 


TMZ Sonstiger Trockenrasen  §30 BNatSchG 


OAS Spülfläche, Sandaufschüttung - 


VSS Wohn- oder Nebenstraße - 


ZHN Gepflanzter Gehölzbestand aus vorwiegend heimischen Arten - 
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Abbildung 24.  Biotoptypenkartierung am Vorhabenstandort. 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: © OpenTopoMap 


(CC-BY SA) [54] 


Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie, 2018 [62]. 


 


Abbildung 25.  Bestandsplan Biotoptypen gemäß LBP [43]. 
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4.8.10 Artenschutz 


In Bezug auf die Ausstattung des Untersuchungsraums bzw. speziell die artenschutz-


rechtlichen Belange der § 44 ff. BNatSchG wird auf das Kapitel 7 verwiesen, in dessen 


Rahmen eine Beschreibung der Artenvorkommens und eine Beurteilung der möglichen 


Betroffenheit geschützter Arten durch die Vorhaben vorgenommen wird.  


Die Ausführungen zum Artenschutz in Form eines eigenständigen Abschnitts liegen 


darin begründet, dass die artenschutzrechtlichen Belange maßgeblich von der Art des 


Vorhabens und seiner Wirkfaktoren auf die einzelnen Umweltbestandteile abhängig 


sind. Es ist geboten, zunächst den Umweltzustand und seine Biotopausstattung darzu-


stellen und anschließend eine Beurteilung der Betroffenheit dieser Umweltbestandteile 


und Biotope vorzunehmen. Erst auf dieser Grundlage können eine geeignete Beschrei-


bung bzw. Beurteilung der möglichen Betroffenheit von geschützten Arten vorgenom-


men werden.  


Das Herauslösen aus dem Schutzgutes Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt 


dient in diesem Zusammenhang auch der Gewährleistung der Übersichtlichkeit des 


UVP-Berichtes, da die Thematik der artenschutzrechtlichen Belange aufgrund der 


Anzahl unterschiedlicher geschützter Artengruppen bzw. Arten einen komplexen 


Sachverhalt darstellt.  


 


4.8.11 Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Pflanzen und Tiere sowie der 


Konfliktpotenziale mit dem Vorhaben 


Das Schutzgutes Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt weist gegenüber 


anthropogenen Vorhaben eine generelle Empfindlichkeit auf.  


Insbesondere die Flächeninanspruchnahme im Bereich des Standortes der geplanten 


KWK-Anlage weist ein besonderes Beeinträchtigungspotenzial für in diesem Bereich 


vorkommende Arten bzw. Biotope auf. 


Hinsichtlich der naturschutzfachlich relevanten Flächen ist unter Berücksichtigung der 


Wirkfaktoren des geplanten Vorhabens eine potenzielle Betroffenheit nur über immis-


sionsseitige Einwirkungen denkbar (z. B. Immissionen von Luftschadstoffen wie Stick-


stoffoxide, Ammoniak, Staub, Säure- und Stickstoffeinträge, Geräuschimmissionen). 


Geräusche wirken vor allem im Nahbereich und somit aufgrund der Entfernung nicht 


mehr im Bereich der sensiblen Schutzgebiete. Bei den Luftschadstoffen handelt es sich 


um Wirkfaktoren, die auch auf eine größere Entfernung zum Vorhabenstandort mit 


relevanten Einwirkungen verbunden sein könnten. 


Insoweit ist das Konfliktpotenzial im gesamten Untersuchungsgebiet nach TA Luft zu 


untersuchen. 
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4.9 Schutzgut Landschaft 


4.9.1 Allgemeines und Untersuchungsraum 


Das Schutzgut Landschaft umfasst das Landschaftsbild und die Landschaft als 


Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich 


auf die Betrachtung des Landschaftsbildes bzw. die landschaftsästhetische Ausprä-


gung des Untersuchungsgebietes. Die Betrachtung des Naturhaushaltes und der 


Lebensräume von Pflanzen und Tieren erfolgte bereits in Kapitel 4.8. 


Die Beschreibung und Beurteilung des Landschaftsbildes erfolgt unter Berücksichti-


gung der mit dem Vorhaben verbundenen Wirkfaktoren. Diese zeichnen sich insbeson-


dere durch bau- und anlagenbedingte Einflussgrößen aus, wobei die baubedingten 


temporäre Einflussgrößen auf die Umwelt und ihre Bestandteile darstellen. Wirkfakto-


ren, die mit einer dauerhaften Einwirkung auf die Umwelt verbunden sind, werden 


durch die neuen Gebäude und neuen Schornsteine hervorgerufen. Aufgrund dessen, 


dass die neuen baulichen Nutzungen an einem Standort realisiert werden, der im 


nahen Umfeld bereits durch Industrie- und Hafenkulisse geprägt ist, ist von einer gerin-


gen Einflussnahme auf das Schutzgut Landschaft auszugehen. 


Das Landschaftsbild ist in diesem Zusammenhang als sinnlich wahrnehmbare Erschei-


nung von Natur und Landschaft definiert und setzt sich aus natürlichen und/oder 


anthropogenen Landschaftselementen zusammen. Jede Landschaft verfügt über 


Eigenschaften, die sie unverwechselbar machen. Wesentliche Aspekte sind die Gelän-


demorphologie, die Vegetationszusammensetzung und das Zusammenspiel von land-


schaftstypischen, natürlichen und kulturhistorisch gewachsenen Nutzungs- und Sied-


lungsformen. 


Gemäß dem BNatSchG ist das Landschaftsbild in seiner Eigenart, Vielfalt und Schön-


heit zu erhalten, zu pflegen und zu entwickeln. Das Landschaftsbild bildet eine wichtige 


Voraussetzung für die Attraktivität einer Landschaft und damit für die Erlebnis- und 


Erholungseignung des Landschaftsraums. Anders als bei Pflanzen, Tieren oder Bio-


topen, die sich weitestgehend objektiv erfassen und bewerten lassen, ist die Bewer-


tung des Landschaftsbildes vom subjektiven Maßstab des Betrachters geprägt. Das 


Landschaftsbild umfasst nicht nur sichtbare Elemente, sondern auch die subjektive 


Einstellung des Betrachters bzw. des Menschen. Je nach der subjektiven Einstellung 


werden immer nur bestimmte Teile, Aspekte und Strukturen der Landschaft wahrge-


nommen. 


Im Allgemeinen werden Landschaften als „schön“ empfunden, wenn diese in ihrem 


Erscheinungsbild den existentiellen Bedürfnissen des Betrachters entsprechen und 


diesem Betrachter eine bestimmte Bedeutung vermitteln. Generell ist dies immer dann 


der Fall, wenn die Landschaften vielfältig strukturiert sind, sich durch ihre Naturnähe 


auszeichnen und geringe Eigenartsverluste aufweisen. Bei der Erfassung und Beurtei-


lung des Landschaftsbildes dominieren der visuelle Aspekt und der Wert für den 


Menschen. Die „Schönheit“ der Landschaft wird durch ihren Strukturreichtum, den 


damit verbundenen Abwechslungsreichtum und die Vielfalt bestimmt. Die Landschafts-


ästhetik bzw. der Wert des Landschaftsbildes wird zudem durch den Grad der Vorbe-


lastung bestimmt (z. B. Industrieansiedlungen). Ferner sind eine Vielzahl dynamischer 


Einflussgrößen und personenspezifische subjektive Filter für die Wertbestimmung 


einer Landschaft bedeutsam. 
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In einem engen Zusammenhang mit dem Schutzgut Landschaft steht die Erholungs-


eignung einer Landschaft. Im Regelfall sind Landschaften, die vielfältig bzw. abwechs-


lungsreich durch natürliche Landschaftselemente strukturiert sind, oder Landschaften, 


die besondere erlebniswirksame Sichtbeziehungen ermöglichen, für den Menschen 


bzw. seine Erholungsnutzungen von einem besonderen Wert. 


Demgegenüber wird die Erholungseignung einer Landschaft durch monotone Land-


schaftsstrukturen bzw. durch ein hohes Maß an anthropogenen bzw. technogenen Ele-


menten gemindert. Die Landschaftsqualität und damit die Eignung einer Landschaft für 


Erholungszwecke kann darüber hinaus durch Einflussfaktoren wie Geräusche, Ge-


rüche etc. gemindert werden. Bei der Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes 


Landschaft sind somit auch bestehende Einflüsse durch anthropogene Nutzungen 


bzw. Einwirkungen zu berücksichtigen. 


 


Untersuchungsraum 


Der Untersuchungsraum für das Schutzgut Landschaft richtet sich nach der zu erwar-


tenden Reichweite visueller Einflussfaktoren. Mit dem geplanten Vorhaben sind bau-


liche Veränderungen auf dem Vorhabengelände verbunden. Obwohl das Umfeld des 


Vorhabenstandortes bereits durch intensive bauliche Nutzungen bzw. industrielle 


Tätigkeiten geprägt ist und sich die neuen Bauwerke hinsichtlich ihrer Ausdehnung und 


baulichen Höhe in den Bestand einfügen, können (subjektiv massiv empfundene) 


visuelle Veränderungen nicht ausgeschlossen werden. Das Schutzgut Landschaft 


bzw. das Landschaftsbild wird somit nachfolgend in seinen wesentlichen Grundzügen 


beschrieben. Als Untersuchungsraum wird das Untersuchungsgebiet nach TA Luft zu-


grunde gelegt. Es wird zudem geprüft, ob relevante Einflüsse auch auf eine größere 


Umgebung zu erwarten sind. Aufgrund der Art des Vorhabens und der Lage des 


Vorhabenstandortes erfolgt eine verbal-argumentative Beschreibung des Landschafts-


bildes und der Bedeutung der Landschaft für die Erholungsnutzung des Menschen.  


 


4.9.2 Beschreibung des Landschaftsbildes 


Für die Beschreibung und Beurteilung des Landschaftsbildes wird das Untersuchungs-


gebiet in Landschaftsbildeinheiten unterteilt. Kriterien zur Gliederung des Landschafts-


bildes sind visuelle wahrnehmbare Eigenschaften, die für einen Landschaftsraum cha-


rakteristisch sind und vorhandene Sichtbeziehungen. Dabei werden natürliche/natur-


nahe Bereiche und Teile der gewachsenen Kulturlandschaft berücksichtigt. 


Innerhalb des Untersuchungsgebietes lassen sich vor diesem Hintergrund insgesamt 


drei Landschaftsbildeinheiten abgrenzen (vgl. Abbildung 26): 


• Landschaftsbildeinheit I „Industriekulisse Hamburger Hafengebiete (Waltershof/-


Altenwerder)“ (blau markiert) 


• Landschaftsbildeinheit II „Siedlungsbereiche“ (gelb markiert) 


• Landschaftsbildeinheit III „Südliches Umland von Hamburg (Ackerflächen und 


Waldbereiche)“ (grün markiert). 
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Abbildung 26.  Landschaftsbildeinheiten im Untersuchungsgebiet 


Hintergrund = Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb Geoinformation und 


Vermessung, 2019 – Version 2.0 [58]. 


 


 


Landschaftsbildeinheit I „Industriekulisse Hamburger Hafengebiete 


(Waltershof/Altenwerder)“ 


Der unmittelbare Vorhabenstandort und sein Umfeld stellen einen intensiv durch 


Hafen- und Industrietätigkeiten beanspruchtes Gebiet im Südwesten von Hamburg 


dar, welcher bis zu den Industrieflächen von Altenwerder reicht. Dieser Bereich stellt 


ein intensiv anthropogen genutztes Gebiet am Südwestrand des Hamburger 


Stadtgebiets dar.  


Für die Landschaftsbildeinheit I sind die für Industrie- und Hafentätigkeiten typischen 


Industrielle Anlagen mit Schornsteinen, Lagerhallen und -flächen sowie Verkehrs-


flächen, Schiffsanlegeplätzen, Krähne und Container charakteristisch. Darüber hinaus 


finden sich in naher Umgebung vom Vorhabenstandort Windkrafträder und wichtige 


Verkehrsachsen. Die Bestandsbebauung bildet im Zusammenhang mit den 


angrenzenden gewerblich-industriellen Nutzungen hier einen Gesamtkomplex, der 


visuell als Ganzes von dem Betrachter wahrgenommen wird. Diese baulichen 


Strukturen stellen die maßgebenden Bestandteile dieser Landschaftsbildeinheit dar 


und prägen darüber hinaus auch die umliegenden Landschaftsausschnitte.  


Die Vorhabenfläche stellt derzeit eine unversiegelte Brachfläche mit Ruderalvegetation 


dar. Diese Grünstrukturen übernehmen jedoch aufgrund ihrer vergleichsweisen gerin-


gen Größe keine besondere Bedeutung im Landschaftsbildgefüge, zumal diese Bio-


topstrukturen durch die Industriebauten deutlich überragt werden.  
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Obwohl die Landschaftsbildeinheit I für sich alleine gestellt keine besondere Bedeu-


tung für das Schutzgut Landschaft aufweist, so ist deren visueller Einfluss auf die Um-


gebung und damit das großräumige Landschaftsbild bzw. landschaftliche Gefüge an-


zuführen.  


 


Landschaftsbildeinheit II „Siedlungsbereiche“ 


Diese Landschaftsbildeinheit umfasst die Siedlungsbereiche im Osten vom Stadtteil 


Finkenwerder und am Nord(west)-rand vom Stadtteil Moorburg. Der Bereich im 


Stadtteil Finkenwerder ist gekennzeichnet durch vornehmlich wohnbaulich genutzte 


Siedlungsbereich mit teils dichter sowie aufgelockerter Bebauung mit teilweise 


direktem Übergang zu landwirtschaftlich genutzten Flächen bzw. Grünflächen.  


Der Siedlungsbereich im Stadtteil Moorburg erstreckt sich entlang der von West- nach 


Ostrichtung verlaufenden Straße „Moorburger Elbdeich“. Dieser Bereich dient sowohl 


der wohnlichen Nutzung, als auch der landwirtschaftlichen Nutzung. Neben einer sehr 


aufgelockerten Bebauung mit hohen Grünflächen bzw. Ackerflächenanteil befinden 


sich ebenfalls Hofstellen. Bedeutsame Landschaftselemente sind in dieser Land-


schaftsbildeinheit nicht vorhanden. 


 


Landschaftsbildeinheit III „Südliches Umland von Hamburg (Ackerflächen und 


Waldbereiche)“ 


Das im Südwesten des Untersuchungsgebiets befindliche Industriegebiet wird nach 


Süden hin durch Waldbereiche (bspw. Vollhöfner Wald) und Grün- bzw. Ackerflächen 


gegenüber den sich im weiteren Umland Moorburger Siedlungsgebiet bzw. weiteren 


Ackerflächen abgegrenzt.  


Im Hinblick auf die Eigenart, Schönheit und Vielfalt der Landschaft ist die Landschafts-


bildeinheit IV von einer besonderen Bedeutung. Neben der visuellen Bedeutung im 


Landschaftsgefüge, sind die Waldflächen auch aus naturschutzfachlichen Gründen 


von einer hohen Bedeutung, ebenso die Ackerflächen. 


Aufgrund dieser Bedeutung umfasst das Umland von Hamburg in diesem Bereich eine 


für das Naturerleben und damit die Erholungsnutzung des Menschen von einer 


relevanten Bedeutung. 


 


4.9.3 Bewertung der Empfindlichkeit der Landschaft sowie der Konfliktpotenziale mit 


dem Vorhaben 


Eine allgemeine Definition zur Bewertung des Landschaftsbildes beinhaltet das Bun-


desnaturschutzgesetz (BNatSchG). Hiernach wird der ästhetische Wert einer Land-


schaft durch die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft bestimmt. 


Darüber hinaus sind die Kriterien Einzigartigkeit, Unersetzlichkeit, Seltenheit und 


Repräsentanz zu nennen. 


Für die Bewertung der Empfindlichkeit des Schutzgutes Landschaft und Erholungseig-


nung ist das Untersuchungsgebiet im Gesamtzusammenhang zu betrachten. Der Vor-


habenstandort selbst befindet sich inmitten der Industriekulisse des industriell 


geprägten Hafengebietes von Hamburg, eines durch anthropogene Nutzungen stark 


visuell beeinflussten Landschaftsbereichs, der unter den Gesichtspunkten des 


BNatSchG keine Wertigkeit aufweist.  
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Aufgrund der insgesamt vorherrschenden hohen Vorbelastungssituation durch 


intensive bauliche Nutzungen besteht gegenüber weiteren visuellen Einflüssen keine 


Empfindlichkeit. 


Für die zusammenfassende Beurteilung der Landschaft und dessen Erholungseignung 


ist das Untersuchungsgebiet in seinem Gesamtzusammenhang zu betrachten. Dabei 


ist festzustellen, dass das Untersuchungsgebiet durch ein Nebeneinander von natur-


nahen und anthropogen vorbelasteten Bereichen geprägt wird. Anthropogene Nut-


zungsstrukturen stellen insbesondere Siedlungsgebiete sowie gewerblich-industriell 


genutzte Bereiche (Landschaftsbildeinheiten I und II) dar.  


Die Landschaftsbildeinheit I ist gegenüber anthropogenen Veränderungen weitgehend 


unempfindlich, da es sich hier um Erwerbsstandorte des Menschen handelt, die durch 


gewerbliche-industrielle Nutzungen gekennzeichnet sind.  


Die Landschaftsbildeinheit II ist im Hinblick auf die Wohnfunktion des Menschen zu 


betrachten und demnach empfindlich auf Störungen des Wohlbefindens des 


Menschen. Dies ist auch im Zusammenhang mit der visuellen Ausprägung der 


Landschaft zu betrachten. Massive visuelle Störungen des Landschaftsbildes könnten 


zu einer subjektiven Minderung der Wohnqualität führen und damit als 


Beeinträchtigung zu werten sein. Aufgrund der Vorbelastungssituation im Bereich des 


Vorhabenstandortes und der Entfernung zu den Siedlungsbereichen ist hier allerdings 


allenfalls von einer geringen Empfindlichkeit auszugehen. 


Neben diesen anthropogen bestimmten Bereichen der Landschaft weist das Schutzgut 


Landschaft eine als positiv zu bewertende Ausprägung auf. Eine Vielzahl für den 


Naturraum und die menschliche Siedlungsgeschichte erlebniswirksame Land-


schaftsstrukturen haben sich ausgebildet. In diesem Zusammenhang sind 


insbesondere das Umland von Hamburg mit Waldflächen und Ackerbau anzuführen 


(Landschaftsbildeinheit III), die einen ästhetischen Wert aufweisen und auch aus 


naturschutzfachlichen Gesichtspunkten eine Bedeutung besitzen. Diese stellen einen 


prägenden Einflussfaktor Landschaft dar und erfüllen weiterhin im hohen Maße 


positive Funktionen im Landschafts- und Naturhaushalt der Region.  


Im Hinblick auf anthropogene Einflüsse ist die Landschaftsbildeinheit III, aber auch die 


Landschaftsbildeinheit II als mäßig empfindlich einzustufen. Je nach Offenheit der 


Landschaft ergeben sich unterschiedliche Sichtbeziehungen. Konflikte für solche 


Sichtbeziehungen und damit für die landschaftliche Eigenart ergeben sich bei solchen 


Sichtbeziehungen dann, wenn bspw. massive bauliche Nutzungen neu hinzutretenden 


und zu einer erkennbaren Beeinflussung der derzeit vorhandenen Eigenart der 


Landschaft bzw. des Landschaftsbildes führen. Diesbezüglich weist das Vorhaben nur 


ein geringes Konfliktpotenzial auf, da das Vorhaben in einen bereits baulich intensiv 


genutzten Umfeld realisiert wird und im Falle von Sichtbeziehungen zur Industrie- und 


Hafenkulisse des Hamburger Stadtgebiets nicht als erstmaliger baulicher 


Einflussfaktor wahrgenommen wird.  


Für das Schutzgut Landschaft sind folgenden Wirkfaktoren des Vorhabens relevant: 


• Flächeninanspruchnahme/-versiegelung (Baukörper/Visuellen Wirkungen) 


• Emissionen von Luftschadstoffen und Staub 


• Emissionen von Geräuschen 
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4.10 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 


4.10.1 Allgemeines und Untersuchungsraum 


Das Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter umfasst sämtliche von Men-


schen geschaffene bzw. genutzte Flächen und Gebäude, insbesondere Kultur-, Bau- 


und Bodendenkmäler sowie wertvolle Nutzungs- und Erholungsflächen. Als Denkmäler 


werden Bauten und Bauwerke bezeichnet, die für die Geschichte des Menschen, seine 


Siedlungen und Arbeitsstätten bedeutsam sind. Für die Erhaltung und den Schutz von 


Denkmälern können volkskundliche, städtebauliche und wissenschaftliche Gründe 


vorliegen. Darüber hinaus wird der Denkmalschutz durch die Seltenheit, Eigenart und 


Schönheit von Denkmälern bestimmt.  


Baudenkmäler sind Denkmäler, die aus baulichen Anlagen oder Teilen baulicher An-


lagen bestehen. Zudem handelt es sich um Garten-, Friedhofs- und Parkanlagen sowie 


andere von Menschen gestaltete Landschaftsteile, wenn sie die Voraussetzungen 


eines Denkmals erfüllen. Historische Ausstattungsstücke sind wie Baudenkmäler zu 


behandeln, sofern sie mit dem Baudenkmal eine Einheit von Denkmalwert bilden.  


Bodendenkmäler sind bewegliche oder unbewegliche Denkmäler, die sich im Boden 


befinden oder befanden. Als Bodendenkmäler gelten auch Zeugnisse tierischen und 


pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit, Veränderungen und Verfärbungen in 


der natürlichen Bodenbeschaffenheit sowie die durch nicht mehr selbständig erkenn-


bare Bodendenkmäler hervorgerufen worden sind, sofern sie bestimmte Vorausset-


zungen erfüllen.  


Sonstige Sachgüter sind im Regelfall bauliche Anlage (z. B. Gebäude, Straßen, Brü-


cken etc.) sowie anthropogene Nutzungen deren Verlust eine maßgebliche Beein-


trächtigung bzw. Einschränkung der menschlichen Daseinsfunktion hervorruft. 


Das Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter kann insbesondere durch 


direkte Einflussfaktoren (z. B. Flächeninanspruchnahmen, Zerschneidungen oder 


Grundwasserabsenkungen) oder in Folge von Schadstoffemissionen, Erschütterungen 


etc. beeinträchtigt werden. Indirekte Einflussfaktoren nehmen im Regelfall nur eine 


untergeordnete Bedeutung ein. Weitere Auswirkungen können sich durch Beeinträchti-


gungen von Sichtbeziehungen ergeben; diese Wirkungen werden im UVP-Bericht 


beim Schutzgut Landschaft mit abgehandelt. 


Der Untersuchungsraum umfasst primär den Vorhabenstandort und das unmittelbar 


angrenzende Umfeld. Auf das Untersuchungsgebiet wird insoweit Bezug genommen, 


wie die Wirkfaktoren des Vorhabens überhaupt einen Einfluss auf das Schutzgut aus-


üben könnten.  
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4.10.2 Bau- und Bodendenkmäler im Untersuchungsgebiet 


Im Bereich des Vorhabenstandortes befinden sich keine Bau- oder Bodendenkmäler.  


Innerhalb des Untersuchungsgebietes sind jedoch gemäß der Denkmalkartierung der 


Kulturbehörde Hamburg schützenswerte Bau- und Kulturdenkmale vorhanden [93].  


 


Abbildung 27.   Objekte der Denkmalkartierung im Untersuchungsgebiet. Denkmal-Ensemble braun, 


Einzelobjekte gelb [70]  


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung:  


© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Datenlizenz Deutschland – Freie und Hansestadt Hamburg, Kulturbehörde, 2012 [65]. 


 


Im Randbereich des Untersuchungsgebietes finden sich im Nordosten Industrie-


Baudenkmäler (Roßwerft, Vulcanwerft, MAN-Motorenwerk), im Süden Wohnhäuser 


und Hofanlagen am Moorburger Elbdeich, im Nordwesten das Gebäude der Aueschule 


Finkenwerder sowie im Norden der Alte Elbtunnel (vgl. Abbildung 27). 
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4.10.3 Sonstige Sachgüter 


Auf Basis des Unterrichtungsschreibens zur Festlegung des vorläufigen Unter-


suchungsrahmens für den UVP-Bericht [94] wurde unter dem Punkt 8 die folgenden 


sonstigen Sachgüter und Aspekte explizit aufgeführt, die zu berücksichtigen sind: 


• Bundesautobahn A7 hinsichtlich Beeinträchtigung (Sichtbehinderung, 


Glatteisgefahr) infolge Schwadenbildung bei Betrieb der KWK-Anlage 


• Hafenbahn 


• Windkraftanlagen (WKA) 


• Photovoltaikanlage (PV) 


 


Die Lage dieser im Untersuchungsraum kann der nachfolgenden Abbildung 


entnommen werden. 


 


 


Abbildung 28.  Lage der sonstigen Sachgüter (ohne PV-Anlage) im Untersuchungsraum. 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: 


© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 


Datenquelle: Datenlizenz Deutschland – Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb 


Geoinformation und Vermessung 2017 [66]; Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt 


und Energie [67]. 
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4.10.4 Bewertung der Empfindlichkeit des kulturellen Erbes sowie der sonstigen 


Sachgüter und der Konfliktpotenziale mit dem Vorhaben  


Schutzgut kulturelles Erbe 


Im Randbereich des Untersuchungsgebietes sind Baudenkmäler (Ensemble aber auch 


Einzelobjekte) verzeichnet. Die Baudenkmäler weisen in diesem Zusammenhang eine 


kulturhistorische Bedeutung als unmittelbar erlebbares Zeugnis der Siedlungs-


geschichte auf.  


Die Empfindlichkeit des Schutzgutes Kultur- und sonstige Sachgüter bzw. der vorlie-


genden Bau- und Bodendenkmäler ist in Abhängigkeit ihrer Lage und Entfernung zum 


Vorhabenstandort sowie der Art der Wirkfaktoren des Vorhabens zu betrachten. 


Da nach derzeitigem Kenntnisstand im Bereich des Vorhabenstandortes und in seinem 


direkten Umfeld keine Bau- und Bodendenkmäler vorhanden sind, ist im Hinblick auf 


diejenigen Wirkfaktoren, die ausschließlich auf den Vorhabenstandort und sein nahes 


Umfeld beschränkt sein werden (Flächeninanspruchnahme, baubedingte Luftschad-


stoff- und Staubemissionen, Erschütterungen) keine besondere Empfindlichkeit gege-


ben.  


In Bezug auf Wirkfaktoren die eine größere Reichweite aufweisen ist hingegen eine 


geringe Empfindlichkeit anzusetzen. Hierbei handelt es sich bspw. um säurebildende 


anorganische Gase (Stickstoffdioxid und Schwefeldioxid), die zu Schäden an der 


Bausubstanz führen können. Wie in der Auswirkungsprognose dargestellt, sind die 


Immissionen des Vorhabens so gering, dass diese zu keiner relevanten Einflussnahme 


in der Umwelt führen können. 


 


Schutzgut Sonstige Sachgüter 


Für das sehr heterogene Schutzgut sonstige Sachgüter bestehen gegenüber den 


nachfolgenden Wirkfaktoren Empfindlichkeiten in unterschiedlicher Stärke: 


• Schwadenbildung/Vereisung infolge Wärmeemissionen und Wasserdampf 


• Emissionen von Luftschadstoffen und Staub 


• Erschütterungen 


• Barrierewirkung durch Gebäudekörper (Turbulenzen im Gebäude-Lee mit 


Auswirkungen auf die WKA, Störung von Funksignalen der Hafenbahn, Ver-


/Abschattung) 


 


Für die sonstigen Sachgüter ist ebenfalls festzuhalten, dass lediglich für die 


Wirkfaktoren die eine größere Reichweite aufweisen eine geringe Empfindlichkeit 


anzusetzen ist. Hierbei handelt es sich bspw. um säurebildende anorganische Gase 


(Stickstoffdioxid und Schwefeldioxid), die bspw. zu Schäden an infrastrukturellen 


Einrichtungen führen könnten. 


Wie in der Auswirkungsprognose dargestellt, sind die Immissionen des Vorhabens so 


gering, dass diese zu keiner relevanten Einflussnahme in der Umwelt an den hierfür 


jeweils spezifischen Rezeptoren führen können. 
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5 Beschreibung der zu erwartenden Umweltauswirkungen  


(Auswirkungsprognose) 


5.1 Methodik und Vorgehensweise 


Die gemäß dem UVPG erforderliche Beschreibung der zu erwartenden erheblichen 


Umweltauswirkungen eines Vorhabens auf die Umweltschutzgüter erfolgt unter Be-


rücksichtigung der Bauphase, der anlagenbedingten Wirkfaktoren und dem bestim-


mungsgemäßen Betrieb. Es werden die folgenden Schutzgüter hinsichtlich der zu er-


wartenden Auswirkungen untersucht und bewertet:  


• Klima 


• Luft 


• Boden und Fläche 


• Wasser (Grundwasser und Oberflächengewässer) 


• Pflanzen, Tiere und die biologischen Vielfalt 


• Landschaft 


• kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 


• Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 


• Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 


 


Der Mensch stellt in diesem Zusammenhang einen Bestandteil der Umwelt dar. Der 


Mensch und seine Lebens(umfeld)bedingungen können potenziell über Wechselwir-


kungen infolge möglicher Beeinträchtigungen anderer Umweltschutzgüter beeinträch-


tigt werden. Die Lebens(umfeld)bedingungen werden durch die einzelnen Schutzgüter 


und deren ökologischen Funktionen bestimmt. Eine Belastung bzw. Beeinträchtigung 


eines Schutzgutes kann somit zu einer Belastung bzw. Beeinträchtigung des Men-


schen führen. 


Unmittelbare Einwirkungen auf den Menschen können z. B. durch Geräusche hervor-


gerufen werden. Im Übrigen steht der Mensch am Ende der Wirkungskette. Daher wer-


den die möglichen Auswirkungen auf den Menschen erst nach der Beschreibung und 


Beurteilung der potenziellen Auswirkungen auf die einzelnen weiteren Schutzgüter 


dargestellt und beurteilt. 


In der Auswirkungsprognose werden Umweltauswirkungen, die aufgrund der techni-


schen Planung der Anlagen und Einrichtungen von vornherein ausgeschlossen wer-


den können, nicht in die Untersuchung einbezogen. Dies beinhaltet auch die für das 


Vorhaben auf Basis der Planung und der erstellten Fachgutachten vorgesehenen Ver-


meidungs-, Verminderungsmaßnahmen. Solche Maßnahmen werden als Bestandteil 


des Vorhabens gewertet und in die Beurteilung der zu erwartenden Umweltauswirkun-


gen eingestellt. Soweit es sich jedoch um maßgebliche Maßnahmen handelt, die aus-


drücklich für die Zulassungsfähigkeit des Vorhabens umzusetzen sind, so wird auf 


diese speziell eingegangen.  


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 154 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


In der Auswirkungsprognose werden zudem Wechselwirkungen zwischen den Schutz-


gütern bei jedem Schutzgut beschrieben und beurteilt. Durch die Darstellung der 


Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern und der daraus resultierenden Wirk-


pfade werden indirekte Auswirkungen auf die Umwelt erfasst. In einem eigenständigen 


Kapitel werden diese ermittelten, beschriebenen und beurteilten Wechselwirkungen 


nochmals zusammenfassend dargestellt. 


In Kapitel 3 wurden die Wirkfaktoren, die auf die Umwelt und Menschen einwirken 


können, aufgeführt. Die Hauptwirkfaktoren stellen die Emissionen von Luftschadstof-


fen und Geräuschen dar. 


Zu den Wirkungen über den Luftpfad zählen Luftverunreinigungen durch gasförmige 


Luftschadstoffe und Stäube inkl. deren Inhaltsstoffen. Darüber hinaus zählen hierzu 


Stickstoffeinträge in umliegende Schutzgebiete. Die Beeinflussung der abiotischen 


Umweltfaktoren kann zu einer Beeinflussung von biotischen Umweltbestandteilen 


(Pflanzen und Tiere) und des Menschen führen. 


Auf Basis der Wirkpfade zwischen den Umweltmedien werden die zu erwartenden 


direkten und indirekten Auswirkungen ermittelt, beschrieben und hinsichtlich ihrer Er-


heblichkeit beurteilt. Die Beurteilung der möglichen Umweltauswirkungen erfolgt v. a. 


verbal-argumentativ. Die Beurteilung von Wechselwirkungen i. S. d. UVPVwV ist durch 


diese Vorgehensweise gewährleistet. Bei der verbal-argumentativen Beurteilung wer-


den einschlägige Beurteilungsmaßstäbe (z. B. Immissionsrichtwerte der TA Lärm) her-


angezogen, insofern für ein Schutzgut entsprechende Beurteilungsmaßstäbe festge-


legt sind. Liegen einschlägige Beurteilungsmaßstäbe nicht vor, werden vorsorgeorien-


tierte Beurteilungsmaßstäbe aus der einschlägigen Fachliteratur verwendet. 


 


5.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima 


5.2.1 Relevante Wirkfaktoren 


Für die Beurteilung der potenziellen vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Schutz-


gut Klima sind die nachstehenden Wirkfaktoren und Folgewirkungen relevant.  


 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Mit den Vorhaben ist eine Veränderung von Grund und Boden verbunden, die durch 


die Flächeninanspruchnahmen bedingt ist. Die Wirkungen treten bereits zum Zeitpunkt 


der Bauphase ein. Im Einzelnen sind für das Schutzgut Klima die nachfolgenden 


Wirkfaktoren zu untersuchen.  


• Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


• Baukörper 


• Barriere- und Trennwirkungen (Zerschneidung) 


• Verschattung 


 


Betriebsbedingte Wirkfaktoren 


• Wärmeemissionen und Wasserdampfemissionen 


Denkbare Einflüsse auf die bioklimatische Situation durch Luftschadstoffe werden beim 


Schutzgut Luft betrachtet und beurteilt.  
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5.2.2 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von potenziellen Auswirkungen 


auf das Schutzgut Klima 


Für das Vorhaben sind keine schutzgutspezifischen Vermeidungs- oder Verminde-


rungsmaßnahmen vorgesehen bzw. erforderlich. Gemäß den Ausführungen des LBP 


[43] wird ein Teil der Dachflächen der KWK-Anlage und ihrer Nebengebäude (1.500 m²) 


mit einer extensiven Dachbegrünung versehen. Zusätzlich wird entlang der 


Grundstücksgrenze ein Gehölzstreifen und an der Zufahrt zum Kraftwerksgelände 


sowie vor der Nordfassade werden Bäume gepflanzt. Diese Maßnahmen wirken, 


klimatisch betrachtet, der modifizierten Strahlungsbilanz und der damit 


einhergehenden kleinflächig zu erwartender Erhöhung der Lufttemperatur entgegen. 


 


5.2.3 Bau- und Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


5.2.3.1 Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Böden zeigen in Abhängigkeit der Nutzungsart aufgrund der Unterschiede der Ver-


dunstungsfähigkeit, der Wärmeleitung und -speicherkapazität sowie des Absorptions-


vermögens solarer Strahlung eine unterschiedliche Erwärmung der üben dem Boden 


liegenden atmosphärischen Grenzschicht. Ein zunehmender Versiegelungsgrad führt 


gegenüber der Umgebung zu einer zunehmenden Überwärmung des versiegelten 


Standortes. Die veränderte Bodenenergiebilanz hat u. a. eine höhere Lufttemperatur 


und eine geringere Luftfeuchte in Bodennähe gegenüber einem unversiegelten Boden 


zur Folge. 


Die Veränderungen gegenüber einer unbebauten Umgebung sind abhängig von der 


Wetterlage. Bei stärkerem Wind und allgemein unbeständiger Witterung sind bei der 


Temperatur keine spürbaren Unterschiede über den verschiedenen Oberflächen zu 


erwarten. An wolkenarmen Tagen mit viel Sonnenschein ist dagegen die Wärmeauf-


nahme von versiegelten und bebauten Flächen am Tage höher. In der Nacht geben 


diese Flächen Wärme ab. 


Die Vorhabenfläche ist im Ist-Zustand weitgehend durch eine Brachfläche mit Ruderal-


vegetation geprägt. Im Norden schließt sich ein kleinräumiges teils bewaldetes Gebiet 


an. Die weitere unmittelbare und fernere Umgebung ist im hohen Maß durch Versiege-


lungen geprägt. Ebenfalls sind im direkten Umfeld durch die bestehenden industriellen 


Nutzungen weitere Versiegelungen vorhanden. Der geplante Betriebsstandort der 


KWK-Anlage selber ist gegenwärtig durch eine Brachfläche/Grünfläche 


gekennzeichnet, die zusammen mit dem sich weiter im Norden anschließenden 


bewaldeten Grünbereich auf mikroklimatischer Betrachtungsebene, derzeit mit 


zumindest lokalen positiven Effekten (Abpufferung von Belastungen, z. B. Temperatur) 


verbunden ist. Aufgrund der hohen Dominanz von gewerblich-industriellen Nutzungen 


im direkten Umfeld, unterliegt der Vorhabenstandort jedoch insgesamt den lokalklima-


tischen Effekten von Gewerbe- und Industriegebieten. 


Die KWK-Anlage wird auf einer bisher unversiegelten Brachfläche errichtet. Durch die 


Realisierung des Vorhabens wird eine Fläche von 21.524 m² versiegelt [43]. 


Aufgrund der unmittelbar angrenzenden versiegelten Flächen (Verkehrsflächen (BAB 


A7, Hafenbahn), Betriebsgelände) und dem ebenfalls weitestgehend versiegelten Um-


feld ist der Vorhabenstandort lokalklimatisch ohne eine besondere Bedeutung. Gege-


benenfalls kann sich eine geringfügig schnellere Erwärmung der Luftmassen durch die 


neue bauliche Nutzung einstellen.  
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Diese potentiell zu erwartende leichte lokale Temperaturerhöhung ist auf die erhöhte 


Versiegelung und einer Zunahme der Baumasse zurückzuführen.  


Hierbei ist jedoch allenfalls auf dem zukünftigen Anlagengelände selber sowie im 


Norden angrenzenden Bereich des bewaldeten Gebiet von spürbaren Effekten 


auszugehen. Durch eine partielle Dachbegrünung kann der zu erwartenden lokalen 


Temperarturerhöhung entgegengewirkt werden. Eine relevante Beeinflussung 


lokalklimatischer Bedingungen kann indessen ausgeschlossen werden. Insbesondere 


sind keine Effekte im ferneren Umfeld des Vorhabengebiets zu erwarten.  


Insgesamt ist insbesondere aufgrund der derzeitigen Ausprägung der Umgebung 


davon auszugehen, dass die bestehende lokalklimatische Ausprägung im Bereich des 


Vorhabenstandorts nur gering und sehr kleinräumig verändert wird. Es ist sicher davon 


auszugehen, dass es zu keiner Veränderung lokalklimatischer Bedingung im Umfeld 


des Vorhabenstandortes kommen wird. Eine Beeinflussung der bioklimatischen Bedin-


gungen ist somit allenfalls sehr kleinräumig zu erwarten.  


 


5.2.3.2 Baukörper und Anlagen 


Ein Gebäudekomplex stellt ein Strömungshindernis für das bodennahe Windfeld dar. 


Die Geschwindigkeit des Windes wird barrierebedingt vor und nach dem Hindernis 


sowie um das Gebäude herum verändert. Die Um- und Überströmung eines Gebäudes 


erzeugt Verwirbelungen im Lee und führt somit zu einer Modifizierung des Windfeldes 


gegenüber dem ungestörten Zustand. Darüber hinaus sind zwischen einzelnen 


Gebäuden lokale Düseneffekte möglich. In abgeschirmten Bereichen können sich 


dagegen windschwache Zonen ausbilden. 


Durch die Realisierung der neuen Gebäude für die KWK-Anlage kommt es im 


Vorhabenbereich zu einer Veränderung des bodennahen Windfeldes aufgrund der 


hinzutretenden Gebäudeumströmung. Dieser Einfluss ist jedoch im Zusammenhang 


mit der umliegenden baulichen Situation zu betrachten. In Anbetracht der Realisierung 


der zu errichtenden Gebäude, welche Höhen bis zu 50 m über GOK (Wärmespeicher) 


erreichen werden, stellen diese zukünftig im näheren Umfeld die höchsten Bauwerke 


dar. Es ist daher davon auszugehen, dass sich im direkten Umfeld der neuen Gebäude 


die bestehenden Strömungsverhältnisse verändern werden. Hiervon wird in erster 


Linie das Anlagengelände selbst betroffen sein. In der Umgebung sind aufgrund der 


Abstände zum Vorhabengelände keine relevanten bzw. nur geringe Veränderungen zu 


erwarten. Die im Rahmen des Schwadengutachtens erstellte Windfelduntersuchung 


[47], welche die Einflussnahmen des Vorhabens auf die Windgeschwindigkeit an den 


bestehenden Windkraftanlagen in Nabenhöhe untersucht hat, kommt zu dem 


Ergebnis, dass an den nächstgelegenen Windrädern keine signifikanten 


Veränderungen der Windgeschwindigkeit zu erwarten ist [47].  


Auch wenn keine Ergebnisse zu den bodennahen Verhältnissen vorliegen ist vor 


diesem Hintergrund nicht davon auszugehen, dass mikroklimatisch oder lufthygienisch 


relevante lokale Zirkulationsmuster in ihrer Funktion gestört werden. 


Neben den potenziellen Auswirkungen auf das bodennahe Windfeld führen Gebäude 


und Versiegelungen zu einem veränderten Strahlungshaushalt in der direkten Umge-


bung dieser Maßnahmen. Die Veränderung des Strahlungshaushaltes resultiert im 


Wesentlichen aus der erhöhten Absorption kurzwelliger Solarstrahlung durch die Bau-


körper und der daraus resultierenden Erhöhung der langwelligen Ausstrahlung.  
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Dies führt im Nahbereich i. V. m. der Versiegelung am Standort zu einer höheren 


bodennahen Lufttemperatur und zu einer Verringerung der Luftfeuchte.  


In Anbetracht der derzeitigen Ausprägung der Vorhabenfläche ist durch die 


Realisierung des Vorhabens mit Einflüssen auf den Strahlungshaushalt durch die 


neuen Baukörper zu rechnen. Auf dem Vorhabengelände ist aufgrund der neuen 


Bebauung von einer Erhöhung der Lufttemperatur auszugehen. Es wird sich ein 


spürbarer Effekt auf dem Vorhabengelände einstellen. Dieser Effekt wird allerdings 


durch die vorgesehenen Dachbegrünungen gemindert. Weitere Einflussnahmen auf 


die Umgebung, welche die umliegenden Klimatope nachteilig beeinträchtigen könnten, 


sind nicht zu erwarten. Zusammenfassend betrachtet ergeben sich für den 


Vorhabenstandort selbst sowie potentiell für den unmittelbar angrenzenden 


Nahbereich geringfügige Effekte durch die Realisierung des Vorhabens.  


 


5.2.3.3 Barriere- und Trennwirkungen (Zerschneidung) 


Barriere- und Trennwirkungen bzw. Zerschneidungen können durch bauliche Nutzun-


gen hervorgerufen werden, sofern diese zu einer Unterbrechung bspw. von Frischluft- 


oder Kaltluftleitbahnen führen. Ebenfalls sind Unterbrechungen von sonstigen Luftaus-


tauschbeziehungen zu beachten.  


Der zukünftige Gebäudebestand wird zwangsläufig zu einer Beeinflussung von 


Windrichtungen in Bodennähe führen. Durch das Vorhandensein der bestehenden 


Industrie-Nutzungen und den damit einhergehenden Gebäuden und Bauten ist bereits 


ein hohes Maß an Rauigkeit vorhanden. Vor diesem Hintergrund sind die Auswirkun-


gen der veränderten baulichen Nutzung auf den Vorhabenstandort und das klein-


räumig direkte Umfeld beschränkt. Aus diesem Grund ist nicht davon auszugehen, 


dass die bauliche Nutzung zu einer Barriere- oder Trennwirkung führt, die zu einer 


relevanten Beeinflussung der lokalklimatischen Situation führen kann. Die Einflüsse 


sind für den Vorhabenstandort und den Nahbereich als gering einzustufen. Effekte auf 


den Fernbereich sind nicht zu erwarten. Eine Betroffenheit wird im vorliegenden Fall 


nicht ausgelöst. 


 


5.2.3.4 Verschattung 


Die Schattenwürfe von baulichen Nutzungen und deren Relevanz hängen 


insbesondere von der Ausrichtung der Gebäude zu den vorherrschenden 


Sonnenständen ab. Im vorliegenden Fall ist in diesem Zusammenhang folgendes 


auszuführen: 


Die Schattenwürfe von baulichen Nutzungen und deren Relevanz hängen insbeson-


dere von der Ausrichtung der Gebäude zu den vorherrschenden Sonnenständen ab. 


Im vorliegenden Fall ist in diesem Zusammenhang folgendes auszuführen: 


• Östliche Sonneneinstrahlungen liegen in den Morgenstunden vor und können zu 


Verschattungen in westlicher Richtung führen. Aufgrund der Anordnung der Ge-


bäude auf dem Betriebsgelände sind somit in erster Linie die Flächen des Be-


triebsgeländes selbst betroffen. 
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• Südliche Sonneneinstrahlungen liegen in den Mittagsstunden vor und können zu 


Verschattungen in nördlicher Richtung führen. Hier befinden sich die bestehen-


den Betriebsflächen des Klärwerks Dradenau mitsamt Photovoltaikanlage, sowie 


der an die Vorhabenfläche angrenzende Gehölzbestand. Verschattung können 


hier geringfügige Einflüsse auf den Gehölzbestand und die sich dort entwickelte 


Fauna und Flora nehmen. Allerdings wird die zukünftige Verschattung des 


Gehölzbestandes nicht zu einer Zerstörung der Gehölze führen.  


• Westliche Sonneneinstrahlungen liegen in den Abendstunden vor und können zu 


Verschattungen in östlicher Richtung führen. Hier befinden sich Verkehrsflächen 


in Form der Hafenbahn und der Bundesautobahn A7. Verschattungen nehmen in 


diesem Bereich keine Bedeutung ein. 


Zusammenfassend betrachtet sind Verschattungen durch die geplanten Gebäude der 


KWK-Anlage von einer geringfügigen Bedeutung bei südlicher Sonneneinstrahlung. 


Wirkungen auf dem Betriebsgelände sind nicht relevant, da es sich um gewerblich-


industriell genutzte Flächen handelt. Im Nahbereich des Vorhabenstandortes ist der 


Umfang von denkbaren Schattenwürfen zeitlich eng begrenzt. Schattenwürfe treffen in 


der Umgebung zudem nur auf Gehölzflächen oder gewerbliche Nutzflächen, für die 


insoweit jeweils keine Relevanz durch temporäre Verschattungseffekte gegeben ist. 


Erhebliche Beeinträchtigungen der lokalklimatischen Situation sind unter Berücksichti-


gung der Nutzungsstrukturen und entwickelten Vegetationsbestände somit nicht zu 


erwarten.  


 


5.2.4 Betriebsbedingte Wirkfaktoren 


5.2.4.1 Wärmeemissionen (Abwärme)  


Die im Allgemeinen von industriellen Tätigkeiten ausgehenden Abwärmeemissionen, 


insbesondere von Verbrennungseinrichtungen, können zu einer Beeinflussung von loka-


len Temperaturverhältnissen führen. Dies setzt jedoch eine hohe Wärmeenergie bzw.  


-fracht voraus, die bspw. über einen Schornstein an die Atmosphäre abgeführt wird. 


Im Betrieb der KWK-Anlage werden durch die Anlage in Summe ca. 9 MW über die 


Schornsteine emittiert.  


Untersuchungen bzw. Erkenntnisse zu den Abwärmeemissionen von Naturzug-Nass-


kühltürmen, die bei Großkraftwerken eingesetzt werden und über die große Mengen 


Wärmeenergie an die Umgebung abgeführt werden, zeigen, dass selbst bei einem 


großen Naturzug-Nasskühlturm mit einer Nennleistung von > 1.000 MW ein Einfluss 


auf die Lufttemperatur von bis zu 1 °C möglich ist. Mit der geplanten KWK-Anlage wer-


den im Vergleich hierzu geringere Wärmemengen freigesetzt.  


Entsprechend des Verhältnisses zu einem Naturzug-Nasskühlturm ist somit von einer 


deutlich geringeren Aufwärmung der Umgebung auszugehen, welche nur im direkten 


Bereich der Schornsteine spürbar ist. Aufgrund der geringen Wärmeemissionen ist 


eine als relevant einzustufende Temperaturzunahme auszuschließen. Weiterhin ist 


davon auszugehen, dass die abgegebene Wärme aufgrund des vorherrschenden 


Luftmassentransports schnell abgeführt wird, so dass spürbare Aufwärmeffekte in der 


Umgebung insgesamt nicht zu erwarten sind. Aufgrund dessen ist nur von einer 


vernachlässigbar geringen Beeinflussung der lokalklimatischen Situation auszugehen. 
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5.2.4.2 Wasserdampfemissionen 


Die von einer Anlage freigesetzte Wasserdampfmenge kann im Allgemeinen potenziell 


zu einer Beeinflussung lokalklimatischer Verhältnisse führen. Potenzielle nachteilige 


Beeinträchtigungen können dann hervorgerufen werden, wenn sich aufgrund mangeln-


der Aufnahmefähigkeit der Außenluft Dampfschwaden bilden, die zu Verschattungs-


effekten sowie u. U. zu Niederschlägen und Eisbildung führen. Ob und wie häufig sich 


solche Ereignisse ausbilden, hängt von den meteorologischen Standortbedingungen ab. 


Ein Schwaden bildet sich aus, wenn sich die emittierte, warme und wasserreiche Luft 


mit der kühleren Umgebungsluft vermischt und so ein an Wasserdampf übersättigtes 


Luftgemisch entsteht. Der überschüssige, unter Tröpfchenbildung auskondensierte 


Wasserdampf (der sichtbare Schwaden) wird mit dem Wind abtransportiert und kann 


bis zu seiner vollständigen Verdunstung zu Abschattungseffekten führen. Mit diesem 


Effekt ist v. a. dann zu rechnen, wenn die Umgebungsluft relativ kühl und/oder feucht 


ist. Diese Bedingungen sind häufig bei Schlechtwetterlagen und natürlicher Nebelbil-


dung gegeben. Zu diesen Zeitpunkten nehmen anthropogen verursachte Schwaden 


jedoch nur eine untergeordnete Bedeutung ein. 


Ein weiterer Faktor stellt die Windgeschwindigkeit dar, da bei Starkwinden eine gute 


Durchmischung der Luft- und Feuchtmassen in der Atmosphäre stattfinden und sich 


hierdurch der sichtbare Schwaden schnell über einen großen Bereich verteilen kann 


bzw. durch hohe Windgeschwindigkeiten zerrissen wird.  


Die durch die KWK-Anlage an die Umgebung emittierten Wasserdampfmengen und 


einhergehenden Ausdehnung der Schwaden wurden in einem Schwadengutachten 


[47] ermittelt. Es zeigt sich, dass im Maximum die mittlere Anzahl an Vernebelungs-


stunden im Untersuchungsgebiet im Zeitraum von 2005 - 2019 über alle Quellen in 


einer Höhe von 0 – 30 m bei maximal 4 Stunden liegt. Dieser Wert wird ca. 1,5 km 


südlich vom Anlagengelände erreicht. Im nahen Umfeld kommt es zu keiner Einfluss-


nahme durch zusätzliche Vernebelungsstunden durch das Vorhaben. Die Auswertung 


der meteorologischen Daten im Zeitraum von 2005 - 2019 zeigen im Jahresmittel einen 


Wert von rund 86 Stunden mit Nebel (Sichtweite < 1 km) [47]. In Relation bedeutet die 


Zunahme an Nebeltagen, welche durch das Vorhaben hervorgerufen werden mit max. 


4 Stunden bzw. 5 % der natürlichen Vernebelung, eine nicht bedeutsame Relevanz 


[47].  


 


5.2.5 Klimawandel – Auswirkungen auf Treibhausgase 


Bei dem Betrieb der KWK-Anlage Kohlendioxid (CO2) und im geringen Umfang Methan 


(CH4). Der Brennstoff und die damit verbundene CO2-Bildung ist allerdings 


beeinflussbar. Im vorliegenden Fall wird Erdgas als Primärbrennstoff eingesetzt.  


Ergänzend zu Kapitel 3.4.2 nachfolgend diesbezüglich weitere Ausführungen. 


Es handelt sich bei der geplanten Anlage, um eine neue moderne Anlage, welche dem 


Stand der Technik entspricht, eine hohe Energieeffizienz aufweist und mit geringeren 


Emissionen einhergeht als das bestehende HKW Wedel. In diesem Zusammenhang 


ist anzumerken, dass durch das Vorhaben klimaneutrale industrielle Abwärme in das 


Energiesystem eingebunden wird. Weiterhin ist bei der Anlage der Einsatz von 


synthetischem Gas möglich, sodass auch an dieser Stelle eine weitere Möglichkeit zur 


Einsparung an CO2-Emissionen gegenüber dem Betrieb des bestehenden HKW Wedel 
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besteht. Durch den Einsatz von Erdgas können gegenüber dem Einsatz von Steinkohle 


die Emissionen um 40 % gesenkt werden [49].  


Im vorliegenden Fall wird das bestehende Steinkohle-HKW durch eine gasgefeuerte 


KWK-Anlage und industrielle Abwärme ersetzt. Durch die Verwendung einer 


modernen Anlagentechnik und Anlagenart ergeben sich aufgrund des hohen 


Effizienzgrads noch zusätzliche Einsparungen. Somit kann von einer nicht 


unerheblichen CO2-Einsparung durch die Realisierung des Vorhabens und nach der 


Abschaltung des HKW-Wedel ausgegangen werden. Diese Bilanzierung wirkt sich 


positiv auf die Treibhausgasemissionen bzw. die Klimarelevanz aus. 


Die mit dem Betrieb der Anlage einhergehenden Methan-Emissionen entstammen aus 


den Verbrennungsprozessen. Der für die Methanemission in die Atmosphäre 


ursächliche Methanschlupf ist bei Kessel und Gasturbinen gegenüber motorischen 


Verbrennungen wesentlich geringer und somit aus klimatischen Gesichtspunkten 


vernachlässigbar, wie Untersuchungen [49] zeigen. Bei der zu betrachtenden 


Gesamtanlage ist auch ein Gasmotor mit einer FWL von 10 MW enthalten. Bei dieser 


Art von Verbrennungen ist ein höherer Methan-Schlupf [49] anzunehmen. Allerdings 


ist im vorliegenden Fall mit Berücksichtigung der Grenzwerte gemäß 44. BImSchV [17], 


welche Vorsorge gegenüber schädlichen Einwirkungen auf die Umwelt und das Klima 


tragen, und der verhältnismäßig geringen Leistung des Gasmotors ebenfalls als nicht 


erheblich hinsichtlich der Klimarelevanz zu bewerten.  


Daher ist von keinen erheblichen Auswirkungen auf das Klima durch die anlagenbe-


dingten Methan-Emissionen auszugehen. Sonstige klimarelevante Gase werden nicht 


freigesetzt. 


 


5.2.6 Zusammenfassung der Auswirkungen auf das Schutzgut Klima 


Mit den Vorhaben sind bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, 


die zu einer Beeinflussung der lokalklimatischen Situation im Untersuchungsgebiet 


führen können. Eine Beeinflussung des Regional- oder des Globalklimas kann auf-


grund der Art des Vorhabens sowie der geringfügigen Intensität der Wirkfaktoren mit 


an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Die Realisierung der KWK-Anlage erfolgt auf einer Brachfläche mit Ruderalvegetation. 


Es kommt folglich zu einer Versiegelung dieser Fläche. Diese Einflussnahme ist für 


sich alleine betrachtet als Beeinträchtigung des Schutzgutes Klima zu bewerten. 


Aufgrund der unmittelbar angrenzenden versiegelten Flächen (Verkehrsflächen (BAB 


A7, Hafenbahn), Betriebsgelände) und dem ebenfalls weitestgehend versiegelten Um-


feld ist der Vorhabenstandort lokalklimatisch ohne eine besondere Bedeutung. Auf-


grund der derzeitigen Ausprägung der Umgebung davon auszugehen, dass die beste-


hende lokalklimatische Ausprägung im Bereich des Vorhabenstandorts und im Nahbe-


reich nur gering und sehr kleinräumig verändert wird. Es ist sicher davon auszugehen, 


dass es zu keiner Veränderung lokalklimatischer Bedingung im Fernbereich des Vor-


habenstandortes kommen wird. Eine Beeinflussung der bioklimatischen Bedingungen 


ist somit allenfalls sehr kleinräumig zu erwarten.  
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Zur Beurteilung der möglichen Effekte der geplanten vorhabenbedingten 


Nutzungsänderung auf das Stadtklima wurde von der Fa. GEO-NET eine 


entsprechende Stellungnahme verfasst [48]. In dieser Untersuchung zeigt sich, dass 


das der Vorhabenbereich nur eine mäßige Empfindlichkeit gegenüber der geplanten 


Bebauung aufweist. Es kommt durch das geplante Vorhaben und der damit 


verbundenen Versiegelung zu einer lokalen Abschwächung des Kaltluftvolumens. Die 


Kalt- und Frischluft-Versorgung ist weiterhin auch nach Realisierung des Vorhabens 


aufgrund des weiterhin vorhandenen Luftaustauschs gewährleistet. Eine 


Einflussnahme auf die nächtliche Versorgung mit Kalt- und Frischluft der Hamburger 


Kernstadt erfolgt durch das Vorhaben nicht. Insgesamt werden die geplante 


Nutzungsänderung bzw. das geplante Vorhaben aus klimaökologischen 


Gesichtspunkten als vertretbar eingeordnet. 


Im Ergebnis sind erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima 


durch die Realisierung des Vorhabens nicht zu erwarten. 


 


Baukörper 


Baukörper können zu einer Beeinflussung der lokalklimatischen Ausgangssituation 


durch die Veränderung des bodennahen Windfeldes sowie durch eine Einflussnahme 


auf den Strahlungs- bzw. den Temperatur- und Feuchtehaushalt führen.  


Auf dem Vorhabengelände ist aufgrund der neuen Bebauung mit einer leichten Er-


höhung der Lufttemperatur zu rechnen. Es wird sich ein spürbarer Effekt auf dem Vor-


habengelände einstellen. Diese Erhöhung wird allerdings durch die vorgesehenen 


Dachbegrünungen gemindert. Weiterhin kommt es im Vorhabenbereich zu einer Ver-


änderung des bodennahen Windfeldes aufgrund der hinzutretenden Gebäudeumströ-


mung. Hiervon wird in erster Linie das Anlagengelände selbst betroffen sein. In der 


Umgebung sind aufgrund der Abstände zum Vorhabengelände keine relevanten bzw. 


nur geringe Veränderungen zu erwarten. Auch wenn keine Ergebnisse zu den boden-


nahen Verhältnissen vorliegen ist vor diesem Hintergrund nicht davon auszugehen, 


dass mikroklimatisch oder lufthygienisch relevante lokale Zirkulationsmuster in ihrer 


Funktion gestört werden. 


Im Ergebnis sind somit erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen des Schutzgutes 


Klima durch die Realisierung des Vorhabens nicht zu erwarten. 


 


Barriere- und Trennwirkungen (Zerschneidung) 


Mit der Realisierung des Vorhabens KWK-Anlage ist eine Beeinflussung der lokalen 


Windverhältnisse zu erwarten. 


Durch das Vorhandensein der bestehenden Hafen- und Industrie-Nutzungen und den 


damit einhergehenden Gebäuden und Bauten ist bereits ein hohes Maß an Rauigkeit 


vorhanden. Vor diesem Hintergrund sind die Auswirkungen der veränderten baulichen 


Nutzung auf den Vorhabenstandort und das kleinräumig direkte Umfeld beschränkt. 


Aus diesem Grund ist nicht davon auszugehen, dass die bauliche Nutzung zu einer 


Barriere- oder Trennwirkung führt, die zu einer relevanten Beeinflussung der lokalkli-


matischen Situation führen kann. Die Einflüsse sind für den Vorhabenstandort und den 


Nahbereich als gering einzustufen. Effekte auf den Fernbereich sind nicht zu erwarten.  
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Verschattung 


Der Wirkfaktor der Verschattung kann potenziell zu einer Einflussnahme auf die lokal-


klimatische Situation führen. Dies ist in erster Linie nur für Vegetationsflächen relevant, 


da die durch Verschattung bedingte Veränderung der mikro- bzw. lokalklimatischen 


Situation sich auf die Vegetationsentwicklung auswirken kann.  


Verschattungen durch die geplanten Gebäude der KWK-Anlage sind von geringfügiger 


Bedeutung. Bei südlicher Sonneneinstrahlung ist der nördlich gelegene Gehölzbe-


stand sowie die sich westlich daran anschließende PV-Anlage potentielle von einer 


Verschattung betroffen. Wirkungen auf dem Betriebsgelände sind nicht relevant, da es 


sich um gewerblich-industriell genutzte Flächen handelt. Im Nahbereich des Vorhaben-


standortes ist der Umfang von denkbaren Schattenwürfen zeitlich eng begrenzt. Er-


hebliche Beeinträchtigungen der lokalklimatischen Situation sind unter Berücksichti-


gung der Nutzungsstrukturen und entwickelten Vegetationsbestände somit nicht zu 


erwarten. 


Wärmeemissionen (Abwärme) 


Der Betrieb der KWK-Anlage ist mit Wärmeemissionen verbunden. Es ist somit von 


einer geringen Aufwärmung der Umgebung auszugehen, welche nur im direkten 


Bereich der Schornsteine spürbar sein wird. Aufgrund der geringen Wärmeemissionen 


ist eine als relevant einzustufende Temperaturzunahme auszuschließen. Weiterhin ist 


davon auszugehen, dass die abgegebene Wärme aufgrund des vorherrschenden 


Luftmassentransports schnell abgeführt wird, so dass spürbare Aufwärmeffekte in der 


Umgebung insgesamt nicht zu erwarten sind. Somit ist nur von einer geringen 


Einflussnahme auf das Schutzgut Klima auszugehen.  


 


Wasserdampfemissionen 


Die von einer Anlage freigesetzte Wasserdampfmenge kann im Allgemeinen potenziell 


zu einer Beeinflussung lokalklimatischer Verhältnisse führen.  


Die mit dem Betrieb der Anlage einhergehenden Wasserdampfemissionen wurden in 


einem Schwadengutachten untersucht. Die maximale zusätzliche Ausprägung von 


Schwaden wird ca. 1,5 km südlich vom Anlagengelände erreicht. Allerdings ist die 


Zunahme der Nebeltage bezogen auf ein langjähriges Mittel nicht relevant. Im nahen 


Umfeld kommt es zu keiner Einflussnahme durch zusätzliche Vernebelungsstunden 


durch das Vorhaben.  


 


Klimawandel – Auswirkungen auf Treibhausgase 


Bei dem Betrieb der KWK-Anlage entstehen Kohlendioxid (CO2) und Methan (CH4). 


Durch den Einsatz einer modernen Anlagentechnik und unter der Verwendung von 


Erdgas ergeben sich eine nicht unerhebliche CO2-Einsparung durch die Realisierung 


des Vorhabens, insbesondere nach der Abschaltung des HKW-Wedel. Diese 


Bilanzierung wirkt sich positiv auf die Treibhausgasemissionen bzw. die Klimarelevanz 


aus. 


Der für die Methanemission in die Atmosphäre ursächliche Methanschlupf ist bei den 


vorliegenden Verbrennungen (Kessel und Gasturbinen) gegenüber motorischen 


Verbrennungen wesentlich geringer und somit aus klimatischen Gesichtspunkten 


vernachlässigbar, wie Untersuchungen [49] zeigen.  
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Der Gasmotor ist mit nur vergleichsweise geringer Leistung in das Anlagenkonzept 


integriert und unterliegt den Anforderungen der 44. BImSchV [17]. 


Aufgrund dessen sind im vorliegenden Fall die Methan-Emissionen aus dem Gasmotor 


ebenfalls als nicht erheblich hinsichtlich der Klimarelevanz zu bewerten.  


Daher ist von keinen erheblichen Auswirkungen auf das Klima durch die 


anlagenbedingten Methan-Emissionen auszugehen und gegenüber dem bisherigen 


Betrieb des HKW-Wedel ist zukünftig, mit Abschaltung des HKW, von einer CO2-


Einsparung auszugehen. 
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Fazit 


Zusammenfassend betrachtet ist das Vorhaben mit einer Veränderung der lokal-


klimatischen Situation im Bereich und im nahen Umfeld des Betriebsgeländes verbun-


den. Diese Beeinträchtigungen resultieren aus der vorhabenbedingten Flächeninan-


spruchnahme und der baulichen Nutzung.  


Im Vorhabenbereich werden jedoch Dachbegrünungen angelegt, die zu einer 


Reduzierung von nachteiligen Beeinträchtigungen auf die lokalklimatische Situation 


beitragen.  


Im Übrigen sind die Einflüsse auf die lokalklimatische Situation auf den Bereich des 


Vorhabenstandortes und des nahen Umfelds begrenzt. Es ergeben sich keine 


Hinweise darauf, dass das Vorhaben zu einer Veränderung des Klimahaushaltes 


führen könnte. Das Vorhaben ist somit mit keinen erheblichen Beeinträchtigungen des 


Schutzgutes Klima verbunden. 


Tabelle 40.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Klima.  


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelungen gering gering keine 


Baukörper gering gering keine 


Barriere- und Trennwirkungen (Zerschneidung) gering gering keine 


Verschattung keine gering keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Wärmeemissionen  gering keine keine 


Wasserdampfemissionen keine gering gering 


 


 


5.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Luft 


5.3.1 Relevante Wirkfaktoren 


Für die Beurteilung der potenziellen vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Schutz-


gut Luft sind die nachstehenden Wirkfaktoren und Folgewirkungen relevant: 


 


Betriebsbedingte Wirkfaktoren 


Mit dem Vorhaben sind Emissionen von Luftschadstoffen als relevanter Wirkfaktor 


anzuführen. Aus diesen Emissionen können potenziell die nachfolgenden Wirkpfade 


bzw. immissionsseitigen Einwirkungen resultieren: 


• Immissionen von gasförmigen Luftschadstoffen 


• Stickstoffeinträge 


• Säureeinträge 
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Die Beurteilung der potenziellen Auswirkungen durch Luftschadstoffe auf die 


Schutzgüter Boden, Wasser, Tiere und Pflanzen, Mensch erfolgt in den einzelnen 


weiteren schutzgutspezifischen Auswirkungskapiteln.  


Die Einwirkungen von Stickstoffeinträgen sind für das Schutzgut Luft selbst nicht 


bedeutsam. Stickstoffeinträge sind ausschließlich für das Schutzgut Pflanzen und Tiere 


bzw. für Natura 2000-Gebiete relevant. Die Betrachtung von Stickstoffeinträgen erfolgt 


daher im Zusammenhang mit der Auswirkungsbetrachtung des Schutzgutes Pflanzen 


und Tiere (Kapitel 5.7) und im Zusammenhang mit der Bewertung der Auswirkungen 


auf Natura 2000-Gebiete (Kapitel 6). 


 


5.3.2 Maßstäbe zur Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Luft 


Für die Beurteilung der potenziellen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft werden die 


Ergebnisse der Immissionsprognosen für Luftschadstoffe [36] herangezogen. 


Als Beurteilungsmaßstäbe dienen u. a. die folgenden Beurteilungsgrundlagen: 


• Immissionswerte der TA Luft, 39. BImSchV 


• Ziel- und Orientierungswerte des LAI (Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft für 


Immissionsschutz), 


• sonstige anerkannte Beurteilungswerte. 


Eine Übersicht über die einzelnen herangezogenen Beurteilungsmaßstäbe bzw.  


-werte ist Kapitel 4.5.1 zu entnehmen. Die lufthygienische Vorbelastung wurde in 


Kapitel 4.5.2 dargestellt. 


Die Immissionsprognose für Luftschadstoffe bildet die Grundlage zur Beurteilung der 


potenziellen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und auf die mit diesem Schutzgut in 


Wechselwirkung tretenden Schutzgüter.  


Die Immissionsprognose bildet zudem eine wesentliche Beurteilungsgrundlage für die 


naturschutzfachliche Verträglichkeit des Vorhabens. 


 


5.3.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von potenziellen Auswirkungen 


auf das Schutzgut Luft 


Bauphase 


• Vermeidung der Verschmutzung öffentlicher Straßen und von diffusen Staub-


emissionen durch geeignete technische und/oder sonstige organisatorische 


Maßnahmen (optional, je nach Erfordernis). 


• Befeuchtung der relevanten Fahrt- und Verkehrsflächen zur Minimierung der 


Staubemissionen, insbesondere während länger anhaltender 


Trockenwetterperioden sowie im Bedarfsfall (optional, je nach Erfordernis). 


 


Betriebsphase 


• Ableitung der Abgase über ausreichend hoch bemessene Schornsteine in die 


Atmosphäre 
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5.3.4 Betriebsbedingte Auswirkungen 


5.3.4.1 Emissionen von Luftschadstoffen 


5.3.4.1.1 Allgemeines 


Für das Schutzgut Luft stellen die Emissionen von Luftschadstoffen des Vorhabens 


einen der Hauptwirkfaktoren dar. Für die Beurteilung der potenziellen immis-


sionsseitigen Auswirkungen des Vorhabens wurden im Rahmen des Fachgutachtens 


zur Luftreinhaltung [36] Ausbreitungsberechnungen durchgeführt. In diesen werden die 


immissionsseitigen Zusatzbelastungen im Umfeld der KWK-Anlage prognostiziert. 


Die räumliche Verteilung der prognostizierten Zusatzbelastungen entspricht im 


Wesentlichen der Windrichtungshäufigkeitsverteilung, wobei die exakte räumliche 


Lage der Immissionsmaxima von der betrachteten Komponente abhängig ist. Die 


Bereiche maximaler Zusatzbelastungen liegen für die über die Schornsteine 


freigesetzten Luftschadstoffe in nordöstlicher Richtung. Für die gasförmigen 


Schadstoffkomponenten ist exemplarisch die resultierende Konzentrationsverteilung 


(Immissionszusatzbelastung) von Schwefeldioxid in dem betrachteten 


Beurteilungsgebiet in Abbildung 29 dargestellt. Die Abbildung 30 zeigt die 


Konzentrationsverteilungen (Jahresmittelwert) von Stickstoffdioxid. 


 


 


Abbildung 29.  Räumliche Verteilung der Immissionszusatzbelastung (Jahresmittelwert) durch Schwefeldioxid 


(SO2) [36] 
Hintergrund: Datenlizenz Deutschland – Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb 


Geoinformation und Vermessung, 2019 [55]. 
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Abbildung 30.  Räumliche Verteilung der Immissionszusatzbelastung (Jahresmittelwert) durch Stickstoffdioxid 


(NO2) [36]  
Hintergrund: Datenlizenz Deutschland – Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb 


Geoinformation und Vermessung, 2019 [55]. 
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5.3.4.1.2 Schutz der menschlichen Gesundheit  


In der nachfolgenden Tabelle sind die prognostizierten maximalen Immissions-Jahres-


Zusatzbelastungen (IJZMax) für diejenigen beurteilungsrelevanten Parameter 


aufgeführt, für die in der Nr. 4.2.1 sowie der Nr. 4.3.1 der TA Luft Immissionswerte 


festgelegt sind.  


Tabelle 41.  Maximale Kenngrößen der Immissions-Jahres-Zusatzbelastung (IJZmax) für Schadstoffe, für 


die in Nr. 4.2.1 der TA Luft Immissionswerte (IW) vorliegen.  


Schadstoff IJZmax 


[µg/m3] 


IW 


[µg/m3] 


Anteil am IW 


[%] 


Schwefeldioxid (SO2)  0,2 50 0,4 


Stickstoffdioxid (NO2) 0,9 40 2,2 


Schwebstaub PM10 0,2 40 0,5 


 


Tabelle 42.  Maximale Kenngröße der Immissions-Jahres-Zusatzbelastung (IJZmax) für die Komponente 


Staubniederschlag für die in Nr. 4.3.1 der TA Luft ein Immissionswert (IW) vorliegt. 


Schadstoff IJZmax 


[mg/(m2·d)] 


IW 


[g/(m2·d)] 


Anteil am IW 


[%] 


Staubniederschlag (nicht gefährdender Staub) 0,21 0,35 0,1 


 


Die Beurteilung der Erheblichkeit der ermittelten Zusatzbelastungen anhand der in Nr. 


4.2.2 der TA Luft genannten "Irrelevanzgrenze" von 3,0 % des entsprechenden 


Immissionswertes bezieht sich formal auf den Immissionsbeitrag, der aus den 


Emissionen der gesamten Anlage (KWK Dradenau) resultiert.  


Die Prognoseergebnisse zeigen, dass die maximalen Immissions-Jahres-Zusatzbe-


lastungen (IJZmax) der Parameter Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffoxide (NO2), 


Feinstaub PM10 und Staubniederschlag deutlich unterhalb des jeweils maßgeblichen 


Immissionswertes der TA Luft liegen. Insbesondere liegt der Anteil der 


Zusatzbelastungen an den entsprechenden Immissionswerten deutlich unter 3,0 %. 


Trägt in einem Luftreinhalteplangebiet eine Anlage mit einem Anteil von maximal 3 % 


des Immissions-Jahreswerts zur Gesamtbelastung bei, müssen gemäß Nr. 4.2.2 a) der 


TA Luft über den Stand der Technik hinausgehende Maßnahmen zur Luftreinhaltung 


oder alternativ nach Nr. 4.2.2 b) Kompensationsmaßnahmen erbracht werden. Bei 


einer Zusatzbelastung bis maximal 1 % des Immissions-Jahreswertes sind gemäß dem 


LAI (2004) [104] keine weitergehenden Emissionsminderungsmaßnahmen, d. h. über 


den Stand der Technik hinausgehende Maßnahmen zur Luftreinhaltung erforderlich, 


da dann der Aufwand für die sich ergebende Minderung des Massenstroms nicht mehr 


verhältnismäßig ist. 


In den im Rahmen der zweiten Fortschreibung des Luftreinhalteplans für Hamburg 


beschriebenen Modellrechnungen (s. Kap. 4.5.3) wurden Straßenabschnitte 


identifiziert, für die auch nach Umsetzung aller gesamtstädtisch wirksamen 


Maßnahmenpakete weiterhin eine Überschreitung des Grenzwertes für das 


Prognosejahr 2020 modelliert wurde.  
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Für die dem vorgesehenen Anlagenstandort nächstgelegenen dieser 


Straßenabschnitte nördlich der Elbe wurden die durch den Anlagenbetrieb zu 


erwartenden Immissions-Jahres-Zusatzbelastungen durch NO2 explizit ermittelt. Diese 


sind nachfolgend dargestellt. 


An den zusätzlich zu berücksichtigenden Immissionsorten für NO2 nördlich der Elbe 


(BUP 1: Klopstockstraße 8; BUP 2: Elbchaussee 5; BUP 3: Neumühlen 23) wurden die 


in der nachfolgenden Tabelle aufgeführten Immissions-Jahres-Zusatzbelastungen 


prognostiziert. Diese weisen eine Zusatzbelastung mit einem Anteil von deutlich < 1 % 


am Immissions-Jahreswert für NO2 auf. 


Tabelle 43.  Prognostizierte Immissions-Jahres-Zusatzbelastung (IJZ) für NO2 an ausgewählten 


Immissionsorten nördlich der Elbe.  


Immissionsort IJZ 


[µg/m3] 


IW 


[µg/m3] 


Anteil am IW 


[%] 


BUP 1 0,05 40 0,1 


BUP 2 0,05 40 0,1 


BUP 3 0,07 40 0,2 


 


 


5.3.4.1.3 Schutz vor erheblichen Nachteilen, insbesondere der Schutz der Vegetation 


und von Ökosystemen 


In der nachfolgenden Tabelle wird nach Nr. 4.4 der TA Luft geprüft, ob durch die 


Zusatzbelastungen durch Schwefeldioxid (SO2) und Stickstoffoxide (NOx) der Schutz 


vor erheblichen Nachteilen, insbesondere der Schutz der Vegetation und von 


Ökosystemen, gewährleistet ist. Hierzu werden die prognostizierten maximalen 


Zusatzbelastungen den Immissionswerten der Nr. 4.4.1 der TA Luft gegenübergestellt. 


Als Irrelevanzwert gelten 3 µg/m³ für NOx und 2 µg/m³ für SO2 (entsprechend 10 % des 


jeweiligen Immissionswertes) gemäß Nr. 4.4.3 der TA Luft. 


Bezüglich der Immissionswerte für Schwefeldioxid sowie Stickstoffoxide, angegeben 


als Stickstoffdioxid, gemäß Nr. 4.4.1 der TA Luft ist darauf hinzuweisen, dass diese nur 


anzuwenden sind, soweit die Beurteilungspunkte zur Überprüfung dieser 


Immissionswerte mehr als 20 km von Ballungsräumen oder 5 km von anderen 


bebauten Gebieten, Industrieanlagen oder Straßen entfernt sind. Dieser Umstand trifft 


an keiner Stelle des Untersuchungsgebietes zu. So befindet sich das 


Untersuchungsgebiet vollständig innerhalb eines 20 km Radius, gemessen vom 


Stadtzentrum Hamburgs, sowie ebenso vollständig innerhalb eines 5 km Radius, 


exemplarisch gemessen vom nächstgelegenen Abschnitt der A 7. Die Anwendbarkeit 


der Immissionswerte für Schwefeldioxid sowie Stickstoffoxide, angegeben als 


Stickstoffdioxid, gemäß Nr. 4.4.1 ist aus oben dargelegten Gründen daher im 


vorliegenden Fall eindeutig nicht gegeben. 


Es erfolgt ferner eine Prüfung nach Nr. 4.8 der TA Luft, ob der Schutz vor erheblichen 


Nachteilen durch Schädigung empfindlicher Pflanzen (z. B. Baumschulen, Kulturpflan-


zen) und Ökosysteme durch Einwirkung von Ammoniak gewährleistet ist. Hierzu wird 


auf Anhang 1 der TA Luft verwiesen, worin entsprechende Prüfkriterien für landwirt-


schaftliche Betriebe genannt werden.  
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Wird Anhang 1 sinngemäß angewendet, so gibt es keinen Anhaltspunkt auf das 


Vorliegen erheblicher Nachteile durch Schädigung empfindlicher Pflanzen und 


Ökosysteme, wenn die Immissionszusatzbelastung für NH3 den Wert von 3 µg/m3 


unterschreitet (irrelevante Zusatzbelastung). 


In der nachfolgenden Tabelle sind die maximalen Kenngrößen der Zusatzbelastung 


IJZmax für die o.g. Schadstoffe der entsprechenden irrelevanten Zusatzbelastung 


gegenübergestellt.  


Tabelle 44.  Maximale Kenngrößen der Immissions-Jahres-Zusatzbelastung (IJZmax) für Schwefeldioxid,  


Stickstoffoxide und Ammoniak durch die Emissionen des zukünftigen Betriebes der geplanten KWK-


Anlage sowie Gegenüberstellung mit den Immissionswerten aus Nr. 4.4.3 der TA Luft. 


Schadstoff IW 


[µg/m3] 


Irrelevanz 


[µg/m3] 


IJZmax 


[µg/m3] 


Schwefeldioxid (SO2) 20 a) b)  2 0,2 


Stickstoffoxide (NOx)  


angegeben als NO2 
30 a)  3 4,4 


Ammoniak (NH3) 10  3 0,8 


 
a) Diese Immissionswerte zum Schutz von Ökosystemen bzw. der Vegetation sind im Beurteilungsgebiet nur 


anzuwenden, soweit die Beurteilungspunkte zur Überprüfung dieser Immissionswerte mehr als 20 km von 
Ballungsräumen oder 5 km von anderen bebauten Gebieten, Industrieanlagen oder Straßen entfernt sind (TA Luft 
4.6.2.6). Dies trifft an keiner Stelle des Untersuchungsgebietes zu; gleichwohl werden die o. g. Immissionswerte 
zur Beurteilung herangezogen. 


b) Mittelungszeitraum: Jahr und Winter (1. Oktober bis 31. März). 


 


Die Ergebnisse zeigen, dass die vorhabenbedingten maximalen Immissions-Jahres-


Zusatzbelastungen (IJZMax) als sehr gering zu bewerten sind. 


Somit ist davon auszugehen, dass der Schutz vor erheblichen Nachteilen, 


insbesondere der Schutz der Vegetation, empfindlicher Pflanzen und von 


Ökosystemen gewährleistet ist. 


Für die betrachteten Luftschadstoffe bleibt des Weiteren festzuhalten, dass im Bereich 


der maximalen Zusatzbelastung keine sensiblen Bestandteile von Natur und 


Landschaft (z.B. geschützte Biotope) vorliegen. 


Die obige Beurteilung umfasst zunächst den Schutz der Vegetation und Ökosysteme 


bzgl. der Luftimmissionskonzentrationen. Im vorliegenden Fall können sich im 


Einwirkungsbereich des Vorhabens Ökosysteme bzw. Natura 2000-Gebiete (FFH-


Gebiete) befinden, die durch die resultierenden Depositionen der o. g. 


vorhabenbedingten Luftschadstoffe beeinträchtigt werden könnten. Inwieweit 


Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Natura 2000-Gebiete durch die mit diesen 


Depositionen verbundenen Stickstoffeinträge vorliegen, wird im Kapitel 6 untersucht. 
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5.3.4.1.4 Sonstige Schadstoffe 


Für Kohlenmonoxid sowie Feinstaub PM2,5 ist in der TA Luft kein Immissionsgrenzwert 


angegeben. Für die vorliegende Bewertung wird daher der in der 39. BImSchV [16] 


festgelegte höchste Achtstundenmittelwert für Kohlenmonoxid von 10 mg/m³ für die 


Bewertung herangezogen. Ferner ist in der 39. BImSchV [16] ein Immissionsgrenzwert 


für Partikel PM2,5 von 25 µg/m³ im Jahresmittel festgelegt. 


In Tabelle 45 sind die aus der Ausbreitungsrechnung resultierenden Immissions-


Stunden- (ISZmax) und Immissions-Tages-Zusatzbelastung (ITZmax) durch Kohlen-


monoxid aufgeführt. Durch die Multiplikation der maximalen Immissions-Tages-Zusatz-


belastung mit dem Faktor 3 kann ein konservativer Schätzwert für den höchsten 8 h-


Mittelwert abgeleitet werden. 


Selbst in Kombination mit einer konservativ gewählten Vorbelastung2 von 2,5 mg/m³ 


[99] (entsprechend einer Gesamtbelastung von maximal 4,0 mg/m³) davon ausge-


gangen werden, dass in Bezug auf Kohlenmonoxid der Schutz der menschlichen 


Gesundheit gewährleistet ist. 


Tabelle 45.  Maximale Kenngröße der Immissions-Stunden- (ISZmax) und Immissions-Tages-Zusatz-


belastung (ITZmax) durch Kohlenmonoxid durch den Betrieb der KWK-Anlage und Vergleich mit dem 


Grenzwert (GW) der 39. BImSchV. 


Schadstoff Höchster 8h-Mittelwert pro Tag 
 


[mg/m³] 


ISZmax 


 
[mg/m3] 


ITZmax 


 
[mg/m³] 


Kohlenmonoxid, CO 10 1,2 0,1 


 


Auch für Schwebstaub PM2,5 ergibt sich ebenfalls eine Zusatzbelastung, die in Bezug 


auf den Grenzwert der 39. BImSchV als irrelevant eingestuft werden kann (siehe 


Tabelle 46). 


Tabelle 46.  Maximale Kenngrößen der Immissions-Jahres-Zusatzbelastung (IJZmax) durch Feinstaub 


PM2,5 durch die Emissionen des zukünftigen Betriebes der geplanten KWK-Anlage Dradenau. 


Schadstoff IW 


[µg/m3] 


Irrelevanz in Anlehnung an 
Nr. 4.2.2 TA Luft 


[µg/m3] 


IJZmax 


[µg/m3] 


Feinstaub, PM2,5 [µg/m3] 25  3 0,2 


 


Des Weiteren wurde in der Immissionsprognose für Luftschadstoffe [37] eine 


Vorprüfung zur Erforderlichkeit einer Sonderfallprüfung für Formaldehyd vorgenom-


men. 


Für Formaldehyd liegt kein Immissionswert in der TA Luft, 39. BImSchV oder anderen 


Rechtsgrundlagen vor. Von Seiten des LAI wird ebenfalls kein expliziter Orientie-


rungswert für die Sonderfallprüfung genannt. 


                                                
2  Höchster im Hamburger Luftmessnetz gemessener 8 h-Mittelwert für Kohlenmonoxid der letzten 


5 Jahre (Verkehrsmessstation Habichtstraße 1,5 m im Jahr 2017). 
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Als Arbeitsplatzgrenzwert wird in der TRGS 900 [87] eine Luftkonzentration von 


0,37 mg/m³ (bzw. 0,3 ml/m³ festgelegt, dies entspricht auch der Empfehlung der MAK-


Werte-Kommission [88]. 


Im Rahmen eines Projektes des UBA zur Bewertung von krebserzeugenden Stoffen 


für die TA Luft wurde aus diesem Arbeitsplatzgrenzwert [89] ein Orientierungswert für 


die Außenluft von 67 µg/m³ abgeleitet, bei dem eine Lebenszeitexposition nicht mehr 


mit einem erhöhten Krebsrisiko verbunden ist. Im Hinblick auf die im UBA-Bericht 


enthaltenen Ausführungen, wird vorgeschlagen, im Zuge der Sonderfallprüfung diesen 


Wert bzw. eine an diesem orientierte Irrelevanzschwelle von 3,0 % dieses Werts 


(entsprechend 2,01 µg/m³) heranzuziehen. 


Tabelle 47.  Maximale Kenngrößen der Immissions-Jahres-Zusatzbelastung (IJZmax) durch Formaldehyd 


durch die Emissionen des zukünftigen Betriebes der geplanten KWK-Anlage Dradenau. 


Schadstoff IW 


[µg/m3] 


Irrelevanz in Anlehnung an 
Nr. 4.2.2 TA Luft 


[µg/m3] 


IJZmax 


[µg/m3] 


Formaldehyd [µg/m3] 67  2,01 0,50 


 


Entsprechend der Ergebnisse der Immissionsprognose für Luftschadstoffe [37] wird im 


Immissionsmaximum eine Zusatzbelastung von 0,50 µg/m³ prognostiziert. Somit ist die 


Unterschreitung der orientierenden Irrelevanzschwelle sichergestellt und es liegen 


daher keine Anhaltspunkte für die Erforderlichkeit einer Sonderfallprüfung für 


Formaldehyd vor. 


 


5.3.4.1.5 Fazit 


Im Ergebnis ist festzustellen, dass die geplante KWK-Anlage keine maßgebliche 


Zusatzbelastungen hervorruft. Die Immissionsbeiträge des Vorhabens sind jeweils so 


gering, dass diese im Umfeld des Betriebsgeländes der Wärme Hamburg GmbH zu 


keiner relevanten Erhöhung der derzeit bestehenden Immissionssituation 


(Vorbelastung) führen. 


Die zu erwartenden maximalen Immissionszusatzbelastungen durch die 


Gesamtanlage liegen für die nach TA Luft zu beurteilenden Luftschadstoffe deutlich 


unter der 3,0 %-Irrelevanzgrenze. Für die zusätzlich zu berücksichtigenden 


Immissionsorte nördlich der Elbe, liegen die zu erwartenden Immissions-


zusatzbelastungen zudem deutlich unterhalb des durch den Luftreinhalteplan 


begründeten 1 %-Kriteriums. Auch für die übrigen Luftschadstoffe ergeben sich solch 


geringe vorhabenbedingte Immissionszusatzbelastungen, so dass in Bezug auf 


sämtliche Luftschadstoffe der Schutz der menschlichen Gesundheit sowie der Schutz 


von Ökosystemen bzw. der Vegetation gegeben sind. 


Wird die in Kapitel 4.5.2 dargestellte Vorbelastung hinzugezogen, so ist festzustellen, 


dass die jeweiligen relevanten Beurteilungs- bzw. Immissionswerte deutlich 


unterschritten werden.  
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Insgesamt kann somit festgehalten werden, dass die resultierende Gesamtbelastung, 


aus der Summe der Vor- und Zusatzbelastung, im Wesentlichen der vorherrschenden 


Vorbelastung entspricht und die Immissions-Jahres-Zusatzbelastungen durch das 


Vorhaben als unbeachtlich einzustufen sind. Erhebliche nachteilige 


Beeinträchtigungen des Schutzgutes Luft sind auf Grundlage der Prognoseergebnisse 


nicht zu erwarten. Der Schutz des Menschen bzw. von Ökosystemen vor erheblichen 


nachteiligen Beeinträchtigungen oder Belästigungen ist als sichergestellt einzustufen.  


 


5.3.5 Zusammenfassung der Auswirkungen auf das Schutzgut Luft 


Emissionen von Luftschadstoffen in der Betriebsphase 


Zur Ermittlung der aus dem Betrieb der KWK-Anlage resultierenden Auswirkungen auf 


das Schutzgut Luft wurde ein Gutachten zur Luftreinhaltung erstellt, in dessen Rahmen 


eine Immissionsprognose für Luftschadstoffe durchgeführt worden ist. Im Gutachten 


zur Luftreinhaltung werden die maximalen Immissions-Jahres-Zusatzbelastungen 


(IJZmax) für die Luftschadstoffe Stickstoffdioxid (NO2), Stickstoffoxide (NOx), Ammoniak 


(NH3), Feinstaub PM10, Kohlenmonoxid (CO), Feinstaub PM2,5 sowie Formaldehyd 


prognostiziert und beurteilt. Im Ergebnis wird festgestellt, dass das Vorhaben nur zu 


geringfügigen Zusatzbelastungen im Umfeld des Vorhabenstandortes führt. Die 


prognostizierten Zusatzbelastungen sind damit so gering, dass diese zu keiner 


relevanten Erhöhung der Luftschadstoffvorbelastung führen. 


Unter Berücksichtigung der vorgenannten Ergebnisse ergeben sich nur geringfügige 


Beeinträchtigungen des Schutzgutes Luft. Erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen 


durch Emissionen von Luftschadstoffen in der Betriebsphase sind nicht zu erwarten. 


Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Schutz des Menschen bzw. von 


Ökosystemen vor erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen oder Belästigungen als 


sichergestellt einzustufen ist. 


 


Fazit 


In Bezug auf den Vorhabenstandort sowie den Nah- und Fernbereich des 


Vorhabenstandortes sind die potenziellen Auswirkungen des Vorhabens wie folgt 


einzustufen: 


Tabelle 48.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Luft. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Baubedingte Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben  keine Relevanz gering keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Immissionen von gasförmigen Luftschadstoffen keine Relevanz gering gering 
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5.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und Fläche 


5.4.1 Relevante Wirkfaktoren 


Das Schutzgut Boden ist ein Teil eines Ökosystems und bildet zusammen mit der 


bodennahen Luftschicht den Lebensraum für die Lebensgemeinschaft auf Pflanzen, 


Tieren und Mikroorganismen aus. Neben seinen natürlichen Funktionen erfüllt der 


Boden Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie für Bodennutzun-


gen. Einflussfaktoren der Bauphase wie Flächeninanspruchnahmen, Versiegelung, Ver-


dichtung und Bodenumlagerung wirken sich auf die Bodenfunktionen je nach Eingriffs- 


bzw. Einwirkungsintensität und Standorteigenschaft temporär oder dauerhaft aus.  


Für die Beurteilung der vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 


und Fläche sind die nachstehenden Wirkfaktoren und Folgewirkungen relevant: 


 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Das Vorhaben ist mit den nachfolgenden bau- und anlagenbedingten Wirkfaktoren ver-


bunden: 


• Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


 


Betriebsbedingte Wirkfaktoren 


Die betriebsbedingten Wirkfaktoren stellen dauerhafte Einwirkungen auf das Schutzgut 


Boden und Fläche dar, wobei sich die Einwirkungen in Abhängigkeit der Last- bzw. 


Betriebszustände der Anlagen unterscheiden können. Diesbezüglich ist der folgende 


Wirkfaktor relevant: 


• Emissionen von Luftschadstoffen 


 


Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern bestehen hinsichtlich des Schutzgutes 


Luft (Stickstoffdeposition, Ammoniak, Formaldehyd). Über die Anreicherung von Nähr-


/Schadstoffen in Böden können sich die Standortbedingungen für Pflanzen und Tiere 


verändern. Dies kann zu einer Verschiebung des Artenspektrums und zu einem 


ökologischen Ungleichgewicht führen. 


Die Beziehung zwischen dem Schutzgut Boden als Lebensgrundlage für Pflanzen und 


Tiere steht im Vordergrund der Auswirkungsbetrachtung. Zudem dienen Böden als 


Puffermedium dem Schutz des Grundwassers und dem Schutz von Oberflächenge-


wässern. Das Schutzgut Boden stellt einen wesentlichen Bestandteil im Wirkungs-


gefüge zwischen den Schutzgütern dar. Daher bilden die Beurteilungen zum Schutzgut 


Boden einen wesentlichen Aspekt zur Beurteilung von etwaigen Beeinträchtigungen 


der mit dem Schutzgut Boden in Wechselwirkung stehenden Schutzgüter.  
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5.4.2 Maßstäbe zur Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und 


Fläche 


Als Maßstäbe für die Beurteilung der potenziellen Auswirkungen des Vorhabens auf 


das Schutzgut Boden und Fläche gelten insbesondere: 


• Flächengröße von Versiegelungen in Abhängigkeit der betroffenen Bodentypen, 


• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von 


Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz – BBodSchG [5]), 


• Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV [7]), 


• TA Luft für den Wirkfaktor der Schadstoffemissionen. 


 


Die wesentlichen Beurteilungskriterien bilden die folgenden Bodenfunktionen: 


• Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Pflanzen und Tiere, 


• Bestandteil des Naturhaushaltes bzgl. des Wasser- und Nährstoffhaushalts, 


• Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen, 


• Nutzungsfunktion des Bodens (z. B. Landwirtschaft, Erholungsnutzung), 


• Archivfunktion der Kultur- und Naturgeschichte. 


 


Für die Wirkfaktoren erfolgt im Wesentlichen eine verbal-argumentative Beurteilung 


der potenziell zu erwartenden vorhabenbedingten Auswirkungen. 


 


5.4.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von potenziellen Auswirkungen 


auf das Schutzgut Boden und Fläche 


Nachfolgend werden die für das Vorhaben vorgesehenen Maßnahmen zur 


Vermeidung und Verminderung von nachteiligen Auswirkungen zusammengestellt: 


• Maßnahmen zur Staubminderung während der Bauphase (siehe Schutzgut Luft, 


Kapitel 0) zur Reduzierung von nachteiligen Einwirkungen auf Böden im Bereich 


und im Umfeld des Vorhabenstandorts. 


• Reduzierung der erforderlichen Flächeninanspruchnahmen 


Zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen des Schutzgut Boden 


ist ein schonender und flächensparender Umgang mit Böden in der Baustellen-


planung und der Ausführung der Bauphase durch Realisierung eines möglichst 


kleinflächigen Baubetriebs vorzusehen. Der Baubetrieb ist auf die unbedingt für 


die Bauphase erforderlichen Flächen zu begrenzen (z. B. durch Bauzäune oder 


sonstige Absperrungen). 


Dies ist durch die gezielte Ausweisung von Baustelleneinrichtungsflächen, Lager-


flächen etc. möglichst auf der Vorhabenfläche zu erreichen. Zudem sollen nach 


Möglichkeit für die Lagerung von Bau- und Einsatzstoffen sowie von Arbeits-


maschinen bereits beanspruchten Bodenflächen bzw. solche Böden, die zukünf-


tig versiegelt sein werden, genutzt werden. Eine Nutzung von naturbelassenen 


Böden, die für die Vorhaben nicht bebaut werden, ist zu vermeiden. 
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Derzeit unversiegelte Flächen, die für die Baustelleneinrichtungen sowie für die 


Lagerung und den Transport von Baumaterialien genutzt werden müssen, sind 


als temporäre Einrichtungen herzustellen. Nach Abschluss der Baumaßnahmen 


sind diese Einrichtungen etc. wieder zurückzubauen bzw. zu beseitigen. Soweit 


es sich nicht um Flächen der zukünftigen Bebauung bzw. Versiegelung handelt, 


so sollen diese Flächen entsprechend begrünt bzw. rekultiviert werden. 


Der Baubetrieb ist darüber hinaus auf die Flächen des Vorhabenstandorts zu 


begrenzen. Sollten angrenzende Flächen, außerhalb dieser Bereiche als 


Baustelleneinrichtungen genutzt werden müssen, so ist dies im Vorfeld mit den 


zuständigen Behörden abzustimmen und zu beantragen. Flächen, die keiner 


dauerhaften Versiegelung oder dauerhaften Bebauung zugeführt werden, sind 


nach Abschluss der Bauphase wiederherzustellen (zu rekultivieren). Die 


ordnungsgemäße Umsetzung dieser Wiederherstellung ist zu dokumentieren. 


• Wiederverwendung von Böden  


Die in der Bauphase anfallenden Bodenabträge und -aushübe sind, soweit eine 


Wiederverwendung bzw. ein Wiedereinbau möglich ist, vor Ort (d. h. auf dem 


Betriebsgrundstück) wieder einzubauen bzw. zur Modellierung des Geländes und 


von Böschungen zu verwenden. Sofern ein Wiedereinbau nicht möglich ist, ist 


eine externe fachgerechte Wiederverwendung oder Beseitigung im Falle von Ver-


unreinigungen des Bodenmaterials durchzuführen bzw. vornehmen zu lassen. 


• Vermeidung von Verunreinigungen des Bodens  


Zum Schutz des Bodens ist eine ordnungsgemäße Lagerung und ein ordnungs-


gemäßer Umgang mit Bau- und Einsatzstoffen sicherzustellen. Zum Einsatz dür-


fen nur bauartzugelassene Baumaschinen kommen, für die insoweit dokumen-


tierte Wartungen vorliegen. Diese Baumaschinen sind regelmäßigen Sichtkon-


trollen zu unterziehen, um z. B. Leckagen oder Ölverluste frühzeitig zu erkennen 


und zu beseitigen. 


Der sichere Umgang mit wasser- bzw. umweltgefährdenden Stoffen ist zudem 


durch ein geeignetes Baustellenmanagement sicherzustellen. Dies umfasst auch 


die vorgesehenen Lagerbereiche für wasser- bzw. umweltgefährdende Stoffe. 


Die Bevorratung bzw. Lagerung solcher Stoffe sind nur in dafür zugelassenen 


Behältnissen zulässig. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass Lagerflächen zum 


Boden abgedichtet werden, so dass das auch im Falle von Leckagen kein soforti-


ger Eintritt in den Boden möglich ist. 


• Vermeidung der Lagerung von Abfällen auf unversiegelten Böden 


Die ordnungsgemäße Beseitigung oder Wiederverwertung von baubedingt anfal-


lenden Abfällen ist zur Vermeidung von Bodenverunreinigungen zu gewährleis-


ten. Dies umfasst u. a. die Lagerung von Abfällen auf dichten beständigen Grund-


flächen und die Vermeidung der Lagerung auf unversiegelten Böden. Die Abfälle 


sind in entsprechend der Abfallart zugelassenen Behältnissen zu lagern. Die 


externe Beseitigung oder Wiederverwendung durch fachkundige Unternehmen 


bzw. die Bauunternehmer ist zu gewährleisten. 
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• Umgang bei Auffinden von Bodenverunreinigungen  


Beim Auftreten von Auffüllungen im Boden oder beim Auffinden von geruchs- und 


farbauffälligem Bodenaushub sind in Abstimmung mit der zuständigen Boden-


schutzbehörde geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um eine Verfrachtung von 


belasteten Bodenmaterial bzw. allgemein Schadstoffen in unbelastete Böden zu 


vermeiden. Hierfür sind bspw. eine separate Lagerung, eine gutachterliche Be-


probung und Analyse sowie die fachgerechte Entsorgung bei Erfordernis vorzu-


sehen. 


Bereiche, in denen Böden mit bekannten Verunreinigungen vorliegen, sind ent-


sprechend sorgfältig auszuheben und temporär so auf dem Gelände zu lagern, 


das diese zu keiner Verfrachtung von Verunreinigungen in unbelastete Böden 


oder in das Grundwasser führen können. Das Bodenmaterial ist entsprechend 


seiner Einstufung der ordnungsgemäßen Beseitigung zuzuführen.  


• Reduzierung von Störeinflüssen im Umfeld durch Erschütterungen und 


Geräusche in der Bauphase  


Einsatz geeigneter, z. B. schall- und erschütterungsgedämpfter Baumaschinen 


zur Minimierung von Bodensetzungen und nachteiligen Einwirkungen auf die 


Bodenfauna. 


 


Maßnahmen zur Reduzierung von betriebsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut 


Boden sind identisch mit den Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von 


nachteiligen Einwirkungen auf das Schutzgut Luft. Diese Maßnahmen sind in der 


Anlagentechnik und der Betriebsweise der Anlage integriert. 


 


5.4.4 Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


5.4.4.1 Flächeninanspruchnahme und -versiegelung 


Den Hauptwirkfaktor auf das Schutzgut Boden bzw. die ökologischen Bodenfunktionen 


bilden im Allgemeinen Flächeninanspruchnahmen und -versiegelungen. Dieser Wirk-


faktor ist bereits bei Beginn der Bauphase anzusetzen, die die Herrichtung der Stand-


ortfläche umfasst. 


Neben der Herrichtung der Bodenfläche in Form von Bodenab- und -aufträgen (Boden-


umlagerungen) umfasst der Eingriff auch Bodenaushübe im Zuge der Gründungen von 


Gebäuden sowie sämtliche Bodenversiegelungen. Darüber hinaus sind hierunter auch 


alle temporären Baustelleneinrichtungsflächen zu fassen, die z. B. zur Lagerung von 


Baumaterialien genutzt werden. 


Die aus den Bautätigkeiten resultierenden direkten Einwirkungen auf das Schutzgut 


Boden sind auf den Vorhabenstandort begrenzt. Dabei ist der derzeitige Zustand des 


Bodens zu berücksichtigen sowie der hiermit verbundene Flächenverbrauch. Es ist 


zudem zu unterscheiden zwischen zukünftig versiegelten bzw. überbauten Böden und 


zukünftig unversiegelten Böden. Die Versiegelung und Bebauung richten sich nach 


dem tatsächlichen Bedarf der Nutzung. Diese umfassen den Anlagenbestand für die 


KWK-Anlage einschließlich zugehöriger Nebeneinrichtungen und Verkehrsflächen. Im 


Einzelnen umfasst das Vorhaben die nachfolgenden Flächeninanspruchnahmen bzw. 


Flächennutzungen [43]: 
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Gebäude und Anlagen (davon 1.500 m² ext. Dachbegrünung): 13.234 m² 


Verkehrsflächen (inkl. Parkplatz): 11.290 m² 


Grünflächen (unversiegelte Flächen): 14.823 m² 


Diese dauerhafte Flächeninanspruchnahme entspricht einem prozentualen Anteil von 


64,3 % an der zukünftigen Standortfläche der KWK-Anlage. Rund 39,2 % der Vor-


habenfläche werden als Grünflächen ausgestaltet oder bleiben als solche erhalten.  


Nachfolgend werden die aus dem Vorhaben resultierenden Auswirkungen beschrieben 


und bewertet. Die Beschreibung und Bewertung erfolgt dabei auf Grundlage der 


Bodenfunktionen gemäß BBodSchG. 


 


Natürliche Funktionen des Bodens als Lebensgrundlage für Menschen 


Nutzungsfunktionen für den Menschen 


Als Lebensgrundlage für den Menschen ist der Vorhabenstandort ohne eine beson-


dere Bedeutung. Im Ist-Zustand wird der Standort der KWK-Anlage jedoch nicht für 


gewerbliche Tätigkeiten genutzt. In diesem Bereich liegt gegenwärtig eine Brachfläche 


mit Ruderalvegetation vor.  


Im Umfeld des Standortes der KWK-Anlage sind unterschiedliche Potenziale für den 


Menschen gegeben. Es handelt sich bei dem Untersuchungsgebiet insbesondere um 


einen gewerblich/industriell geprägten Raum.  


 


Lebensraumfunktion für Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen 


Die mit der Bauphase beginnende Überformung des Bodens im Vorhabenbereich ist 


mit einem Verlust der potenziellen Lebensraumfunktion des Bodens für Pflanzen, Tiere 


und Bodenorganismen verbunden. Die Lebensraumfunktion wird in der Bauphase 


überwiegend verloren gehen. Es wird allerdings nicht die gesamte Vorhabenfläche 


einer dauerhaften Überbauung bzw. Versiegelung zugeführt. Die Randbereiche des 


Vorhabenstandortes sollen nach Abschluss der Baumaßnahmen wiederhergerichtet 


und begrünt werden (Gehölzanpflanzungen, Rasenflächen). Die nachfolgende Abbil-


dung wurde dem LBP [43] entnommen und zeigt die Vorhabenfläche mitsamt der 


geplanten Pflanzmaßnahmen. 
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Abbildung 31.  Maßnahmenkarte für das Vorhabengebiet [43]. 


 


Die aus der Bauphase und den dauerhaften Anlagenbestand resultierenden Eingriffe 


werden im Rahmen der naturschutzfachlichen Eingriffs- und Ausgleichsregelung be-


rücksichtigt. Dies schließt ebenfalls die mit dem Vorhaben verbundene dauerhafte Flä-


chenversiegelung von Böden ein. Dabei ist der KWK-Anlage ein dauerhafter Eingriffs-


umfang von 21.524 m² zuzuordnen.  


Da mit dem Vorhaben ein Eingriff in Biotope verbunden ist und das Vorhaben als 


Außenbereich gemäß § 35 BauGB eingestuft wird, wurden Kompensationsmaßnah-


men für Eingriffe in Natur und Landschaft festgelegt. Der Aspekt Versiegelung/Verän-


derung von Bodenoberflächen ist diesbzgl. ein Bestandteil der Eingriffs- und Aus-


gleichsbilanzierung und wurde bei der Ermittlung des Kompensationsumfangs berück-


sichtigt (vgl. Kapitel 5.7.4.1.1). 


Die Umsetzung dieser Kompensationsmaßnahmen führt an anderer Stelle im räum-


lichen Umfeld des Vorhabenstandortes zu einer Aufwertung der dortigen Böden in Be-


zug auf ihre Lebensraumfunktion. Der Bodeneingriff im Bereich des Vorhabenstand-


ortes stellt zwar eine nachteilige Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden dar, durch 


die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen werden erhebliche nachteilige Beein-


trächtigungen des Bodens jedoch vermieden. Dies liegt u. a. auch darin begründet, 


dass im Bereich des Vorhabenstandortes keine seltenen oder besonders wertvollen 


Böden entwickelt sind, die bspw. eine essentielle Voraussetzung für daran angepasste 


Biotope darstellen. Ferner werden die Randbereiche der Vorhabenfläche als Grün-


flächen ausgestaltet.  
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Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund 


der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum 


Schutz des Grundwassers 


Unversiegelte Böden sind nicht nur als Lebensraum für Pflanzen, Tiere und Boden-


organismen ein bedeutsamer Bestandteil des Landschafts- und Naturhaushaltes. 


Böden stellen auch ein wesentliches Bindeglied zwischen den verschiedenen Umwelt-


medien dar. In diesem Zusammenhang ist insbesondere die Bedeutung von Böden in 


Bezug auf ihre Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften sowie ihre Bedeu-


tung für den Wasserhaushalt zu beachten.  


Die vorliegenden Böden stehen als unversiegelte Flächen grundsätzlich einer Grund-


wasserneubildung entgegen. Aufgrund der vorherrschenden Bodenart ist die Grund-


wasserneubildungsfunktion jedoch nur eingeschränkt. Aufgrund der Bodenzusammen-


setzung erfüllt der Boden zudem eine Pufferwirkung gegenüber Schadstoffeinträgen.  


Durch die bauliche Inanspruchnahme der Flächen geht zumindest die Grundwasser-


neubildungsfunktion verloren. Gleiches gilt für die Funktion der Filter-, Puffer- und 


Stoffumwandlungseigenschaften des Bodenstandortes. Der Verlust der Grundwasser-


neubildungsfunktion ist nur als geringfügige Beeinträchtigung zu bewerten, da der 


vorliegende Grundwasserhaushalt im Bereich des Vorhabenstandort primär durch die 


Elbe bestimmt wird. Der Verlust der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften 


des Bodens ist ebenfalls als nicht erheblich zu bewerten, da es sich nur um einen 


kleinflächigen Bereich innerhalb einer intensiv durch bauliche Nutzungen geprägten 


Region und handelt sowie anstelle der Schutzfunktion des Bodens die zukünftigen 


Versiegelung als Überdeckung wirksam werden. 


 


Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 


Der Boden im Bereich des Vorhabenstandortes erfüllen keine besondere Bedeutung 


als Archiv der Natur und Kulturgeschichte. Erhebliche Beeinträchtigungen dieser 


Bodenfunktion werden somit nicht hervorgerufen.  


Es liegen zudem keine sonstigen Aspekte vor, die im Hinblick auf die Archivfunktion 


von Böden eine besondere Bedeutung aufweisen würden.  


 


Fazit 


Die mit der KWK-Anlage verbundenen Flächeninanspruchnahmen/-versiegelungen 


führen zu einer weiteren Veränderung bzw. Überprägung von derzeit weitgehend un-


versiegelten Böden. Eine Beeinträchtigung der ökologischen Bodenfunktionen ist da-


bei insbesondere in Bezug auf die Lebensraumfunktion für Pflanzen, Tiere und Boden-


organismen anzusetzen. Allerdings weist der Vorhabenstandort aufgrund der künst-


lichen Aufschüttungen bzw. der anthropogenen Vorprägung nur eine geringe Bedeu-


tung bzgl. der Lebensraumfunktion für Pflanzen, Tiere und Bodenorganismen auf. Es 


ist auszuschließen, dass diese Fläche von herausragender Bedeutung für die Ent-


wicklung von Pflanzen, Tieren und Bodenorganismen ist. Dies ist zudem dem über-


wiegend versiegelten und industriell und hafentypischen Umfeld des Standorts ge-


schuldet. 
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Mit dem Vorhaben ist dennoch ein Verlust von Habitaten verbunden, der im Rahmen 


des Landschaftspflegerischen Begleitplans ermittelt und bewertet worden ist. Aufgrund 


dieses Verlustes sind Kompensationsmaßnahmen vorgesehen, die den Verlust der 


Lebensraumfunktion des Bodens durch Bodenversiegelungen berücksichtigen. Es 


findet folglich ein vollständiger Ausgleich der vorhabenbedingten Eingriffe statt. Auf-


grund dessen ist die Flächeninanspruchnahme bzw. der Verlust von Bodenfunktionen 


nicht als erhebliche Beeinträchtigung zu bewerten.  


Dennoch sind mit dem Vorhaben Verluste von potentiellen Habitaten mit 


entsprechende Kompensationsmaßnahmen vorgesehen, wobei auch 


Bodenversiegelungen berücksichtigt worden sind. Unter Berücksichtigung der 


vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen werden die mit dem Vorhaben verbundenen 


Eingriffe in das Schutzgut Boden vollständig ausgeglichen.  


Die sonstigen natürlichen Bodenfunktionen sind aufgrund der Art der anstehenden 


Böden unter Berücksichtigung der bodenkundlichen Ausgangssituation im Umfeld des 


Vorhabenstandortes als geringfügige Beeinträchtigung zu bewerten. Eine Relevanz 


des Vorhabens für die Bodenfunktionen hinsichtlich des nahen oder fernen Umfelds ist 


nicht vorhanden. 


 


5.4.5 Betriebsbedingte Auswirkungen 


5.4.5.1 Emissionen von Luftschadstoffen 


Bei der Beurteilung der potenziellen Auswirkungen auf die ökologischen Funktionen 


des Bodens, v. a. hinsichtlich der Lebensraumfunktion sowie der Puffer-, Speicher- 


und Filterfunktion, sind insbesondere dauerhaft über einen längeren Zeitraum hervor-


gerufene Stoffeinträge zu berücksichtigen, welche sich nachteilig auf die ökologischen 


Bodenfunktionen auswirken könnten.  


Mit dem vorliegenden Vorhaben werden durch die Gesamtanlage zwar Stäube emit-


tiert, die als Staubniederschlag auf die Umgebung niedergehen können. In Kapi-


tel 5.3.5.1.3 wurde jedoch bereits aufgezeigt, dass durch das Vorhaben nur vernach-


lässigbar geringe bzw. irrelevante Zusatzbelastungen hervorgerufen werden. Es han-


delt sich zudem um Stäube, die aufgrund der eingesetzten Brennstoffe keine relevan-


ten Schadstoffe (bspw. Schwermetalle) enthalten. Es sind daher keine Schadstoff-


anreicherungen in Böden im Umfeld des Vorhabenstandortes zu erwarten. 


 


5.4.5.2 Stickstoff- und Säureeinträge 


Durch das geplante Vorhaben werden auch eutrophierende und versauernd wirkende 


Luftschadstoffe emittiert (SO2, NOx, NH3).  


Durch Stickstoff- und Säureeinträge kann die Funktionsfähigkeit eines Bodens verän-


dert werden. Hiervon sind Biotope bzw. Pflanzen und Tiere betroffen, die auf be-


stimmte Standorteigenschaften angewiesen sind. Verändern sich die Standorteigen-


schaften oder die Konkurrenzverhältnisse zwischen den Arten, kann dies zu einer Ver-


schiebung der biotischen Zusammensetzung eines Gebietes führen. 
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Die Wirkungen von Stickstoff- und Säureeinträgen bzw. der Eutrophierung und Ver-


sauerung liegen jedoch erst am Ende der Wirkungskette, da Stickstoff- und Säure-


einträge in Böden nicht generell problematisch sind, sondern erst in Abhängigkeit der 


vorhandenen Biotopausprägung bzw. Vegetationstypen zu bestimmten Reaktionen 


der vorhandenen Artengemeinschaften führen können. Als sensibel gelten dabei sol-


che Biotope, die auf bestimmte Nährstoffverhältnisse bzw. auf bestimmte durch den 


pH-Wert regulierte Stoffwechselprozesse gekennzeichnet sind.  


Bei der Eutrophierung und Versauerung handelt es sich ferner um eine naturschutz-


fachliche bzw. naturschutzrechtliche Fragestellung, die verknüpft ist mit dem Schutz 


von europäischen Natura 2000-Gebieten. Aufgrund dessen erfolgt die Betrachtung der 


Stickstoff- und Säureeinträge innerhalb des Untersuchungsgebietes im Rahmen des 


Schutzgutes Pflanzen und Tiere sowie im Speziellen in Bezug auf die Natura 2000-


Verträglichkeit der Vorhaben in Kapitel 6 des UVP-Berichtes. 


Bezugnehmend auf die dortigen Ergebnisse kann jedoch bereits an dieser Stelle aus-


geführt werden, dass das Vorhaben nur mit vernachlässigbar geringen Stickstoff- und 


Säuredepositionen verbunden ist. Daher ist nicht davon auszugehen, dass diese Stick-


stoff- und Säuredepositionen zu einem Eintrag führen, aus denen sich relevante eutro-


phierende oder versauernd wirksame Effekte in Bezug auf die Funktionsfähigkeit von 


Böden im Landschafts- und Naturhaushalt ergeben könnten. 


 


5.4.6 Zusammenfassung der Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und Fläche 


Mit dem Vorhaben sind bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, 


die potenziell auf das Schutzgut Boden einwirken können. Im Ergebnis ist folgendes 


festzustellen: 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Die Realisierung der KWK-Anlage führt zu einer Flächeninanspruchnahme des Vor-


habenstandortes in der Bauphase. Es liegt durch dieses Vorhaben zudem eine dauer-


hafte Flächenversiegelung in Umfang von rund 23.024 m² vor. Diese Einflussnahme 


ist für sich alleine betrachtet als erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden 


und Fläche zu bewerten. Aufgrund des Eingriffs (in Natur und Landschaft einschließlich 


des Bodens) sind naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen. Diese 


Ausgleichsmaßnahmen stellen die vollständige Kompensation des Eingriffs in Boden 


und Fläche sicher. Erhebliche Beeinträchtigungen verbleiben entsprechend der Grund-


sätze der Eingriffs- und Ausgleichsregelung nicht.  


Unter Berücksichtigung der Kompensationsleistungen resultieren im Eingriffsbereich 


zwar nachteilige Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden, diese werden jedoch 


ausgeglichen. Daher verbleiben keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen 


des Schutzgutes Boden.  
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Emissionen von Luftschadstoffen (Betriebsphase) 


Das Vorhaben ist mit keinen relevanten Luftschadstoffemissionen verbunden, die zu 


nachteiligen Veränderungen von Böden führen könnten. Es werden keine Schadstoffe 


emittiert, die zu einer Schadstoffanreicherung in Böden führen können. Ebenfalls sind 


mit dem Vorhaben nur sehr geringe Stickstoffdepositionen und Säureeinträge verbun-


den, aus denen sich keine relevanten Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen in 


Folge von eutrophierenden oder versauernden Effekten ableiten lassen. 


 


Fazit 


Im Ergebnis ist festzustellen, dass mit der Realisierung des geplanten Vorhabens keine 


als erheblich nachteilig einzustufenden Beeinträchtigungen von Böden hervorgerufen 


werden. Die Beeinträchtigung von Böden ist wie folgt einzustufen.  


Tabelle 49.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Boden und Fläche. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 
hohe  


Relevanz 
keine keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen  


Stickstoffdeposition und Säureeinträge 
keine Relevanz keine keine 


 


 


5.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser 


5.5.1 Relevante Wirkfaktoren 


Das Schutzgut Grundwasser ist ein wesentlicher Bestandteil des Naturhaushalts und 


zugleich ein bedeutsames Element für den Menschen im Hinblick auf die 


Trinkwasserversorgung. Im Naturhaushalt ist das Grundwasser essentiell für den 


Wasserhaushalt einer Region und damit ein prägendes Element der 


Lebensraumbedingungen für Tiere und Pflanzen. Der Schutz des Grundwassers ist 


von einer wesentlichen Bedeutung für den Erhalt und die Entwicklung des 


Naturhaushalts und einhergehend der biologischen Vielfalt. Darüber hinaus ist der 


Schutz des Grundwassers, v. a. vor Verunreinigungen, bedeutend für den 


Trinkwasserschutz. 


Für die Beurteilung der vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Grund-


wasser sind die nachstehenden Wirkfaktoren und Folgewirkungen relevant: 


 


Baubedingte Wirkfaktoren 


• Wasserhaltungen / Grundwasserabsenkungen 


• Erschütterungen 


 


Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


• Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 
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Betriebsbedingte Wirkfaktoren 


• Emissionen von Luftschadstoffen 


 


Sonstige Wirkfaktoren, die ein Potenzial für erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen 


des Grundwassers aufweisen könnten, werden durch das Vorhaben nicht 


hervorgerufen. Hierbei wird insbesondere vorausgesetzt, dass ein sachgemäßer 


Umgang (Umschlag, Lagerung, Handhabung) mit wassergefährdenden Stoffen erfolgt.  


 


5.5.2 Maßstäbe zur Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser 


Als Maßstäbe für die Bewertung der potenziellen Auswirkungen des Vorhabens dienen 


die nachfolgend aufgeführten Grundlagen: 


• Wasserrahmenrichtlinie (WRRL [27]), 


• Verordnung zum Schutz des Grundwassers (Grundwasserverordnung – GrwV 


[22]). 


 


5.5.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von potenziellen Auswirkungen 


für das Schutzgut Grundwasser 


Für das Vorhaben sind die nachstehenden Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin-


derung von nachteiligen Auswirkungen vorgesehen: 


• Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Beseitigung oder Verwertung von Bau-


stellenabfällen und Abfällen aus der Betriebsphase außerhalb unversiegelter 


Bereiche sowie in geeigneten Behältnissen. 


• Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Lagerung und eines ordnungsgemäßen 


Umgangs mit Bau- und Einsatzstoffen in der Bauphase sowie von Einsatzstoffen 


in der Betriebsphase entsprechend den Anforderungen der AwSV [21]. 


 


Sonstige vorhabenbezogene Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von 


möglichen Einwirkungen auf das Grundwasser sind nicht erforderlich. 


 


5.5.4 Baubedingte Auswirkungen 


5.5.4.1 Wasserhaltungen / Grundwasserabsenkungen  


Im Bereich des Vorhabenstandortes wurden mittlere Grundwasserstände von ca. 


0,00 m ü. NN. Bis ca. 1,00 m ü. NN festgestellt. Eine Tangierung des Grundwassers in 


der Bauphase ist nur bei tiefen Gebäudegründungen denkbar. Auf Basis des aktuellen 


Planungsstandes ist davon auszugehen, dass bei der Umlegung der 


Schmutzwasserdruckleitung zu einer Tangierung des Grundwassers kommen wird. 


Für den Fall das aufgrund einer Tangierung des Grundwassers temporäre 


Grundwasserhaltungen/-absenkungen erforderlich sein werden, so wird hierzu eine 


separate Anzeige nach § 49 WHG eingeholt. Die möglichen Beeinträchtigungen auf 


das Grundwasser sind jedoch als gering einzuschätzen, da die Maßnahmen auf den 


lokalen Bereich des Vorhabenstandortes begrenzt sein werden. Es ist nicht zu 


erwarten, dass sich hieraus eine Verschlechterung der mengenmäßigen 


Grundwasserverhältnisse ergeben könnte, zumal die Maßnahmen auch nur für eine 


temporär begrenzte Dauer durchzuführen wären.  
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Es kann auch für den lokalen Bereich der Vorhabenfläche mit dem angrenzenden 


Umfeld angenommen werden, dass sich nach Abschluss der Bauphase die 


ursprünglichen Grundwasserverhältnisse wiedereinstellen werden. 


Soweit der Sachverhalt der Entnahme, des Zutageförderns, des Zutageleitens und des 


Ableitens von Grundwasser vorliegt, so handelt sich gemäß § 9 WHG um eine 


Benutzung des Grundwassers, die gemäß § 8 WHG einer befristeten 


wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf. 


 


5.5.4.2 Erschütterungen 


In Folge von baubedingten Erschütterungen können Setzungen im Boden entstehen, 


die zu erhöhten Porenwasserdrücken führen. Nachhaltige Beeinträchtigungen des 


Grundwassers sind aufgrund der vergleichsweisen kurzfristigen Dauer von baubeding-


ten Erschütterungen jedoch nicht zu erwarten bzw. diese Einflüsse als reversibel einzu-


stufen. Um die Erschütterungen, die durch das Vorhaben hervorgerufen werden auf 


ein Mindestmaß zu reduzieren kommen vorzugsweise erschütterungsfrei 


herzustellende Pfahltypen zur Ausführung (vollverdrängungsbohrpfähle). Lediglich 


unterhalb des Wärmespeichers sind aufgrund der hohen Lasten Ortbetonrammpfähle 


zu bevorzugen. 


 


5.5.5 Anlagebedingte Auswirkungen 


Flächeninanspruchnahme und -versiegelung 


Bauliche Vorhaben können im Allgemeinen zu einer Beeinflussung des Grundwassers 


führen, sofern bedeutsame Flächen für die Grundwasserneubildung oder Grund-


wasserregeneration verloren gehen. Vorliegend handelt es sich um eine bisher nur in 


geringem Umfang genutzte Brachfläche die infolge der Errichtung von Gebäuden und 


Verkehrsflächen eine teilweise Versiegelung erfährt. Ungefähr ein Drittel der 


Standortfläche bleibt hierbei unversiegelt und kann weiterhin zur Grundwasser-


neubildung beitragen (vgl. Kapitel 5.4.4.1). Aufgrund der vorherrschenden Bodenart ist 


die Grundwasserneubildungsfunktion jedoch auf der gesamten Vorhabenfläche nur 


eingeschränkt gegeben. 


Unter Berücksichtigung dieser Randbedingungen ist daher von keinen erheblichen 


Auswirkungen auf das Grundwasser auszugehen. 


 


5.5.6 Betriebsbedingte Auswirkungen 


Emissionen von Luftschadstoffen 


Außerhalb von versiegelten Flächen können im Allgemeinen durch Luftschadstoff-


emissionen über den Luftpfad Schadstoffdepositionen sowie Stickstoff- und 


Säureeinträge auf Böden und damit eine Schadstoffanreicherung in den Böden 


resultieren. Da das Schutzgut Boden wiederum in einer engen Wechselbeziehung zum 


Grundwasser steht, sind im Allgemeinen Schadstoffverfrachtungen aus einem Boden 


in das Grundwasser zu beachten.  


Beim Schutzgut Luft und beim Schutzgut Boden wurde bereits ausgeführt, dass mit 


dem Vorhaben keine Schadstoffdepositionen und damit Schadstoffanreicherungen in 


den Böden hervorgerufen werden können.  
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Aufgrund der Wechselwirkungen zwischen dem Schutzgut Boden und dem Schutzgut 


Grundwasser kann im Analogieschluss somit festgehalten werden, dass das geplante 


Vorhaben ebenfalls zu keiner Schadstoffverfrachtung oder Schadstoffanreicherung im 


Grundwasser führen wird. Entsprechend ist eine Verschlechterung des chemischen 


Zustands des Grundwassers auszuschließen. Ebenfalls ist somit keine Relevanz des 


Vorhabens in Bezug auf den Trinkwasserschutz gegeben. 


 


5.5.7 Zusammenfassung der Auswirkungen auf das Grundwasser 


Mit dem Vorhaben sind anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, die 


potenziell auf das Schutzgut Grundwasser einwirken können. Im Ergebnis ist 


folgendes festzustellen: 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Flächeninanspruchnahmen bzw. -versiegelungen von bislang unversiegelten Böden 


sind i. d. R. mit einer Beeinträchtigung des Grundwassers durch die Einschränkung 


bzw. Unterbindung der Grundwasserneubildung verbunden. Die Baumaßnahmen 


führen auf ca. Zweidrittel der Vorhabenfläche zur Versiegelung von Boden. Allerdings 


ist auf Grund der der vorherrschenden Bodenart die Grundwasserneubildungsfunktion 


auf der gesamten Vorhabenfläche nur eingeschränkt gegeben. Von einer Behinderung 


der Grundwasserneubildung in der Region und dementsprechend von einer 


signifikanten Veränderung der Grundwasserneubildung ist entsprechend der 


Kleinräumigkeit des Vorhabens nicht auszugehen. 


 


Wasserhaltung, Grundwasserabsenkung 


Im Falle von tieferen Bauwerksgründungen wie bei der Verlegung der 


Schmutzwasserdruckrohrleitung sind temporäre Wasserhaltungen zur Vermeidung 


des Eindringens von Grundwasser in Baugruben erforderlich. In diesem Fall ist für 


diese Maßnahme eine wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen. Durch eine solche 


Maßnahme sind jedoch keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des 


Grundwassers zu erwarten, da die Maßnahme aufgrund ihrer Kleinflächigkeit nicht 


dazu in der Lage ist, die Grundwassersituation nachhaltig zu verändern. Die 


Auswirkungen wären temporär und lokal auf den Vorhabenbereich sowie das nahe 


Umfeld begrenzt. Es ist daher allenfalls von geringen Beeinträchtigungen auszugehen 


 


Emissionen von Luftschadstoffen  


Mit dem Vorhaben sind keine Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben sowie 


Stickstoff- und Säureeinträge in relevantem Umfang verbunden, aus denen 


Schadstoffeinträge bzw. -verfrachtungen in das Grundwasser bzw. qualitative 


Beeinträchtigungen resultieren könnten. Eine vorhabenbedingte Verunreinigung des 


Grundwassers über diesen Wirkpfad ist daher nicht gegeben.  


 


Fazit 


Auf Grundlage der durchgeführten Auswirkungsprognose sind zusammenfassend 


betrachtet keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Grundwasser zu 


erwarten. Eine Verschlechterung des chemischen oder mengenmäßigen Zustands ist 


aus den Wirkfaktoren des Vorhabens ist nicht abzuleiten. Die vorhabenbedingten 


Beeinträchtigungen des Grundwassers sind wie folgt einzustufen: 
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Tabelle 50.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Grundwasser. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Wasserhaltungen / Grundwasserabsenkungen keine Relevanz keine keine 


Erschütterungen keine Relevanz keine keine 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelungen gering keine keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen inkl. 


Stickstoff- und Säureeinträge 
keine Relevanz keine keine 


 


 


5.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Oberflächengewässer 


Innerhalb des Untersuchungsgebietes bzw. im Einwirkungsbereich der geplanten 


Vorhaben befinden sich Fließ- und Stillgewässer. Die Elbe mit Hafenbecken ist dabei 


die prägende aquatische Struktur des Untersuchungsraums. Neben der Elbe sind 


Stillgewässer innerhalb des Untersuchungsgebietes vorhanden.  


Mit dem Vorhaben ist eine Einleitung von Regenwasser und unbelasteten betrieblichen 


Abwasser zur Rückspülung des Mehrschichtfilters geplant. Das Regenwasser soll 


nach einer Drosselung in einem Regenrückhaltebecken in das Gewässer 


„Straßengraben Dradenaustraße“ geleitet werden. Das betriebliche Abwasser, 


welches frei von chemischen Zusätzen ist, soll ebenfalls in den Straßengraben geleitet 


werden. Auf Grund der Menge und der nur ausnahmsweise vorgesehenen Einleitung 


in den Straßengraben ist eine relevante Auswirkung nicht zu erwarten, auf eine 


vertiefte Betrachtung wird daher verzichtet. 


Sonstige Einwirkungen auf Gewässer durch das beantragte Vorhaben, die als 


Gewässerbenutzung einzustufen und folglich zu bewerten wären, liegen nicht vor.   


Direkte Einwirkungen auf Gewässer werden zudem nicht hervorgerufen, da im Bereich 


der Vorhabenfläche keine Oberflächengewässer vorhanden sind. 


Potenzielle Einwirkungen auf Oberflächengewässer können allenfalls über den 


Luftpfad hervorgerufen werden. In diesem Zusammenhang kämen lediglich Stickstoff- 


und Säureeinträge für mögliche Beeinträchtigungen in Frage. Die Ergebnisse der 


Immissionsprognose zeigen jedoch, dass diese Zusatzbelastung als so gering 


einzustufen ist, dass sich hieraus keine nachteiligen Beeinträchtigungen ableiten 


lassen. 


Eine Verschlechterung des ökologischen und chemischen Zustands der umliegenden 


Gewässer ist vor diesem Hintergrund mit Realisierung des Vorhabens auszuschließen. 


 


5.7 Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt 


5.7.1 Relevante Wirkfaktoren 


Das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt stellt einen wesentlichen 


Bestandteil der Umwelt dar und kann durch anthropogene Tätigkeiten bzw. Eingriffe 


potenziell beeinträchtigt werden.  
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Im Zusammenhang mit dem Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt sind 


regelmäßig unterschiedliche Aspekte bzw. mögliche Betroffenheiten zu beachten (u. a. 


Schutzgebiete gemäß BNatSchG, Biotopeingriffe, allgemeiner und strenger 


Artenschutz). 


Für die Beurteilung der potenziellen Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere 


und die biologische Vielfalt sind die nachstehenden Wirkfaktoren und Folgewirkungen 


relevant: 


 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Aufgrund gleichartiger Wirkfaktoren können die folgenden Wirkfaktoren der Bauphase 


und der Anlage zusammengefasst werden: 


• Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


• Baukörper (Kollisionsrisiko, Visuelle Wirkung, Trennwirkung) 


• Emissionen von Geräuschen 


• Verschattung 


 


Betriebsbedingte Wirkfaktoren 


• Immissionen von gasförmigen Luftschadstoffen 


• Stickstoff- und Säuredeposition 


• Emissionen von Geräuschen 


• Emissionen von Licht 


• Wärme und Wasserdampfemissionen 


 


Über Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern können z. B. durch Einträge von 


Schadstoffen über den Luftpfad umweltrelevante Stoffe in Gewässer, in Böden und auf 


verschiedenen Wirkpfaden in Pflanzen und Tiere gelangen. Daher sind die poten-


ziellen Auswirkungen des Vorhabens auf Flora und Fauna und den 


naturschutzfachlichen Gebietsschutz zu untersuchen und zu beurteilen. 


Im Zusammenhang mit dem Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt 


stellen der Natura 2000-Gebietsschutz gemäß § 34 BNatSchG einen Sonderfall dar. 


Gemäß der Anlage 4 zum UVPG erfolgt die Betrachtung der Auswirkungen auf 


Natura 2000-Gebiete in einem gesonderten Abschnitt (Kapitel 6 des UVP-Berichtes).  


Die Auswirkungsbetrachtung im Rahmen des Schutzgutes Pflanzen und Tiere umfasst 


primär die potenziellen Auswirkungen auf den allgemeinen Biotop- und Artenschutz 


sowie die Betrachtung von Auswirkungen auf sonstige geschützte Bestandteile des 


Untersuchungsgebietes (z. B. Naturschutzgebiete). Soweit es zur Bewertung dieser 


Auswirkungen jedoch erforderlich ist, wird auch auf die in dem Kapitel 6 aufgeführten 


Ergebnisse eingegangen.  
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5.7.2 Maßstäbe zur Beurteilung der Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere 


und die biologische Vielfalt 


Die Beurteilungsgrundlage bilden insbesondere die Regelungen und Bestimmungen 


des BNatSchG [4]. Darüber hinaus werden fachlich und rechtlich anerkannte 


Beurteilungsmaßstäbe bzw. Fachkonventionsvorschläge herangezogen, wobei für die 


einzelnen Teilbereiche des Schutzgutes Pflanzen, Tiere und die biologische 


Vielfaltentsprechend der rechtlichen Einstufung verschiedene Beurteilungsgrundlagen 


vorliegen können. 


Nicht für sämtliche Wirkfaktoren liegen einschlägige Beurteilungsmaßstäbe vor. 


Zudem sind die Empfindlichkeiten von Biotopen, Tieren und Pflanzen unterschiedlich, 


so dass stets die jeweiligen Empfindlichkeiten und Toleranzen von Biotopen, Tieren 


und Pflanzen zu berücksichtigen sind. Für jene Wirkfaktoren, für die einschlägige 


Beurteilungsmaßstäbe nicht vorliegen, erfolgt eine verbal-argumentative Beurteilung 


der zu erwartenden vorhabenbedingten Beeinträchtigungen. 


Die Wirkungsprognose dient der Ermittlung der Intensitäten der mit dem Vorhaben 


verbundenen Beeinträchtigungen. Sie kombiniert die Wirkintensität der 


projektbedingten Wirkfaktoren mit der Wertigkeit der betroffenen Bestandteile des 


Schutzguts, deren Empfindlichkeit gegenüber dem jeweiligen Wirkfaktor und deren 


Regenerierbarkeit. Berücksichtigt werden sowohl direkte als auch mittelbare 


Beeinträchtigungen von Tierarten und Habitaten. 


Für die Wirkungsanalyse gilt: sofern relevante Beeinträchtigungen von sensiblen 


Tieren und Habitaten mit zumindest lokaler naturschutzfachlicher Bedeutung nicht 


vermieden werden können, sind diese erheblich. 


Um die Intensität der projektbedingten Wirkfaktoren in der Wirkungsprognose 


realistisch einzuschätzen, müssen die bestehenden Vorbelastungen mitberücksichtigt 


werden. So sind die Fauna und die vorhandenen Biotope im Untersuchungsgebiet 


aktuell u. a. verschiedenen Störungen in Form von akustischen und visuellen 


Einflüssen sowie Luftschadstoffimmissionen ausgesetzt. 


 


5.7.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von potenziellen Auswirkungen 


auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt 


Mit dem beantragten Vorhaben sind in Anlehnung an den LBP [43] die folgenden 


schutzgutspezifischen Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen vorgesehen.  


• Die KWK-Anlage wird so optimiert, dass nur unbedingt notwendige Bereiche 


(nächtliche Beleuchtung der Baustelle sowie im Betrieb der KWK-Anlage) 


während der Dämmerungs- und Nachtzeit ausgeleuchtet werden. Zur 


Reduzierung weiterer Lichtemissionen werden darüber hinaus spezielle, 


schonende Lichtquellen (bspw. LED) eingesetzt. Eine störende Ausleuchtung der 


Gehölzbestände im Nordosten wird durch die Wahl einer geringen nächtlichen 


Beleuchtungsstärke (10 lx) und der Anordnung der Lichtquellen vermieden 


[43][105]. 


• Ein Teil der Dachflächen der KWK-Anlage und ihrer Nebengebäude (1.500 m²) 


wird mit einer extensiven Dachbegrünung ausgestattet, was eine 


Vermeidungsmaßnahme für den Eingriff in die vorhandenen trockenen und 


mageren Lebensräume für Tiere und Pflanzen innerhalb des Vorhabenbereichs 


darstellt. 
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5.7.4 Maßnahmen zur Erhaltung von Natur und Landschaft  


Im Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) werden, in Ergänzung zu den 


Maßnahmen zum artenschutzrechtlichen Ausgleich (s. Kap. 7.4.1), die nachfolgenden 


Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen festgelegt: 


• Ein Teil der Dachflächen der KWK-Anlage und ihrer Nebengebäude (1.500 m²) 


wird mit einer extensiven Dachbegrünung ausgestattet, was eine 


Vermeidungsmaßnahme für den Eingriff in die vorhandenen trockenen und 


mageren Lebensräume für Tiere und Pflanzen innerhalb des Vorhabenbereichs 


darstellt.  


• Die Wiederherstellung der beiden gesetzlich geschützten Biotope gemäß 


§ 30 BNatSchG erfolgt innerhalb des Untersuchungsgebietes durch die 


Neuansaat eines Sand-Magerrasens. 


• Zur Neugestaltung eines landschaftsgerechten Ortsbildes werden an der Zufahrt 


zum Kraftwerksgelände und vor der Nordfassade Bäume (insgesamt 11 Bäume) 


und entlang der Grundstücksgrenze ein Gehölzstreifen (mind. 3 m breit) 


gepflanzt.  


 


Die nachfolgende Abbildung aus dem LBP zeigt die Lage der geplanten Ausgleichs- 


und Ersatzmaßnahmen im Vorhabenbereich. 


 


 


Abbildung 32.  Lage der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für das Untersuchungsgebiet [43]. 
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Die entsprechenden Charakterisierungen der Maßnahmenflächen sind wie folgt 


zusammenzufassen [43]: 


 


Ansaat Sand-Magerrasen südlich des Wärmespeichers  


Die Entwicklung eines arten- und blütenreichen Sand-Magerrasens als Ausgleich für 


die gemäß § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Trockenrasenbiotope erfolgt auf 


einer Fläche von ca. 2.191 m² im Südosten des Vorhabenbereichs nahe der Hafen-


bahn durch Ansaat. Um die im Bestand als „halbruderale Gras- und Staudenflur 


trockener Standorte“ (AKT) kartierte, z. T. vegetationsfreie bis schütter bewachsene 


Fläche als Ersatzlebensraum für eine wertvolle Insektenfauna und Vegetation wieder-


herstellen zu können, ist ein sandiges, nährstoffarmes Substrat zu verwenden. Die 


Ausgleichsfläche ist mindestens ein- bis zweimal jährlich zwischen Juni und 


September zu mähen und das Mahdgut abzutransportieren. Nach Anlage der Sand-


Magerrasenfläche ist für mindestens drei Jahre ein Vegetationsmonitoring 


vorgesehen, dass den Erfolg der Maßnahme dokumentiert oder ggf. Empfehlungen 


benennt, um das vorgesehene Entwicklungsziel zu erreichen.  


 


Pflanzung von Bäumen 


Zur Neugestaltung eines landschaftsgerechten Ortsbildes werden an der Zufahrt zum 


Kraftwerksgelände und vor der Nordfassade Bäume gepflanzt. Vorgesehen sind die 


Pflanzung von 11 Hochstämme mit einem Stammumfang zwischen 18 und 20 cm.  


 


Anlage von zwei Gehölzstreifen  


Entlang der westlichen und nördlichen Grundstücksgrenze soll ein mindestens 3,0 m 


breiter Gehölzstreifen angelegt werden. Für die Gehölzpflanzung werden heimische 


Arten wie Schlehe (Prunus spinosa), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), 


Hunds-Rose (Rosa canina), Silber-Weide (Salix alba), Sal-Weide (Salix caprea), Stiel-


Eiche (Quercus robur) und Spitz-Ahorn (Acer platanoides) verwendet. Es wird 


mindestens 2-reihig mit einem versetzten Stand gepflanzt. Der Abstand in der Reihe 


beträgt 2 m. Verwendet werden Heister bzw. leichte Sträucher. 


 


Ersatzflächen Kirchwerder 


Zusätzlich zu den oben genannten Maßnahmen ist eine Ersatzfläche auf den 


Flurstücken 568 und 569 der Gemarkung Kirchwerder für die Vogelarten Fasan, 


Dorngrasmücke und Sumpfrohrsänger im Bereich der Vier- und Marschlanden, 


südöstlich des Hamburger Stadtgebiets, für Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. Ziel 


der Maßnahme ist die Erhaltung der ökologischen Funktion der vom Vorhaben 


betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten.  


Die Lage der Ersatzflächen ist der nachfolgenden Abbildung zu entnehmen.  
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Abbildung 33.  Lage der Ersatzfläche (rotes Dreieck) und des Anlagenstandorts (blauer Kreis)[43]. 


Hintergrund: TopPlusOpen, Bundesamt für Kartographie und Geodäsie 2018 [69]. 


 


5.7.4.1  Altlasten und Altlastenverdachtsflächen 


Im Zusammenhang mit dem geplanten Vorhaben wurden ein 


Ausgangszustandsbericht erstellt [46]. Gemäß den dortigen Ausführungen ist das 


Gelände, welches Teil eines Spülfeldes ist, als altlastenverdächtig eingestuft. Laut den 


Angaben zur bisherigen Nutzung des Grundstücks sind hieraus keine nennenswerten 


Schadstoffeinträge zu erwarten. Es ist vorranging eine Schadstoffbelastung der 


Auffüllung im damaligen Zeitpunkt denkbar. Das Gefährdungspotenzial des 


Grundwassers ist gering, ein Einfluss des Spülfeldes auf das Grundwasser ist jedoch 


möglich. Die aktuelle Belastung des gesamten Spülfeldes einschließlich des 


Oberbodens ist nicht bekannt [46]. Aufgrund der im Untergrund befindlichen 


Weichschichten und der möglichen Klei-/Schlickeinlagerungen in der Auffüllung ist mit 


der Bildung von Bodengasen (Methan, Kohlendioxid) zu rechnen [46]. Aufgrund der 


darüber liegenden überwiegenden sandigen Auffüllungen ist ein Entweichen der Gase 


in die Atmosphäre möglich. Aufgrund dessen werden bei der Errichtung der geplanten 


Baukörper entsprechende Sicherungsmaßnahmen gegen die Bodengase getroffen. 


Neben der horizontalen und vertikalen Gasableitung müssen auch unterirdische 


Leitungsdurchführungen gasdicht ausgebildet werden [71]. 
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5.7.4.2 Kampfmittel 


Gemäß den vorliegenden Informationen der Antragstellerin [71] besteht für den 


überwiegenden Teil der Vorhabenfläche Kampfmittelverdacht. Dieser soll vor der 


geplanten Bebauung ausgeräumt werden [46].  


Bei den Aufwertungsmaßnahmen sind gemäß LBP [43] zum einen die Ansprüche der 


drei genannten Vogelarten, die insbesondere Saumstrukturen wie grabenbegleitende 


Röhricht- und Hochstaudenfluren innerhalb landwirtschaftlich genutzter Flächen zu 


berücksichtigen, aber auch die Entwicklungsziele des NSG Kirchwerder Wiesen, zu 


dem das nördliche Flurstück 569 gehört, zu beachten (s. LBP [43]).  


Insbesondere die Gras-Krautfluren entlang der Gräben und im Grenzbereich zu den 


Gehölzen des mittig liegenden, alten Marschbahndammes sind dazu geeignet 


Ersatzlebensräume für die drei genannten Brutvogelarten bereit zu stellen.  


Weite Einzelheiten zu den Maßnahmen sind dem LBP [43] zu entnehmen. 


Diese Maßnahme (CEF-Maßnahme) geht über die notwendigen Anforderungen für 


dieses Vorhaben hinaus. 


 


Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 


Die im LBP durchgeführte Überprüfung zur Feststellung, ob die festgelegten Aus-


gleichs- und Ersatzmaßnahmen ausreichen, um den Eingriff in Natur und Landschaft 


zu kompensieren, wurde für das Naturgut Boden und das Naturgut Tiere und Pflanzen 


nach den Bewertungsmaßstäben des Staatsrätemodells erstellt. 


Der Vergleich der Bestands- und Planungssituation zeigt, dass die Punktwertsummen 


der Naturhaushaltsfunktion Boden sowie der Naturhaushaltsfunktion Tiere und Pflan-


zen innerhalb des Vorhabenbereichs und auch auf der Ersatzfläche HH-Kirchwerder 


nicht vollständig ausgeglichen werden können. Es verbleibt ein Defizit von 38.913 


Punkten für die Naturhaushaltsfunktion Boden bzw. 197.768 Punkten für die 


Naturhaushaltsfunktion Tiere und Pflanzen. 


Zur Kompensation des Defizits konnten kurzfristig, über die oben genannten Flächen 


hinaus, keine geeigneten Flächen für derartige Maßnahmen gefunden werden. Daher 


sind die Voraussetzungen für die Festlegung einer Ersatzzahlung entsprechend § 15 


(6) BNatSchG [4] gegeben [43]. Die Höhe des zu zahlenden Ersatzgeldes wird von der 


Genehmigungsbehörde für das Vorhaben im Einvernehmen mit der 


Naturschutzbehörde festgelegt. 
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5.7.5 Bau- und anlagebedingte Wirkfaktoren 


5.7.5.1 Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Betroffenheit von Biotopen 


Die bau- und anlagenbedingte Flächeninanspruchnahme sind im Wesentlichen 


identisch. Unterschiede resultieren in Bezug auf die für die Bauphase zusätzliche 


Inanspruchnahme von Lager- und Abstellflächen für Baumaterialien und Baufahrzeuge 


(Baustelleneinrichtungsflächen). 


Mit der Durchführung der baulichen Maßnahmen ist eine vorübergehende 


Inanspruchnahme von Flächen für Baustraßen, Baustellen bzw. die Lagerung von 


Baumaterialien verbunden. Die mit der Realisierung des Vorhabens verbundene 


Neuerrichtung von Baukörpern findet auf bisher unversiegelten Flächen statt. 


Durch das Bauvorhaben kommt es zu einem Verlust der vorhandenen Vegetations-


bestände auf der gesamten Fläche, was fast vollständig zu einem dauerhaften Verlust 


dieser Biotopstrukturen führt. Dementsprechend gehen auch die vorhandenen 


Habitate der vorkommenden Tierarten verloren. Durch die vollständige Überprägung 


hochwertiger Trockenlebensräume im Süden des Anlagenstandortes geht insbe-


sondere ein Großteil der auf Trockenrasen und Ruderalflächen angewiesenen 


Insektenarten verloren [43]. 


Die auf der Vorhabensfläche kartierten Biotoptypen können der nachfolgenden Tabelle 


entnommen werden. 


Tabelle 51.  Kartierte Biotoptypen auf der Vorhabenfläche [44].  


 


Die anlagebedingte Flächeninanspruchnahme zieht daher relevante Beeinträch-


tigungen, die entsprechend auszugleichen oder zu ersetzen sind, nach sich. 


Im Rahmen der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen soll ein Sand-Magerrasen südlich 


des Wärmespeichers entwickelt, entlang der westlichen und nördlichen 


Grundstücksgrenze soll ein mindestens 3,0 m breiter Gehölzstreifen mit standort-


gemäßen heimischen Arten angelegt werden. 


Code Biotoptyp 


AKM Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte 


AKT Halbruderale Gras- und Staudenflur trockener Standorte 


FGR Nährstoffreicher Graben mit Stillgewässercharakter 


TMS Silbergrasflur (§30) 


TMZ Sonstiger Trockenrasen (§30) 


VSP Parkplatz 


VSS Wohn- oder Nebenstraße 


ZHN Gepflanzter Gehölzbestand aus vorwiegend heimischen Arten 
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Im Rahmen der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung des Landschaftspflegerischen 


Begleitplans [43] wird dargelegt, dass die am Vorhabensstandort geplanten Maßnahmen 


die Eingriffe in die Naturhaushaltsfunktion Pflanzen und Tiere nicht vollständig 


ausgleichen können. Die über die am Vorhabensstandort geplanten Maßnahmen 


hinausgehenden Ausgleichsmaßnahmen sind somit auf externen Flächen zu realisieren. 


Die Umsetzung dieser Kompensationsmaßnahmen führt an anderer Stelle im 


räumlichen Umfeld des Vorhabenstandortes zu einer Aufwertung der dortigen Biotope 


in Bezug auf ihre Lebensraumfunktion für Pflanzen und Tiere. 


Unter der Voraussetzung, dass die sich mit dem Vorhaben ergebenden 


Kompensationserfordernisse für Eingriffe in Natur und Landschaft vollständig durch 


geeignete Maßnahmen ausgeglichen werden, sind die mit dem Vorhaben 


verbundenen Beeinträchtigungen als vollständig kompensiert einzustufen. In diesem 


Falle verbleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen durch das Vorhaben 


 


Betroffenheit von ausgewiesenen Schutzgebieten 


Im Bereich des Vorhabenstandortes sind keine Schutzgebiete ausgewiesen. Zudem 


schließen sich keine Schutzgebiete an den Vorhabenstandort an, die durch die 


Realisierung des Vorhabens betroffen sein könnten (z. B. Schattenwurf). Die in einer 


größeren Entfernung ausgewiesenen Schutzgebiete sind durch die 


Flächeninanspruchnahme nicht betroffen. Erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen 


von Schutzgebieten sind daher ausgeschlossen. 


 


Betroffenheit gesetzlich geschützter Biotope 


Auf der Vorhabenfläche sind in Teilbereichen nach §30 BNatschG geschützte Biotope 


entwickelt. Für sonstige gesetzlich geschützte Biotope innerhalb des Unter-


suchungsgebietes nimmt die Flächeninanspruchnahme aufgrund der Entfernungen 


keine Bedeutung ein.  


Die durch Flächeninanspruchnahme beseitigten Trockenrasen werden gemäß den 


Ausgleichsmaßnahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans [43] durch 


Neueinsaat eines Sand-Magerrasens auf dem südöstlichen Betriebsgelände 


vollständig kompensiert. 


 


Fazit 


Gemäß den Ergebnissen des Landschaftspflegerischen Begleitplans [43] kann 


festgestellt werden, dass nach Umsetzung der darin beschriebenen Minderungs-, 


Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie ggf. der Zahlung eines Ersatzgeldes die 


beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes wiederhergestellt sind. 


Somit ist das Vorhaben, unter der Voraussetzung, dass die sich mit dem Vorhaben 


ergebenden Kompensationserfordernisse für Eingriffe in Natur und Landschaft 


vollständig durch geeignete Maßnahmen ausgeglichen werden, mit keinen erheblichen 


nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische 


Vielfalt durch die Flächeninanspruchnahme/-versiegelung verbunden. 
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5.7.5.2 Baukörper (Kollisionsrisiko, Trennwirkung, Visuelle Wirkung) 


Kollisionsrisiko 


Im Allgemeinen können durch bauliche Anlagen zusätzliche Kollisionsrisiken bei flug-


fähigen Tierarten verursacht werden. Eine Betroffenheit besteht insbesondere bei 


avifaunistischen Arten. Eine Gefahr ist insbesondere dann gegeben, wenn bauliche 


Anlagen im räumlichen Nahbereich von relevanten Habitat-, Rast- oder Nahrungs-


flächen liegen.  


Mit dem geplanten Vorhaben werden mehrere Gebäude mit unterschiedlichen Bau-


werkshöhen realisiert. Im räumlichen Umfeld sind jedoch keine Landschaftsbereiche 


vorhandenen, die einen Besiedlungsschwerpunkt von avifaunistischen Arten darstellen 


oder für die besondere Ab- und Einflugschneisen zu berücksichtigen wären.  


In Anbetracht der umliegenden bestehenden baulichen Nutzungen des Umfeldes ist 


zudem für flugfähige faunistische Arten (Fledermäuse, Vögel etc.) nicht von einer als 


relevant einzustufenden Erhöhung eines Kollisionsrisikos auszugehen. Auch in der 


Artenschutzuntersuchung [42] wurden keine relevanten Kollisionsrisiken festgestellt. 


 


Visuelle Wirkung 


Visuelle Wirkungen durch anthropogene Vorhaben können ein Störpotenzial für vor-


kommende Tierarten aufweisen. Dies gilt insbesondere für solche Arten, die aufgrund 


ihrer Lebensraumansprüche weitläufige Sichtbeziehungen bevorzugen. Bauliche An-


lagen können solche Sichtbeziehungen potenziell einschränken oder gänzlich unter-


binden. Visuelle Wirkungen auf die Umgebung werden durch die neuen Baukörper und 


die neuen Schornsteine ausgelöst.  


In Anbetracht der langjährigen baulichen Nutzungen des Standortes sowie der 


umliegenden genutzten Flächen sind diese Baukörper und Schornsteine jedoch ohne 


eine Relevanz. Von relevanten Störeinflüssen in der Umgebung durch das 


Bauvorhaben ist nicht auszugehen.  


 


Barriere- und Trennwirkung (Zerschneidung) 


Durch bauliche Nutzungen können sich im Allgemeinen potenzielle Trennwirkungen er-


geben, sofern durch diese Maßnahmen zusammenhängende Biotopstrukturen oder 


Funktionsbereiche unterschiedlicher Biotope voneinander getrennt bzw. isoliert werden. 


In deren Folge können Beeinträchtigungen von vorkommenden Populationen fau-


nistischer Arten hervorgerufen werden.  


Im Bereich des Vorhabenstandortes befinden sich keine relevanten Biotopstrukturen, 


welche als Ausbreitungsweg von Arten genutzt werden könnten. Zusammenfassend 


betrachtet sind somit keine Barriere- und Trennwirkungen (Zerschneidungseffekte) 


festzustellen. 
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5.7.5.3 Geräuschemissionen 


Im Umfeld der Vorhabenfläche entstehen in der Bauphase Beeinträchtigungen durch 


die Bautätigkeiten, durch die es zu einer potenziellen vorübergehenden Zunahme der 


Störungsintensitäten für Tierarten kommt und die zu einem potenziellen temporären 


Funktionsverlust von Habitaten führen können. Dabei ist jedoch anzuführen, dass der 


Gesamtbereich bereits durch die bestehende gewerblich-industriellen Nutzungen 


sowie durch Verkehrsgeräusche entsprechenden Störwirkungen ausgesetzt ist. 


Störungsempfindliche Arten werden den Bereich daher meiden bzw. bereits heute auf 


weiter entfernte, ungestörte Bereiche ausweichen. Für lärmunempfindliche Arten 


nehmen baubedingte Geräusche keine besondere Bedeutung ein. 


Grundsätzlich werden die Geräuschemissionen der Bauphase, zumal diese keinen 


dauerhaften gleichbleibenden Grundpegel auslösen, sondern zu wechselnden 


Geräuschintensitäten und zu plötzlich auftretende Lärmereignisse führen, mit 


Störwirkungen auf umliegende Biotope und die hier vorkommenden Arten führen.  


Prinzipiell sind durch Geräuschwirkungen diverse Vogelarten betroffen, da diese 


oftmals eine artspezifische Empfindlichkeit gegenüber dauerhaft oder sporadisch 


auftretenden Lärm aufweisen. Für sonstige Arten liegen solche Empfindlichkeiten oder 


Erkenntnisse zu entsprechenden Empfindlichkeiten nicht vor. 


Für die Bauphase ist vor diesem Hintergrund mit temporären zusätzlichen Geräusch-


immissionen in der Umgebung auszugehen, die zu einer zusätzlichen Einflussnahme 


auf die dort lebende Fauna führen kann. Geräuschspitzen sind v. a. durch Schweiß-, 


Fräs- und Flexarbeiten zu erwarten. Dabei werden die Bautätigkeiten v. a. zum Schutz 


des Menschen vor Belästigungen gemäß dem Stand der Technik lärmreduziert 


ausgeführt. Hierdurch wird das Ausmaß der baubedingten Geräuschemissionen auf 


ein nicht mehr vermeidbares Maß reduziert. Dies führt folglich auch zu einer 


Begrenzung von Geräuscheinwirkungen auf umliegende Lebensräume. 


Zusammenfassend sind aufgrund der Geräuschvorbelastungssituation und aufgrund 


der überwiegend intensiven industriellen Nutzungsstrukturen im direkten Umfeld des 


Vorhabengebiets keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen durch 


baubedingte Geräusche zu erwarten. 
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5.7.6 Betriebsbedingte Wirkfaktoren 


5.7.6.1 Immissionen von gasförmigen Luftschadstoffen 


Das Vorhaben ist mit Emissionen der gasförmigen Luftschadstoffe Stickstoffoxiden 


(NOx) und Schwefeldioxid (SO2) verbunden. Für die Bewertung bzw. für den Schutz 


vor erheblichen Nachteilen, insbesondere dem Schutz der Vegetation und von 


Ökosystemen, können die Beurteilungsmaßstäbe der TA Luft herangezogen werden.  


Gemäß Nr. 4.4 der TA Luft ist zu prüfen, ob durch die Zusatzbelastungen von 


Schwefeldioxid (SO2) und Stickstoffoxiden (NOx) der Schutz vor erheblichen 


Nachteilen, insbesondere der Schutz der Vegetation und von Ökosystemen, 


gewährleistet ist. Hierzu werden die prognostizierten maximalen Zusatzbelastungen 


den Immissionswerten der Nr. 4.4.1 der TA Luft gegenübergestellt. Als Irrelevanzwerte 


gelten 3 µg/m³ für NOx und 2 µg/m³ für SO2 (entsprechend 10 % des jeweiligen 


Immissionswertes) gemäß Nr. 4.4.3 der TA Luft. 


Für Ammoniak (NH3) wird gemäß der Nr. 4.8 der TA Luft geprüft, ob der Schutz vor 


erheblichen Nachteilen durch Schädigung empfindlicher Pflanzen (z. B. Baumschulen, 


Kulturpflanzen) und Ökosysteme gewährleistet ist. Hierzu wird auf Anhang 1 der TA Luft 


verwiesen, worin entsprechende Prüfkriterien für landwirtschaftliche Betriebe genannt 


werden. Wird Anhang 1 sinngemäß angewendet, so gibt es keinen Anhaltspunkt auf 


das Vorliegen erheblicher Nachteile durch Schädigung empfindlicher Pflanzen und 


Ökosysteme, wenn die Immissionszusatzbelastung für NH3 den Wert von 3 µg/m3 


unterschreitet (irrelevante Zusatzbelastung). 


In der nachfolgenden Tabelle sind die prognostizierten maximalen Immissions-Jahres-


Zusatzbelastungen (IJZmax) zusammengestellt. Die Ergebnisse werden jeweils den 


Immissionswerten zum Schutz vor erheblichen Nachteilen, insbesondere der Schutz 


der Vegetation und von Ökosystemen gemäß der Nr. 4.4.1 der TA Luft 


gegenübergestellt.  


Tabelle 52.  Max. Kenngrößen der Immissions-Jahres-Zusatzbelastung (IJZmax) für SO2 und NOx sowie 


Gegenüberstellung mit den Immissionswerten aus Nr. 4.4.1 bzw. Anhang 1 der TA Luft.  


Schadstoff IW 


[µg/m3] 


Irrelevanz 


[µg/m3] 


IJZmax 


[µg/m3] 


Schwefeldioxid (SO2) 20 a) b)  2 0,2 


Stickstoffoxide (NOx)  


angegeben als NO2 
30 a)  3 4,4 


Ammoniak (NH3) 10  3 0,8 


 
a) Diese Immissionswerte zum Schutz von Ökosystemen bzw. der Vegetation sind im Beurteilungsgebiet nur 


anzuwenden, soweit die Beurteilungspunkte zur Überprüfung dieser Immissionswerte mehr als 20 km von 
Ballungsräumen oder 5 km von anderen bebauten Gebieten, Industrieanlagen oder Straßen entfernt sind (TA Luft 
4.6.2.6). Dies trifft an keiner Stelle des Untersuchungsgebietes zu; gleichwohl werden die o. g. Immissionswerte 
zur Beurteilung herangezogen. 


b) Mittelungszeitraum: Jahr und Winter (1. Oktober bis 31. März). 
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Die Ergebnisse zeigen, dass die vorhabenbedingten maximalen Immissions-Jahres-


Zusatzbelastungen (IJZMax) als sehr gering zu bewerten sind. 


Die Irrelevanzwerte für Schwefeldioxid (SO2) und Ammoniak (NH3) werden deutlich 


unterschritten, für Stickstoffoxide (NOx) überschritten. In der Nr. 4.6.2.6 ist ausgeführt, 


dass Beurteilungspunkte zur Überprüfung der Immissionswerte nach Nr. 4.4.1 so 


festzulegen sind, dass sie mehr als 20 km von Ballungsräumen oder 5 km von anderen 


bebauten Gebieten, Industrieanlagen oder Straßen entfernt sein müssen. Dies trifft im 


vorliegenden Fall nicht zu. 


Entsprechend den Ergebnissen der Immissionsprognose [37] zeigt sich, dass im 


Bereich des Immissionsmaximums bzw. innerhalb des Einwirkungsbereich einer 


Immissionszusatzbelastung von >3 µg/m³ keine besonderen geschützten Bestandteile 


von Natur und Landschaft vorhanden sind, die erheblich beeinträchtigt werden 


könnten. 


Somit ist davon auszugehen, dass der Schutz vor erheblichen Nachteilen, 


insbesondere der Schutz der Vegetation, empfindlicher Pflanzen und von 


Ökosystemen gewährleistet ist. 


 


5.7.6.2 Stickstoff- und Säuredeposition 


Wirkungsseitig können Stickstoff- und Säureeinträge z. B. zu einer Veränderung der 


abiotischen Standortverhältnisse in Bezug auf den Nährstoffhaushalt von Böden sowie 


auf den Bodenchemismus führen.  


Für Böden sind der Eintrag bzw. die Anreicherung von Stickstoff unbeachtlich. Die 


Veränderung des Nährstoffhaushalts von Böden führt jedoch zu einer Beeinflussung 


der Standortbedingungen für Pflanzen bzw. Pflanzengesellschaften. So können 


nährstoffliebende Pflanzen gefördert, während Pflanzen nährstoffarmer Standorte 


zurückgedrängt werden können. Die durch ein Vorhaben hervorgerufenen 


Stickstoffeinträge in der Umwelt können somit zu einer potenziellen Beeinflussung von 


Arten und Lebensgemeinschaften innerhalb eines Ökosystems führen.  


Bei der Beurteilung von Stickstoff- und Säureeinträgen handelt es sich um eine 


naturschutzfachliche Fragestellung, die im Zusammenhang mit dem Schutz von 


Natura 2000-Gebieten steht. Daher wurden für das Vorhaben eine Beurteilung der 


Beeinträchtigungen von Lebensräumen in Kapitel 6 durchgeführt. 


Die Ergebnisse zeigen, dass durch das Vorhaben im Bereich der naturschutzfachlich 


bedeutsamen FFH-Gebiete keine relevanten Stickstoff- und Säureeinträge 


hervorgerufen werden. Die vorhabenbedingten Zusatzbelastungen liegen unterhalb 


der anzuwendenden Abschneidekriterien. 
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5.7.6.3 Geräuschemissionen 


Geräuschimmissionen können sich direkt auf Tiere sowie auf deren Lebensräume und 


damit indirekt auf die dort lebende Fauna nachteilig auswirken. Geräuschimmissionen 


stellen für Tiere i. d. R. Stress- und Störfaktoren dar, die zu einer Verdrängung oder zu 


einem Ausweichverhalten von Arten/Individuen führen können. 


Lebensraumbeeinträchtigungen resultieren aus der Reduzierung der 


Lebensraumqualität (Verlärmung). Viele Tierarten weisen eine hohe Empfindlichkeit 


gegenüber sporadisch auftretendem Lärm auf und reagieren hierauf z. T. mit 


Fluchtverhalten sowie im Extremfall mit einer vorübergehenden oder dauerhaften 


Aufgabe von Lebensräumen. Besonders empfindliche Zeiträume für Störungen stellen 


Fortpflanzungs-, Brut-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten dar. Die 


Empfindlichkeit gegenüber Lärm ist artspezifisch. 


Für die Beurteilung der potenziellen Auswirkungen des Vorhabens ist die 


Geräuschvorbelastung zu berücksichtigen. Diesbezüglich ist der Nahbereich des 


Vorhabenstandortes aufgrund der bestehenden gewerblich-industriellen und 


verkehrsbedingten Geräusche (BAB A 7 und weitere Straßen im Industriegebiet) 


vorbelastet. Daher ist in Bezug auf vorkommende Arten anzunehmen, dass diese sich 


an die vorhandene Geräuschkulisse adaptiert haben bzw. diese eine gewisse 


Unempfindlichkeit gegenüber den bestehenden Geräuschen aufweisen. Sensible bzw. 


empfindliche Arten werden dagegen den durch Geräusche beeinflussten Bereich in 


Abhängigkeit ihrer spezifischen Empfindlichkeit bereits heute meiden. 


Zur Beurteilung der potenziellen Auswirkungen durch Geräuschimmissionen auf Vögel 


gibt es zahlreiche Publikationen und Untersuchungen. Die aktuellsten Erkenntnisse zu 


den Wirkungen von Geräuschen auf Vögel, die u. a. artspezifische Empfindlichkeiten 


und Verhaltensweisen berücksichtigen, liefert das Forschungs- und 


Entwicklungsvorhaben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 


Stadtentwicklung [83], in dem die Auswirkungen von Straßen auf Vögel untersucht 


worden sind sowie die hieraus entwickelte Arbeitshilfe „Vögel im Straßenverkehr“ [84]. 


In diesen Untersuchungen werden artspezifische Lärmempfindlichkeiten 


berücksichtigt, die im Wesentlichen auf artspezifische Verhaltens- und Lebensweisen 


beruhen. Danach sind die wichtigsten Funktionen für Vögel akustische 


Kommunikationssignale, die v. a. der Partnerfindung, Revierverteidigung, 


Nahrungssuche, Gefahrenwahrnehmung und der Kontaktkommunikation dienen. 


Im FuE-Vorhaben wurde u. a. festgestellt, dass ein Teil der untersuchten Arten einen 


bestimmten Abstand zu Straßen aufweisen, der sich auf die Verkehrsintensität und 


damit auf den vom Verkehr ausgehenden Lärm zurückführen lässt. Der andere Teil der 


Arten weist dagegen kein eindeutiges Verteilungsmuster in Bezug auf die 


Verkehrsintensität und damit den verkehrsbedingten Lärm auf, so dass bei diesen 


Arten andere Wirkfaktoren (z. B. visuelle Störungen) entscheidend sind.  


Obwohl sich die o. g. Untersuchungen auf Verkehrslärm beziehen, lassen sich 


allgemeine Analogieschlüsse zu den Wirkungen von Lärm auf Vögel ziehen, da sich 


die spezifischen Lärmempfindlichkeiten bzw. Störanfälligkeiten und die Lebens- und 


Verhaltensweisen nicht an der Art des Lärms orientieren. Daher werden die 


Bewertungsansätze der o. g. Untersuchungen zur Beurteilung des vorliegenden 


Vorhabens herangezogen bzw. übertragen. 
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Im Hinblick auf die umliegenden Natura 2000-Gebiete sind Geräuschimmissionen für 


gemeldeten Vogelarten relevant. Auf Grund dessen, dass für die umliegenden FFH-


Gebiete keine Vogelarten als Arten gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2009/147/EG und 


Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG geführt werden, wird keine detailliertere 


Aufschlüsselung der einzelnen Vogelarten vorgenommen.  


Für das Vorhaben wurde eine Geräuschimmissionsprognose [35] erstellt. Dabei 


wurden die von der zukünftigen Gesamtanlage ausgehenden Geräuschemissionen 


zusammengestellt und die hieraus resultierenden Geräuschimmissionen im Umfeld 


des Anlagenstandortes prognostiziert. Die Prognose erfolge für nahegelegene 


behördlich festgelegte Immissionsorte. Darüber hinaus wurden Teile der 


baumbestandenen Freiflächen nordöstlich des Vorhabengeländes betrachtet, welche 


für den vorliegenden Fall heranzuziehen sind.  


Die in diesem Kontext zu erwartende Zusatzbelastung aus dem Kraftwerksbetrieb wird 


für die nach [84] maßgeblichen Immissionsorthöhen von 1 m und 10 m über Gelände 


ermittelt und auf ihre Relevanz hin bewertet. 


Die Langzeit-Mittelungspegel LAT(LT) aus dem Betrieb der KWK-Anlage Dradenau 


überschreiten auf Teilen der baumbestandenen Freifläche nordöstlich des 


Kraftwerksgeländes die kritischen Schallpegel gemäß Arbeitshilfe „Vögel und 


Straßenverkehr“ [84] von tagsüber (06:00 bis 22:00 Uhr) 52 dB(A), 55 dB(A) und 


58 dB(A). Der Nachtwert von 47 dB(A) wird auf der gesamten Freifläche nicht 


eingehalten. Die baumbestandene Freifläche ist allerdings bereits heute 


Verkehrslärmimmissionen ausgesetzt (BAB A 7 und weitere Straßen im Industrie-


gebiet), die insbesondere am Tage deutlich höher sind als die zu erwartenden 


Anlagengeräuschimmissionen. 


Gemäß den Rasterlärmkarten (Strategische Lärmkarten Straßenverkehr 2017) liegt 


die Hintergrundbelastung im Bereich der baumbestandenen Freifläche tags bei Werten 


zwischen 65-70 dB(A) und nachts zwischen 60-65 dB(A) (Abbildung A1 und A2 


Schallgutachten [35]). Dies belegt die hohe verkehrsbedingte Hintergrundbelastung 


am Vorhabenstandort. Erhebliche Beeinträchtigungen durch die Geräusch-


immissionen der KWK-Anlage auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere wird vor diesem 


Hintergrund nicht hervorgerufen. 


 


5.7.6.4 Emissionen von Licht 


Lichtimmissionen können verschiedene Wirkungen auf die Fauna eines Gebietes 


hervorrufen. Hierunter zählen bspw. Lebensraumaufgabe, Meidungsverhalten, 


Anlockwirkungen, Fallenwirkungen etc. 


Bei der Vorhabenfläche selbst handelt es sich um eine Fläche ohne bisherige 


Beleuchtungseinrichtungen, aber durch das Umfeld mit den angrenzenden Industrie-


/Gewerbeflächen und dem ausgeleuchteten Autobahnabschnitt der BAB A7 um einen 


bereits durch Lichtimmissionen vorgeprägten Bereich. 


Wie in Kapitel 3.4.6 ausgeführt, ist der Vorhabenstandort aufgrund seiner Lage im 


industriell geprägten Hafenbereich direkt neben der BAB A7 bereits durch 


Lichtimmissionen aus verschiedenen anlagenbezogenen Quellen wie auch den 


Straßenverkehr vorgeprägt bzw. vorbelastet. Die Umnutzung der bisherigen 


Brachfläche zu einem Kraftwerksstandort führt infolge dessen nur zu geringfügigen 


Änderungen durch die Errichtung bzw. Installation neuer Beleuchtungen. 
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Gemäß dem LBP [43] werden auf dem Außengelände die nächtlichen Beleuchtungen 


der KWK-Anlage so optimiert, dass nur unbedingt notwendige Bereiche während der 


Dämmerungs- und Nachtzeit ausgeleuchtet werden. Zur Reduzierung weiterer 


Lichtemissionen werden darüber hinaus spezielle, schonende Lichtquellen wie z. B. 


nach unten abstrahlende, dicht schließende Natriumdampf-Nieder- oder 


Hochdruckleuchten sowie Amber LED mit einem so weit wie möglich reduzierten 


Blaulichtanteil (bestenfalls bis zu einer Farbtemperatur von maximal 2.400 Kelvin) 


eingesetzt. Eine Ausleuchtung der Gehölzbestände im Nordosten ist nach Möglichkeit 


zu vermeiden. 


Demnach ist davon auszugehen, dass neue Beleuchtungen allenfalls zu geringen 


Beeinträchtigungen, aber zu keiner relevanten Beeinflussung der Lichtemissionen und 


-immissionen in Bezug auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt 


führen.  


Zusammenfassend betrachtet ist festzustellen, dass das Vorhaben mit keinen 


erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen für das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die 


biologische Vielfalt durch Lichtimmissionen verbunden ist. 


 


5.7.6.5 Wärme und Wasserdampfemissionen 


Wärmeemissionen (Abwärme) 


Die im Allgemeinen von industriellen Tätigkeiten ausgehenden Abwärmeemissionen, 


insbesondere von Verbrennungseinrichtungen, können im Allgemeinen zu einer 


Beeinflussung von lokalen Temperaturverhältnissen führen. Dies setzt jedoch eine hohe 


Wärmeenergie bzw. -fracht voraus, die bspw. über einen Schornstein an die 


Atmosphäre abgeführt wird. Im Betrieb der KWK-Anlage werden in Summe maximal 9 


MW über die zu errichtenden Schornsteine (Gasturbinen, Dampferzeuger, Gasmotor) 


emittiert.  


Wie beim Schutzgut Klima in Kapitel 5.2.4.2 bereits ausgeführt wird, ist durch die mit 


dem Betrieb der KWK-Anlage verbundenen Wärmeemissionen eine als relevant 


einzustufende Temperaturzunahme auszuschließen. Weiterhin ist davon auszugehen, 


dass die abgegebene Wärme aufgrund des vorherrschenden Luftmassentransports 


schnell abgeführt wird, so dass spürbare Aufwärmeffekte in der Umgebung insgesamt 


nicht zu erwarten sind. Aufgrund dessen ist nur von einer vernachlässigbar geringen 


Beeinflussung der lokalklimatischen Situation auszugehen.  


Einflüsse auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind aufgrund der Geringfügigkeit 


ebenfalls nicht zu erwarten. Es sind daher auch keine Veränderungen zu erwarten, die 


sich nachteilig auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt auswirken 


könnten.  


 


Wasserdampfemissionen 


Die von einer Anlage freigesetzte Wasserdampfmenge kann im Allgemeinen potenziell 


zu einer Beeinflussung lokalklimatischer Verhältnisse führen. Potenzielle nachteilige 


Beeinträchtigungen können dann hervorgerufen werden, wenn sich aufgrund mangeln-


der Aufnahmefähigkeit der Außenluft Dampfschwaden bilden, die zu 


Verschattungseffekten und u. U. zu Niederschlägen und Eisbildung führen. Ob und wie 


häufig sich solche Ereignisse ausbilden, hängt von den meteorologischen 


Standortbedingungen ab. 
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Wie unter Kap. 5.2.4.2 ausgeführt kommt es durch das Vorhaben zu einer irrelevanten 


Zunahme an Nebeltagen.  


Es ist allerdings aufgrund der irrelevanten Zunahmen an Nebelereignissen und unter 


Berücksichtigung der Umgebungskulisse von keiner relevanten Beeinflussung der 


Umgebung auszugehen, die sich auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die 


biologische Vielfalt nachteilig auswirken. 


 


5.7.7 Zusammenfassung der Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere 


sowie auf die einzelnen Aspekte des Schutzgutes 


Mit dem Vorhaben sind bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren verbunden, die 


potenziell auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt 


einwirken können. Im Ergebnis ist folgendes festzustellen: 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Durch das Bauvorhaben kommt es zu einem Verlust der vorhandenen Vegetations-


bestände auf der gesamten Fläche. Dementsprechend gehen auch die vorhandenen 


Habitate der vorkommenden Tierarten verloren. Durch die vollständige Überprägung 


hochwertiger Trockenlebensräume im Süden des Anlagenstandortes geht insbe-


sondere ein Großteil der auf Trockenrasen und Ruderalflächen angewiesenen 


Insektenarten verloren. 


Im Rahmen der Eingriffs-Bewältigung sind am Vorhabensstandort Maßnahmen geplant, 


die die Eingriffe in die Naturhaushaltsfunktion Pflanzen und Tiere ausgleichen. Aufgrund 


der geringen Flächenverfügbarkeit können jedoch nicht sämtliche erforderlichen 


Ausgleichsmaßnahmen auf dem Vorhabenstandort realisiert werden. Es sind daher 


zusätzliche (externe) Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen im Umfeld des Vorhaben-


standortes erforderlich bzw. vorgesehen. Unter der Voraussetzung der Umsetzung der 


Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen können die durch bau- und anlagebedingten 


Flächeninanspruchnahmen hervorgerufenen Beeinträchtigungen kompensiert werden. 


Aufgrund dessen verbleiben durch die vorhabenbedingte Flächeninanspruchnahme 


keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Pflanzen, Tiere 


und die biologische Vielfalt.  


 


Baukörper (Kollisionsrisiko, Visuelle Wirkung, Trennwirkung) 


Mit dem geplanten Vorhaben werden mehrere Gebäude mit unterschiedlichen Bau-


werkshöhen realisiert. Im räumlichen Umfeld sind jedoch keine Landschaftsbereiche 


vorhandenen, die einen Besiedlungsschwerpunkt von avifaunistischen Arten darstellen 


oder für die besondere Ab- und Einflugschneisen zu berücksichtigen wären. Darüber 


hinaus ist auf Grund der bestehenden baulichen Nutzungen des Umfeldes nicht von 


einer als relevant einzustufenden Erhöhung eines Kollisionsrisikos durch das Vorhaben 


auszugehen. 


In Anbetracht des Standortes sowie der umliegenden genutzten Flächen ist nicht von 


relevanten Störeinflüssen durch die geplanten Baukörper und Schornsteine 


auszugehen.  
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Im Bereich des Vorhabenstandortes befinden sich keine relevanten Biotopstrukturen, 


welche als Ausbreitungsweg von Arten genutzt werden könnten.  


Zusammenfassend betrachtet sind somit keine Barriere- und Trennwirkungen 


(Zerschneidungseffekte) festzustellen. 


 


Emissionen von Geräuschen (Bau- und Betriebsphase) 


Die Bauphase ist mit temporären zusätzlichen Geräuschimmissionen in der Umgebung 


verbunden, die zu einer zusätzlichen Einflussnahme auf die dort lebende Fauna führen 


kann. Aufgrund der Lage und der Ausprägung der Umgebung liegt bereits eine 


Geräuschvorbelastung vor. Aufgrund der temporären Dauer der baubedingten 


Geräusche und aufgrund der Vorbelastungssituation ist nicht von relevanten 


Einwirkungen auf die Umgebung mit einer relevanten Beeinflussung der 


vorkommenden Fauna auszugehen. 


In der Betriebsphase werden Geräuschzusatzbelastungen im Umfeld des 


Anlagenstandortes hervorgerufen. Aufgrund der gegebenen Vorbelastungssituation 


sind für Natur und Landschaft bzw. die hier vorkommenden Arten keine erhebliche 


Relevanz aufweisen könnten.  


 


Emissionen von Luftschadstoffen 


Gasförmige Luftschadstoffimmissionen 


Die mit dem Betrieb verbundenen gasförmigen Luftschadstoffimmissionen (NOx, SO2, 


NH3) sind äußerst gering. Die Zusatzbelastungen sind unbeachtlich und lassen keine 


erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Pflanzen, Tiere und die 


biologische Vielfalt erwarten. Insbesondere in naturschutzfachlich geschützten und 


sensiblen Bereichen sind keine als erheblich nachteilig zu bezeichnenden Immissionen 


zu erwarten.  


 


Stickstoff- und Säuredeposition 


Die mit dem Betrieb verbundenen Stickstoff- und Säuredepositionen im Umfeld des 


Anlagenstandortes sind äußerst gering. Insbesondere in stickstoffempfindlichen 


Schutzgebieten liegen die Zusatzbelastungen der KWK-Anlage unterhalb des 


maßgeblichen Abschneidekriteriums. Somit können erhebliche nachteilige 


Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden. 


 


Lichtemissionen 


Mit dem Vorhaben werden neue Beleuchtungen installiert, die zu potenziellen 


Lichtimmissionen im Umfeld führen könnten. Aufgrund der bestehenden 


Lichtemissionen aus dem Umfeld der Vorhabenfläche ist bereits eine Vorbelastung am 


Standort gegeben. Die neu zu errichtenden Beleuchtungen werden weitgehend 


gegenüber der Umgebung abgeschirmt und gemäß dem Stand der Technik 


ausgeführt. Vor diesen Hintergründen sind zusammenfassend betrachtet keine 


erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Pflanzen, Tiere und die 


biologische Vielfalt bzw. von Biotopen und den dort vorkommenden Arten zu erwarten. 
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Wärmeemissionen 


Der Betrieb der KWK-Anlage ist mit Wärmeemissionen verbunden. Diese 


Wärmeemissionen sind so gering, dass sie nicht zu einer spürbaren Beeinflussung der 


lokalklimatischen Situation führen werden. Einflüsse auf das Schutzgut Pflanzen und 


Tiere sind aufgrund der Geringfügigkeit ebenfalls nicht zu erwarten. Es sind daher auch 


keine Veränderungen zu erwarten, die sich nachteilig auf das Schutzgut Pflanzen, 


Tiere und die biologische Vielfalt auswirken könnten. 


 


Wasserdampfemissionen 


Die von einer Anlage freigesetzte Wasserdampfmenge kann im Allgemeinen potenziell 


zu einer Beeinflussung lokalklimatischer Verhältnisse führen. Potenzielle nachteilige 


Beeinträchtigungen können dann hervorgerufen werden, wenn sich aufgrund mangeln-


der Aufnahmefähigkeit der Außenluft Dampfschwaden bilden, die zu 


Verschattungseffekten und u. U. zu Niederschlägen und Eisbildung führen. 


Die eingehende Analyse hat jedoch gezeigt, dass es sich lediglich um irrelevante 


Zunahmen an Nebelereignissen handelt und unter Berücksichtigung der 


Umgebungskulisse von keiner relevanten Beeinflussung der Umgebung auszugehen 


ist. Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische 


Vielfalt sind nicht gegeben. 


 


Fazit 


Auf Grundlage der Art und Charakteristik der Wirkfaktoren sind die zu erwartenden 


Einflüsse auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere, einschließlich der biologischen 


Vielfalt, abschließend wie folgt zu bewerten.  


Tabelle 53.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere, 


einschließlich der biologischen Vielfalt. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung keine Relevanz keine keine 


Baukörper (Visuelle Wirkung etc.) keine Relevanz keine keine 


Emissionen von Luftschadstoffen und Staub keine Relevanz gering keine 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering keine 


Lichtemissionen keine Relevanz gering keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen keine Relevanz gering gering 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz keine Keine 


Wärmeemissionen  gering keine keine 


Wasserdampfemissionen Keine Relevanz gering gering 
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5.8 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft  


5.8.1 Relevante Wirkfaktoren 


Das Schutzgut Landschaft steht in einer engen Wechselwirkung mit der Wohnfunktion 


und der Erholungsnutzung des Menschen. Damit besteht ein enger Bezug zwischen 


dem Schutzgut Landschaft und dem Schutzgut Mensch. Die nachfolgende Beurteilung 


der vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft umfasst daher 


auch eine Beurteilung der potenziellen vorhabenbedingten Auswirkungen auf die 


anthropogenen Nutzungsfunktionen der Umgebung des geplanten KWK-Standorts. 


Für die Beurteilung der potenziellen Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft und 


Erholung sind in diesem Zusammenhang die nachstehenden Wirkfaktoren und 


Folgewirkungen relevant: 


 


Bau- und Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Das Vorhaben ist mit den nachfolgenden bau und anlagenbedingten Wirkfaktoren 


verbunden: 


• Emissionen von Geräuschen 


• Visuelle Wirkungen 


• Flächeninanspruchnahme und -versiegelung 


 


Betriebsbedingte Wirkfaktoren 


Für das Schutzgut Landschaft sind die nachfolgenden betriebsbedingten Wirkfaktoren 


von einer Relevanz: 


• Emissionen von Luftschadstoffen und Staub 


• Emissionen von Geräuschen 


• Emissionen von Licht 


• Emissionen von Wärme- und Wasserdampf 


 


5.8.2 Maßstäbe zur Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft und 


Erholung 


Das Schutzgut Landschaft steht in einer engen Wechselwirkung mit der Wohnfunktion 


und der Erholungsnutzung des Menschen. Funktionsverluste oder -beeinträchtigungen 


der Landschaft sind mittelbar mit Auswirkungen auf den Menschen verbunden, da eine 


durch Störreize beeinträchtigte Landschaft zu einer Verminderung der 


Funktionsfähigkeit des Landschaftsraumes, z. B. der Erholungsfunktion der 


Landschaft für den Menschen, den Tourismus oder die Wohnqualität führen kann. 


Inwieweit eine nachteilige Auswirkung auf die Landschaft bzw. auf das Landschaftsbild 


durch eine Veränderung eines Landschaftsraumes überhaupt hervorgerufen wird, ist von 


verschiedenen Einflussfaktoren abhängig. Im Allgemeinen liegt eine Beeinträchtigung 


der Landschaft vor, wenn von einem durchschnittlichen, aber den Belangen des 


Naturschutzes aufgeschlossenen Betrachter, ein Einfluss auf die Landschaft als 


Störung, bspw. der Landschaftsästhetik, empfunden wird. Diese Maßgabe wird bei der 


Bewertung der potenziellen Auswirkungen auf die Landschaft herangezogen. 
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5.8.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von potenziellen Auswirkungen 


auf das Schutzgut Landschaft  


Mit dem Vorhaben sind keine schutzgutspezifischen Vermeidungs- oder 


Verminderungsmaßnahmen vorgesehen. Vermeidungs- und Verminderungs-


maßnahmen resultieren jedoch durch die in der Anlagenkonzeption vorgesehenen 


Maßnahmen zur Minimierung von Geräuschen und Emissionen von Luftschadstoffen. 


 


5.8.4 Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


5.8.4.1 Flächeninanspruchnahme und -versiegelung 


Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der landschaftsgebundenen Erholungs-


nutzung können im Allgemeinen durch visuelle Veränderungen der Landschaftsgestalt 


hervorgerufen werden. Insbesondere massive und hohe Baukörper üben einen Ein-


fluss aus, da diese Fernwirkungen aufweisen und die landschaftsprägenden Funktio-


nen verändern können. Allerdings sind auch bestehende bauliche Nutzungen im Sinne 


von Vorbelastungen, bspw. durch bestehende industrielle Anlagen, zu berücksichti-


gen. 


Im Allgemeinen können bauliche Maßnahmen u. a. zu folgenden Einflüssen führen: 


• Verlust der Eigenart und Naturnähe der Landschaft durch technische Über-


prägung der Landschaft. 


• Beeinträchtigung von Sichtbeziehungen zwischen wertvollen Landschaftsteilen. 


Fernwirkungen hängen allerdings insbesondere auch von der Sensibilität des Men-


schen (dem Betrachter) sowie von der tatsächlich vorliegenden Wahrnehmbarkeit eines 


Objektes ab, da sich Fernwirkungen i. d. R. nicht als massive (ausgedehnte) Baustruk-


turen in der Landschaft manifestieren, sondern sich i. d. R. als technogene Elemente 


aus der umgebenden Landschaft herausheben. 


Bei der Beurteilung der Intensität bzw. des Ausmaßes der Landschaftsbildbeeinflus-


sung ist die lokale Vorbelastung zu berücksichtigen. Je natürlicher ein Landschafts-


ausschnitt in Erscheinung tritt, desto empfindlicher ist i. d. R. dieser Bereich gegenüber 


anthropogenen Veränderungen zu bewerten. Je intensiver die anthropogene bzw. 


technogene Gestaltung eines Landschaftsausschnittes ist, desto weniger treten visuel-


le Veränderungen i. d. R. in den Vordergrund. 


Bei dem Vorhabenstandort handelt es sich um eine unversiegelte Brachfläche mit 


Ruderalvegetation. Im Umfeld ist eine Hafen-/Industriekulisse sowie in unmittelbarer 


Nähe der Verlauf der Hafenbahn sowie der BAB A7 charakteristisch. Durch das Vor-


haben werden durch die neu zu errichtenden Gebäude und Schornsteine Veränderung 


des bestehenden Erscheinungsbildes und somit auch folglich eine Beeinflussung der 


derzeitigen Gestalt des Landschaftsbildes verbunden sein. Wie in Kapitel 4.9.2 bereits 


erläutert, handelt es sich vorliegend um ein Gebiet, welches durch intensive bauliche 


Nutzungen (bspw. Windkrafträder) bzw. industrielle Tätigkeiten geprägt ist und als 


visuell vorbelastet einzustufen ist.  
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Die neuen Gebäude mit einer baulichen Höhe von ca. 15 m bis ca. 50 m und die ge-


planten Schornsteine mit Höhen von 21 m bis 53 m werden auf einer Brachfläche 


errichtet. Da sich das Vorhabengebiet jedoch in Hafengebiet befindet und von Indus-


trie-, Versorgungs- und Entsorgungsflächen sowie von Windkrafträdern mit Höhen von 


bis zu 140 m im Abstand von 420 m umgeben wird, fügen sich die neuen Gebäude in 


die stark industriell geprägte Hafenkulisse ein.  


Für den Nahbereich ist eine visuelle Einwirkung gegeben, die jedoch aufgrund der 


Nutzungen im Umfeld nicht als relevantes, störendes Element wahrgenommen wird. 


Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass von einem Betrachter stets die ge-


samte bauliche Situation wahrgenommen wird und nicht ein einzelnes neu hinzutreten-


des Gebäude. Hier ist vielmehr davon auszugehen, dass das neue Gebäude bzw. die 


neuen Schornsteine nach kürzester Zeit als ortsüblich und nicht als „Neunutzung“ 


wahrgenommen werden.  


Für den Fernbereich des Vorhabenstandortes sind Sichtbeziehungen aufgrund der 


baulichen Höhen der Bestandsnutzungen und der topografischen Umfeldsituation ge-


geben. Insbesondere aus südlichen und östlichen Richtungen ist aufgrund des 


Verlaufs der BAB A7 eine hohe Wahrnehmbarkeit des Vorhabens aber auch der 


umliegenden industriellen Nutzungen festzustellen. Dies gilt gleichermaßen auch für 


andere Blickrichtungen, in denen die Bestandsnutzungen bereits heute 


wahrgenommen werden können.  


Die nachfolgenden Abbildungen zeigen die neuen Baukörper, welche mit der 


Realisierung des Vorhabens einhergehen. Der Wärmespeicher mit einer Höhe von 


50 m über Grund sowie die weiteren Gebäude sowie Schornsteine der KWK-Anlage 


fügen sich in das industriell stark vorgeprägte Umfeld ein und werden nicht als 


erheblich störend wahrgenommen. An dem landschaftsprägenden Charakter der 


Industrie- und Hafenkulisse werden sich keine nachteiligen Änderungen ergeben. 
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Abbildung 34.  Nordwestansicht der geplanten KWK-Anlage Dradenau mit den neuen Baukörpern [71]. 


 


 


Abbildung 35.  Ostansicht der geplanten KWK-Anlage Dradenau mit den neuen Baukörpern [71]. 
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Die neuen baulichen Nutzungen werden sich in die Umgebungssituation einfügen, ob-


gleich es sich um großflächige Baukörper handelt. Aber hinsichtlich der Nutzung und 


der stark vorgeprägten Industrieumgebung ist die Einflussnahme auf das Erschei-


nungsbild durch das Vorhaben als nicht erheblich einzustufen. Obgleich von der 


BAB A7 aus Süden und Osten die geplante KWK-Anlage wahrzunehmen sein wird, so 


wird die neue Bebauung den Gebietscharakter bzw. das bestehende industrielle 


Erscheinungsbild nicht verändern.  


Das großräumige Orts- und Landschaftsbild im Umfeld des Vorhabenstandorts bleibt 


in seiner derzeitigen Ausgestaltung bzw. in Bezug auf den Landschaftscharakter und 


die Eigenart der Landschaft erhalten. Veränderungen der Qualitäten der einzelnen 


Landschaftsbildeinheiten sind nicht erkennbar, da sich die baulichen Maßnahmen auf 


den Bereich von Landschaftsbildeinheit I (s. Kap. 4.9.2) beschränken. 


Zusammenfassend betrachtet ist aufgrund der Vorbelastungssituation nicht von einer 


erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaft sowie der landschaftsge-


bundenen Erholungsnutzung auszugehen. Die mit dem Vorhaben verbundenen Verän-


derungen sind sowohl im Nahbereich als auch im Fernbereich mit der visuellen Einbin-


dung der neuen Gebäude in die vorhandene Hafen-/Industriekulisse als geringfügige 


Beeinträchtigungen zu bewerten. Ergänzend sei an dieser Stelle auf den LBP 


verwiesen, welcher dieses Thema ebenfalls betrachtet und bewertet [43].  


 


5.8.5 Bau- und betriebsbedingte Wirkfaktoren 


5.8.5.1 Emissionen von Luftschadstoffen und Staub 


Das Schutzgut Landschaft stellt einen Komplex aus weiteren Schutzgütern des UVPG 


dar, die im Zusammenwirken den Landschaftshaushalt bzw. die landschaftliche Aus-


gestaltung einer Region beeinflussen. Aufgrund dieser Verflechtungen können Ein-


wirkungen auf die weiteren Schutzgüter des UVPG indirekt auch zu einer Beeinflus-


sung des Schutzgutes Landschaft führen. Immissionsseitige Einwirkungen über den 


Luftpfad können in diesen Schutzgütern zu Beeinträchtigungen führen, insbesondere 


in Bezug auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere. In Folge dessen kann sich bspw. die 


Vegetationszusammensetzung verändern, was wiederum mit visuellen Effekten bzw. 


Veränderungen verbunden sein kann.  


 


Betriebsphase 


In Bezug auf die Emissionen und die immissionsseitigen Einwirkungen auf die 


Umgebung wurde bereits beim Schutzgut Luft festgestellt, dass das geplante Vorhaben 


nur mit geringfügigen immissionsseitigen Einflüssen verbunden ist. Insbesondere beim 


Schutzgut Pflanzen und Tiere wird zudem festgestellt, dass die Immissionen so gering 


sind, dass sich hieraus keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen ableiten 


lassen.  


Auf Basis der Ergebnisse ergeben sich keine Hinweise darauf, dass die von dem Vor-


haben ausgehenden Emissionen von Luftschadstoffen zu erheblichen nachteiligen 


Beeinträchtigungen der einzelnen Schutzgüter führen könnten. Folglich sind keine Ver-


änderungen der Ausprägung und Gestalt der einzelnen Umweltbestandteile zu erwar-


ten. In der Folge sind ebenfalls keine Veränderungen der Landschaftsgestalt oder der 


Funktionen im Landschaftshaushalt zu erwarten, die als erhebliche nachteilige Beein-


trächtigung des Schutzgutes Landschaft zu bewerten wären. Insgesamt sind somit die 


potenziellen Beeinträchtigungen als gering einzustufen. 
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In Bezug auf die Erholungsnutzung sind die immissionsseitigen Zusatzbelastungen 


ebenfalls als unbeachtlich einzustufen. Die maßgeblichen Immissionswerte zum 


Schutz des Menschen werden sicher eingehalten bzw. deutlich unterschritten. Erheb-


liche nachteilige Beeinträchtigungen der landschaftsgebundenen Erholungsnutzung 


sind somit nicht erkennbar. 


 


5.8.5.2 Emissionen von Geräuschen 


Die Qualität einer Landschaft, insbesondere für landschaftsgebundene Erholungsnut-


zungen des Menschen, wird insbesondere durch das Ausmaß von vorhandenen Stör-


einflüssen bestimmt. In diesem Zusammenhang stehen insbesondere Geräuschein-


wirkungen in der Landschaft.  


Im Allgemeinen gilt, dass je stärker eine Landschaft durch Geräusche beeinflusst wird, 


desto geringe wird ihre Bedeutung vom Menschen eingestuft. Geräuschimmissionen 


können von Menschen je nach Situation, Lautstärke und der persönlichen Einstellung 


als Störung oder Belästigung empfunden werden. Der Aufenthalt und die Erholung im 


Freien können durch Lärmeinwirkungen gestört werden und somit zu einer subjektiven 


Beeinträchtigung der Landschaft sowie der Landschaftsqualität führen. Die Sensibilität 


ist jahreszeitlich variabel, v. a. in Bezug auf die Erholungsnutzung des Menschen. Im 


Allgemeinen sind die Frühjahres- und Sommermonate für die landschaftsgebundene 


Erholungsnutzung des Menschen bedeutsamer als die Herbst- und Wintermonate. 


Daher ist die Wirkung von Geräuschen bzw. die Empfindlichkeit gegenüber Lärm im 


Frühjahr und im Sommer höher einzustufen als im Herbst oder Winter. 


Neben der direkten Wirkung von Geräuschen auf den Menschen sind indirekte Wirkun-


gen möglich, die sich aus Geräuscheinwirkungen auf Biotope bzw. die Einflussnahme 


auf die Lebensraumqualität von Tieren ergeben. Geräusche können die Lebensraum-


qualität eines Biotops reduzieren und zu einem Ausweichverhalten von Tieren führen. 


Dieser Qualitätsminderung oder der Verlust kann zu einer Minderung der Erlebniswirk-


samkeit der Landschaft und damit der Landschaftsqualität führen. 


 


Bauphase 


Für das Schutzgut Landschaft einschließlich der Erholungsnutzung des Menschen 


sind die mit dem Bauvorhaben verbundenen temporären Geräuscheinwirkungen von 


untergeordneter Bedeutung. Die baubedingten Geräuschimmissionen werden 


insbesondere im Nahbereich des durch industrielle Geräusche beeinflussten Gebiets 


im städtischen Raum mit entsprechender Geräuschvorbelastung verursacht.  


Da im vorliegenden Fall keine erholungswirksamen Flächen im Einwirkbereich der 


baubedingten Geräusche liegen ist von keiner Relevanz auf das Schutzgut Landschaft 


durch das Vorhaben auszugehen.  
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Betriebsphase 


Die mit dem Vorhaben verbundenen Geräuschimmissionen der Betriebsphase sind in 


analoger Weise zu den baubedingten Geräuschen zu bewerten. Auch hier gilt es zu 


berücksichtigen, dass sich der Vorhabenstandort im industriellen Bereich befindet bzw. 


durch gewerbliche Nutzungen gekennzeichnet ist.  


Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung in Kapitel 5.10.5.2 zeigen, dass 


mit Realisierung des geplanten Vorhabens die gebietsbezogenen Immissionsricht-


werte der TA Lärm tags um mindestens 6 dB unterschritten werden. Unter Berücksich-


tigung der vorhandenen Geräuschkulisse durch die übrigen gewerblichen Nutzungen 


ist davon auszugehen, dass keine relevanten nachteiligen Beeinträchtigungen der 


Landschaft durch die vorhabenbedingten Geräuschemissionen hervorgerufen werden. 


 


5.8.5.3 Lichtemissionen 


Beim Schutzgut Pflanzen und Tiere wurde bereits ausgeführt, dass sich die Licht-


emissionen auf den lokalen Bereich konzentrieren und überwiegend gegenüber der 


Umgebung aufgrund der Ausrichtung der Beleuchtungen auf das Vorhabengelände 


abgeschirmt werden. Daher ist der Einflussbereich der Lichtemissionen begrenzt und 


relevante Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind nicht zu erwarten. Zwar 


handelt es sich bei der Vorhabenfläche selber um eine Fläche ohne bisherige 


Beleuchtungseinrichtungen, aber durch das Umfeld mit den angrenzenden Industrie-


/Gewerbeflächen und dem ausgeleichteten Autobahnabschnitt der BAB A7 um einen 


bereits durch Lichtemissionen vorgeprägten Bereich. Demnach ist davon auszugehen, 


dass neue Beleuchtungen zu keiner relevanten Beeinflussung der Lichtemissionen in 


Bezug auf das Landschaftsbild führen. 


Zusammenfassend betrachtet ist festzustellen, dass das Vorhaben mit keinen 


erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen der Landschaft und der 


landschaftsgebundenen Erholungsnutzung durch Lichtimmissionen verbunden ist. 


 


5.8.5.4 Wärme- und Wasserdampfemissionen 


Wärmeemissionen (Abwärme) 


Die im Allgemeinen von industriellen Tätigkeiten ausgehenden Abwärmeemissionen, 


insbesondere von Verbrennungseinrichtungen, können im Allgemeinen zu einer 


Beeinflussung von lokalen Temperaturverhältnissen führen. Dies setzt jedoch eine hohe 


Wärmeenergie bzw. -fracht voraus, die bspw. über einen Schornstein an die 


Atmosphäre abgeführt wird. Im Betrieb der KWK-Anlage werden in Summe maximal 


9 MW über die zu errichtenden Schornsteine (Gasturbinen, Dampferzeuger, 


Gasmotor) emittiert.  


Wie beim Schutzgut Klima in Kapitel 5.2.4.2 bereits ausgeführt wird, sind die mit dem 


Betrieb der KWK-Anlage verbundenen Wärmeemissionen so gering, dass diese nicht 


zu einer spürbaren Beeinflussung der lokalklimatischen Situation führen werden. 


Einflüsse auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind aufgrund der Geringfügigkeit 


ebenfalls nicht zu erwarten. Es sind daher auch keine Veränderungen zu erwarten, die 


sich nachteilig auf den Landschaftshaushalt bzw. das Schutzgut Landschaft auswirken 


könnten.  
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Wasserdampfemissionen 


Die von einer Anlage freigesetzte Wasserdampfmenge kann im Allgemeinen potenziell 


zu einer Beeinflussung lokalklimatischer Verhältnisse führen. Potenzielle nachteilige 


Beeinträchtigungen können dann hervorgerufen werden, wenn sich aufgrund mangeln-


der Aufnahmefähigkeit der Außenluft Dampfschwaden bilden, die zu 


Verschattungseffekten und u. U. zu Niederschlägen und Eisbildung führen. Ob und wie 


häufig sich solche Ereignisse ausbilden, hängt von den meteorologischen 


Standortbedingungen ab. 


Wie unter Kap. 5.2.4.2 ausgeführt kommt es durch das Vorhaben zu einer irrelevanten 


Zunahme an Nebeltagen.  


Es ist allerdings aufgrund der irrelevanten Zunahmen an Nebelereignissen und unter 


Berücksichtigung der Umgebungskulisse von keiner relevanten Beeinflussung der 


Umgebung auszugehen, die sich auf das Schutzgut Landschaft nachteilig auswirken. 


 


5.8.6 Zusammenfassung der Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft 


Mit dem Vorhaben sind bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, 


die potenziell auf das Schutzgut Landschaft einwirken können. Im Ergebnis ist 


folgendes festzustellen: 


 


Flächeninanspruchnahme und -versiegelung 


Die mit dem Vorhaben verbundenen baulichen Maßnahmen führen zu einer Verände-


rung des bestehenden Erscheinungsbildes des Vorhabengeländes. Aufgrund der Aus-


gestaltung und der Lage der neu zu errichtenden Baukörper werden sich diese im Nah-


bereich von der jetzigen Brachfläche deutlich unterscheiden, jedoch wird der Charakter 


der Industrie-/ Hafenkulisse nicht verändert. Eine Veränderung des visuellen 


Charakters des Gebietes bzw. der Landschaftsbildeinheit wird nicht im erheblichen 


Maße hervorgerufen. Besondere Sichtbeziehungen in der Landschaft werden durch 


das Vorhaben zudem nicht beeinträchtigt. 


 


Emissionen von Luftschadstoffen und Staub (Betriebsphase) 


Die betriebsbedingten Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben sind jeweils als 


so gering einzustufen, dass diese in den Landschaftsbestandteilen (Boden, Wasser, 


Pflanzen und Tiere) zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen führen. Da diese 


Schutzgüter wesentliche Bestandteile des Schutzgutes Landschaft sind bzw. das 


Schutzgut Landschaft aufbauen, können im Analogieschluss erhebliche nachteilige 


Beeinträchtigungen des Schutzgutes Landschaft ausgeschlossen werden. Durch die 


Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben in der Betriebsphase sind im gesamten 


Umfeld nur geringfügige Einflüsse zu erwarten.  
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Emissionen von Geräuschen (Bau- und Betriebsphase) 


Die mit dem Vorhaben verbundenen Geräuschemissionen führen in der Bauphase im 


Nahbereich zu keiner erheblichen Beeinflussung. Aufgrund der bestehenden Nutzung 


ist bereits ein hohes Maß an Geräuschvorbelastung durch die umgebende Industrie-


kulisse und der nahegelegenen BAB A7 vorhanden. Zudem befindet sich im 


Einwirkbereich der baubedingten Geräusche keine erholungswirksame Fläche, sodass 


von keiner Relevanz auf das Schutzgut Landschaft durch das Vorhaben auszugehen 


ist 


In der Betriebsphase ist davon auszugehen, dass unter Berücksichtigung der vorhan-


denen Geräuschkulisse durch die übrigen gewerblichen Nutzungen keine relevanten 


nachteiligen Beeinträchtigungen der Landschaft durch die vorhabenbedingten Ge-


räuschemissionen hervorgerufen werden. 


 


Lichtemissionen 


Die mit dem Vorhaben verbundenen neuen Lichtemissionen beschränken sich über-


wiegend auf die lokalen Bereiche und sind überwiegend gegenüber der Umgebung 


aufgrund der Ausrichtung der Beleuchtungen auf das Vorhabengelände konzentriert. 


Zudem handelt es sich bei dem unmittelbaren Umfeld des Vorhabenstandorts um 


einen bereits durch Lichtemissionen geprägten Bereich. Demnach ist davon auszu-


gehen, dass neue Beleuchtungen zu keiner relevanten Intensivierung der Lichtemis-


sionen führen. 


 


Wärme- und Wasserdampfemissionen 


Der Betrieb der KWK-Anlage ist mit der Freisetzung von Wärme- und Wasserdampf-


emissionen verbunden. Die Einflüsse auf Natur und Landschaft durch diese Wärme- 


und Wasserdampfabgabe sind als vernachlässigbar gering einzustufen.  


Es ist nicht zu erwarten, dass es zu einer relevanten Beeinflussung der unbelebten 


Umwelt kommt, welche sich nachteilig auf das Schutzgut Landschaft auswirken könn-


ten. Erhebliche Beeinträchtigungen werden somit nicht hervorgerungen.  


 


Fazit 


Zusammenfassend betrachtet ist festzustellen, dass die mit dem Vorhaben verbunde-


nen Wirkfaktoren nur zu einer geringen Beeinflussung des Schutzgutes Landschaft 


führen. Die im Zuge des Vorhabens geplanten Änderungen im Bereich des Vorhaben-


standorts werden das derzeitige Erscheinungsbild der Landschaft im Hinblick auf die 


Eigenart, Vielfalt und Schönheit der Landschaft nicht erheblich nachteilig beeinträchti-


gen. 
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Tabelle 54.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Landschaft. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Baubedingte Wirkfaktoren 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering keine 


Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme und -versiegelung 


Visuelle Wirkungen 


geringe 


Relevanz 
gering gering 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen keine Relevanz gering gering 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering keine 


Lichtemissionen keine Relevanz keine keine 


Wärme- und Wasserdampfemissionen keine Relevanz keine keine 


 


 


5.9 Auswirkungen auf das Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 


Vorgaben zum Schutz von kulturellem Erbe und sonstigen Sachgütern werden v. a. in 


Denkmalschutzgesetzen getroffen. Darüber hinaus bestehen enge Wechselbeziehung 


des Schutzgutes kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter mit dem Schutzgut 


Landschaft (z. B. Erlebniswirksamkeit) und dem Schutzgut Mensch. 


Die Empfindlichkeit von Kultur- und sonstigen Sachgütern gegenüber einem Vorhaben 


wird hauptsächlich durch Faktoren wie Flächeninanspruchnahmen (Überbauung von 


archäologischen Objekten und Bodendenkmälern) oder ggfs. Emissionen von 


Luftschadstoffen hervorgerufen. Ferner können Erschütterungen, die z. B. durch 


Bautätigkeiten hervorgerufen werden, zu Beschädigungen von Denkmälern führen. 


Bau- und Bodendenkmäler 


Im Bereich des Vorhabenstandortes befinden sich keine Bau- oder Bodendenkmäler, 


die durch vorhabenbedingten Wirkfaktoren betroffen sein könnten. Darüber hinaus 


sind im Randbereich des Untersuchungsgebietes mehrere Bau- und Kulturdenkmäler 


vorhanden.  


Bauwerke bzw. Baudenkmäler unterliegen einer stetigen Beeinflussung durch die 


Atmosphäre, Beschädigungen können sowohl durch natürliche Verwitterungsprozesse 


als auch durch den Einfluss von Luftverunreinigungen hervorgerufen werden. Bei den 


Luftverunreinigungen, die die Bausubstanz angreifen können, sind die Immissionen 


von sauren Gasen (z. B. SO2, NOx) zu nennen, die i. V. m. Feuchtigkeit Säuren 


ausbilden.  


Die Ergebnisse der Ausbreitungsberechnungen im Rahmen der Immissionsprognosen 


für Luftschadstoffe zeigen, dass durch das Vorhaben nur geringfügige 


Zusatzbelastungen von sauren Gasen hervorgerufen werden. Diese 


Zusatzbelastungen sind im Vergleich zur Vorbelastung sowie im Vergleich mit den 


üblichen Emissionen aus Verkehr, Hausbrand vernachlässigbar gering. Eine 


erhebliche nachteilige Beeinflussung von Baudenkmälern ist hieraus nicht abzuleiten. 
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Für die Bestandteile des kulturellen Erbes ergeben sich demgegenüber keine 


Einwirkungen durch die Wirkfaktoren des Vorhabens, die zu einer Beschädigung oder 


gar Zerstörung von Bestandteilen des kulturellen Erbes führen könnten. Insoweit kann 


auf eine weitergehende Betrachtung verzichtet werden.  


 


Sonstige Sachgüter 


Als relevante Wirkfaktoren für die in Kapitel 4.10.3 aufgeführten sonstigen zu 


berücksichtigenden Sachgüter kommen insbesondere Wasserdampfemissionen und 


die sich daraus ergebenden Schwadenbildungen (inklusive chemischer und 


physikalischer Umwandlung der mitgeführte Schadstoffe), Vereisung, die Baukörper 


selbst und infolge dessen Störung von Funksignalen sowie  Verschattungs-


/Abschattungseffekte infrage. 


Da für die zuvor aufgeführten Teilaspekte des Schutzgutes sonstige Sachgüter keine 


verbindlichen Bewertungsansätze vorhanden sind, wird die Auswirkungsprognose auf 


Grund der allgemeinen Lebenserfahrung unter Rückgriff auf die entsprechenden 


Fachgutachten erstellt. 


 


Bundesautobahn A7 (BAB A7) 


Gemäß den Ausführungen in Kapitel 5.2.4.2 (auf Basis des Schwadengutachtens [47]) 


kommt es im nahen Umfeld um die Anlage zu keiner Einflussnahme durch zusätzliche 


Vernebelungsstunden durch das Vorhaben. Im Maximum, das ca. 1,5 km südlich des 


Anlagenstandorts liegt, beträgt die Anzahl der durch das Vorhaben zusätzlich 


erzeugten Vernebelungsstunden 4 Stunden im Jahr. In Relation bedeutet die Zunahme 


an Nebeltagen, welche durch das Vorhaben hervorgerufen werden mit max. 4 Stunden 


bzw. 5 % der natürlichen Vernebelung, eine nicht bedeutsame Relevanz [47]. 


Auf Basis der dargestellten Ergebnisse [47] ist davon auszugehen, dass es im Bereich 


der BAB A7 zu keinen erheblichen Auswirkungen, wie bspw. Sichtbehinderungen, 


Glatteis-, Vereisungsgefahr durch das Vorhaben kommt. Da es zu keiner 


nennenswerten zusätzlichen Nebelbildung im Bereich der Autobahn durch das 


Vorhaben kommt, ist davon auszugehen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des 


Verkehrs der BAB A7 gewährleistet ist. 


 


Hafenbahn 


Die Fragestellung einer möglichen Funkverschattung und Störung von Funksignalen 


der Hafenbahn durch die Errichtung der Gebäudekörper der KWK-Anlage wurde 


seitens des verantwortlichen Schienennetzbetreibers, der DB Netz AG, mit Schreiben 


vom 24.02.2020 [50] beantwortet. Darin wird ausgeführt, dass die betriebliche Nutzung 


des Analogen Zug- und Rangierfunks von Hamburg Port Authority durch die Errichtung 


der Gebäude nicht behindert wird. 


Auf Basis der dargestellten Ergebnisse im Schwadengutachten [47] ist davon 


auszugehen, dass es im Bereich der Hafenbahn zu keinen erheblichen Auswirkungen, 


wie bspw. Sichtbehinderungen, Glatteis-, Vereisungsgefahr durch das Vorhaben 


kommt. Somit ist keine Betroffenheit (Sichtbehinderung, Vereisung) des Betriebs der 


Hafenbahn durch die vorhabenbedingten Wasserdampfemissionen zu erwarten.  


Eine Relevanz der geplanten Anlage hinsichtlich der Hafenbahn ist demgemäß nicht 


gegeben. 
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Windkraftanlagen (WKA) 


Gemäß den Ausführungen in Kapitel 5.2.3.2 (auf Basis des Schwadengutachtens [47]) 


kommt es durch die Realisierung der neuen Gebäude für die KWK-Anlage im 


Vorhabenbereich zu einer Veränderung des bodennahen Windfeldes aufgrund der 


hinzutretenden Gebäudeumströmung. Die im Rahmen des Schwadengutachtens 


erstellte Windfelduntersuchung [47], welche die Einflussnahmen des Vorhabens auf 


die Windgeschwindigkeit an den bestehenden Windkraftanlagen in Nabenhöhe 


untersucht hat, kommt zu dem Ergebnis, dass an den nächstgelegenen Windrädern 


eine leichte Reduktion der Windgeschwindigkeit zu erwarten, welche jedoch außerhalb 


des Signifikanzbereiches liegt [47]. Auch für die effektiven Turbulenzintensitäten 


wurden im Rahmen des Schwadengutachtens für den Planzustand eine Erhöhung der 


Kennzahlen von maximal 0,1% ermittelt, was als nicht signifikante Erhöhung eingestuft 


wird. 


Zusätzliche Vereisungsstunden die aufgrund des Kraftwerkbetriebs entstehen werden 


im Schwadengutachten [47] mit einer Größenordnung von 0,7 bis 5,2 zusätzlichen 


Stunden je Jahr abgeschätzt. Eine signifikante Zunahme vereisungsbedingter 


Abschaltungen aus dem Betrieb der KWK-Anlage kann somit ausgeschlossen werden. 


Die Prüfung der Signifikanz hinsichtlich einer erhöhten Korrosion der WKA durch die 


Luftschadstoffemissionen von SO2 und NO2 aus der geplanten KWK-Anlage ergaben, 


dass die irrelevante Zusatzbelastung nach 4.4.3 TA Luft für SO2 an allen WKA 


eingehalten wurde. Der Schutzvor erheblichen Nacheilen infolge SO2 Immissionen ist 


somit eingehalten. Für NO2 wird an einer WKA eine Immissionszusatzbelastung von 


maximal 5,1 µg/m³ prognostiziert, der Irrelevanzwert i.H.v. 3 µg/m³ nach 4.4.3 TA Luft 


wird somit überschritten. Unter Berücksichtigung einer Vorbelastung von 31 mg/m³ für 


NO2 und der maximalen Zusatzbelastung von 5,1 µg/m³ wird der Immissionswert nach 


4.2.1 TA Luft zum Schutz der menschlichen Gesundheit unterschritten. Eine 


Wertespanne in dieser Größenordnung ist für städtische Bereiche nicht untypisch. Bei 


dieser Konzentration ist noch nicht von außergewöhnlich korrosiven Umgebungs-


bedingungen auszugehen. 


Auf Basis der dargestellten Ergebnisse [47] ist davon auszugehen, dass eine 


signifikante, lebensdauerverkürzende Korrosion auf Grund des Betriebes der KWK-


Anlage nicht anzunehmen ist. 


Eine Relevanz der geplanten Anlage hinsichtlich möglichem, anlagenbedingt ver-


stärktem Korrosionsgeschehen an den WKA ist somit nicht gegeben. 


 


Photovoltaikanlage (PV) 


Weiterhin wurde in dem Schwadengutachten die Einflussnahme von Schwaden auf die 


Verschattung der nahegelegenen PV-Anlage untersucht.  


Gemäß diesen überschlägigen pessimalen Abschätzungen hinsichtlich der 


Verschattung der PV-Anlage ist mit einer signifikanten Einflussnahme des Vorhabens 


auf die Verschattung der PV-Anlage zu rechnen. Im Gutachten wird die 


Ertragsminderung aufgrund des Schattenwurfs von den neu zu errichtenden 


Baukörpern sowie den von der KWK-Anlage emittierten Schwaden auf maximal 9 % 


beziffert. Es existieren allerdings keine fachlich-anerkannten Beurteilungsmaßstäbe 


dazu wie hoch eine Reduzierung sein muss, damit sie eine erhebliche Beeinflussung 


darstellt.  
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Aus gutachterlicher Sicht erscheint der angegebene Wert für die Ertragsminderung 


jedoch hoch. Die Auswirkungen sind finanzieller Natur und sind daher nicht 


Gegenstand der Bewertung im UVP-Bericht. 


Allerdings ist bei Einhaltung der baurechtlichen Vorschriften, insbesondere der 


Abstandsregelungen davon auszugehen, dass die Beeinflussung nicht unzumutbar ist. 


Die Auswirkungen sind für den Betreiber der PV-Anlage vornehmlich finanzieller Art. 


Finanzielle Auswirkungen des Vorhabens sind jedoch nicht Gegenstand der 


Beurteilung im UVP-Bericht. 


 


Fazit 


Für die Bestandteile des kulturellen Erbes ergeben sich demgegenüber keine 


Einwirkungen durch die Wirkfaktoren des Vorhabens, die bspw. zu einer Beschädigung 


oder gar Zerstörung von Bestandteilen des kulturellen Erbes führen könnten 


Für das Schutzgut sonstige Sachgüter BAB A7, WKA, Hafenbahn ergeben sich keine 


relevanten Auswirkungen aus dem Vorhaben. 


Für das Schutzgut sonstige Sachgüter, Photovoltaikanlage, kann eine hohe Relevanz 


des Wirkfaktors Schwaden festgestellt werden. 


 


5.10 Auswirkungen auf das Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche 


Gesundheit 


5.10.1 Relevante Wirkfaktoren 


Der Mensch kann potenziell über Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutz-


gütern beeinträchtigt werden. Darüber hinaus sind direkte Auswirkungen durch 


einzelne Wirkfaktoren (z. B. Geräusche) denkbar. Luftschadstoffimmissionen und -


depositionen stellen eine indirekte Wirkung (Wechselwirkung über das Schutzgut Luft) 


dar. 


Die aus den einzelnen Wirkfaktoren direkt oder indirekt über Wechselwirkungen 


resultierenden Beeinträchtigungen des Menschen werden in den nachfolgenden 


Kapiteln beschrieben und beurteilt. Die Auswirkungsbetrachtung konzentriert sich auf 


die Lebens- und Wohnfunktion des Menschen. Eine Beurteilung der Auswirkungen auf 


die Erholungsfunktion des Menschen erfolgte beim Schutzgut Landschaft. 


Für die Beurteilung der potenziellen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind die 


nachstehenden Wirkfaktoren und Folgewirkungen relevant: 


 


Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Anlagebedingte Wirkfaktoren gehen durch die Flächeninanspruchnahme und die neuen 


Baukörper aus. Die baulichen Einflüsse sind mit visuellen Einwirkungen auf die 


Umgebung verbunden. In diesem Zusammenhang ist zu beurteilen, in wie weit durch 


diese visuellen Einflüsse eine Betroffenheit des Menschen in Bezug auf 


Wohnnutzungen bzw. die Wohnqualität resultieren könnte.  


Sonstige anlagenbedingten Wirkfaktoren auf das Schutzgut Mensch werden durch das 


Vorhaben nicht hervorgerufen. 
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Bau- und betriebsbedingte Wirkfaktoren 


Bei den Wirkfaktoren der Bauphase handelt es sich um temporäre Einflussgrößen. 


Darüber hinaus sind die durch den Betrieb resultierenden Auswirkungen auf den 


Menschen zu erfassen und zu beurteilen.  


Aufgrund der vergleichbaren Einflüsse der Bau- und Betriebsphase auf den Menschen, 


wird die Bau- und Betriebsphase nachfolgend gemeinsam betrachtet. Im Einzelnen 


ergeben sich folgende Wirkfaktoren der Bau- und Betriebsphase: 


• Emissionen von Luftschadstoffen und Staub 


• Emissionen von Geräuschen 


• Lichtemissionen 


 


Sonstige Wirkfaktoren, die sich auf das Schutzgut Mensch erheblich nachteilig aus-


wirken könnten, sind mit dem Vorhaben nicht verbunden. 


 


5.10.2 Maßstäbe zur Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut Menschen, 


insbesondere die menschliche Gesundheit 


Die Beurteilung der potenziellen Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut 


Mensch erfolgt im Wesentlichen verbal-argumentativ. Hierzu wird auf die Ergebnisse in 


den zuvor betrachteten Auswirkungskapiteln (Berücksichtigung von Wechselwirkungen 


mit dem Schutzgut Mensch) und auf die erstellten Fachgutachten zu den direkten Aus-


wirkungen auf den Menschen (z. B. Geräusche) zurückgegriffen. Dabei werden jeweils 


die in den Fachgutachten herangezogenen Beurteilungsmaßstäbe berücksichtigt. 


 


5.10.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von potenziellen Auswirkungen 


auf das Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 


Mit dem Vorhaben sind keine schutzgutspezifischen Vermeidungs- oder 


Verminderungsmaßnahmen vorgesehen. Vermeidungs- und Verminderungs-


maßnahmen resultieren jedoch durch die in der Anlagenkonzeption vorgesehenen 


Maßnahmen zur Minimierung von Geräuschen und Emissionen von Luftschadstoffen 


bzw. Stäuben. 


 


5.10.4 Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme und -versiegelung / Baukörper 


Der Vorhabenstandort der geplanten KWK-Anlage liegt im Hafenbereich unmittelbar 


westlich der BAB A7. Die an das Betriebsgelände angrenzenden Flächen werden 


überwiegend gewerblich-industriell durch ein Umspannwerk, eine Kläranlage, 


Industriebetriebe und Hafenwirtschaft genutzt, das weitere Umfeld ist durch eine 


entsprechende Hafen-/Industriekulisse geprägt. Bei dem geplanten Betriebsgelände 


der KWK-Anlage handelt sich um eine unversiegelte Industriebrache mit Ruderal-


vegetation. 


Das Vorhaben selbst wird auf einer Fläche errichtet, für die die planungsrechtlichen 


Voraussetzungen als „Fläche für Versorgungsanlagen“ dargestellt ist.  







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 220 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


Sowohl die neuen Gebäude mit baulichen Höhen von ca. 15 m bis ca. 50 m als auch 


die geplanten Schornsteine mit Höhen von 21 m und 53 m werden sich gut in die 


Hafen-/Industriekulisse der Bestandssituation einfügen und nicht als störender Einfluss 


gewertet werden.  


Auf Grund des Abstands zur nächstgelegenen Wohnbebauung in Finkenwerder (ca. 


2.000 m westlich des Anlagengeländes) sind Störeinfluss für den Menschen auf Grund 


der baulichen Entwicklungen bzw. Nutzungen sowie die zukünftigen Baukörper nicht 


anzunehmen. 


Zusammenfassend betrachtet ist zwar von visuellen wahrnehmbaren Veränderungen 


auszugehen. Aufgrund des bereits bestehenden industriellen Charakters sind etwaige 


individuell empfindbare Störeinflüsse jedoch als äußerst gering einzuschätzen. Da sich 


insgesamt auch die landschaftliche Ausprägung durch das Vorhaben nicht verändern 


wird und die nächstgelegenen Wohnnutzungen entsprechend weit entfernt sind, 


werden keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Menschen bzw. und 


der Wohnqualitäten ergeben. 


 


5.10.5 Bau- und betriebsbedingte Wirkfaktoren 


5.10.5.1 Luftschadstoff- und Staubemissionen 


Betriebsphase 


Die zu erwartenden vorhabenbedingten Beeinträchtigungen durch die Emissionen von 


Luftschadstoffen wurden ausführlich in Kapitel 5.3.4.1 beschrieben und bewertet. Diese 


Bewertungen umfassen insbesondere den Schutz der menschlichen Gesundheit sowie 


den Schutz des Menschen vor erheblichen Belästigungen und erheblichen Nachteilen. 


Dabei erfolgte eine Ermittlung und Bewertung für die maximalen Immissions-Jahres-


Zusatzbelastungen. 


Die Ergebnisse haben gezeigt, dass durch das geplante Vorhaben nur sehr geringfügige 


Immissions-Jahres-Zusatzbelastungen im Umfeld des Anlagenstandortes 


hervorgerufen werden. Die aus den Emissionen der KWK-Anlage resultierenden 


Luftschadstoffimmissionen tragen zu keiner relevanten Erhöhung der bestehenden 


Immissionssituation bei. Somit werden auch an den zusätzlich zu betrachtenden 


Beurteilungspunkte nördlich der Elbe (s. Kap. 5.3.4.1.2) sehr geringe Zusatzbelastungen 


durch Stickstoffdioxid (NO2) mit einem Anteil von deutlich weniger als 1 % am 


anzuwendenden Immissionswert (s. Tabelle 43) hervorgerufen. 


Auch bei den weiteren betrachteten Umweltschutzgütern wurde festgestellt, dass das 


Vorhaben mit keinen erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen der jeweiligen 


Umweltschutzgüter verbunden ist, sondern allenfalls nur vernachlässigbar geringe 


Zusatzbelastungen hervorgerufen werden. Da das Schutzgut Mensch in einer 


Wechselwirkung mit den weiteren Umweltschutzgütern steht, kann auf Grundlage der 


schutzgutspezifischen Beurteilungsergebnisse festgestellt werden, dass das Vorhaben 


mit keinen erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch 


verbunden sein wird.  


Zusammenfassend betrachtet sind somit keine erheblichen nachteiligen 


Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch durch Luftschadstoffemissionen zu 


erwarten. 
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5.10.5.2 Geräuschemissionen 


5.10.5.2.1 Geräuschimmissionen in der Bauphase 


Am nächstgelegenen Immissionsort Io05 (Dradenaustraße 8 im Industriegebiet) wird 


der für den Tag und die Nacht gleichermaßen geltende Richtwert von 70 dB(A) bei 


durchgängigem Baustellenbetrieb über den Bezugszeitraum (hier tagsüber von 07:00 


bis 20:00 Uhr) um 1 dB unterschritten.  


 


5.10.5.2.2 Geräuschimmissionen in der Betriebsphase 


Der Betrieb der neuen KWK-Anlage ist mit Geräuschemissionen verbunden, die auf 


die Umgebung einwirken können. Zur Beurteilung der resultierenden Geräusch-


immissionen im Umfeld des Vorhabens wurde eine Geräuschimmissionsprognose 


erstellt [35]. 


In diesem Gutachten wurden auf Grundlage der angesetzten Schallleistungspegel der 


Anlagen Ausbreitungsberechnungen des Schalls durchgeführt. Dabei wurde der 


zukünftige Anlagebetrieb der geplanten KWK-Anlage betrachtet. 


In der nachfolgenden Tabelle sind die zu berücksichtigenden Immissionsorte mit den 


entsprechenden Immissionsrichtwerten aus Nr. 6.1 bzw. Nr. 6.7 der TA Lärm [19] 


aufgeführt und den prognostizierten Beurteilungspegeln für die Beurteilungszeiträume 


Tag und Nacht gegenübergestellt.  


Tabelle 55.  Immissionsorte im Umfeld des Vorhabenstandortes mit Angabe der Immissionsrichtwerte 


gemäß TA Lärm sowie Darstellung der prognostizierten Immissionspegel für den Beurteilungszeitraum 


Nacht [35]. 


Ort Bezeichnung Gebiets-


einstufung 


Nacht (22 h – 6 h)  


in dB(A) 


IRW Lr 


Io01 Auedeich 76 f WR 35 29 


Io02 Osterfelddeich 2 WA 40  30 


Io03 Moorburger Elbdeich 353 (MI) 45 29 


Io04 Moorburger Elbdeich 206 MD 45 28 


Io05 Dradenaustraße 8 GI 70  57 


Io06 Finkenwerder Straße 4 GI 70 45 


 
IRW: Immissionsrichtwert für den Immissionsort 
Lr:  Beurteilungspegel 


 


Gemäß den Ergebnissen der Schallprognose werden die Immissionsrichtwerte der 


TA Lärm nachts um mindestens 6 dB unterschritten (Io01: Finkenwerder; reines 


Wohngebiet). Die Zusatzbelastung der KWK-Anlage Dradenau trägt somit gemäß 


TA Lärm nicht relevant zur Gesamtbelastung bei. An den übrigen Immissionsorten 


werden die gebietsbezogenen Richtwerte um mindestens 10 dB(A) unterschritten und 


somit fallen diese außerhalb des Einwirkbereichs der KWK-Anlage.  
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5.10.5.2.3 Kurzzeitige Geräuschspitzen 


Gemäß der Nr. 6.1 der TA Lärm dürfen einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen 


(Maximalpegel) die Immissionsrichtwerte der TA Lärm am Tag nicht mehr als 30 dB 


und in der Nacht nicht mehr als 20 dB überschreiten.  


Gemäß den Ergebnissen von [35] verursacht der Regelbetrieb der KWK-Anlage an 


den maßgeblichen Immissionsorten keine kurzzeitigen Geräuschspitzen, welche die 


gebietsbezogenen Immissionsrichtwerte überschreiten. 


 


5.10.5.2.4 Fazit 


Auf Grundlage der durchgeführten Schallausbreitungsberechnungen im Rahmen der 


schalltechnischen Prognose für das Vorhaben festzustellen, dass an den 


maßgeblichen Immissionsorten im Umfeld des Anlagenstandortes durch das geplante 


Vorhaben und unter Berücksichtigung der Geräuschemissionen die für die einzelnen 


Immissionsorte anzusetzenden Immissionsrichtwerte unterschritten werden. 


Erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen bzw. Belästigungen des Schutzgutes 


Mensch sind auf Grundlage der Ergebnisse nicht zu erwarten. 


 


5.10.5.3 Lichtemissionen 


Allgemeines 


Licht stellt eine schädliche Umwelteinwirkung dar, wenn Lichtimmissionen nach Art, 


Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 


Belästigungen für die Allgemeinheit oder für die Nachbarschaft herbeizuführen. Daher 


sind genehmigungsbedürftige Anlagen gemäß § 5 Abs. 1 und 2 BImSchG so zu 


errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Licht nicht 


hervorgerufen werden und Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen, v. a. 


durch Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung entsprechend dem Stand der Technik, 


getroffen werden. 


Die Wirkungen, die Lichtimmissionen hervorrufen können, stellen hauptsächlich Be-


lästigungen dar. Physische Schäden bzw. unmittelbare Beeinträchtigungen der 


menschlichen Gesundheit sind dagegen auszuschließen. Die Erheblichkeit von 


Belästigungen hängt dabei im Wesentlichen von der Nutzung des Gebietes, auf das 


die Lichtimmissionen einwirken sowie von dem Zeitpunkt (der Tageszeit) und der 


Wirkungsdauer der Lichtemissionen ab. Belästigungen können durch eine 


unerwünschte Aufhellung von Wohnbereichen (v. a. Schlaf- und Wohnzimmer, 


Terrasse oder Balkon) oder durch störende Blendwirkungen bei Lichtquellen mit hoher 


Leuchtdichte in den Wohnbereichen hervorgerufen werden. Neben der 


Raumaufhellung sind stärkere Störwirkungen, die durch Wechsellicht oder durch 


intensiv farbiges Licht verursacht werden, zu berücksichtigen. 
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Bauphase 


In der Bauphase sind Beleuchtungen während Dämmerungs- und in den Winterzeiten 


erforderlich. 


Aufgrund der unterschiedlichen Arbeitszeiten in den verschiedenen Bauphasen 


werden Beleuchtungsanlagen auf der Baustelle im Allgemeinen zeitlich sehr variabel 


betrieben. Die Beleuchtungsanlagen sind dabei i. d. R. nicht ortsfest, sondern werden 


der jeweiligen Baustelleneinrichtung und -phase angepasst. Daher sind im Umfeld 


i. d. R. nur zeitlich begrenzte Lichtimmissionen zu erwarten.  


Da Beleuchtungen auf die Bauflächen oder Lagerbereiche ausgerichtet sind, werden 


Lichtimmissionen in der Umgebung zudem auf ein Minimum begrenzt. Zusätzlich soll 


auf eine Vermeidung von seitlichen Abstrahlungen in Richtung der umliegenden 


Nutzungen geachtet werden. Zudem ist zu berücksichtigen, dass aufgrund der Lage 


des Vorhabenstandortes Lichtimmissionen gegenüber der Umgebung weitgehend 


abgeschirmt werden. Insbesondere in Richtung der umliegenden Wohnbebauungen 


ist aufgrund der verschattenden Wirkungen von Baukörpern bzw. der Distanz zur 


nächstgelegenen Wohnbebauung nicht von relevanten Einwirkungen auszugehen.  


 


Betriebsphase 


Gemäß dem LBP [43] werden auf dem Außengelände die nächtlichen Beleuchtungen 


der KWK-Anlage so optimiert, dass nur unbedingt notwendige Bereiche während der 


Dämmerungs- und Nachtzeit ausgeleuchtet werden. Zur Reduzierung weiterer 


Lichtemissionen werden darüber hinaus spezielle, schonende Lichtquellen wie z.B. 


nach unten abstrahlende, dicht schließende Natriumdampf-Nieder- oder 


Hochdruckleuchten sowie Amber LED mit einem so weit wie möglich reduzierten 


Blaulichtanteil (bestenfalls bis zu einer Farbtemperatur von maximal 2.400 Kelvin) 


eingesetzt.  


Für die Beurteilung der Auswirkungen von Lichtimmissionen sind v. a. empfindliche 


Nutzungen in der Umgebung zu berücksichtigen. Solche empfindlichen Nutzungen 


sind im direkten Umfeld nicht vorhanden.  


Sensible Nutzungen, wie Wohnnutzungen, finden sich einer größeren Entfernung zum 


Vorhabenstandort und werden weitgehend durch vorgelagerte bauliche Nutzungen 


abgeschirmt. Von den Immissionsorten sind die bodennahen Beleuchtungen somit mit 


hoher Wahrscheinlichkeit nicht wahrnehmbar.  


Aufgrund der örtlichen Gebietsausprägung, der voraussichtlich vorgesehenen 


Beleuchtungen sowie der Entfernung zu relevanten Immissionsorten ist keine 


erhebliche nachteilige Beeinträchtigung bzw. Belästigung des Menschen durch 


Lichtemissionen in der Betriebsphase zu erwarten. 
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5.10.6 Zusammenfassung der Auswirkungen auf das Schutzgut Menschen, 


insbesondere die menschliche Gesundheit 


Für den Menschen können sich aus den Zusammenhängen zwischen den 


Wirkfaktoren und den Funktionen der einzelnen Umweltbereiche direkte und indirekte 


Auswirkungen ergeben. Bei der Vorgehensweise zur Beurteilung der Auswirkungen 


wurde von einer zentralen Position des Menschen innerhalb der Umweltbereiche 


ausgegangen. Die Beurteilung der potenziellen vorhabenbedingten Auswirkungen auf 


die einzelnen Schutzgüter umfasst somit auch aufgrund der 


Wirkungszusammenhänge eine Betrachtung des Menschen. 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelungen 


Das Vorhaben führt zu baulichen Veränderungen im Bereich des Betriebsgeländes. 


Die baulichen Maßnahmen entsprechen dem industriellen Nutzzweck und fügen sich in 


die Nutzungen des industriell geprägten Hafengebietes ein. Die neuen Baukörper 


werden sich nicht visuell von der Bestandsbebauung unterscheiden und aller 


Voraussicht nach bereits nach kurzer Dauer als ortsüblich von einem Betrachter 


eingestuft werden. Dementsprechend ist nicht von erheblichen nachteiligen 


Beeinträchtigungen des Menschen auszugehen.  


 


Luftschadstoff- und Staubemissionen 


Das Vorhaben bzw. der Gesamtbetrieb der KWK-Anlage ist lediglich mit geringfügigen 


Immissions-Jahres-Zusatzbelastungen in Bezug auf Emissionen gasförmiger 


Luftschadstoffe (z. B. Schwefeldioxid, Stickstoffoxiden) verbunden. Die Immissions-


Jahres-Zusatzbelastungen führen zu keiner relevanten Erhöhung der Vorbelastung 


(sowohl im Untersuchungsgebiet als auch an den zusätzlichen Beurteilungspunkten 


nördlich der Elbe). Die „Irrelevanzgrenze“ nach TA Luft wird für die betrachteten 


Luftschadstoffe sicher unterschritten. 


Neben den immissionsseitigen Einwirkungen über den Luftpfad wurden beim 


Schutzgut Boden auch Betrachtungen von Schadstoffanreicherungen in den 


Bodenkörpern durchgeführt. Die Ergebnisse zeigen, dass infolge der 


Schadstoffdepositionen und der damit einhergehenden Schadstoffanreicherungen in 


den Bodenkörpern keine als erheblich nachteilig zu beurteilenden Belastungen 


hervorgerufen werden, welche den Schutz der menschlichen Gesundheit gefährden 


könnten.  


 


Geräuschemissionen 


Auf Grundlage der durchgeführten Schallausbreitungsberechnungen im Rahmen der 


schalltechnischen Prognose für das Vorhaben bzw. den Gesamtbetrieb der KWK-


Anlage ist festzustellen, dass an den maßgeblichen Immissionsorten im Umfeld des 


Anlagenstandortes keine Überschreitungen der Immissionsrichtwerte prognostiziert 


werden.  


Ebenfalls werden durch den Betrieb der Gesamtanlage keine kurzzeitigen 


Geräuschspitzen hervorgerufen, die als erhebliche nachteilige Beeinträchtigung bzw. 


Belästigung des Menschen zu werten wären.  
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Im Hinblick auf das Schutzgut Mensch ist somit das geplante Vorhaben als 


schalltechnisch verträglich bzw. unbedenklich zu beurteilen. Erhebliche nachteilige 


Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch sind nicht zu erwarten. 


 


Lichtemissionen 


Die mit dem Vorhaben verbundenen neuen Lichtemissionen beschränken sich über-


wiegend auf die lokalen Bereiche und sind überwiegend gegenüber der Umgebung 


aufgrund der Ausrichtung der Beleuchtungen auf das Vorhabengelände konzentriert. 


Zudem handelt es sich bei dem unmittelbaren Umfeld des Vorhabenstandorts um 


einen bereits durch Lichtemissionen geprägten Bereich. Demnach ist davon auszu-


gehen, dass neue Beleuchtungen zu keiner relevanten Intensivierung der Lichtemis-


sionen führen. 


Daher und aufgrund der Lage und Entfernung zur nächstgelegenen wohnbaulichen 


Nutzungen sind insgesamt keine als erheblich nachteilig zu beurteilenden 


Belästigungen des Menschen zu erwarten.  


 


Fazit 


Zusammenfassend betrachtet, ergeben sich keine Hinweise darauf, dass durch die 


Realisierung des Vorhabens erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen oder 


Belästigungen des Menschen sowie sonstige Gefahren für den Menschen 


hervorgerufen werden könnten. 


Tabelle 56.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Menschen, insbesondere die 


menschliche Gesundheit. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Baubedingte Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen und Staub keine Relevanz gering keine 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering gering 


Lichtemissionen keine Relevanz gering keine 


Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme und -versiegelung keine Relevanz keine  keine  


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen keine Relevanz gering gering 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering gering 


Lichtemissionen keine Relevanz gering keine 
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5.11 Störung des bestimmungsgemäßen Betriebs 


5.11.1 Störfallverordnung (12. BImSchV) 


Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde geprüft, ob das geplante Vorhaben 


unter die Anwendung der Störfallverordnung (12. BImSchV) fällt. Unter Anwendung der 


Quotientenregel wird festgestellt, dass die Gesamtanlage nicht als Betriebsbereich gemäß 


12. BImSchV einzustufen ist [71]. 


Aufgrund dessen ist die StörfallV für den Betrieb der geplanten KWK-Anlage nicht 


anzuwenden.  


In der Umgebung der KWK-Anlage Dradenau befinden sich einige Anlagen, die den 


Anforderungen der Störfallverordnung unterliegen. Dies sind: 


 


Linde Gas Finkenwerder                             200 m 


Container Terminal Eurogate                      400 m 


Wilhelm Ernst GmbH                              800 m 


Müllverwertung Rugenberger Damm     1000 m 


HHLA Container Terminal Altenwerder   1000 m 


 


Für die in Kap. 6.3 des Genehmigungsantrags beschriebenen gefahrendrohenden 


Ereignisse sind umfangreiche Sicherheitsmaßnahmen vorgesehen. Auch im Falle 


einer Betriebsstörung sind daher keine über das Anlagengrundstück hinausgehenden 


Auswirkungen zu befürchten, sodass auch keine Gefährdungen für die in der 


Nachbarschaft befindlichen Störfallanlagen bestehen. Weitergehende 


Auswirkungsbetrachtungen sind nicht erforderlich [71]. 


 


5.11.2 Brandschutz und Explosionsschutz 


5.11.2.1 Brandschutzkonzept 


Für das geplante Vorhaben der Wärme Hamburg GmbH wurde im Rahmen des 


Genehmigungsverfahrens die Gewährleistung des Brandschutzes geprüft. Hierfür 


wurde ein Brandschutzkonzept [40] erstellt. 


Im Rahmen der Erstellung des Brandschutzkonzeptes wurden die 


brandschutztechnischen Schutzziele im Sinne der Landesbauordnung für das Land 


Hamburg [6][14] berücksichtigt. 


Das bedeutet, dass die geplanten baulichen Anlagen derart errichtet werden, dass 


• der Entstehung eines Brandes vorgebeugt wird, 


• der Ausbreitung von Rauch und Feuer vorgebeugt wird, 


• bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren ermöglicht wird, 


• bei einem Brand wirksame Löscharbeiten ermöglicht werden. 


 


Um den ausreichenden Brandschutz zu gewährleisten werden im Brandschutzkonzept 


[40] im Wesentlichen der bauliche und der vorbeugende Brandschutz beschrieben.  
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Dabei wurden geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Bränden bzw. zur 


Begrenzung von Bränden gemäß den vom Anlagenbetreiber zur Verfügung gestellten 


Unterlagen zusammengestellt. Der Brandschutzgutachter legt darüber hinaus 


brandschutztechnische Maßnahmen bzw. Zielvorgaben fest, die nach heute gültigem 


Erkenntnisstand aus brandschutztechnischer Sicht eine gefahrlose Nutzung der 


Anlage sicherstellen.  


Unter Berücksichtigung der im Brandschutzkonzept genannten Zielvorgaben für die 


geplante Anlage bestehen nach Ansicht des Gutachters keine brandschutztechnischen 


Bedenken gegenüber der geplanten KWK-Anlage. 


 


5.11.2.2 Explosionsschutz 


Mit dem geplanten Vorhaben ist die Errichtung einer KWK-Anlage mitsamt 


Nebenanlagen vorgesehen. Aufgrund des Gefahrenpotentials, das von einigen zur 


Handhabung vorgesehenen Stoffen ausgeht, ist die Bildung von gefährlicher 


explosionsfähiger Atmosphäre im Bereich der Anlage prinzipiell nicht sicher 


auszuschließen. Aufgrund dessen wurde für das Vorhaben ein 


Explosionsschutzgutachten [41] erstellt, in dem das explosionsschutztechnische 


Gefahrenpotenzial ermittelt und bewertet wird. 


Auf Grundlage der Prüfungen und Bewertungen werden im Explosions-


schutzgutachten erforderliche Zielvorgaben festgelegt, bei deren Umsetzung keine 


explosionsschutztechnischen Bedenken gegen die Errichtung und den geplanten 


Betrieb der KWK-Anlage bestehen. 


 


5.11.3 Auswirkungen aufgrund der Anfälligkeit des Vorhabens für die Risiken von 


schweren Unfällen oder Katastrophen 


Wassergefährdende Stoffe und Gefahrstoffe werden entsprechend den gesetzlichen 


Vorgaben gelagert und gehandhabt, so dass das Unfallrisiko weitestgehend 


ausgeschlossen wird. Alle anfallenden Abfälle werden einer geordneten Entsorgung 


zugeführt. Ein erhöhtes Unfallrisiko durch den Klimawandel besteht nicht. 


 


5.11.4 Sonstiges 


Sämtliche vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und Verhinderung von 


Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebs sowie zur Gefahrenabwehr sind 


umfassend in den Antragsunterlagen zusammengestellt.  


 


5.12 Wechselwirkungen 


5.12.1 Allgemeines 


Gemäß § 1a Nr. 5 der 9. BImSchV sind die unmittelbaren und mittelbaren 


Auswirkungen eines Vorhabens unter Berücksichtigung von Wechselwirkungen 


zwischen den Schutzgütern zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. Es handelt 


sich insbesondere um Wirkungsbeziehungen, die zwischen den Schutzgütern von 


Natur aus bestehen und die sich durch komplexe natürliche Wirkungsprozesse und 


Abhängigkeiten ausdrücken.  
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Die Bezugsgröße für die Betrachtung von Wechselwirkungen ist das landschaftliche 


Ökosystem einschließlich der besiedelten Bereiche. Das landschaftliche Ökosystem 


ist durch bestimmte (physische) Strukturen, Funktionen und Prozesse (Stoff-, Energie- 


und Informationsflüsse) zwischen den Umwelt- oder Ökosystem-Elementen be-


schreibbar.  


Zwischen den einzelnen Ökosystemelementen, die durch die verschiedenen Schutz-


güter des UVPG charakterisiert werden, bestehen z. T. enge Wechselbeziehungen 


und Wirkpfade. Bei der Darstellung der Wechselbeziehungen und Wechselwirkungen 


sind sowohl die Beziehungen zwischen den natürlichen Schutzgütern und den jeweili-


gen anthropogenen Einflüssen als auch die zwischen den natürlichen Schutzgütern 


selbst zu beachten. Die vorhandenen Wirkungsketten sind äußerst komplex, so dass 


im Wesentlichen nur die Verflechtungen zwischen Ursache, Wirkung und Betroffenheit 


im Untersuchungsraum vereinfacht berücksichtigt und beurteilt werden können.  


Die im Allgemeinen zwischen den einzelnen Schutzgütern bestehenden Wechselbe-


ziehungen und Wechselwirkungen sind in der nachfolgenden Tabelle exemplarisch 


zusammengefasst:  
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Tabelle 57.  Exemplarische Zusammenstellung (nicht vollständig) von Wechselbeziehungen und 


Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern des UVPG. 


Schutzgüter und  


Umweltfunktionen 


Wechselbeziehungen und -wirkungen 


Klima 


klimatische Funktionen im 


Naturhaushalt 


Ausgleichsfunktionen 


Boden 


• klimatische Ausgangssituation wird durch die Boden- und Gelände-


beschaffenheit (z.B. Relief, Bodenbeschaffenheit, Nutzung, Versiege-


lungsgrad) bestimmt 


• Ausprägung von Boden und Relief haben einen Einfluss auf Windströ-


mungen, Frisch- und Kaltluftproduktion sowie Kaltluftabflüsse etc. 


• klimatische Bedingungen können die Standorteigenschaften von 


Böden beeinflussen (z.B. Erosion, Feuchtehaushalt etc.) 


Wasser 


• der Wasserhaushalt einer Region hat u.a. einen Einfluss auf Tem-


peratur-/ Feuchteverhältnisse, Nebel- /Eisbildungsprozesse etc.  


• klimatische Bedingungen beeinflussen u.a. Aspekte der Verdunstung 


und damit den Wasserhaushalt einer Region 


Pflanzen und Tiere 


• Vegetationsart und -bedeckung bestimmen klimatische Ausgangsbe-


dingungen. Es wird v.a. ein Einfluss auf Temperatur- und Feuchtever-


hältnisse, aber auch auf bioklimatische Bedingungen geschaffen 


• klimatische Ausgangsfunktion ist ein essentieller Standortfaktor für 


Flora und Fauna, die eine an die klimatischen Bedingungen ange-


passte Lebensgemeinschaft hervorruft 


Landschaft 


• Struktur und Zusammensetzung der Landschaft mit einzelnen Land-


schaftselementen beeinflusst die klimatische Ausgangssituation und 


darüber die Erholungseignung der Landschaft 


• klimatische Bedingungen beeinflussen Landschaftsgestalt (z.B. Vege-


tationsausprägung) und das visuelle Erscheinungsbild (Eigenart, Viel-


falt, Schönheit) 


Mensch 


• menschliche Tätigkeiten/Nutzungen sowie die anthropogene Ausge-


staltung der Landschaft prägen die klimatische Ausgangssituation 


• Standort- und Geländeklima weisen eine klimaökologische/bioklima-


tische Bedeutung für den Menschen auf 


Luft 


lufthygienische 


Belastungen  


lufthygienische  


Ausgleichsräume 


Klima 


• klimatische Funktionsräume (z.B. lokale Windsysteme, Kaltluft etc.). 


übt einen Einfluss auf die Ausbreitung von Luftschadstoffen aus 


• Abhängigkeit des Bioklimas von lufthygienischen Belastungen 


Boden 


• Deposition von Luftschadstoffen auf Böden mit der Folge der Schad-


stoffanreicherung im Boden 


Wasser 


• Anströmbarkeit über Wasserflächen beeinflusst die Ausbreitung von 


Luftschadstoffen 


• Direkter Schadstoffeintrag (Luft → Wasser) oder über den Boden (Luft 


→ Boden → Wasser) 


Pflanzen und Tiere 


• Vegetationsart und Vegetationsbedeckung bestimmen Ausbreitung von 


Luftschadstoffen 
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Schutzgüter und  


Umweltfunktionen 


Wechselbeziehungen und -wirkungen 


• Schadstoffanreicherungen in Lebensräumen mit der Folge der 


Vegetationsveränderung und Artenverlust (auch über Wirkungspfade 


Luft → Boden → Pflanzen/Tiere sowie Luft → Boden → Wasser → 


Pflanzen/Tiere 


Landschaft 


• Beeinflussung der Landschaft für landschaftsgebundene Erholungs-


nutzung  


• Veränderung z.B. von Biotopen durch Schadstoffeintrag mit der Folge 


der Veränderung der Landschaftsgestalt 


• Geländerauigkeit und Landnutzungsform übt einen Einfluss auf die 


Ausbreitung von Luftschadstoffen aus 


•  


Mensch 


• Beeinflussung der lufthygienischen Ausgangssituation durch anthropo-


gene Tätigkeiten 


• Beeinflussung des Menschen (Gesundheit/Wohlbefinden) durch 


lufthygienische/bioklimatische Belastungen 


Boden 


Lebensraumfunktion 


Speicher- und 


Reglerfunktion 


Natürliche Ertragsfunktion 


Archivfunktion 


Klima / Wasser / Luft 


• Abhängigkeit der bodenökologischen Ausgangssituation und der 


Bodenfunktionen von klimatischen, wasserhaushaltlichen und luft-


hygienischen Verhältnissen 


• Abhängigkeit des Grundwassers von Bodenüberdeckung  


• Abhängigkeit der lokalen Klimaausprägung und -funktionen von 


Ausprägung und Ausgestaltung von Bodenkörpern und Relief 


Pflanzen und Tiere 


• Abhängigkeit der Bodeneigenschaften/-funktionen von vegetations-


kundlichen Standortverhältnissen  


• Beeinflussung der Vegetation und der Fauna durch Bodenart, Boden-


zustand und ökologische Bodeneigenschaften/-funktionen 


• Erosionsgefährdung in Abhängigkeit des Bewuchses 


Landschaft 


• Beeinflussung der Landschaftsgestalt über Relief  


• Beeinflussung der Landschaftsgestalt und des Landschaftshaushalts 


über Wechselwirkungen im komplexen Wirkungsgefüge mit Pflanzen 


und Tiere, Wasserhaushalt, klimatischer Ausgangssituation etc.  


Mensch 


• Abhängigkeit des Bodens und seiner Funktionen von anthropogenen 


Nutzungen 


• Abhängigkeit des Menschen vom Bodenzustand und -funktionen,  


z.B. in Bezug auf seine Ertragsfähigkeit für land-/forstwirtschaftliche 


Nutzungen 


Grundwasser 


Funktionen im  


Landschaftshaushalt 


Grundwasserdargebots-


funktion 


Klima / Luft 


• Beeinflussung des Wasserhaushalts einer Region und einhergehender 


lokalklimatischer Standortbedingungen 


Boden 


• Abhängigkeit des Grundwasserdargebots (u.a. 


Grundwasserneubildung) 


• Beeinflussung der Grundwasserqualität über Reinigungsleistung der 


überdeckenden Bodenschichten 
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Schutzgüter und  


Umweltfunktionen 


Wechselbeziehungen und -wirkungen 


• Beeinflussung des Bodenwasserhaushalts und damit einhergehend 


der natürlichen Bodenfunktionen sowie der Bodenentwicklung 


Pflanzen und Tiere 


• Beeinflussung des 


Grundwasserdargebots/Grundwasserbildung/Oberflächenwasser-


abfluss 


• Beeinflussung der Vegetation und der Lebensgemeinschaften als 


abiotischer Standortfaktor u.a. für das Pflanzenwachstum 


Landschaft 


• Beeinflussung der Landschaftsgestalt durch die Beeinflussung des 


Bodens sowie der entwickelten Vegetation und vorkommenden 


Lebensgemeinschaften  


Mensch 


• Abhängigkeit von anthropogenen Nutzungen des Grundwassers 


• Beeinflussung der Nutzbarkeit des Grundwassers für den Menschen 


Oberflächengewässer 


Lebensraumfunktion 


Wasserhaushaltsfunktion 


Klima / Luft 


• Beeinflussung des Wasserhaushalts einer Region und einhergehender 


lokalklimatischer Standortbedingungen 


Boden / Grundwasser 


• Abhängigkeit der Gewässerdynamik von der Grundwasserdynamik 


sowie vom Oberflächenwasserabfluss (Relief, Boden, Hydrologie) 


• Beeinflussung der Grundwasserqualität und des 


Grundwasserdargebots 


• Beeinflussung der Bodeneigenschaften in Überschwemmungs-


bereichen 


Pflanzen und Tiere 


• Abhängigkeit von natürlichen und anthropogenen Prozessen im Hin-


blick auf den ökologischen und chemischen Zustand eines Gewässers 


• Beeinflussung von aquatischen Lebensgemeinschaften sowie von 


(semi-)terrestrischen Bereichen in Überschwemmungsgebieten 


Landschaft 


• Beeinflussung der Landschaftsgestalt sowie des Wasserhaushalts 


einer Region 


Mensch 


• Abhängigkeit von anthropogenen Nutzungen 


• Einflussnahme auf anthropogene Nutzungsmöglichkeiten im aquati-


schen sowie auch im terrestrischen Bereich (Überschwemmung-


sgebiete) 


Pflanzen und Tiere 


 


Klima / Luft 


• Abhängigkeit von klimatischen Standortbedingungen in Bezug auf die 


Biotopentwicklung sowie die Ausbildung von Lebensgemeinschaften 


• Abhängigkeit von Schadstoffeinträgen mit der Folge der Veränderung 


abiotischer Standortfaktoren sowie direkten Schädigungen der 


Vegetation 


• Beeinflussung der klimatischen Standortverhältnisse sowie der Luft-


hygiene durch Ausfilterungen von Luftschadstoffen und Staub aus der 


Luft 
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Schutzgüter und  


Umweltfunktionen 


Wechselbeziehungen und -wirkungen 


Boden / Wasser 


• Abhängigkeit von den abiotischen Standortfaktoren in Bezug auf die 


Entwicklung von Pflanzengesellschaften / Biotopen sowie der hieran 


angepassten Lebensgemeinschaften 


• Bedeutung der Vegetation für die Bodenentwicklung und den 


Wasserhaushalt 


Landschaft / Mensch 


• Bedeutung für die Eigenart, Vielfalt und Schönheit einer Landschaft 


sowie der damit einhergehenden Bedeutung für die landschaftsge-


bundene Erholungsnutzung des Menschen 


• Nutzbarkeit von Biotop-/Vegetationsstrukturen für den Menschen, ins-


besondere die Eignung für forst- und landwirtschaftliche Nutzungen 


Landschaft 


Landschaftsbildfunktion 


Erholungsfunktion 


Klima / Luft 


• Abhängigkeit der Landschaftsausprägung von klimatischen Standort-


faktoren 


• Abhängigkeit der Erholungseignung von bioklimatischen und lufthygie-


nischen Belastungen 


Boden/Wasser/Pflanzen und Tiere 


• Abhängigkeit der Landschaft von der Ausprägung der abiotischen 


Standortfaktoren sowie der Vielfalt, Eigenart und Schönheit der ge-


wachsenen Vegetation und der vorkommenden Lebensgemein-


schaften. 


Mensch 


• Abhängigkeit der Landschaft von anthropogenen Flächennutzungen. 


• Beeinflussung der Erholungseignung der Landschaft in Abhängigkeit 


der landschaftlichen Ausprägung. 


Mensch 


Wohnfunktion 


Wohnumfeldfunktion 


Der Mensch bzw. menschliche Tätigkeiten beeinflussen im Allgemeinen 


sämtliche Schutzgüter des UVPG in vielfältiger Weise. Gleichermaßen 


haben diese Schutzgüter ebenfalls einen Einfluss auf den Menschen, 


insbesondere auf Art und Qualität von anthropogenen Nutzungsformen 


und die Wohnfunktion. 


Der Mensch steht einerseits am Ende der Wirkungsketten und ist ande-


rerseits Auslöser für verschiedene Prozesse und Wirkungsverlagerungen. 
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5.12.2 Auswirkungen durch Wechselwirkungen 


Die mit dem Vorhaben verbundenen Einflüsse durch Wechselwirkungen auf die 


Schutzgüter des UVPG wurden bereits innerhalb jedes einzelnen schutzgutbezogenen 


Auswirkungskapitels, soweit vorhanden, beschrieben und hinsichtlich ihres Ausmaßes 


und ihrer Intensität bewertet. Beispiele hierfür sind:  


• Flächenversiegelung, die primär auf das Schutzgut Boden wirken, sekundär 


jedoch u. a. auch auf das Schutzgut Klima einwirken. 


• Immissionen von Luftschadstoffen und Staub, die primär auf das Schutzgut Luft 


einwirken, in der Sekundär- bzw. Wechselwirkung jedoch auf das Schutzgut 


Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt, Landschaft sowie Mensch einwirken 


können. 


 


Die Wirkfaktoren des Vorhabens führen nur zu geringen Beeinträchtigungen der 


einzelnen Umweltbestandteile bzw. Schutzgüter des UVPG.  


Wirkungsverlagerungen bzw. Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern ergeben 


sich teilweise durch die Verflechtungen der Schutzgüter mit dem Schutzgut Luft. Die 


Betrachtung der Auswirkungen durch Wechselwirkungen und Wirkungsverlagerungen 


erfolgte innerhalb der einzelnen Schutzgüter. Diesbzgl. wird jeweils festgestellt, dass 


sich in den einzelnen Schutzgütern keine als erheblich nachteilig einzustufenden 


Beeinträchtigungen erwarten lassen.  
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6 Natura 2000 


6.1 Allgemeines 


Im größeren Abstand zum Vorhaben sind mehrere Natura 2000-Gebiete ausgewiesen 


(vgl. Kapitel 4.8.2). Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wird daher im Sinne des 


§ 34 Abs. 1 des BNatSchG geprüft, ob das Vorhaben mit erheblichen 


Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten verbunden sein kann. Im Folgenden 


werden die potenziellen Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten durch das 


Vorhaben ermittelt und beurteilt.  


 


6.2 Abgrenzung der prüfungsrelevanten Wirkfaktoren und der mögliche 


Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten 


Für die Natura 2000-Gebiete, die im Umfeld des Vorhabens liegen, erfolgt eine 


Ermittlung der prüfungsrelevanten Wirkfaktoren, d. h. derjenigen Wirkfaktoren, die 


potenziell zu nachteiligen Einwirkungen auf Natura 2000-Gebiete führen könnten: 


 


• Immissionen von gasförmigen Luftschadstoffen 


• Stickstoffdeposition 


• Säuredeposition 


 


Die sonstigen Wirkfaktoren des Vorhabens sind demgegenüber aufgrund ihrer Art, 


ihrer geringen Intensität oder aufgrund ihrer geringen Reichweite nicht dazu in der 


Lage, in den umliegenden Natura 2000-Gebieten einzuwirken.  


 


6.3 Ergebnisse der Natura2000-Vorprüfung 


6.3.1 Gasförmige Luftschadstoffimmissionen 


Der Betrieb des Vorhabens ist mit Emissionen von Stickstoffoxiden (NOx), Ammoniak 


(NH3) und Schwefeldioxid (SO2) verbunden. Sonstige gasförmige 


Luftschadstoffemissionen, die beurteilungsrelevant auf Natura 2000-Gebiete 


einwirken könnten, werden durch das Vorhaben nicht hervorgerufen.  


Die Prüfung auf Relevanz und mögliche Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebie-


ten erfolgt in der FFH-Vorprüfung auf Grundlage des „Vorschlags für eine 


Fachkonvention zur Beurteilung von Stoffeinträgen in Natura 2000-Gebieten“ [81] der 


im Rahmen des F+E -Vorhabens (FKZ 3513 80 1000) „Aktueller Stand der Bewertung 


der Erheblichkeit von Beeinträchtigungen in Natura 2000-Gebieten“ des Bundesamtes 


für Naturschutz (BfN) [82] veröffentlicht worden ist. 


Die Bewertung erfolgt hiernach in der nachfolgenden abgestuften Vorgehensweise: 


1. Prüfung auf Einhaltung eines vorhabenbedingten Abschneidekriteriums 


Zusatzbelastungen < 1 % des jeweiligen Beurteilungswertes 


2. Prüfung auf Einhaltung einer Erheblichkeitsschwelle 


Einhaltung des Beurteilungswertes in der Gesamtbelastung (Vor- + Zusatz-


belastung) unter Berücksichtigung von Kumulationswirkungen mit anderen Plänen 


oder Projekten 
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3. Prüfung auf Einhaltung einer gebietsbezogenen Bagatellschwelle  


Zusatzbelastung (Vorhaben + kumulativ zu berücksichtigende Pläne und Projekte) 


< 3 % des Beurteilungswertes.  


 


Für die Beurteilung ist die Anwendung der mittleren jährlichen Immissionskonzen-


trationen bzw. Critical Levels anerkannt. Diesbezüglich kann auf die Empfehlungen der 


Vollzugshilfe zur Ermittlung erheblicher und irrelevanter Stoffeinträge in Natura 2000-


Gebiete des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Branden-


burg [85] zurückgegriffen werden. Gemäß dieser Vollzugshilfe werden die in der 


nachfolgenden Tabelle aufgeführten Critical Levels angewendet: 


Tabelle 58.  Critical Levels für Stickstoffoxide (NOx), Ammoniak (NH3) und Schwefeloxide (SO2). 


Parameter Critical Level  


[µg/m3] 


Stickstoffoxide, NOx 30 (a) 


Ammoniak, NH3 10 (a) 


Schwefeldioxid, SO2 20 (a) 


 


(a) UNECE 2004 bzw. Brandenburger Papier [85]. 


 


Gemäß den Ergebnissen der Immissionsprognose werden im Bereich der jeweiligen 


Natura 2000-Gebiete lediglich geringfügige Zusatzbelastungen von < 1 % des jeweiligen 


maßgeblichen Beurteilungswertes hervorgerufen (vgl. Tabelle 59). Das vorhaben-


bedingte Abschneidekriterium wird demnach unterschritten, so dass diesbezüglich die 


Natura 2000-Gebiete außerhalb des Einwirkungsbereichs des Vorhabens liegen. 


Erhebliche Beeinträchtigungen durch gasförmige Luftschadstoffimmissionen sind daher 


ausgeschlossen und eine weitergehende Prüfung ist somit nicht erforderlich. 


Tabelle 59.  Maximale Kenngrößen der Immissions-Jahres-Zusatzbelastung (IJZmax) für Schwefeldioxid, 


Ammoniak und Stickstoffoxide durch die Emissionen des zukünftigen Betriebes der geplanten KWK-


Anlage sowie Gegenüberstellung mit den Critical Level Werten aus der Vollzugshilfe Brandenburg [64]. 


Schadstoff IJZmax 


[µg/m3] 


IW 


[µg/m3] 


IJZmax/IW 


[%] 


Schwefeldioxid (SO2) 0,01 20 0,05 


Stickstoffoxide (NOx)  


angegeben als NO2 
0,27 30 0,9 


Ammoniak (NH3) 0,04 10 0,4 
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6.3.2 Stickstoffdeposition 


Für die Beurteilung von Stickstoffeinträgen wurde unter Berücksichtigung der im 


Rahmen des Gutachtens zur Luftreinhaltung prognostizierten eutrophierenden und 


versauernden Stickstoffeinträge im Umfeld der geplanten KWK-Anlage geprüft, ob 


erhebliche Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten durch das Vorhaben 


ausgelöst werden könnten.  


Zur Beurteilung der Stickstoffeinträge wurden fachlich begründete Abschneidekriterien 


entwickelt, bei deren Unterschreitung erhebliche nachteilige Einwirkungen auf ein 


FFH-Gebiet ausgeschlossen sind. Abschneidekriterien kennzeichnen eine 


Schadstoffdeposition, die so gering ist, dass sie unter konservativen Annahmen nach 


dem Stand der Wissenschaft keiner bestimmten Quelle (Verursacher) zugeordnet 


werden kann. Schadstoffeinträge unterhalb eines Abschneidekriteriums sind 


messtechnisch nach dem Stand der Wissenschaft und Technik nicht nachweisbar und 


können keinem Vorhaben zugeordnet werden. Somit fehlt eine begründbare Kausalität 


zwischen dem Betrieb einer Anlage und der Gesamtbelastung eines Stoffes im Umfeld 


dieser Anlage.  


Im BASt-Forschungsvorhaben [73] sowie im Stickstoffleitfaden Straße der FGSV [75] 


wurde ein Abschneidekriterium für die eutrophierenden und versauernden Stickstoff-


einträge von 0,3 kg N/(ha·a) ermittelt. Ein vorhabenbedingter Stickstoffeintrag 


≤ 0,3 kg N/(ha·a) ist entsprechend dem BASt-Forschungsvorhaben weder mess-


technisch nachweisbar noch von der Hintergrundbelastung abgrenzbar [73][74]. Somit 


sind Schadstoffeinträge unterhalb des Abschneidekriteriums so gering, dass von ihnen 


nach wissenschaftlichen Erkenntnissen keine Gebietsbeeinträchtigung ausgehen kann. 


Sie sind daher als naturschutzfachlich unbedenklich zu bewerten. Das o.g. 


vorhabenbedingte Abschneidekriterium wurde zuletzt mit dem aktuellen Revisionsurteil 


des BVerwG vom 15.5.2019 (7 C 27.17) zum Steinkohlekraftwerk Trianel in Lünen 


nochmals bestätigt. 


Das Vorhaben führt innerhalb der umliegenden FFH-Gebiete (vgl. Abbildung 36) zu 


Stickstoffeinträgen deutlich unterhalb des Abschneidekriterium für eutrophierende und 


versauernde Stickstoffeinträge von 0,3 kg N/(haa).  
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Abbildung 36.  Räumliche Verteilung der resultierenden vorhabenbedingten Stickstoffdeposition 


(Jahresmittelwert) in kg N/(ha·a) (FFH-Gebiete: blau schraffierte Flächen, VSG rot 


schraffierte Flächen). 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung: © 
OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 
Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie, 2018 
[61]. 


 


Somit ist festzustellen, dass sich bezüglich der Stickstoffdeposition kein Natura 2000-


Gebiet im Einwirkungsbereich des Vorhabens befindet. Unter diesen Gesichtspunkten 


sind somit keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf ein FFH-Gebiet bzw. die 


dort vorkommenden Lebensraumtypen zu erwarten. 


 


6.3.3 Deposition von Säureeinträgen 


Für Säureeinträge in Natura 2000-Gebiete existiert bislang kein höchstrichterlich aner-


kanntes Abschneidekriterium. In Abstimmung mit der BUE, Abteilung Naturschutz [50], 


wird der im Urteil des BVerwG [33] genannte Wert in Höhe von 24 eq/(ha·a) als 


Abschneidekriterium für Säureeinträge herangezogen. Der Wert in Höhe von 


24 eq/(ha·a) als Abschneidekriterium für Säureeinträge wird ebenfalls in [34] genannt. 


Wird dieses Abschneidekriterium unterschritten, sind so analog zu Stickstoffeinträgen 


keine als erheblich nachteilig einzustufenden Veränderungen eines FFH-LRT 


vorhanden.  
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Abbildung 37.  Räumliche Verteilung der resultierenden vorhabenbedingten Säuredeposition (Jahres-


mittelwert) in eq (N+S)/(ha·a) (FFH-Gebiete: blau schraffierte Flächen, VSG rot schraf-


fierte Flächen). 


Hintergrund: © OpenStreetMap-Mitwirkende, SRTM | Kartendarstellung:  
© OpenTopoMap (CC-BY-SA) [54] 
Datenquelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie,  
2018 [61]. 


 


Somit ist festzustellen, dass sich bezüglich der Säuredeposition kein Natura 2000-


Gebiet im Einwirkungsbereich des Vorhabens befindet. Unter diesen Gesichtspunkten 


sind somit keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf ein FFH-Gebiet bzw. die 


dort vorkommenden Lebensraumtypen zu erwarten. 


 


6.4 Fazit 


Die Luftschadstoffimmissionen des Vorhabens sowie die hieraus resultierenden 


Stickstoff- und Säureeinträge sind so gering, dass diese mit keinen prüfungsrelevanten 


Einwirkungen auf Natura 2000-Gebiete im Umfeld verbunden sind. Das Vorhaben führt 


daher zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten. Das 


Vorhaben ist somit als verträglich mit den umliegenden Natura 2000-Gebieten 


einzustufen. Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung für die Natura 2000-Gebiete ist nicht 


erforderlich. 
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7 Artenschutz 


7.1 Einführung 


Im Zusammenhang mit dem Genehmigungsverfahren für die KWK-Anlage ist zu 


prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. 


Abs. 5 BNatSchG bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle 


europäischen Vogelarten, Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie), durch das Vorhaben 


ausgelöst werden könnten. 


Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 


1. wild lebende Tiere der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 


zu verletzten, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 


zu beschädigen oder zu zerstören, 


2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 


während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-


rungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch 


die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 


3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschütz-


ten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 


4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-


formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder 


zu zerstören. 


 


Im Zusammenhang mit den beantragten Vorhaben wurden eine „Faunistischen Be-


standserfassung und Artenschutzuntersuchung“ [42] erstellt. In dieser wird geprüft, ob 


durch das Vorhaben jeweils die Verbotstatbestände des §§ 44 ff. ausgelöst werden 


könnten. Grundlage dieser Artenschutzuntersuchung war eine Bestandserfassung in 


der Saison 2019 sowie entsprechende Potentialanalysen von Brutvögeln und Arten 


des Anhangs IV der FFH-Richtlinie [11]. Darüber hinaus konnten zusätzlich die 


Erfassungsdaten aus dem Jahr 2018 ([42], zitiert in) herangezogen werden. 


Zudem wurde für das Vorhaben ein Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) [43] 


erstellt, welcher grundsätzliche Lösungen zur Vermeidung und Verminderung von Ein-


griffen in wertvolle und empfindliche Landschaftsbestandteile aufzeigt. Ferner werden 


darin Maßnahmen zum Ausgleich bzw. Ersatz für nicht vermeidbare Beeinträchtigun-


gen von Natur und Landschaft dargestellt. 


Die Ergebnisse der „Faunistischen Bestandserfassung und Artenschutzuntersuchung“ 


[42] werden nachfolgend dargestellt. Zusätzlich wird, insbesondere in Bezug auf die 


konkrete Flächeninanspruchnahme für Ausgleichs- bzw. Kompensationsflächen, auf 


den LBP [43] verwiesen. 
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7.2 Prüfung auf das Vorkommen von geschützten Arten und Artengruppen 


Durch Bestandserfassungen in der Saison 2019 und Potenzialanalysen wurde das 


Vorkommen von Vögeln und Fledermäusen sowie anderen Arten des Anhangs IV der 


FFH-Richtlinie ermittelt. Im Ergebnis der „Faunistischen Bestandserfassung und Arten-


schutzuntersuchung“ [42], unterstützt durch die vorausgegangene Bestandserfassung 


[52], sind die nachfolgenden Vorkommen von Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 


sowie von europäischen Vogelarten im Bereich des Vorhabenstandortes anzusetzen. 


 


7.2.1 Brutvögel 


Gemäß der durchgeführten Artenschutzuntersuchung [42] kommen im Bereich des 


Vorhabenstandortes die nachfolgend aufgeführten Brutvogelarten vor: 


• Dorngrasmücke  Sylvia communis 


• Heckenbraunelle  Prunella modularis 


• Jagdfasan Phasianus colchicus 


• Kohlmeise  Parus major 


• Mönchsgrasmücke  Sylvia atricapilla 


• Rabenkrähe  Corvus corone 


• Ringeltaube  Columba palumbus 


• Stieglitz  Carduelis carduelis 


• Sumpfrohrsänger  Acrocephalus palustris 


• Zaunkönig  Troglodytes troglodytes 


• Zilpzalp  Phylloscopus collybita 


 


Es wurden in den Gehölzrändern nur die relativ anpassungsfähigen, verbreiteten und 


ungefährdeten Gehölzvogelarten Hamburgs festgestellt, denn diese Gehölze sind aus 


ornithologischer Sicht nicht besonders strukturreich oder wertvoll. Diese Gehölzvogel-


arten haben die Schwerpunkte ihrer Reviere in den östlich und nördlich an den 


Vorhabenstandort angrenzenden Gehölzen. Die Gebüsche im Bereich des Vorhaben-


standortes sind nur Teile ihres größeren Reviers. Besondere Arten, wie sie z. B. im 


Anhang 2c der Hinweise zum Artenschutz (BSU 2014) [32] gegeben werden, sind nicht 


beobachtet worden und auch nicht mit relevanten Lebensraumanteilen zu erwarten 


[42].  


In den Staudenfluren im Vorhabenbereich brüten mit Dorngrasmücke, Fasan und 


Sumpfrohrsänger weit verbreitete Arten der halboffenen Landschaft. 


Neben den im Rahmen der Artenschutzuntersuchung nachgewiesenen Vorkommen 


von Brutvögeln erfolgte in der Artenschutzuntersuchung zudem eine Prüfung der 


möglichen Vorkommen von Vogelarten, die gemäß dem Artenschutzkataster Hamburg 


im Bereich und im Umfeld des Vorhabenstandortes ein potenzielles Vorkommen auf-


weisen könnten. Bezugnehmend auf dieses Artenkataster kommt die Artenschutz-


untersuchung für die dort genannten Arten zu den nachfolgenden Ergebnissen.  
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Horste von Greifvögeln befinden sich nicht im Vorhabenbereich, so dass deren 


Brutvorkommen ausgeschlossen werden kann. Gleichwohl können die im Artkataster 


für den Bereich genannten Arten Mäusebussard, Turmfalke und Waldkauz sowie auch 


andere Greifvogel- und Eulenarten (Habicht, Sperber, Waldohreule) hier auftreten und 


Nahrung erbeuten [42]. 


Flussregenpfeifer, Kiebitz und Sandregenpfeifer sind gemäß der durchgeführten 


Untersuchung im Vorhabenbereich nicht zu erwarten [42]. 


Der ebenfalls im Artkataster aufgeführte Wanderfalke brütet im Hafenbereich in hohen 


technischen Strukturen (z.B. an Schornsteinen). Die hier zu betrachtenden Flächen 


haben keinen Bezug zu dieser Art [42]. 


Im Vorhabenbereich sind keine Wachtelkönig-Habitate vorhanden [42]. 


Das gilt ebenso für das streng geschützte Teichhuhn. Am Straßenrand und im Bereich 


am Jachthafen hat es keinen Lebensraum [42]. 


 


7.2.2 Fledermäuse 


In Bezug auf ein Vorkommen von Fledermäusen erfolgte in der Artenschutzunter-


suchung eine Untersuchung auf Grundlage der Verbreitung und der Habitatansprüche 


der Arten in Verschneidung mit den vorhandenen Lebensraumstrukturen im Vorhaben-


bereich. Es wurde zwischen Winterquartieren, Sommerquartieren/Wochenstuben ein-


schließlich Tagesverstecken und Jagdgebieten unterschieden.  


 


Nahrungs-/Jagdgebiet 


Die im Vorhabenbereich entwickelten Trockenrasen sind als Jagdgebiete für 


Fledermäuse nur von geringer potenzieller Bedeutung. Die Gehölzsäume sind zu 


kleinflächig als dass sie mit mittlerer Bedeutung als potenzielles Jagdgebiet eingestuft 


werden können. 


 


Winterquartiere, Wochenstuben / Sommer- bzw. Tagesquartiere 


Im Vorhabenbereich wurde keine Baumhöhle gefunden. An den Rändern und in der 


Fläche stehen Gehölze, die keine erkennbaren Höhlen aufweisen. Die Gehölze sind 


entweder zu jung oder deren Stämme zu schmal, so dass dort Sommerquartiere von 


Baumhöhlen bewohnenden Arten nicht vorkommen können. Eine 


Winterquartiernutzung ist aufgrund des geringen Stammumfanges bei den wenigen 


Bäumen im bzw. unmittelbar angrenzend an die Vorhabenfläche auszuschließen. 


Fledermausquartiere sind nicht zu erwarten.  


In der nördlich angrenzenden Fläche befinden sich neben einer Vielzahl kleinerer 


Bäume auch größere Bäume, die 2017 für eine frühere Planung hinsichtlich ihres 


Potenzials für Fledermäuse untersucht wurden. Am 21. August 2019 wurde dieser 


Bereich erneut aufgesucht und die Bäume hinsichtlich ihres Potenzials erneut 


eingeschätzt. Zugängliche Nischen und Höhlen wurden mit Endoskop inspiziert, 


allerdings ohne Befund [42]. Es wurde keine Höhle gefunden, die von Fledermäusen 


besiedelt ist oder für Fledermäuse geeignet wäre. Die meisten Bäume sind als mehr-


stämmige Zwiesel aufgewachsen, so dass die Stammdurchmesser wesentlich kleiner 


sind, als die Baumkronen im Luftbild erscheinen lassen.  
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In den Gehölzgruppen, in denen auch etwas ältere Weiden und Pappeln stehen, 


können sich in den Kronenbereichen Stellen gebildet haben, in denen Nischen und 


Spalten bestehen, die vom Boden aus nicht einsehbar sind. Hier muss vorsorglich ein 


Potenzial für sog. Tagesverstecke vermutet werden.  


Die Gehölzfläche ist als Nahrungsgebiet mittlerer Bedeutung einzuschätzen. 


 


Fazit 


Insgesamt ist das Untersuchungsgebiet für Fledermäuse von geringer Bedeutung. 


Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen sind mit hinreichender 


Wahrscheinlichkeit nicht vorhanden. Allenfalls die nördlich angrenzende Gehölzfläche 


dient als potentielles Tagesversteck sowie Nahrungsgebiet.  


 


7.2.3 Reptilien und Amphibien 


Im Rahmen der durchgeführten Artenschutzuntersuchung wurde gezielt auf ein 


Vorkommen von Amphibien und Reptilien geachtet. In diesen Begehungen wurden 


keine Nachweise von streng geschützten Arten erbracht. 


Im Verlaufe der Begehungen wurde kein Reptil beobachtet. Auch in den 


Verbreitungsübersichten von Brandt et al. (2018) [31] sowie dem Artenkataster sind 


keine Funde aus der Dradenau verzeichnet. Auch während der vorausgegangenen 


Begehungen aus dem Jahr 2018 [52] wurden im Untersuchungsgebiet keine Reptilien 


gefunden. 


 


7.2.4 Sonstige Arten des Anhangs IV der FFH-RL 


Im Rahmen der Artenschutzuntersuchung wurde weiterhin auf ein mögliches 


Vorkommen weiterer geschützter Arten des Anhangs IV der FFH-RL geachtet. 


Gemäß den Ergebnissen der Artenschutzuntersuchung [42] sind keine anderen Arten 


des Anhangs IV der FFH-RL vorhanden, da der Vorhabenstandort außerhalb des 


Verbreitungsgebietes solcher Arten liegt oder die artspezifischen Habitatansprüche 


nicht erfüllt werden 


 


7.2.5 Weitere besonders geschützte oder gefährdete Arten  


In Trockenrasen sind Vorkommen von Arten möglich, die zwar nicht im Anhang IV der 


FFH-Richtlinie verzeichnet sind, jedoch nach der aktuellen Roten Liste als gefährdet 


gelten oder in die Vorwarnliste aufgenommen wurden und nach Bundesartenschutz-


verordnung besonders geschützt sind. Diese Arten sind nach § 44 Abs. 5 BNatSchG 


zwar nicht zu berücksichtigen, wenn ein nach der Eingriffsregelung bearbeitetes Vor-


haben vorliegt, jedoch sind Vorkommen dieser Arten im Rahmen der Bearbeitung der 


Eingriffsregelung insbesondere bei der Ausgestaltung des Ausgleichskonzeptes zu be-


rücksichtigen, das auf die Lebensraumansprüche der durch den Eingriff betroffenen 


Arten auszurichten ist [32]. Das Vorkommen gefährdeter Arten z. B. im Biotoptyp (halb-


) ruderale Gras- und Staudenflur (AKT) kann in der Gesamtbewertung der Biotope zu 


einer höheren Bewertung führen [42].  
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Nicht besonders erfasst wurden weitere Artengruppen. Allerdings konnten auch ohne 


genaue Artbestimmung nach Bundesartenschutzverordnung besonders geschützte 


Tiere aus den Gruppen der Bienen (Apoidea – alle Arten besonders geschützt) und 


der Sandlaufkäfer (Cincindela spec. - alle Arten besonders geschützt) gefunden wer-


den. 


 


Tagfalter  


Nachfolgend sind die im Jahr 2019 gefundenen Arten aufgeführt, welche entweder 


gefährdet oder besonders geschützt sind. Das Artenspektrum wurde gegenüber der 


Untersuchung im Vorjahr [52] um den Schachbrettfalter erweitert. 


Der Hauhechelbläuling und der Kleine Heufalter sind nach BArtSchV besonders 


geschützt. Die folgenden Arten wurden im Untersuchungsgebiet angetroffen: 


• Distelfalter  Vanessa cardui 


• Faulbaum-Bläuling  Celastrina argiolus 


• Hauhechelbläuling  Polyommatus icarus 


• Kleiner Heufalter  Coenonympha pamphilus 


• Kleiner Kohlweißling  Pieris rapae 


• Ochsenauge  Maniola jurtina 


• Schachbrettfalter  Melanargia galathea 


 


Alle Arten sind typisch für trockene oder mittelfeuchte Magerrasen, Extensivgrünländer 


und Ruderalfluren [42]. 


 


Heuschrecken 


Nachfolgend sind die gefundenen Heuschreckenarten aufgelistet. Die folgenden Arten 


wurden im Untersuchungsgebiet gefunden: 


• Blauflügelige Ödlandschrecke Oedipoda caerulescens 


• Brauner Grashüpfer  Chorthippus brunneus 


• Gefleckte Keulenschrecke  Myrmeleotettix maculatus 


• Gemeiner Grashüpfer  Chorthippus parallelus 


• Gewöhnliche Strauchschrecke  Pholidoptera griseoaptera 


• Großes Grünes Heupferd  Tettigonia viridissima 


• Nachtigall-Grashüpfer  Chorthippus biguttulus 


• Roesels Beißschrecke  Metrioptera roeseli 


• Weißrandiger Grashüpfer  Chorthippus albomarginatus 


• Wiesengrashüpfer  Chorthippus dorsatus 
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Die in Hamburg gefährdeten Arten Blauflügelige Ödlandschrecke und Gefleckte Keulen-


schrecke sind typische Arten der trocken-mageren Biotope, Trockenrasen, Heiden 


oder Dünen. Ihre Vorkommen sind ein Indikator für eine besondere Qualität des Bio-


toptyps [42]. 


Der Wiesengrashüpfer wurde (wie auch 2018 [52]) nur im Bereich der nordwestlichen 


Zufahrt gefunden. Er ist eine Art der nicht so extremen trockenen oder nassen Flächen, 


also des mesophilen Bereichs, der jedoch nicht zu intensiv genutzt und gedüngt sein 


darf.  


Die Blauflügelige Ödlandschrecke ist nach Bundesartenschutzverordnung besonders 


geschützt. Die übrigen Arten haben keinen besonderen Schutzstatus. 


Die Vorkommen dieser Arten sind eng an die geeigneten Biotoptypen gebunden, so 


dass mit dem Schutz der Biotope im Allgemeinen auch der Schutz dieser Arten zu 


gewährleisten ist. 


 


7.3 Darstellung und Bewertung der artenschutzrechtlichen Betroffenheit im Hinblick 


auf die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG 


Gemäß den Ergebnissen der „Faunistischen Bestandserfassung und Artenschutzunter-


suchung“ [42] liegen für den Untersuchungsstandort die nachfolgenden (potenziellen) 


Vorkommen von europäischen Brutvogelarten vor (siehe hierzu auch Kap. 7.2).  


Neben europäischen Brutvogelarten weist der Untersuchungsbereich der 


Artenschutzuntersuchung für streng geschützte Arten des Anhangs IV der FFH-


Richtlinie lediglich ein Potenzial für die Artengruppe Fledermäuse auf.  


Nachfolgende Arten sind im vorliegenden Fall zu vertiefend zu betrachten: 


• Brutvögel der Gebüsche, Gehölze und halboffenen Landschaft 


• Fledermäuse mit potenziellen Tagesverstecke in/an Gehölzen 


 


Darüber hinaus wurde bzgl. der Bewertung der Flora die Ergebnisse die 


„Artenkartierung gefährdeter und geschützter Pflanzenarten“ [44] herangezogen. 


Aufgrund der potenziellen Artvorkommen wurde geprüft, welche Konfliktpotenziale 


zwischen dem Vorhaben und den artenschutzrechtlichen Belangen bestehen und ob 


die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG durch das Vorhaben ausgelöst 


werden könnten. Nachfolgend werden die zu erwartenden artenschutzrechtlichen 


Konflikte unter Berücksichtigung von Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 


(siehe Kapitel 5.7.3 dargestellt. Es wird dargestellt, ob die Zugriffsverbote des § 44 


Abs. 1 BNatSchG durch das geplante Vorhaben ausgelöst werden könnten. Die 


Ergebnisse basieren auf den Ausführungen der „Faunistischen Bestandserfassung und 


Artenschutzuntersuchung“ [42] und ergänzend den Ausführungen aus dem „Land-


schaftspflegerischen Begleitplan“ [43]. 
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7.3.1 Brutvögel der Gebüsche, Gehölze und sonstiger Baumstrukturen 


Im Bereich des Untersuchungsbereich der Artenschutzuntersuchung kommt es auf-


grund der Eingriffe in einen Vegetationsbestand zu einem Verlust von potenziellen 


Lebensräumen von Brutvogelarten der (halb-)offenen Landschaft. Unter artenschutz-


rechtlichen Gesichtspunkten stehen im Zusammenhang mit dem Vorhaben die folgen-


den potenziellen artenschutzrechtlichen Konflikte: 


• Tötungen, wenn Baumfällungen während der Fortpflanzungszeit 


• Lebensraumverlust für Brutvogelarten der (halb-)offenen Landschaft 


 


Fang, Verletzung, Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG) 


Die Zerstörung von Nestern mit Gelegen und Tötungen von Jungtieren sind bei Ein-


griffen in die Gehölzstrukturen während der Brutzeit möglich. Zur Vermeidung dessen 


soll die Entfernung von Gehölzen entsprechend der artenschutzrechtlichen Vermei-


dungsmaßnahmen außerhalb der Brutzeit von Vögeln (d. h. nicht zwischen Anfang 


März und Ende August) erfolgen [42] [43]. 


Unter Berücksichtigung der zuvor genannten Vermeidungsmaßnahme tritt gemäß der 


der „Faunistischen Bestandserfassung und Artenschutzuntersuchung“ [42] das Zugriffs-


verbot „Fangen, Töten, Verletzen” nicht ein.  


 


Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten  


(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 


Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind dann betroffen, wenn ein ganzes Brutrevier, in 


dem sich regelmäßig genutzte Brutplätze befinden, so beschädigt wird, dass es seine 


Funktion verliert. Die Realisierung der Vorhaben führt zu einem dauerhaften Verlust 


von Vegetationsbestand und Gehölzen auf dem Vorhabenstandort, die als potenzielle 


Lebensräume gehölzbewohnender Brutvogelarten dienen. Es werden Brutreviere von 


mit Fortpflanzungsstätte vorkommenden Arten (Fasan, Sumpfrohrsänger, Dorngras-


mücke) beseitigt [42]. 


Für diesen Verlust an Lebensräumen ist qualitativ und quantitativ geeigneter Ausgleich 


zu schaffen.  


Der artenschutzrechtliche Ausgleich für Brutvögel erfolgt durch die Schaffung von 


Extensivgrünland oder Trockenrasen, Heiden oder trocken-mageren Ruderalflächen 


mit kleinen Hecken/Gebüschen als Brutplatz von Fasanen und Dorngrasmücken. Für 


den Sumpfrohrsänger ist die Schaffung von ca. ½ ha Staudenfluren oder Landröhricht 


notwendig [42].  


Unter Berücksichtigung der Umsetzung der Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahmen 


tritt gemäß der „Faunistischen Bestandserfassung und Artenschutzuntersuchung“ [42] 


das Zugriffsverbot „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und 


Ruhestätten” nicht ein.  


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 246 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


Störungstatbestände (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 


Störungen (Lärm, Bewegung, Licht, Staubentwicklung) treten sowohl während der 


Bauphase als auch während der Betriebsphase auf. Bei den potenziell vorkommenden 


Brutvogelarten handelt es sich um Arten, die auch im nahe gelegenen Umfeld von 


Siedlungsgebieten vorkommen. Die Arten gelten daher als wenig empfindlich gegen-


über Lärm, Licht und Bewegungen.  


Gemäß der „Faunistischen Bestandserfassung und Artenschutzuntersuchung“ [42] 


sind die bau- und betriebsbedingt verursachte Störungen daher als nicht relevant ein-


zustufen. Es ist davon auszugehen, dass sich der Erhaltungszustand der lokalen Popu-


lationen durch Störungen nicht verschlechtert, so dass die Störungen als nicht erheb-


lich einzustufen sind.  


 


Fazit 


Gemäß den Ergebnissen der „Faunistischen Bestandserfassung und Artenschutz-


untersuchung“ [42] werden die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 


Abs. 1 BNatSchG in Bezug auf Brutvögel der Gebüsche, Gehölze und sonstiger Baum-


strukturen unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungsmaßnahmen sowie der 


naturschutzrechtlichen Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahmen nicht ausgelöst. 


 


7.3.2 Fledermäuse 


Die Realisierung des Vorhabens ist auf dem Vorhabenstandort mit einer Beseitigung 


von Vegetationsbeständen verbunden. Darüber hinaus können Störungen und dauer-


hafte Vergrämungen von lichtempfindlichen Arten im Umfeld potenziell ausgelöst we-


rden. Unter artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten stehen im Zusammenhang mit 


den Vorhaben somit die folgenden potenziellen artenschutzrechtlichen Konflikte: 


• Tötungen, wenn Rodung während der Nutzung von Tagesquartieren 


• Störung durch Licht  


 


Fang, Verletzung, Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG) 


Gemäß der Artenschutzuntersuchung sind im Vorhabenbereich keine Fledermaus-


quartiere vorhanden, die durch das Vorhaben beschädigt oder beseitigt werden. Aus 


diesem Grund wird gemäß der Artenschutzuntersuchung das Zugriffsverbot „Fangen, 


Töten, Verletzen” nicht ausgelöst.  


 


Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten  


(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 


Durch das Vorhaben geht keine potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätte von 


Fledermäusen verloren. Es gehen keine Nahrungsräume in bedeutendem Umfang 


verloren, so dass es nicht zum Funktionsverlust eventuell vorhandener, benachbarter 


Fortpflanzungsstätten kommt. 


Das Zugriffsverbot „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und 


Ruhestätten” tritt damit gemäß der der „Faunistischen Bestandserfassung und Arten-


schutzuntersuchung“ [42] nicht ein.  
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Störungstatbestände (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 


Negative Auswirkungen durch die Realisierung des Vorhabens auf Jagdreviere von 


Fledermäusen sind aufgrund der geringen Bedeutung der hier vorhandenen Trocken- 


und Halbtrockenrasen sowie Ruderalfluren für potentiell vorkommende Fledermaus-


arten nicht zu erwarten. 


Gemäß den Ergebnissen der Artenschutzuntersuchung [42] soll im Betrieb und in der 


Bauphase der Anlage darauf geachtet werden, dass Lichtemissionen vermieden 


werden.  


Gemäß dem LBP [43] werden auf dem Außengelände die nächtlichen Beleuchtungen 


der KWK-Anlage so optimiert, dass nur unbedingt notwendige Bereiche während der 


Dämmerungs- und Nachtzeit ausgeleuchtet werden. Zur Reduzierung weiterer 


Lichtemissionen werden darüber hinaus spezielle, schonende Lichtquellen wie z.B. 


nach unten abstrahlende, dicht schließende Natriumdampf-Nieder- oder 


Hochdruckleuchten sowie Amber LED mit einem so weit wie möglich reduzierten 


Blaulichtanteil (bestenfalls bis zu einer Farbtemperatur von maximal 2.400 Kelvin) 


eingesetzt. Eine Ausleuchtung der Gehölzbestände im Nordosten, welche ein 


potentielles Tagesversteck darstellt, ist nach Möglichkeit zu vermeiden. 


Aufgrund des zuvor genannten Sachverhalts tritt gemäß des Artenschutzuntersuchung 


das Störungsverbot nicht ein.  


 


Fazit 


Durch das Vorhaben geht keine potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätte von 


Fledermäusen verloren. Es gehen keine Nahrungsräume in bedeutendem Umfang 


verloren, so dass es nicht zum Funktionsverlust eventuell vorhandener, benachbarter 


Fortpflanzungsstätten kommt. 


Gemäß den Ergebnissen des vorliegenden Artenschutzgutachtens [42] werden die 


artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG in Bezug auf 


Fledermäuse durch das Vorhaben unter Berücksichtigung der oben genannten Ver-


meidungsmaßnahmen nicht ausgelöst. 


 


7.3.3 Wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten 


Gemäß der Artenkartierung [44] kommen im Untersuchungsgebiet keine besonders 


geschützten noch streng geschützten Arten vor. Entsprechend wird das Zugriffsverbot 


„Entnahme, Beschädigung und Zerstörung von wildlebenden Pflanzen der besonders 


geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen“ nicht verletzt. 


 







   


 M150051/03       Version 3        DHL/WERN  


 09. Dezember 2020  Seite 248 


  


  
  
  
  


  
  


  
  


  
  
  


  
  


  
  
 \


\S
-H


A
M


-F
S


0
1


\A
L


L
E


F
IR


M
E


N
\M


\P
R


O
J
\1


5
0
\M


1
5


0
0


5
1
\M


1
5


0
0
5


1
_


0
3


_
B


E
R


_
3


D
.D


O
C


X
:1


1
. 
1


2
. 


2
0
2


0
 


7.4 Artenschutzrechtliche Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktion 


Durch die Umsetzung von Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von 


nachteiligen vorhabenbedingten Einwirkungen auf den Vorhabenstandort und seine 


Umgebung sowie durch Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktion von 


Fortpflanzungs- und Ruhestätten, können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 


im Regelfall vermieden werden, da die ökologischen Funktionen der Fortpflanzungs- 


und Ruhestätten von Arten im räumlichen Zusammenhang erhalten bzw. gesichert 


bleiben. 


 


7.4.1 Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 


Zur Vermeidung und Verminderung von nachteiligen Beeinträchtigungen von ge-


schützten europäischen Vogelarten, von Arten des Anhangs IV der FFH-RL sowie von 


weiteren nur besonders geschützten Arten, sind die nachfolgenden Vermeidungs- und 


Verminderungsmaßnahmen vorgesehen: 


• Bauzeitenregelung: Verzicht der Rodung von Gehölzen oder Gebüschen in der 


Brutzeit von Vögeln (nicht zwischen Anfang März und Ende September). 


• Die KWK-Anlage wird so optimiert, dass nur unbedingt notwendige Bereiche 


(nächtliche Beleuchtung der Baustelle sowie im Betrieb der KWK-Anlage) 


während der Dämmerungs- und Nachtzeit ausgeleuchtet werden. Zur 


Reduzierung weiterer Lichtemissionen werden darüber hinaus spezielle, 


schonende Lichtquellen (bspw. LED) eingesetzt. Eine störende Ausleuchtung der 


Gehölzbestände im Nordosten wird durch die Wahl einer geringen nächtlichen 


Beleuchtungsstärke (10 lx) und der Anordnung der Lichtquellen vermieden 


[43][105]. 


• Ein Teil der Dachflächen der KWK-Anlage und ihrer Nebengebäude (1.500 m²) 


wird mit einer extensiven Dachbegrünung ausgestattet, was eine 


Vermeidungsmaßnahme für den Eingriff in die vorhandenen trockenen und 


mageren Lebensräume für Tiere und Pflanzen innerhalb des Vorhabenbereichs 


darstellt. 


 


7.4.2 Artenschutzrechtlicher Ausgleich 


Bei artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen ist im Gegensatz zu den CEF-Maß-


nahmen eine zwingende Funktionsfähigkeit zu Beginn des Eingriffs nicht zwingend er-


forderlich, weil kein gravierender Habitatengpass für die betroffenen Arten zu befürch-


ten ist. 


Bei einer Betroffenheit von nach den Roten Listen ungefährdeten Arten (wie hier vor-


liegend), die eine kleine Bestandsverminderung ertragen können, ohne gleich lokal im 


Bestand gefährdet zu sein, bedarf es im Regelfall keiner CEF-Maßnahmen. Eine Um-


setzung von vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen ist nur erforderlich, wo die Bestän-


de von Arten bereits lokal unter Druck stehen und z. B. ein vollständiger Verlust eines 


Artenvorkommens zu besorgen ist.  
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Gemäß der „Faunistischen Bestandserfassung und Artenschutzuntersuchung“ [42] 


sind für das Vorhaben die nachfolgenden Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen bzw. 


umzusetzen. Es handelt sich insoweit auch um Maßnahmen, die aufgrund der natur-


schutzfachlichen Eingriffs- und Ausgleichsregelung für die vorhabenbedingte Eingriffe 


in Natur und Landschaft umzusetzen sind.  


• Schaffung von Extensivgrünland oder Trockenrasen, Heiden oder trocken-mage-


ren Ruderalflächen mit kleinen Hecken/Gebüschen als Brutplatz von Fasanen 


und Dorngrasmücken.  


• Bei optimaler Gestaltung oder Anschluss an bereits bestehende Fasanen- und 


Dorngrasmückenlebensräume muss die Fläche einen zusammenhängenden 


Umfang von rund 1 ha aufweisen. Die Fläche kann damit auch eine Funktion für 


die im Vorhabenbereich vorkommenden Heuschrecken- und Tagfalterarten über-


nehmen.  


• Ein Teil der Dachflächen der KWK-Anlage und ihrer Nebengebäude (1.500 m²) 


wird mit einer extensiven Dachbegrünung ausgestattet, was eine 


Vermeidungsmaßnahme für den Eingriff in die vorhandenen trockenen und 


mageren Lebensräume für Tiere und Pflanzen innerhalb des Vorhabenbereichs 


darstellt. 


• Die Wiederherstellung der beiden gesetzlich geschützten Biotope gemäß § 30 


BNatSchG erfolgt innerhalb des Untersuchungsgebietes durch die Neuansaat 


eines Sand-Magerrasens.  


• Entlang der Grundstücksgrenze werden zwei Gehölzstreifen angelegt. 


 


Die Lage der Ausweichmöglichkeiten kann im Fall der Vögel räumlich relativ weit ge-


fasst werden, da Sumpfrohrsänger, Dorngrasmücken und auch Fasane wohl eine 


zusammenhängende Population über zumindest ganz Norddeutschland bilden.  


Im Allgemeinen ist im Falle von Biotopen i. d. R. ein Ausgleich im gleichen Naturraum 


sachgerecht. Bei den hier betroffenen Vogelarten kann man noch weiter gehen, denn 


alle drei Arten zeigen keine besondere Bindung an einen speziellen Naturraum. Sie 


sind in Geest, Marsch oder östlichem Hügelland gleich verbreitet, wenn nur die Biotop-


struktur (Hecken, Staudenfluren, Ruderalfluren) stimmt. 
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7.4.3 CEF-Maßnahmen 


Bei CEF-Maßnahmen handelt es sich um vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen, deren 


Funktionsfähigkeit spätestens bei Beginn der Beeinträchtigung der betroffenen Fort-


pflanzung- und Ruhestätten gegeben sein muss. 


Gemäß dem Im vorliegenden Fall werden Maßnahmen zur Erhaltung der ökologischen 


Funktion der vom Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die drei 


Vogelarten Fasan, Dorngrasmücke und Sumpfrohrsänger ergriffen. Die Umsetzung 


erfolgt auf zwei Flächen in den Vier- und Marschlanden auf den Flurstücken 568 und 


569 der Gemarkung Kirchwerder. Zusammen besitzen die beiden Flächen eine Größe 


von 21.304 m². Genauere Informationen zur Maßnahme sind Kap. 5.7.4 sowie dem 


LBP [43] zu entnehmen.  


Da gemäß den Ergebnissen des Berichtes „Faunistischen Bestandserfassung und 


Artenschutzuntersuchung“ [42] die Durchführung von CEF-Maßnahmen im 


vorliegenden Fall nicht erforderlich ist, gehen die Maßnahmen über den geforderten 


Rahmen hinaus. 


 


7.4.4 Artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen 


Eine Ausnahme i. S. § 45 Abs. 7 BNatSchG wird nicht erforderlich, wenn durch 


Ausgleichsmaßnahmen sichergestellt werden kann, dass die ökologische Funktion der 


betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten kontinuierlich erhalten bleiben [42]. 


 


7.5 Fazit 


Gemäß den Ergebnissen des Berichtes „Faunistischen Bestandserfassung und 


Artenschutzuntersuchung“ [42] ergeben sich unter Berücksichtigung der im Rahmen 


des Landschaftspflegerischen Begleitplans (LBP) festgelegten Maßnahmen für 


Eingriffe in Natur und Landschaft durch das geplante Vorhaben unter Berücksichtigung 


der artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen keine Betroffenheiten von 


artenschutzrechtlichen Belangen, die die Verbotstatbestände bzw. Zugriffsverbote des 


§ 44 Abs. 1 BNatSchG auslösen würden. 
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8 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 


Nichtdurchführung des Vorhabens 


Gemäß der Anlage 4 Nr. 3 des UVPG sind im UVP-Bericht Angaben über die 


voraussichtliche Entwicklung der Umwelt bei Nichtdurchführung eines Vorhabens, 


soweit diese Entwicklung gegenüber dem aktuellen Zustand mit zumutbarem Aufwand 


auf der Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen und wissenschaftlichen 


Erkenntnisse abgeschätzt werden kann, zu beschreiben.  


Ohne die geplante Errichtung der KWK-Anlage auf dem Gelände der Hamburg Port 


Authority (HPA) würden die im Rahmen des UVP-Berichtes und der im Rahmen der für 


die Vorhaben erstellten Fachgutachten ermittelten potenziellen Umweltauswirkungen 


nicht hervorgerufen werden. Der Status Quo der einzelnen Schutzgüter einschließlich 


der Wechselwirkungen bliebe erhalten. 
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9 Hinweise auf fehlende Kenntnisse 


Gemäß § 4e Abs. (4) 9. BImSchV müssen Unterlagen, die der Träger des Vorhabens 


der Genehmigungsbehörde vorzulegen hat, „Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der 


Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, z. B. technische Lücken oder 


fehlende Kenntnisse und Prüfmethoden“ enthalten. Hinsichtlich der Aufdeckung und 


Benennung der Schwierigkeiten und Kenntnislücken sollten bei Schließung der Lücken 


keine wesentlichen Änderungen in der Bewertung zu erwarten sein. 


Im Zusammenstellung mit der Erstellung des vorliegenden UVP-Berichtes sind keine 


relevanten Schwierigkeiten oder Kenntnislücken bei der Zusammenstellung der Unter-


lagen bzw. der Bewertung der potenziellen Umweltauswirkungen des Vorhabens auf-


getreten. Sofern für einzelne Wirkfaktoren keine spezifischen Fachgutachten als Beur-


teilungsgrundlage herangezogen werden konnten, wurde eine eigenständige konser-


vative Bewertung durchgeführt, die eine sichere Abschätzung der potenziellen Beein-


trächtigungen der Umweltschutzgüter gewährleistet. 
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10 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 


10.1 Allgemeines 


Die Wärme Hamburg GmbH plant die Errichtung und den Betrieb eines Gas- und 


Dampfturbinen Heizkraftwerks mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) am Standort Dra-


denau (KWK-Anlage Dradenau), das über eine Fernwärmetransportleitung, die FWS-


West, mit dem Fernwärmenetz im Westen Hamburgs verbunden wird. 


Die erdgasbefeuerte Anlage besitzt eine installierte maximale Feuerungswärmeleis-


tung (FWL) von 440 MW, die von folgenden Aggregaten erbracht wird: 


• 2 Gasturbinen mit Zusatzfeuerung im Abhitzekessel: 2 × 175 MW FWL 


• 1 Gasdampferzeuger: 80 MW FWL  


• 1 Gasmotor: 10 MW FWL 


 


Darüber hinaus wird ein Elektro-Dampferzeuger (Power-to-Heat) mit einer elektrischen 


Leistung von 30 MWel installiert. Für den Fall eines Stromausfalls ist die geplante 


Anlage mit einem Notstrom-Dieselmotor (FWL ca. 2,5 MW) ausgestattet. 


Die geplante Anlage ist dem im Anhang 1 der 4. BImSchV (Verordnung über geneh-


migungsbedürftige Anlagen) aufgeführten Anlagentyp zuzuordnen: 


 


Nr. 1.1 (G/E) Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder 


erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungs-


einrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Ver-


brennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage), einschließlich zugehöriger 


Dampfkessel, mit einer Feuerungswärmeleistung von 50 Megawatt oder mehr. 


 


Aufgrund der Zuordnung des Vorhabens zur Nr. 1.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV 


ist für das geplante Vorhaben ein immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-


rens gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) [3] durchzuführen. 


Darüber hinaus sind Anlagen mit einer FWL > 200 MW unter Nr. 1.1.1 der Anlage 1 


des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) aufgeführt und in der 


Spalte 1 mit einem „X“ gekennzeichnet. Demzufolge ist das Vorhaben als UVP-


pflichtiges Vorhaben eingestuft. Daher ist für das Vorhaben gemäß § 1 Abs. 2 der 


9. BImSchV [15] eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) als unselbstständiger Teil 


des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens seitens der zuständigen 


Genehmigungsbehörde (Behörde für Umwelt und Energie (BUE) der Freien und Hans-


estadt Hamburg) durchzuführen. Die für die behördliche Umweltverträglichkeitsprüfung 


seitens der Vorhabenträgerin beizubringenden Unterlagen sollen gemäß § 4e Abs. 1 


der 9. BImSchV in Form eines UVP-Berichtes vorgelegt werden.  
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Das Ziel dieses UVP-Berichtes ist die Beurteilung der Umweltauswirkungen des Vor-


habens unter Berücksichtigung der umweltgesetzlichen Zulassungsvoraussetzungen. 


Der UVP-Bericht umfasst hierzu die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der un-


mittelbaren und mittelbaren Umweltauswirkungen auf 


• den Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit, 


• Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 


• Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 


• kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter, 


• die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern. 


 


Der zuständigen Genehmigungsbehörde sollen damit die erforderlichen Informationen 


bereitgestellt werden, die für die behördliche Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ge-


mäß § 20 Abs. 1b der 9. BImSchV erforderlich sind. 


Der UVP-Bericht umfasst sämtliche umweltgesetzlichen Regelungstatbestände, die 


zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des Vorhabens zu berücksichtigen sind. Es wer-


den sämtliche Vorhabenbestandteile und sonstigen projektbezogenen Aspekte be-


trachtet und beurteilt, die für das Vorhaben eine Relevanz aufweisen können. 


 


10.2 Wirkfaktoren des Vorhabens 


In den nachfolgenden Tabellen ist die Prüfrelevanz der einzelnen bau-, anlagen- und 


betriebsbedingten Wirkfaktoren zusammengefasst.  


Tabelle 60.  Zusammenstellung der prüfungsrelevanten baubedingten Wirkfaktoren. 


Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Flächeninanspruchnahme Standort ja - ja - - ja - - - 


Nahbereich ja - - - - ja - - - 


Fernbereich - - - - - - - - - 


Bodenaushub,  


Bodenabtrag,  


Bodenauftrag 


Bodenverdichtungen 


Standort 
Aufgrund der nur lokalen Baumaßnahmen auf einem intensiv 


beanspruchten/anthropogen überprägten Gelände ist keine 


Prüfrelevanz festzustellen. 


Nahbereich 


Fernbereich 


Bodenverdichtungen Standort 


Keine Prüfrelevanz da bereits anthropogen beeinflusst/überformt. Nahbereich 


Fernbereich 


Wasserhaltungen 


Grundwasserabsenkung 


Standort 


keine Wasserhaltungen  


oder Grundwasserabsenkungen 
Nahbereich 


Fernbereich 


Standort 


Nahbereich 
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Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Emissionen von 


Luftschadstoffen und 


Staub 


Fernbereich Der Wirkfaktor wird allenfalls nur lokal und 


temporär hervorgerufen. Die Wirkungen sind 


Vernachlässigbar gering 


Emissionen von  


Gerüchen 


Standort 


Gerüche werden nicht hervorgerufen. Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von  


Geräuschen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Erschütterungen Standort 


Diese Wirkfaktoren werden nur lokal und temporär hervorgerufen. 


Die Wirkungen sind vernachlässigbar gering 
Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von  


Licht 


Standort 
Aufgrund der Vorbelastungen und der Lage des Vorhabengebiets in 


einem Industriegebiet am Hafen ist nicht von relevanten 


Einwirkungen auszugehen. Die Wirkungen sind vernachlässigbar. 
Nahbereich 


Fernbereich 


Sonstige Emissionen Standort 
In der Bauphase sind keine sonstigen beurteilungsrelevanten 


Wirkfaktoren zu erwarten, die nachteilige Beeinträchtigungen im 


Umfeld hervorrufen könnten. 


Nahbereich 


Fernbereich 


Trenn- und 


Barrierewirkungen 


Standort 
Der Wirkfaktor setzt sich daher über die Dauer der Bauphase fort. 


Aufgrund dieser Tatsache wird der Wirkfaktor zusammen mit den 


anlagenbedingten Wirkfaktoren (s. Tabelle 27) betrachtet. 


Nahbereich 


Fernbereich 


Visuelle Wirkungen Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Abfall-, Bau- und  


Einsatzstoffe 


Standort 


keine Prüfrelevanz Nahbereich 


Fernbereich 
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Tabelle 61.  Zusammenstellung der prüfungsrelevanten anlagenbedingten Wirkfaktoren. 


Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Flächeninanspruchnahme 


und -versiegelung 


Standort ja - ja ja - ja ja - - 


Nahbereich ja - - ja - ja ja - - 


Fernbereich - - - - - - - - - 


Visuelle Wirkungen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Barriere- und 


Trennwirkungen 


(Zerschneidung) 


Standort ja ja - - - ja - - - 


Nahbereich ja ja - - - ja - - - 


Fernbereich ja ja - - - ja - - - 


Verschattung 


Standort ja - - - - ja - ja - 


Nahbereich ja - - - - ja - - - 


Fernbereich ja - - - - ja - - - 


 


Tabelle 62.  Zusammenstellung der prüfungsrelevanten betriebsbedingten Wirkfaktoren. 


Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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Immissionen von 


gasförmigen Luftschad-


stoffen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - ja ja ja ja ja ja ja ja 


Fernbereich - ja ja ja ja ja ja ja ja 


Emissionen von Staub - 


Immissionen von 


Feinstaub (PM10 und 


PM2,5) 


Standort          


Nahbereich  ja       ja 


Fernbereich  ja       ja 


Emissionen von Staub - 


Depositionen von Staub 


(Staubniederschlag 


Standort          


Nahbereich  ja       ja 


Fernbereich  ja       ja 


Stickstoffdeposition Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - ja ja ja ja ja - - 


Fernbereich - - ja ja ja ja ja - - 


Emissionen von  


Gerüchen 


Standort 


Geruchsemissionen werden durch das Vorhaben nicht verursacht. Nahbereich 


Fernbereich 
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Wirkfaktor Reichweite Schutzgüter 
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a
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Emissionen von  


Geräuschen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Erschütterungen Standort 


Erschütterungen werden durch das Vorhaben nicht verursacht. Nahbereich 


Fernbereich 


Emissionen von Licht Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich - - - - - ja ja - ja 


Fernbereich - - - - - ja ja - ja 


Wärmeemissionen 


Wasserdampfemissionen 


Standort - - - - - - - - - 


Nahbereich ja - - - - ja ja - ja 


Fernbereich ja - - - - ja ja - ja 


Sonstige Emissionen Standort 
Das Vorhaben ist mit keinen sonstigen Emissionen verbunden  


(Elektromagnetische Felder, Keimemissionen, Ionisierende/ 


radioaktive Strahlung 


Nahbereich 


Fernbereich 


Wasserversorgung Standort Die Wasserversorgung erfolgt über eigene 


Wasseraufbereitungsanlage bzw. sofern dies nicht ausreicht über 


das bestehende Versorgungsnetz. Eine relevante Wirkung resultiert 


hieraus nicht. 


Nahbereich 


Fernbereich 


Abwasserentsorgung Standort 
Die Abwasserentsorgung erfolgt über die  


Schmutzwasserkanalisation gemäß gültiger Abwassersatzung.  


Eine Relevanz besteht nicht. 


Nahbereich 


Fernbereich 


Niederschlagswasser Standort 
Niederschlagswässer (Regen- und Oberflächenwasser) wird der 


Wasseraufbereitungsanlage zugeführt. Eine Relevanz ist nicht 


abzuleiten.  


Nahbereich 


Fernbereich 


Abfälle Standort 
Es fallen nur geringfügige Mengen gebrauchten Betriebsmitteln an, 


die den bestehenden Entsorgungswegen im Sinne des KrWG 


zugeführt werden. Eine Relevanz ist daher nicht abzuleiten. 


Nahbereich 


Fernbereich 
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10.3 Auswirkungen auf die Schutzgüter gemäß UVPG 


10.3.1 Schutzgut Klima 


Mit den Vorhaben sind bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, 


die zu einer Beeinflussung der lokalklimatischen Situation im Untersuchungsgebiet 


führen können. Eine Beeinflussung des Regional- oder des Globalklimas kann auf-


grund der Art des Vorhabens sowie der geringfügigen Intensität der Wirkfaktoren mit 


an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Die Realisierung der KWK-Anlage erfolgt auf einer Brachfläche mit Ruderalvegetation. 


Es kommt folglich zu einer Versiegelung dieser Fläche. Diese Einflussnahme ist für 


sich alleine betrachtet als Beeinträchtigung des Schutzgutes Klima zu bewerten. 


Aufgrund der unmittelbar angrenzenden versiegelten Flächen (Verkehrsflächen (BAB 


A7, Hafenbahn), Betriebsgelände) und dem ebenfalls weitestgehend versiegelten Um-


feld ist der Vorhabenstandort lokalklimatisch ohne eine besondere Bedeutung. Auf-


grund der derzeitigen Ausprägung der Umgebung ist davon auszugehen, dass die 


bestehende lokalklimatische Ausprägung im Bereich des Vorhabenstandorts und im 


Nahbereich nur gering und sehr kleinräumig verändert wird. Es ist sicher davon 


auszugehen, dass es zu keiner Veränderung lokalklimatischer Bedingung im 


Fernbereich des Vorhabenstandortes kommen wird. Eine Beeinflussung der 


bioklimatischen Bedingungen ist somit allenfalls sehr kleinräumig zu erwarten.  


Im Ergebnis sind erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima 


durch die Realisierung des Vorhabens nicht zu erwarten. 


 


Baukörper 


Baukörper können zu einer Beeinflussung der lokalklimatischen Ausgangssituation 


durch die Veränderung des bodennahen Windfeldes sowie durch eine Einflussnahme 


auf den Strahlungs- bzw. den Temperatur- und Feuchtehaushalt führen.  


Auf dem Vorhabengelände ist aufgrund der neuen Bebauung mit einer leichten Er-


höhung der Lufttemperatur zu rechnen. Es wird sich ein spürbarer Effekt auf dem Vor-


habengelände einstellen. Diese Erhöhung wird allerdings durch die vorgesehenen 


Dachbegrünungen gemindert. Weiterhin kommt es im Vorhabenbereich zu einer Ver-


änderung des bodennahen Windfeldes aufgrund der hinzutretenden Gebäudeumströ-


mung. Hiervon wird in erster Linie das Anlagengelände selbst betroffen sein. In der 


Umgebung sind aufgrund der Abstände zum Vorhabengelände keine relevanten bzw. 


nur geringe Veränderungen zu erwarten. Auch wenn keine Ergebnisse zu den boden-


nahen Verhältnissen vorliegen ist vor diesem Hintergrund nicht davon auszugehen, 


dass mikroklimatisch oder lufthygienisch relevante lokale Zirkulationsmuster in ihrer 


Funktion gestört werden. 


Im Ergebnis sind somit erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen des Schutzgutes 


Klima durch die Realisierung des Vorhabens nicht zu erwarten. 
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Barriere- und Trennwirkungen (Zerschneidung) 


Mit der Realisierung des Vorhabens KWK-Anlage ist eine Beeinflussung der lokalen 


Windverhältnisse zu erwarten. 


Durch das Vorhandensein der bestehenden Hafen- und Industrie-Nutzungen und den 


damit einhergehenden Gebäuden und Bauten ist bereits ein hohes Maß an Rauigkeit 


vorhanden. Vor diesem Hintergrund sind die Auswirkungen der veränderten baulichen 


Nutzung auf den Vorhabenstandort und das kleinräumig direkte Umfeld beschränkt. 


Aus diesem Grund ist nicht davon auszugehen, dass die bauliche Nutzung zu einer 


Barriere- oder Trennwirkung führt, die zu einer relevanten Beeinflussung der lokalkli-


matischen Situation führen kann. Die Einflüsse sind für den Vorhabenstandort und den 


Nahbereich als gering einzustufen. Effekte auf den Fernbereich sind nicht zu erwarten.  


 


Verschattung 


Der Wirkfaktor der Verschattung kann potenziell zu einer Einflussnahme auf die lokal-


klimatische Situation führen. Dies ist in erster Linie nur für Vegetationsflächen relevant, 


da die durch Verschattung bedingte Veränderung der mikro- bzw. lokalklimatischen 


Situation sich auf die Vegetationsentwicklung auswirken kann.  


Verschattungen durch die geplanten Gebäude der KWK-Anlage sind von geringfügiger 


Bedeutung. Bei südlicher Sonneneinstrahlung ist der nördlich gelegene Gehölzbe-


stand sowie die sich westlich daran anschließende PV-Anlage potentielle von einer 


Verschattung betroffen. Wirkungen auf dem Betriebsgelände sind nicht relevant, da es 


sich um gewerblich-industriell genutzte Flächen handelt. Im Nahbereich des Vorhaben-


standortes ist der Umfang von denkbaren Schattenwürfen zeitlich eng begrenzt. Er-


hebliche Beeinträchtigungen der lokalklimatischen Situation sind unter Berücksichti-


gung der Nutzungsstrukturen und entwickelten Vegetationsbestände somit nicht zu 


erwarten. 


 


Wärmeemissionen (Abwärme) 


Der Betrieb der KWK-Anlage ist mit Wärmeemissionen verbunden. Es ist somit von 


einer geringen Aufwärmung der Umgebung auszugehen, welche nur im direkten 


Bereich der Schornsteine spürbar sein wird. Aufgrund der geringen Wärmeemissionen 


ist eine als relevant einzustufende Temperaturzunahme auszuschließen. Weiterhin ist 


davon auszugehen, dass die abgegebene Wärme aufgrund des vorherrschenden 


Luftmassentransports schnell abgeführt wird, so dass spürbare Aufwärmeffekte in der 


Umgebung insgesamt nicht zu erwarten sind. Somit ist nur von einer geringen 


Einflussnahme auf das Schutzgut Klima auszugehen.  


 


Wasserdampfemissionen 


Die von einer Anlage freigesetzte Wasserdampfmenge kann im Allgemeinen potenziell 


zu einer Beeinflussung lokalklimatischer Verhältnisse führen.  


Die mit dem Betrieb der Anlage einhergehenden Wasserdampfemissionen wurden in 


einem Schwadengutachten untersucht. Die maximale zusätzliche Ausprägung von 


Schwaden wird ca. 1,5 km südlich vom Anlagengelände erreicht Allerdings ist die 


Zunahme der Nebeltage bezogen auf ein langjähriges Mittel nicht relevant. Im nahen 


Umfeld kommt es zu keiner Einflussnahme durch zusätzliche Vernebelungsstunden 


durch das Vorhaben.  
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Klimawandel – Auswirkungen auf Treibhausgase 


Bei dem Betrieb der KWK-Anlage entstehen Kohlendioxid (CO2) und im geringen 


Umfang Methan (CH4). Durch den Einsatz einer modernen Anlagentechnik und unter 


der Verwendung von Erdgas ergeben sich eine nicht unerhebliche CO2-Einsparung 


durch die Realisierung des Vorhabens, insbesondere nach der Abschaltung des HKW-


Wedel. Diese Bilanzierung wirkt sich positiv auf die Treibhausgasemissionen bzw. die 


Klimarelevanz aus. 


Der für die Methanemission in die Atmosphäre ursächliche Methanschlupf ist bei den 


vorliegenden Verbrennungen (Kessel und Gasturbinen) gegenüber motorischen 


Verbrennungen wesentlich geringer und somit aus klimatischen Gesichtspunkten 


vernachlässigbar, wie Untersuchungen [49] zeigen.  


Der Gasmotor ist mit nur vergleichsweise geringer Leistung in das Anlagenkonzept 


integriert und unterliegt den Anforderungen der 44. BImSchV. 


Aufgrund dessen sind im vorliegenden Fall die Methan-Emissionen aus dem Gasmotor 


ebenfalls als nicht erheblich hinsichtlich der Klimarelevanz zu bewerten.  


Daher ist von keinen erheblichen Auswirkungen auf das Klima durch die 


anlagenbedingten Methan-Emissionen auszugehen und gegenüber dem bisherigen 


Betrieb des HKW-Wedel ist zukünftig, mit Abschaltung des HKW, von einer CO2-


Einsparung auszugehen. Sonstige klimarelevante Gase werden nicht freigesetzt.  


 


Fazit 


Zusammenfassend betrachtet ist das Vorhaben mit einer Veränderung der lokal-


klimatischen Situation im Bereich und im nahen Umfeld des Betriebsgeländes verbun-


den. Diese Beeinträchtigungen resultieren aus der vorhabenbedingten Flächenin-


anspruchnahme und der baulichen Nutzung.  


Im Vorhabenbereich werden jedoch Dachbegrünungen angelegt, die zu einer 


Reduzierung von nachteiligen Beeinträchtigungen auf die lokalklimatische Situation 


beitragen.  


Im Übrigen sind die Einflüsse auf die lokalklimatische Situation auf den Bereich des 


Vorhabenstandortes und des nahen Umfelds begrenzt. Es ergeben sich keine 


Hinweise darauf, dass das Vorhaben zu einer Veränderung des Klimahaushaltes 


führen könnte. Das Vorhaben ist somit mit keinen erheblichen Beeinträchtigungen des 


Schutzgutes Klima verbunden. 
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Tabelle 63.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Klima. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelungen gering gering keine 


Baukörper gering gering keine 


Barriere- und Trennwirkungen (Zerschneidung) gering gering keine 


Verschattung keine gering keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Wärmeemissionen  gering keine keine 


Wasserdampfemissionen keine gering gering 


 


 


10.3.2 Schutzgut Luft 


Mit dem Vorhaben sind betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, die potenziell auf 


das Schutzgut Luft einwirken können. Im Ergebnis ist folgendes festzustellen: 


 


Emissionen von Luftschadstoffen in der Betriebsphase 


Zur Ermittlung der aus dem Betrieb der KWK-Anlage resultierenden Auswirkungen auf 


das Schutzgut Luft wurde ein Gutachten zur Luftreinhaltung erstellt, in dessen Rahmen 


eine Immissionsprognose für Luftschadstoffe durchgeführt worden ist. Im Gutachten 


zur Luftreinhaltung werden die maximalen Immissions-Jahres-Zusatzbelastungen 


(IJZmax) für die Luftschadstoffe Stickstoffdioxid (NO2), Stickstoffoxide (NOx),Ammoniak 


(NH3), Feinstaub PM10, Kohlenmonoxid (CO), Feinstaub PM2,5 sowie Formaldehyd 


prognostiziert und beurteilt. Im Ergebnis wird festgestellt, dass das Vorhaben nur zu 


geringfügigen Zusatzbelastungen im Umfeld des Vorhabenstandortes führt. Die 


prognostizierten Zusatzbelastungen sind damit so gering, dass diese zu keiner 


relevanten Erhöhung der Luftschadstoffvorbelastung führen. Die „Irrelevanzgrenze“ 


nach TA Luft wird für die betrachteten Luftschadstoffe sicher unterschritten. 


Unter Berücksichtigung der vorgenannten Ergebnisse ergeben sich nur geringfügige 


Beeinträchtigungen des Schutzgutes Luft. Erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen 


durch Emissionen von Luftschadstoffen in der Betriebsphase sind nicht zu erwarten. 


Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Schutz des Menschen bzw. von 


Ökosystemen vor erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen oder Belästigungen als 


sichergestellt einzustufen ist. 
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Fazit 


In Bezug auf den Vorhabenstandort sowie den Nah- und Fernbereich des 


Vorhabenstandortes sind die potenziellen Auswirkungen des Vorhabens wie folgt 


einzustufen: 


Tabelle 64.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Luft. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Baubedingte Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben  keine Relevanz gering keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von gasförmigen Luftschadstoffen keine Relevanz gering gering 


 


 


10.3.3 Schutzgut Boden und Fläche 


Mit dem Vorhaben sind bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, 


die potenziell auf das Schutzgut Boden einwirken können. Im Ergebnis ist folgendes 


festzustellen: 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Die Realisierung der KWK-Anlage führt zu einer Flächeninanspruchnahme des Vor-


habenstandortes in der Bauphase. Es liegt durch dieses Vorhaben zudem eine dauer-


hafte Flächenversiegelung in Umfang von rund 23.024 m² vor. Diese Einflussnahme 


ist für sich alleine betrachtet als erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden 


und Fläche zu bewerten. Aufgrund des Eingriffs (in Natur und Landschaft einschließlich 


des Bodens) sind naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen. Diese 


Ausgleichsmaßnahmen stellen die vollständige Kompensation des Eingriffs in Boden 


und Fläche sicher. Erhebliche Beeinträchtigungen verbleiben entsprechend der Grund-


sätze der Eingriffs- und Ausgleichsregelung nicht.  


Unter Berücksichtigung der Kompensationsleistungen resultieren im Eingriffsbereich 


zwar nachteilige Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden, diese werden jedoch 


ausgeglichen. Daher verbleiben keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen 


des Schutzgutes Boden.  


 


Emissionen von Luftschadstoffen (Betriebsphase) 


Das Vorhaben ist mit keinen relevanten Luftschadstoffemissionen verbunden, die zu 


nachteiligen Veränderungen von Böden führen könnten. Es werden keine Schadstoffe 


emittiert, die zu einer Schadstoffanreicherung in Böden führen können. Ebenfalls sind 


mit dem Vorhaben nur sehr geringe Stickstoffdepositionen und Säureeinträge verbun-


den, aus denen sich keine relevanten Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen in 


Folge von eutrophierenden oder versauernden Effekten ableiten lassen. 
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Fazit 


Im Ergebnis ist festzustellen, dass mit der Realisierung des geplanten Vorhabens keine 


als erheblich nachteilig einzustufenden Beeinträchtigungen von Böden hervorgerufen 


werden. Die Beeinträchtigung von Böden ist wie folgt einzustufen.  


Tabelle 65.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Boden und Fläche. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 
hohe  


Relevanz 
keine keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen  


Stickstoffdeposition und Säureeinträge 
keine Relevanz keine keine 


 


 


10.3.4 Schutzgut Grundwasser 


Mit dem Vorhaben sind anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, die 


potenziell auf das Schutzgut Grundwasser einwirken können. Im Ergebnis ist 


folgendes festzustellen: 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Flächeninanspruchnahmen bzw. -versiegelungen von bislang unversiegelten Böden 


sind i. d. R. mit einer Beeinträchtigung des Grundwassers durch die Einschränkung 


bzw. Unterbindung der Grundwasserneubildung verbunden. Die Baumaßnahmen 


führen auf ca. Zweidrittel der Vorhabenfläche zur Versiegelung von Boden. Allerdings 


ist auf Grund der der vorherrschenden Bodenart die Grundwasserneubildungsfunktion 


auf der gesamten Vorhabenfläche nur eingeschränkt gegeben. Von einer Behinderung 


der Grundwasserneubildung in der Region und dementsprechend von einer 


signifikanten Veränderung der Grundwasserneubildung ist entsprechend der 


Kleinräumigkeit des Vorhabens nicht auszugehen. 


 


Emissionen von Luftschadstoffen  


Mit dem Vorhaben sind keine Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben sowie 


Stickstoff- und Säureeinträge verbunden, aus denen Schadstoffeinträge bzw. -


verfrachtungen in das Grundwasser resultieren könnten. Eine vorhabenbedingte 


Verunreinigung des Grundwassers über diesen Wirkpfad ist daher nicht gegeben.  


 


Fazit 


Auf Grundlage der durchgeführten Auswirkungsprognose sind zusammenfassend 


betrachtet keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Grundwasser zu 


erwarten. Eine Verschlechterung des chemischen oder mengenmäßigen Zustands ist 


aus den Wirkfaktoren des Vorhabens ist nicht abzuleiten. Die vorhabenbedingten 


Beeinträchtigungen des Grundwassers sind wie folgt einzustufen: 
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Tabelle 66.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Grundwasser. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Wasserhaltungen / Grundwasserabsenkungen keine Relevanz keine keine 


Erschütterungen keine Relevanz keine keine 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelungen gering keine keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen inkl. 


Stickstoff- und Säureeinträge 
keine Relevanz keine keine 


 


 


10.3.5 Schutzgut Oberflächengewässer 


Innerhalb des Untersuchungsgebietes bzw. im Einwirkungsbereich der geplanten 


Vorhaben befinden sich Fließ- und Stillgewässer. Die Elbe mit Hafenbecken ist dabei 


die prägende aquatische Struktur des Untersuchungsraums. Neben der Elbe sind 


Stillgewässer innerhalb des Untersuchungsgebietes vorhanden.  


Mit dem Vorhaben ist eine Einleitung von Regenwasser und unbelasteten betrieblichen 


Abwasser zur Rückspülung des Mehrschichtfilters geplant. Das Regenwasser soll 


nach einer Drosselung in einem Regenrückhaltebecken in das Gewässer 


„Straßengraben Dradenaustraße“ geleitet werden. Das betriebliche Abwasser, 


welches frei von chemischen Zusätzen ist, soll ebenfalls in den Straßengraben geleitet 


werden. Auf Grund der Menge und der nur ausnahmsweise vorgesehenen Einleitung 


in den Straßengraben ist eine relevante Auswirkung nicht zu erwarten, auf eine 


vertiefte Betrachtung wird daher verzichtet. 


Sonstige Einwirkungen auf Gewässer durch das beantragte Vorhaben, die als 


Gewässerbenutzung einzustufen und folglich zu bewerten wären, liegen nicht vor.   


Direkte Einwirkungen auf Gewässer werden zudem nicht hervorgerufen, da im Bereich 


der Vorhabenfläche keine Oberflächengewässer vorhanden sind. 


Potenzielle Einwirkungen auf Oberflächengewässer können allenfalls über den 


Luftpfad hervorgerufen werden. In diesem Zusammenhang kämen lediglich Stickstoff- 


und Säureeinträge für mögliche Beeinträchtigungen in Frage. Die Ergebnisse der 


Immissionsprognose zeigen jedoch, dass diese Zusatzbelastung als so gering 


einzustufen ist, dass sich hieraus keine nachteiligen Beeinträchtigungen ableiten 


lassen. 


Eine Verschlechterung des ökologischen und chemischen Zustands der umliegenden 


Gewässer ist vor diesem Hintergrund mit Realisierung des Vorhabens auszuschließen. 


 


10.3.6 Schutzgut Pflanzen und Tiere, einschließlich der biologischen Vielfalt 


Mit dem Vorhaben sind bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren verbunden, die 


potenziell auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt 


einwirken können. Im Ergebnis ist folgendes festzustellen: 
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Flächeninanspruchnahme/-versiegelung 


Durch das Bauvorhaben kommt es zu einem Verlust der vorhandenen Vegetations-


bestände auf der gesamten Fläche. Dementsprechend gehen auch die vorhandenen 


Habitate der vorkommenden Tierarten verloren. Durch die vollständige Überprägung 


hochwertiger Trockenlebensräume im Süden des Anlagenstandortes geht insbe-


sondere ein Großteil der auf Trockenrasen und Ruderalflächen angewiesenen 


Insektenarten verloren. 


Im Rahmen der Eingriffs-Bewältigung sind am Vorhabensstandort Maßnahmen geplant, 


die die Eingriffe in die Naturhaushaltsfunktion Pflanzen und Tiere ausgleichen. Aufgrund 


der geringen Flächenverfügbarkeit können jedoch nicht sämtliche erforderlichen 


Ausgleichsmaßnahmen auf dem Vorhabenstandort realisiert werden. Es sind daher 


zusätzliche (externe) Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen im Umfeld des Vorhaben-


standortes erforderlich bzw. vorgesehen. Unter der Voraussetzung der Umsetzung der 


Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen können die durch bau- und anlagebedingten 


Flächeninanspruchnahmen hervorgerufenen Beeinträchtigungen kompensiert werden. 


Aufgrund dessen verbleiben durch die vorhabenbedingte Flächeninanspruchnahme 


keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Pflanzen, Tiere 


und die biologische Vielfalt.  


 


Baukörper (Kollisionsrisiko, Visuelle Wirkung, Trennwirkung) 


Mit dem geplanten Vorhaben werden mehrere Gebäude mit unterschiedlichen Bau-


werkshöhen realisiert. Im räumlichen Umfeld sind jedoch keine Landschaftsbereiche 


vorhandenen, die einen Besiedlungsschwerpunkt von avifaunistischen Arten darstellen 


oder für die besondere Ab- und Einflugschneisen zu berücksichtigen wären. Darüber 


hinaus ist auf Grund der bestehenden baulichen Nutzungen des Umfeldes nicht von 


einer als relevant einzustufenden Erhöhung eines Kollisionsrisikos durch das Vorhaben 


auszugehen. 


In Anbetracht des Standortes sowie der umliegenden genutzten Flächen ist nicht von 


relevanten Störeinflüssen durch die geplanten Baukörper und Schornsteine 


auszugehen.  


Im Bereich des Vorhabenstandortes befinden sich keine relevanten Biotopstrukturen, 


welche als Ausbreitungsweg von Arten genutzt werden könnten.  


Zusammenfassend betrachtet sind somit keine Barriere- und Trennwirkungen 


(Zerschneidungseffekte) festzustellen. 


 


Emissionen von Geräuschen (Bau- und Betriebsphase) 


Die Bauphase ist mit temporären zusätzlichen Geräuschimmissionen in der Umgebung 


verbunden, die zu einer zusätzlichen Einflussnahme auf die dort lebende Fauna führen 


kann. Aufgrund der Lage und der Ausprägung der Umgebung liegt bereits eine 


Geräuschvorbelastung vor. Aufgrund der temporären Dauer der baubedingten 


Geräusche und aufgrund der Vorbelastungssituation ist nicht von relevanten 


Einwirkungen auf die Umgebung mit einer relevanten Beeinflussung der 


vorkommenden Fauna auszugehen. 


In der Betriebsphase werden Geräuschzusatzbelastungen im Umfeld des 


Anlagenstandortes hervorgerufen.  
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Aufgrund der gegebenen Vorbelastungssituation sind für Natur und Landschaft bzw. 


die hier vorkommenden Arten keine erhebliche Relevanz aufweisen könnten.  


 


Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben 


Gasförmige Luftschadstoffimmissionen 


Die mit dem Betrieb verbundenen gasförmigen Luftschadstoffimmissionen (NOx, SO2, 


NH3) sind äußerst gering. Die Zusatzbelastungen sind unbeachtlich und lassen keine 


erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Pflanzen und Tiere 


erwarten. Insbesondere in naturschutzfachlich geschützten und sensiblen Bereichen 


sind keine als erheblich nachteilig zu bezeichnenden Immissionen zu erwarten.  


 


Stickstoff- und Säuredeposition 


Die mit dem Betrieb verbundenen Stickstoff- und Säuredepositionen im Umfeld des 


Anlagenstandortes sind äußerst gering. Insbesondere in stickstoffempfindlichen 


Schutzgebieten liegen die Zusatzbelastungen der KWK-Anlage unterhalb des 


maßgeblichen Abschneidekriteriums. Somit können erhebliche nachteilige 


Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden. 


 


Lichtemissionen 


Mit dem Vorhaben werden neue Beleuchtungen zu installieren sein, die zu potenziellen 


Lichtimmissionen im Umfeld führen könnten. Aufgrund der bestehenden 


Lichtemissionen aus dem Umfeld der Vorhabenfläche ist bereits eine Vorbelastung am 


Standort gegeben. Die neu zu errichtenden Beleuchtungen werden weitgehend 


gegenüber der Umgebung abgeschirmt und gemäß dem Stand der Technik 


ausgeführt. Vor diesen Hintergründen sind zusammenfassend betrachtet keine 


erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Pflanzen und Tiere bzw. 


von Biotopen und den dort vorkommenden Arten zu erwarten. 


 


Wärmeemissionen 


Der Betrieb der KWK-Anlage ist mit Wärmeemissionen verbunden. Diese 


Wärmeemissionen sind so gering, dass sie nicht zu einer spürbaren Beeinflussung der 


lokalklimatischen Situation führen werden. Einflüsse auf das Schutzgut Pflanzen und 


Tiere sind aufgrund der Geringfügigkeit ebenfalls nicht zu erwarten. Es sind daher auch 


keine Veränderungen zu erwarten, die sich nachteilig auf das Schutzgut Pflanzen, 


Tiere und die biologische Vielfalt auswirken könnten. 


 


Wasserdampfemissionen 


Die von einer Anlage freigesetzte Wasserdampfmenge kann im Allgemeinen potenziell 


zu einer Beeinflussung lokalklimatischer Verhältnisse führen. Potenzielle nachteilige 


Beeinträchtigungen können dann hervorgerufen werden, wenn sich aufgrund mangeln-


der Aufnahmefähigkeit der Außenluft Dampfschwaden bilden, die zu 


Verschattungseffekten und u. U. zu Niederschlägen und Eisbildung führen. 
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Die eingehende Analyse hat jedoch gezeigt, dass es sich lediglich um irrelevante 


Zunahmen an Nebelereignissen handelt und unter Berücksichtigung der 


Umgebungskulisse von keiner relevanten Beeinflussung der Umgebung auszugehen 


ist. Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische 


Vielfalt sind nicht gegeben. 


 


Fazit 


Auf Grundlage der Art und Charakteristik der Wirkfaktoren sind die zu erwartenden 


Einflüsse auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere, einschließlich der biologischen 


Vielfalt, abschließend wie folgt zu bewerten.  


Tabelle 67.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere, 


einschließlich der biologischen Vielfalt. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Bau- und anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelung keine Relevanz keine keine 


Baukörper (Visuelle Wirkung etc.) keine Relevanz keine keine 


Emissionen von Luftschadstoffen und Staub keine Relevanz gering keine 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering keine 


Lichtemissionen keine Relevanz gering keine 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen keine Relevanz gering gering 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz keine Keine 


Wärmeemissionen  gering keine keine 


Wasserdampfemissionen Keine Relevanz gering gering 


 


 


10.3.7 Schutzgut Landschaft 


Mit dem Vorhaben sind bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren verbunden, 


die potenziell auf das Schutzgut Landschaft einwirken können. Im Ergebnis ist 


folgendes festzustellen: 


 


Flächeninanspruchnahme und -versiegelung 


Die mit dem Vorhaben verbundenen baulichen Maßnahmen führen zu einer Verände-


rung des bestehenden Erscheinungsbildes des Vorhabengeländes. Aufgrund der Aus-


gestaltung und der Lage der neu zu errichtenden Baukörper werden sich diese im Nah-


bereich von der jetzigen Brachfläche deutlich unterscheiden, jedoch wird der Charakter 


der Industrie-/ Hafenkulisse nicht verändert. Eine Veränderung des visuellen 


Charakters des Gebietes bzw. der Landschaftsbildeinheit wird nicht im erheblichen 


Maße hervorgerufen. Besondere Sichtbeziehungen in der Landschaft werden durch 


das Vorhaben zudem nicht beeinträchtigt. 
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Emissionen von Luftschadstoffen und Staub (Betriebsphase) 


Die betriebsbedingten Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben sind jeweils als 


so gering einzustufen, dass diese in den Landschaftsbestandteilen (Boden, Wasser, 


Pflanzen und Tiere) zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen führen. Da diese 


Schutzgüter wesentliche Bestandteile des Schutzgutes Landschaft sind bzw. das 


Schutzgut Landschaft aufbauen, können im Analogieschluss erhebliche nachteilige 


Beeinträchtigungen des Schutzgutes Landschaft ausgeschlossen werden. Durch die 


Emissionen von Luftschadstoffen und Stäuben in der Betriebsphase sind im gesamten 


Umfeld nur geringfügige Einflüsse zu erwarten.  


 


Emissionen von Geräuschen (Bau- und Betriebsphase) 


Die mit dem Vorhaben verbundenen Geräuschemissionen führen in der Bauphase im 


Nahbereich zu keiner erheblichen Beeinflussung. Aufgrund der bestehenden Nutzung 


ist bereits ein hohes Maß an Geräuschvorbelastung durch die umgebende Industrie-


kulisse und der nahegelegenen BAB A7 vorhanden. Zudem befindet sich im 


Einwirkbereich der baubedingten Geräusche keine erholungswirksame Fläche, sodass 


von keiner Relevanz auf das Schutzgut Landschaft durch das Vorhaben auszugehen 


ist 


In der Betriebsphase ist davon auszugehen, dass unter Berücksichtigung der vorhan-


denen Geräuschkulisse durch die übrigen gewerblichen Nutzungen keine relevanten 


nachteiligen Beeinträchtigungen der Landschaft durch die vorhabenbedingten Ge-


räuschemissionen hervorgerufen werden. 


 


Lichtemissionen 


Die mit dem Vorhaben verbundenen neuen Lichtemissionen beschränken sich über-


wiegend auf die lokalen Bereiche und sind überwiegend gegenüber der Umgebung 


aufgrund der Ausrichtung der Beleuchtungen auf das Vorhabengelände konzentriert. 


Zudem handelt es sich bei dem unmittelbaren Umfeld des Vorhabenstandorts um 


einen bereits durch Lichtemissionen geprägten Bereich. Demnach ist davon auszu-


gehen, dass neue Beleuchtungen zu keiner relevanten Intensivierung der Lichtemis-


sionen führen. 


 


Wärme- und Wasserdampfemissionen 


Der Betrieb der KWK-Anlage ist mit der Freisetzung von Wärme- und Wasserdampf-


emissionen verbunden. Die Einflüsse auf Natur und Landschaft durch diese Wärme- 


und Wasserdampfabgabe sind als vernachlässigbar gering einzustufen.  


Es ist nicht zu erwarten, dass es zu einer relevanten Beeinflussung der unbelebten 


Umwelt kommt, welche sich nachteilig auf das Schutzgut Landschaft auswirken könn-


ten. Erhebliche Beeinträchtigungen werden somit nicht hervorgerungen.  
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Fazit 


Zusammenfassend betrachtet ist festzustellen, dass die mit dem Vorhaben verbunde-


nen Wirkfaktoren nur zu einer geringen Beeinflussung des Schutzgutes Landschaft 


führen. Die im Zuge des Vorhabens geplanten Änderungen im Bereich des Vorhaben-


standorts werden das derzeitige Erscheinungsbild der Landschaft im Hinblick auf die 


Eigenart, Vielfalt und Schönheit der Landschaft nicht erheblich nachteilig beeinträchti-


gen. 


Tabelle 68.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Landschaft. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Baubedingte Wirkfaktoren 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering keine 


Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme und -versiegelung 


Visuelle Wirkungen 


geringe 


Relevanz 
gering gering 


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen keine Relevanz gering gering 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering keine 


Lichtemissionen keine Relevanz keine keine 


Wärme- und Wasserdampfemissionen keine Relevanz keine keine 


 


 


10.3.8 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 


Bau- und Bodendenkmäler 


Im Bereich des Vorhabenstandortes befinden sich keine Bau- oder Bodendenkmäler, 


die durch vorhabenbedingten Wirkfaktoren betroffen sein könnten. Im weiteren Umfeld 


sind schützenswerte Bau- und Kulturdenkmale vorhanden.  


Bauwerke bzw. Baudenkmäler, unterliegen einer stetigen Beeinflussung durch die 


Atmosphäre, Beschädigungen können sowohl durch natürliche Verwitterungsprozesse 


als auch durch den Einfluss von Luftverunreinigungen hervorgerufen werden. Bei den 


Luftverunreinigungen, die die Bausubstanz angreifen können, sind die Immissionen 


von sauren Gasen (z. B. SO2, NOx) zu nennen, die i. V. m. Feuchtigkeit Säuren 


ausbilden.  


Die Ergebnisse der Ausbreitungsberechnungen im Rahmen der Immissionsprognosen 


für Luftschadstoffe zeigen, dass durch das Vorhaben nur geringfügige 


Zusatzbelastungen von säurebildenden Gasen hervorgerufen werden. Diese 


Zusatzbelastungen sind im Vergleich zur Vorbelastung sowie im Vergleich mit den 


üblichen Emissionen aus Verkehr, Hausbrand vernachlässigbar gering. Eine 


erhebliche nachteilige Beeinflussung von Baudenkmälern ist hieraus nicht abzuleiten. 
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Für die Bestandteile des kulturellen Erbes ergeben sich demgegenüber keine 


Einwirkungen durch die Wirkfaktoren des Vorhabens, die zu einer Beschädigung oder 


gar Zerstörung von Bestandteilen des kulturellen Erbes führen könnten. Insoweit kann 


auf eine weitergehende Betrachtung verzichtet werden.  


 


Sonstige Sachgüter 


Als relevante Wirkfaktoren für die sonstigen zu berücksichtigenden Sachgüter 


(BAB A7, Hafenbahn, WKA, Photovoltaikanlage) kommen insbesondere 


Wasserdampfemissionen und die sich daraus ergebenden Schwadenbildungen 


(inklusive chemischer und physikalischer Umwandlung der mitgeführte Schadstoffe), 


Vereisung, die Baukörper selbst und infolge dessen Störung von Funksignalen sowie 


Verschattungs-/Abschattungseffekte infrage. 


Für das Schutzgut sonstige Sachgüter BAB A7, WKA, Hafenbahn ergeben sich keine 


relevanten Auswirkungen aus dem Vorhaben. 


Für das Schutzgut sonstige Sachgüter, Photovoltaikanlage, kann eine hohe Relevanz 


des Wirkfaktors Schwaden festgestellt werden. 


Allerdings ist bei Einhaltung der baurechtlichen Vorschriften, insbesondere der 


Abstandsregelungen davon auszugehen, dass die Beeinflussung nicht unzumutbar ist. 


 


10.3.9 Schutzgut Mensch, insbesondere der menschlichen Gesundheit 


Für den Menschen können sich aus den Zusammenhängen zwischen den 


Wirkfaktoren und den Funktionen der einzelnen Umweltbereiche direkte und indirekte 


Auswirkungen ergeben. Bei der Vorgehensweise zur Beurteilung der Auswirkungen 


wurde von einer zentralen Position des Menschen innerhalb der Umweltbereiche 


ausgegangen. Die Beurteilung der potenziellen vorhabenbedingten Auswirkungen auf 


die einzelnen Schutzgüter umfasst somit auch aufgrund der 


Wirkungszusammenhänge eine Betrachtung des Menschen. 


 


Flächeninanspruchnahme/-versiegelungen 


Das Vorhaben führt zu baulichen Veränderungen im Bereich des Betriebsgeländes. 


Die baulichen Maßnahmen entsprechen dem industriellen Nutzzweck und fügen sich in 


die Nutzungen des industriell geprägten Hafengebietes ein. Die neuen Baukörper 


werden sich nicht visuell von der Bestandsbebauung unterscheiden und aller 


Voraussicht nach bereits nach kurzer Dauer als ortsüblich von einem Betrachter 


eingestuft werden. Dementsprechend ist nicht von erheblichen nachteiligen 


Beeinträchtigungen des Menschen auszugehen.  


 


Luftschadstoff- und Staubemissionen 


Das Vorhaben bzw. der Gesamtbetrieb der KWK-Anlage ist lediglich mit geringfügigen 


Immissions-Jahres-Zusatzbelastungen in Bezug auf Emissionen gasförmiger 


Luftschadstoffe (z. B. Schwefeldioxid, Stickstoffoxiden) verbunden. Die Immissions-


Jahres-Zusatzbelastungen führen zu keiner relevanten Erhöhung der Vorbelastung 


(sowohl im Untersuchungsgebiet als auch an den zusätzlichen Beurteilungspunkten 


nördlich der Elbe). Die „Irrelevanzgrenze“ nach TA Luft wird für die betrachteten 


Luftschadstoffe sicher unterschritten. 
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Neben den immissionsseitigen Einwirkungen über den Luftpfad wurden beim 


Schutzgut Boden auch Betrachtungen von Schadstoffanreicherungen in den 


Bodenkörpern durchgeführt. Die Ergebnisse zeigen, dass infolge der 


Schadstoffdepositionen und der damit einhergehenden Schadstoffanreicherungen in 


den Bodenkörpern keine als erheblich nachteilig zu beurteilenden Belastungen 


hervorgerufen werden, welche den Schutz der menschlichen Gesundheit gefährden 


könnten.  


 


Geräuschemissionen 


Auf Grundlage der durchgeführten Schallausbreitungsberechnungen im Rahmen der 


schalltechnischen Prognose für das Vorhaben bzw. den Gesamtbetrieb der KWK-


Anlage ist festzustellen, dass an den maßgeblichen Immissionsorten im Umfeld des 


Anlagenstandortes keine Überschreitungen der Immissionsrichtwerte prognostiziert 


werden.  


Ebenfalls werden durch den Betrieb der Gesamtanlage keine kurzzeitigen 


Geräuschspitzen hervorgerufen, die als erhebliche nachteilige Beeinträchtigung bzw. 


Belästigung des Menschen zu werten wären.  


Im Hinblick auf das Schutzgut Mensch ist somit das geplante Vorhaben als 


schalltechnisch verträglich bzw. unbedenklich zu beurteilen. Erhebliche nachteilige 


Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch sind nicht zu erwarten. 


 


Lichtemissionen 


Die mit dem Vorhaben verbundenen neuen Lichtemissionen beschränken sich über-


wiegend auf die lokalen Bereiche und sind überwiegend gegenüber der Umgebung 


aufgrund der Ausrichtung der Beleuchtungen auf das Vorhabengelände konzentriert. 


Zudem handelt es sich bei dem unmittelbaren Umfeld des Vorhabenstandorts um 


einen bereits durch Lichtemissionen geprägten Bereich. Demnach ist davon auszu-


gehen, dass neue Beleuchtungen zu keiner relevanten Intensivierung der Lichtemis-


sionen führen. 


Daher und aufgrund der Lage und Entfernung zur nächstgelegenen wohnbaulichen 


Nutzungen sind insgesamt keine als erheblich nachteilig zu beurteilenden 


Belästigungen des Menschen zu erwarten.  
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Fazit 


Zusammenfassend betrachtet ergeben sich keine Hinweise darauf, dass durch die 


Realisierung des Vorhabens erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen oder 


Belästigungen des Menschen sowie sonstige Gefahren für den Menschen 


hervorgerufen werden könnten. Die einzelnen Beeinträchtigungen durch die 


vorhabenbedingten Wirkfaktoren sind wie folgt einzustufen 


Tabelle 69.  Zusammenfassende Auswirkungsprognose auf das Schutzgut Menschen, insbesondere 


die menschliche Gesundheit. 


Wirkfaktoren Vorhaben-


standort   


Nahbereich 


(< 500 m) 


Fernbereich 


(> 500 m) 


Baubedingte Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen und Staub keine Relevanz gering keine 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering gering 


Lichtemissionen keine Relevanz gering keine 


Anlagenbedingte Wirkfaktoren 


Flächeninanspruchnahme und -versiegelung keine Relevanz keine  keine  


Betriebsbedinge Wirkfaktoren 


Emissionen von Luftschadstoffen keine Relevanz gering gering 


Emissionen von Geräuschen keine Relevanz gering gering 


Lichtemissionen keine Relevanz gering keine 


 


 


10.3.10 Wechselwirkungen 


Die Wirkfaktoren des Vorhabens führen nur zu geringen Beeinträchtigungen der 


einzelnen Umweltbestandteile bzw. Schutzgüter des UVPG.  


Wirkungsverlagerungen bzw. Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern ergeben 


sich teilweise durch die Verflechtungen der Schutzgüter mit dem Schutzgut Luft. Die 


Betrachtung der Auswirkungen durch Wechselwirkungen und Wirkungsverlagerungen 


erfolgte innerhalb der einzelnen Schutzgüter. Diesbzgl. wird jeweils festgestellt, dass 


sich in den einzelnen Schutzgütern keine als erheblich nachteilig einzustufenden 


Beeinträchtigungen erwarten lassen. 
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10.4 Natura 2000 


Im Hinblick auf etwaige nachteilige Einwirkungen auf Natura2000-Gebiete wurde 


geprüft, in wie weit die Luftschadstoffimmissionen zu einer Beeinflussung dieser 


Gebiete in Bezug auf terrestrische Ökosysteme führen könnten. Im Ergebnis wird 


festgestellt, dass sich kein Natura 2000-Gebiet im Einwirkungsbereich des Vorhabens 


befindet. Unter diesen Gesichtspunkten sind keine erheblichen nachteiligen 


Auswirkungen auf ein FFH-Gebiet bzw. die dort vorkommenden Lebensraumtypen zu 


erwarten. 


 


10.5 Fazit 


Auf Grundlage der durchgeführten Auswirkungsbetrachtung des Vorhaben auf die 


einzelnen Umweltschutzgüter kann als Ergebnis des UVP-Berichtes abschließend 


festgehalten werden, dass durch das Vorhaben unter der Voraussetzung der Umsetzung 


der durchzuführenden Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 


keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen der Umwelt zu erwarten sind.  


 


 


 


 


Dr. rer. nat. Jens Dahlhausen Dipl.-Ing. (FH) Christian Purtsch  
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11 Grundlagen und Literatur 


Die in der nachfolgenden Literaturauflistung zitierten Gesetze, Verordnungen und 


Technische Richtlinien wurden stets in der jeweils aktuellen Fassung verwendet. 
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rungen und ähnliche Vorgänge  
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schaftspflege  
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[9] Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1442 der Kommission vom 31. Juli 2017 über 
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Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates für 


Großfeuerungsanlagen (bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2017) 5225) 
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(Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft - TA Luft)  


[11] FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG): Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen 


Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 


[12] Gesetz des Bundes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  


[13] Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 


umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen - KrWG - 


Kreislaufwirtschaftsgesetz  


[14] Hamburgische Bauordnung (HBauO) 


[15] Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 


(Verordnung über das Genehmigungsverfahren) – 9. BImSchV  


[16] Neununddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-


schutzgesetzes (39. BImSchV - Verordnung über Luftqualitätsstandards und 


Emissionshöchstmengen)  
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[17] Vierundvierzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-


Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über mittelgroße Feuerungs- 


Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen - 44. BImSchV) 


[18] Richtlinie 2007/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 


23. Oktober 2007 über die Bewertung und das Management von 
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missionsschutzgesetzes (TA Lärm) 


[20] Sechsundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-


Immissionsschutzgesetzes (26. BImSchV - Verordnung über elektromagnetische 


Felder) 


[21] Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) 


[22] Verordnung zum Schutz des Grundwassers (Grundwasserverordnung - GrwV)  
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Anhang A 


§30 BNatschG Biotope im Betrachtungsraum 


tabellarische Aufstellung 
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ID 
Biotop 


Biotop-
nummer 


Biotop- 
typ 


Zuordnung Biotoptyp nach §30 BNatschG 
Richtung 


[°] 1) 
Entfernung  


[m] 2) 


9121 108 SGF § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 270 2380 


12767 92 WWZ § 30 2.2 Sümpfe 217 1893 


12778 170 NRS § 30 2.3 Röhrichte 250 2352 


12792 83 GFR § 30 2.5 Binsen- und seggenreiche Nasswiesen 231 2232 


12561 163 TMZ § 30 3.4 Trockenrasen 211 1394 


12561 163 TMZ § 30 3.4 Trockenrasen 211 1394 


12561 163 TMZ § 30 3.4 Trockenrasen 211 1394 


12571 140 WSW § 30 4.2 Sumpfwälder 262 1751 


12580 161 SGF 
§ 30 1. Natürliche oder naturnahe Bereiche fließender 


und stehender Binnengewässer 
262 2011 


12588 34 SEA § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 254 2384 


12860 159 SEF § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 251 2134 


12610 162 WWA § 30 4.3 Auwälder 251 2108 


12610 162 WWA § 30 4.3 Auwälder 251 2108 


12905 174 NRZ § 30 2.3 Röhrichte 260 2008 


12905 174 NRZ § 30 2.3 Röhrichte 260 2008 


12905 174 NRZ § 30 2.3 Röhrichte 260 2008 


12905 174 NRZ § 30 2.3 Röhrichte 260 2008 


12926 168 HFZ § 30 4.2 Sumpfwälder 249 2425 


12615 12 WWZ § 30 4.3 Auwälder 264 1985 


12616 158 AKF § 30 2.3 Röhrichte 229 2112 


12844 342 AKT § 30 3.4 Trockenrasen 205 1673 


12877 145 SEZ § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 229 1429 


12646 154 NRS § 30 2.3 Röhrichte 236 2399 


12657 120 HFZ § 30 2.3 Röhrichte 204 2067 


12673 81 WWZ § 30 4.3 Auwälder 233 2268 


12658 46 WWZ § 30 4.3 Auwälder 243 2242 


12670 156 NUG § 30 2.4 Großseggenrieder 223 1946 


12679 133 HFZ § 30 2.3 Röhrichte 261 2215 


12693 172 SEA 
§ 30 1. Natürliche oder naturnahe Bereiche fließender 


und stehender Binnengewässer 
251 2348 


12707 157 NRS § 30 2.3 Röhrichte 223 1970 


12718 180 TMK § 30 3.4 Trockenrasen 256 1918 


12718 180 TMK § 30 3.4 Trockenrasen 256 1918 


12722 179 NRS § 30 2.3 Röhrichte 238 2323 


12746 169 NGZ § 30 2.2 Sümpfe 249 2388 


13093 67 SGZ § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 279 748 


13121 73 HFS § 30 4.3 Auwälder 270 2247 


13121 73 HFS § 30 4.3 Auwälder 270 2247 


13165 71 FFT § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 271 2233 


13194 40 FFT § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 274 1936 


13208 68 FWV § 30 5.3 Wattflächen 281 1153 


13260 78 HUW § 30 5.3 Wattflächen 275 1691 
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13286 4 NRS § 30 2.3 Röhrichte 266 2178 


12947 166 TMZ § 30 3.4 Trockenrasen 239 1959 


12950 167 HFS § 30 4. Bruch-, Sumpf- und Auwälder 262 2143 


12950 167 HFS § 30 4. Bruch-, Sumpf- und Auwälder 262 2143 


13320 27 HFS § 30 4.2 Sumpfwälder 274 2399 


12961 122 SEZ § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 203 2131 


12976 176 TMS § 30 3.4 Trockenrasen 247 2134 


13322 28 FFT § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 274 2367 


12986 178 NHR 
§ 30 2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, 


Großseggenrieder, binsen- und seggenreiche 
Nasswiesen und Quellbereiche 


241 2431 


12989 175 TMS § 30 3.4 Trockenrasen 261 1808 


12989 175 TMS § 30 3.4 Trockenrasen 261 1808 


12991 139 SEZ § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 264 1986 


13010 173 NRZ § 30 2.3 Röhrichte 262 2114 


13010 173 NRZ § 30 2.3 Röhrichte 262 2114 


13012 177 NUG 
§ 30 2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, 


Großseggenrieder, binsen- und seggenreiche 
Nasswiesen und Quellbereiche 


252 2103 


13016 131 STZ § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 257 2185 


13019 165 SEZ § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 251 1822 


17248 48 NRG § 30 2.3 Röhrichte 196 1658 


17563 16 FWV § 30 2.3 Röhrichte 11 2264 


17102 44 WPW 
§ 30 2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, 


Großseggenrieder, binsen- und seggenreiche 
Nasswiesen und Quellbereiche 


171 715 


17102 44 WPW 
§ 30 2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, 


Großseggenrieder, binsen- und seggenreiche 
Nasswiesen und Quellbereiche 


171 715 


17127 35 AKF § 30 2.3 Röhrichte 199 1862 


17127 35 AKF § 30 2.3 Röhrichte 199 1862 


17141 42 NRS § 30 2.3 Röhrichte 191 665 


17151 36 NRS § 30 2.3 Röhrichte 199 1811 


17151 36 NRS § 30 2.3 Röhrichte 199 1811 


17167 13 WSW § 30 4.2 Sumpfwälder 196 1904 


17181 43 AKF § 30 2.3 Röhrichte 165 723 


17189 38 SEZ § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 177 1736 


17200 49 TMZ § 30 3.4 Trockenrasen 207 1351 


16780 32 NRS § 30 2.3 Röhrichte 182 2428 


17215 29 SER § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 195 845 


17281 34 FBT § 30 1.1 Natürliche oder naturnahe Fließgewässer 196 1808 


17293 47 SER § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 189 1775 


17283 50 SER § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 234 311 


17287 40 SEZ § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 135 1011 


17295 46 SER § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 189 1851 


17415 30 SEG § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 337 474 


17422 31 SEG § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 266 244 
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17432 3 SER § 30 1.2 Natürliche oder naturnahe stehende Gewässer 201 122 


21780 6 TMZ § 30 3.4 Trockenrasen 95 2206 


21634 8 TMK § 30 3.4 Trockenrasen 127 2230 


21646 12 FWX § 30 2.3 Röhrichte 120 2035 


21678 16 TMZ § 30 3.4 Trockenrasen 128 2178 


 
1) Richtung in ° ausgehend vom Anlagenstandort 
2) Abstand zum Anlagenstandort in m 


 





